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Editorial: Ökonomie der Technik 


Seit den industriellen Neuerungen der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts gal- 
ten technische Entwicklungen den Apo- 
logeten wie den Kritikern der entstehen- 
den kapitalistischen Gesellschaften als 
Motor für Wachstum und Wohlstand. 
Im Kommunistischen Manifest von 1848 
bescheinigten Marx und Engels der 
Bourgeoisie, „massenhaftere und kolossa- 
lere Produktionskräfte* geschaffen zu 
haben als alle früheren Generationen: 
„Unterjochung der Naturkräfte, Maschi- 
nerie, Anwendung der Chemie auf Indu- 
strie und Ackerbau, Dampfschiffahrt, Ei- 
senbahnen, elektrische Telegraphen, Ur- 
barmachung ganzer Weltteile, Schiffbar- 
machung der Flüsse...“ (MEW 4: 467). 
Unter den gegenwärtigen Bedingungen 
des privaten Eigentums nütze all dies al- 
lerdings nur den wenigsten, während die 
Entfesselung der produktiven Kräfte für 
die große Mehrheit der Bevölkerung 
nichts als Elend und Unterdrückung mit 
sich gebracht hätten. Doch reifte damit, 
davon waren Marx und Engels von 
Grund auf überzeugt, auch die materielle 
Basis für eine bessere Gesellschaft heran. 
Rund drei Jahrzehnte später schrieb En- 
gels in Die Entwicklung des Sozialismus 
von der Utopie zur Wissenschaft über 
die „heutigen gewaltigen Produktivkräf- 
te“: „Aber einmal in ihrer Natur begrif- 
fen, können sie in den Händen der asso- 
ziierten Produzenten aus dämonischen 
Herrschern in willige Diener verwandelt 
werden. Es ist der Unterschied zwischen 
der zerstörenden Gewalt der Elektrizität 
im Blitze des Gewitters und der gebän- 
digten Elektrizität des Telegraphen und 


des Lichtbogens, der Unterschied zwi- 
schen der Feuersbrunst und des im Dienst 
des Menschen wirkenden Feuers.“ (MEW 
19: 223). Entscheidend für die Nutzbar- 
machung der technischen Errungenschaf- 
ten der Zeit sei demnach die „gesell- 
schaftlich planmäßige Regelung der Pro- 
duktion“ (ebd.). Vertrauten die Markt- 
theoretiker auf die segensreichen Wirkun- 
gen der Konkurrenz, die technische Ent- 
wicklungen zum Wohle aller weitertrei- 
ben und der Allgemeinheit zugänglich 
machen würden, so wurden hier im Ge- 
gensatz dazu grundsätzlich andere gesell- 
schaftliche Steuerungsmechanismen ein- 
gefordert. Über alle ideologischen Grä- 
ben hinweg bestand jedoch auf beiden Sei- 
ten der Glaube an eine lineare Aufwärts- 
entwicklung, eine glatte Optimierung 
und - wie man es in der Sprache des 19. 
Jahrhunderts ausdrückte - eine stetige 
„Vervollkommnung“ der Technik. 

Dieser Glaube an die Unschuld der 
Technik ließ sich im 20. Jahrhundert 
nicht mehr aufrechterhalten. Im Ersten 
wie im Zweiten Weltkrieg wurde Technik 
zum Instrument von militärischem Mas- 
senmord. Giftgas, Maschinengewehre, Ra- 
keten, Bombenflugzeuge und Panzer er- 
öffneten neue, bisher nicht vorstellbare 
Schreckensdimensionen für die Soldaten 
wie für die Zivilbevölkerung. Zum Ende 
des Zweiten Weltkriegs folgten die dra- 
matischen und traumatischen Erfahrun- 
gen der Wirkungen atomarer Energie: 
Die Zündung der US-amerikanischen 
Atombomben über Hiroshima und Na- 
gasaki im August 1945 kostete damals 
unmittelbar und in ihren Spätwirkungen 
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insgesamt mehr als 400.000 Menschen 
das Leben. Die ungeheure Zerstörungs- 
kraft des „Feuerregens“ veranlasste den 
Philosophen Günther Anders zu der pes- 
simistischen Diagnose der „Antiquiert- 
heit des Menschen“, der mit den von 
ihm selbst entwickelten technischen Po- 
tentialen offenbar nicht Schritt halten 
konnte und die Kontrolle über deren 
vernünftigen Gebrauch endgültig verlo- 
ren hatte. Doch das apokalyptische 
Grauen, das die Bombenabwürfe verbrei- 
teten, wurde durch das nachfolgende 
Versprechen einer „friedlichen Nutzung“ 
bald in den Hintergrund gedrängt. In der 
Bundesrepublik wurde 1955 unter Franz- 
Josef Strauß ein eigenes Ministerium für 
Atomfragen eingerichtet und Strauß er- 
klärte die Entwicklung der Atomenergie 
zur nationalen „Existenzfrage“. Die 
Stromkonzerne standen der neuen Tech- 
nologie zunächst äußerst skeptisch ge- 
genüber, wurden dann jedoch mit Hilfe 
von Milliardengeldern für die Subven- 
tionierung der Forschung sowie durch 
günstige Kredite, Verlustgarantien und 
Bundesbürgschaften umgestimmt. Aber 
auch linke Theoretiker wie Ernest Man- 
del oder Ernst Bloch gaben sich dem 
Traum vom Goldenen Atomzeitalter mit 
unbegrenzten Energieressourcen, nu- 
kleargetriebenen Autos und Flugzeugen 
hin. Bloch schwärmte in Das Prinzip 
Hoffnung vom grandiosen Nutzen der 
Kernkraft: „Wie die Kettenreaktionen auf 
der Sonne uns Wärme, Licht und Leben 
bringen, so schafft die Atomenergie, in 
anderer Maschinerie als der der Bombe, 
in der blauen Atmosphäre des Friedens 
aus Wüsten Fruchtland, aus Eis Frühling. 
Einige hundert Pfund Uranium und 
Thorıum werden ausreichen, um die Sa- 
hara und die Wüste Gobi verschwinden 
zu lassen, Sibirien und Nordamerika, 
Grönland und die Antarktis zur Riviera 
zu verwandeln.“ (Das Prinzip Hoffnung, 
Bd. 2, Ffm. 1959, S. 775). Erst im Gefol- 
ge der Studentenbewegung formierte sich 
eine kritische Öffentlichkeit, die in den 
1970er Jahren die unabsehbaren Sicher- 
heitsrisiken der zivilen wie der militäri- 


schen Nutzung der Kernenergie in Ost 
und West sowie die bis heute völlig un- 
gelöste Frage der Endlagerung von abge- 
brannten Brennstäben aufwarf. 

Nachdem die Gefahren der Atomtechno- 
logie in Deutschland und anderswo 
durch Bürgerbewegungen und kritische 
WissenschaftlerInnen bekannt gemacht 
worden waren, konnten sie nicht mehr 
ignoriert werden. Dazu kamen seit Ende 
der 1950er Jahre eine Reihe von schwe- 
ren Störfällen - 1957: Windscale/Sella- 
field, 1957/58: Tscheljabinsk, 1979: Har- 
risburg, 1986: Tschernobyl, 1999: To- 
kaimura. Wie wenig beherrschbar die 
Atomtechnologie trotz gestiegener Si- 
cherheitsstandards nach wie vor geblie- 
ben ist, zeigten immer wieder zahllose 
kleinere Störfälle, in jüngster Zeit unter 
anderem in Temelin und Forsmark. 
Doch das Entsetzen über Tschernobyl ist 
für viele in eine entfernte Vergangenheit 
gerückt und so stoßen die Pläne vieler 
Regierungen, weltweit neue Reaktoren zu 
bauen oder, wie in Deutschland, den 
„Ausstieg aus dem Ausstieg“ ins Auge zu 
fassen, nur auf mäßigen Widerstand. 
Vielmehr scheint die frühere verhängnis- 
volle Aufspaltung der Gefahren in eine 
bedrohliche militärische und in eine 
vorgeblich harmlose zivile Variante wie- 
deraufzuleben: Im Jahr 2005 wurde der 
Friedensnobelpreis an die Internationale 
Atomenergiebehörde (IAEA) unter ihrem 
Direktor Mohamed EI Baradei verliehen: 
für ihre „Bemühungen, die Nutzung der 
Atomenergie für militärische Zwecke zu 
verhindern und ihre friedliche Nutzung 
so sicher wie möglich zu gestalten.“ Al- 
lein in Europa sollen nach Angaben von 
Greenpeace in den nächsten Jahren 29 
neue Reaktoren gebaut werden - Pläne, 
die für ungleich weniger Aufregung sor- 
gen als die Behauptung der nordkoreani- 
schen Regierung, über Atomraketen zu 
verfügen. 

Im Anschluss an die Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit für die Unwägbarkeiten 
und Risiken der Atomtechnologie ent- 
stand eine breite sozialwissenschaftliche 
Diskussion über „angepasste“ Technolo- 
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gien - wie in entwickelten und auch in 
weniger entwickelten Ländern Techniken 
entworfen und eingesetzt werden sollten, 
die gleichermaßen sozial und ökologisch 
verträglich wären. Die Kritik an Groß- 
techniken hatte sich nicht nur gegen 
Atomkraftwerke, sondern auch gegen die 
Chemieindustrie, die industrialisierte 
Landwirtschaft sowie die Luft- und 
Raumfahrttechnik gerichtet. In dieser Si- 
tuation trafen „Kleinheitstheoretiker“ wie 
Leopold Kohr und Ernst F. Schumacher 
auf offene Ohren. Heute wird ihr Kon- 
zept „Small is beautiful“ meist nur noch 
verkürzt als Kritik an Großtechnologien 
gesehen. Doch diese richtete sich eben- 
sosehr gegen den Imperativ des ständi- 
gen Wachstums und wies, wie auch an- 
dere Schriften dieser Zeit, deutlich auf 
mögliche Grenzen des Wachstums hin. 
Diese grundsätzliche Kritik ist mittlerwei- 
le in weiten Kreisen verloren gegangen. 
Übrig geblieben ist eine Suche nach 
Technologien, die mehr Dinge mit weni- 
ger Naturverbrauch produzieren sollen. 
Ressourceneffiziente Technik soll nun 
besseres Wachstum ermöglichen. 

Die Frage, wie technische Entwicklung, 
wirtschaftliche Interessen, politische Rah- 
menbedingungen und Herrschaftsverhält- 
nisse generell zusammenhängen, wird seit 
den 1990er Jahren kaum noch gestellt. 
Technikfolgenabschätzung ist zwar auf 
verschiedenen Ebenen etabliert worden, 
hängt jedoch direkt von staatlichen Mit- 
teln ab und ist somit nur gefragt und 
förderungswürdig, soweit sie darzulegen 
weiß, wie sie einen Beitrag zur „Innova- 
tionsfähigkeit“ leisten kann. Damit sind 
die hochgespannten Erwartungen auf bes- 
sere Partizipationsmöglichkeiten durch 
Technikfolgenabschätzung verschwunden 
und wurden mittlerweile von Staats we- 
gen durch den affırmativen Begriff der 
Innovations- und Technikanalysen (ITA) 
ersetzt. Während die internationalen und 
interdisziplinären Science and Technolo- 
gy Studies (STS) seit den achtziger Jahren 
die soziale und kulturelle Konstruiertheit 
von Wissen und Technologien analysiert 
haben, blieb die ökonomische Dimensi- 


on der Technik, mit Ausnahme einiger 
Mikrostudien, eine Leerstelle. Demge- 
genüber soll in diesem Heft der PRO- 
KLA wieder an „traditionelle“ Fragestel- 
lungen angeknüpft werden, bei denen es 
um das Wechselverhältnis technischer 
und wirtschaftlicher Entwicklungen und 
Interessen geht oder auch um gesell- 
schaftliche Heilsversprechen, die mit In- 
novationen und dem Einsatz neuer 
Techniken verbunden sind. Lässt man 
die, nach den Erfahrungen des 20. Jahr- 
hunderts naiv erscheinende Fortschritts- 
gläubigkeit früherer Theoretiker hinter 
sich, so lassen sich mehrere Ebenen der 
Betrachtung unterscheiden. 

Auf einer ersten Ebene geht es um die 
Widersprüche zwischen technischer und 
ökonomischer Rationalität. Sozialdemo- 
kraten, die sich spätestens nach dem Er- 
sten Weltkrieg von der Vision einer 
grundlegenden Umgestaltung der Gesell- 
schaft verabschiedet und mit den öko- 
nomischen Verhältnissen arrangiert hat- 
ten, stimmten in den Chor der bürgerli- 
chen Fortschrittsbefürworter ein und fei- 
erten Henry Fords Popularisierung des 
Autos mit Hilfe von Spezialmaschinen, 
Fließbändern und dem Einsatz von an- 
gelernten Arbeitern. Ähnlich gingen die 
meisten Sozialwissenschaftler der 1920er 
Jahre, etwa Friedrich von Gottl-Ottlilien- 
feld, von einer inhärenten „technischen 
Vernunft“ aus. Wie Roman Köster in 
seinem Beitrag zu den Technikkonzep- 
tionen der damaligen nationalökonomi- 
schen Diskussionen aufzeigt, musste sich 
die Hoffnung auf schrankenlose Techni- 
sierung der Produktion jedoch bald an 
der „ökonomischen Vernunft“ brechen - 
die Logik des Kapitals stand der Aus- 
schöpfung aller technischen Potentiale 
oftmals entgegen oder aber sie produzier- 
te Überkapazitäten und Arbeitslosigkeit. 
Vielfach wurde dem Staat oder dem Kon- 
zept der „gebundenen Wirtschaft“ daher 
zugetraut, hier eine neue gesellschaftliche 
Harmonie ins Werk zu setzen. 

In den Jahrzehnten nach dem Zweiten 
Weltkrieg zeigte sich in der Bundesrepu- 
blik immer wieder, dass technische In- 
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novationen vielfach an den sozio-ökono- 
mischen Rahmenbedingungen  scheiter- 
ten: etwa aufgrund der Konkurrenzsitua- 
tion oder etablierter Technologien, die 
eine hohe Pfadabhängigkeit aufweisen 
und der Einführung neuer Technologien 
entgegenstanden. Entgegen den vorherr- 
schenden Ansichten sind erfolgreiche 
Innovationen nicht einfach durch über- 
legenes Management und vermeintlich 
objektive technische Überlegenheiten 
„herstellbar“, sondern hochgradig von 
bestehenden Macht- und Marktverhält- 
nissen abhängig. Bekannte Beispiele für 
„Flops“, für gescheiterte Innovationen 
der letzten Jahrzehnte sind das Plastik- 
fahrrad Itera, der Schnelle Brüter, das 
Riesenwindrad Growian oder das Riesen- 
Luftschiff Cargolifter. Reinhold Bauer 
stellt einige Fälle, insbesondere den Hy- 
drobergbau und den Sterling-Motor, vor. 
Eine zweite Ebene möglicher Konflikte 
ergibt sich aus beabsichtigten oder un- 
beabsichtigten Wirkungen der techni- 
schen Entwicklung, die einzelne Bran- 
cheninteressen unterschiedlich berühren 
können. Diese Entwicklung folgt keinem 
Masterplan, sondern den individuellen 
Kalkülen einzelner Kapitale, womit Sub- 
stitutions- und Verdrängungsprozesse 
ausgelöst werden können (etwa des Gas- 
lichts durch elektrische Beleuchtung, der 
Schallplatte durch die Compact Disc). 
Oder aber die Abnehmer bekommen 
technische Geräte zur Verfügung, deren 
Nutzung sich unmittelbar gegen die In- 
teressen anderer Unternehmen richtet - 
dies ist in den letzten Jahren durch 
Techniken zum Kopieren und Reprodu- 
zieren von Musikaufnahmen oder Fil- 
men der Fall. Lars Bretthauer untersucht, 
wie sich die Digitalisierung von Filmen 
auf die Filmindustrie ausgewirkt hat und 
wie diese unter anderem versucht, staatli- 
che Instanzen einzuschalten, um der 
weitverbreiteten, in ihren Augen jedoch 
äußerst schädlichen Praxis des down- 
loads und der unentgeltlichen Weiterga- 
be von Filmen beizukommen. 

Eine dritte, seit den Kontroversen um 
die Atomtechnologie vieldiskutierte 


Ebene berührt die Frage, inwieweit tech- 
nische Entwicklungen demokratisch kon- 
trollierbar sind und inwieweit sie im In- 
teresse der NutzerInnen - der Konsu- 
mentlinnen, der abhängig Beschäftigten, 
der Gesellschaft insgesamt - gestaltet 
werden können. In den 1970er Jahren 
wurden die bereits erwähnten Verfahren 
der Technikfolgenabschätzung entwik- 
kelt, mit denen entsprechende Hoffnun- 
gen umgesetzt werden sollten. Technik- 
historikerlinnen meinten, aus Studien 
zur Technikgenese früherer Neuerungen 
ließen sich Folgerungen ziehen, die auch 
prospektiv verwendet werden könnten. 
Doch diese optimistischen Erwartungen 
ließen sich allenfalls punktuell umsetzen, 
unter anderem deshalb, weil zukünftige 
Entwicklungen häufig nicht den Mustern 
der Vergangenheit folgen, sondern im- 
mer wieder neue Wege eingeschlagen 
werden. Aber auch das wirtschaftliche 
und politische Umfeld änderte sich mit 
der zunehmenden Internationalisierung 
der Märkte, so dass die staatliche Ein- 
flussnahme der 1970er Jahre unter ande- 
ren Vorzeichen stand als diejenige am 
Ende des 20. Jahrhunderts. Petra Scha- 
per-Rinkel nimmt in den Blick, wie die 
Nanotechnologie als Schlüsseltechnolo- 
gie des 21. Jahrhunderts politisch for- 
miert wird und dabei eine Ökonomie 
des Versprechens etabliert wird. 

Eine vierte Ebene der Betrachtung führt 
zu den eingangs angeführten Hoffnun- 
gen zurück, neue technische Entwicklun- 
gen führten unmittelbar zu besseren Le- 
bensverhältnissen. In der sozialwissen- 
schaftlichen Forschung gilt eine derartige 
Vorstellung als Technikdeterminismus 
und als lange überwunden. Wenngleich 
bestimmte Technologien wie die Kern- 
energie ihr Gefahrenpotential unter un- 
terschiedlichen gesellschaftlichen Bedin- 
gungen unverändert beibehalten, erweist 
sich in den meisten anderen Fällen der 
soziale Kontext des Einsatzes als ent- 
scheidend. Diese Einsicht wurde unter 
anderem bei der Untersuchung von Pro- 
duktionsprozessen und deren Technisie- 
rung gewonnen. Häufig schreiben Ma- 
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schinen und Arbeitsmittel keineswegs 
zwangsläufig eine bestimmte Arbeitstei- 
lung vor - dies war zwar der Fall bei 
Henry Fords Spezialmaschinen und 
Fließbändern, die für angelernte Arbeits- 
kräfte vorgesehen waren und ein be- 
stimmtes Arbeitstempo vorgaben, nicht 
aber bei der Einführung der NC- 
Werkzeugmaschine - um dieses Beispiel 
stellvertretend für viele andere anzufüh- 
ren. Wie David Noble gezeigt hat, konn- 
te ihr Einsatz ebenso damit verbunden 
sein, dass Kopf und Handarbeit (Pro- 
grammierung und Bedienung) auf zwei 
Arbeitskräfte aufgeteilt wie auch bei ei- 
ner Arbeitskraft zusammengeführt waren. 
Um so mehr gilt diese Kontextabhängig- 
keit im Bereich des Konsums. Wie Han- 
dys, Tiefkühlkost, Autos oder Video- 
Recorder genutzt und benutzt werden, 
hängt von spezifischen Kulturen ab, die 
sich unter anderem nach Ländern und 
Regionen sowie nach Geschlecht und Al- 
ter unterscheiden. Im Widerspruch zu 
diesen Erkenntnissen ist die Vorstellung, 
Technik gestalte unmittelbar Verhältnisse, 
in weiten Teilen der Öffentlichkeit wie der 
Politik immer noch vorherrschend. So 
stellt die Wirtschaftswoche etwa das 
„Krankenhaus der Zukunft“ vor, in dem 
aus einfachen Patienten dank Computer- 
technik „digitale Patienten“ werden. Die 
„totale Vernetzung von Arzt und Pati- 
ent“, wird in dem Artikel mit Emphase 
behauptet, „spart Kosten und kann Le- 
ben retten.“ (Wirtschaftswoche Nr. 30/ 
2006: 77ff). Auch in anderen Bereichen 
wird die Komplexität sozialer und kultu- 
reller Kontexte häufig äußerst vereinfacht 
und unzulässig verkürzt. Karsten Weber 
unterzieht daher Projekte, mit denen der 
Digital Divide, also die Kluft zwischen 
Besitzern und Nicht-Besitzern von Com- 
putern in entwickelten und weniger ent- 
wickelten Ländern überbrückt werden 
sollte, einer kritischen Überprüfung. 

Ein klassisches Gebiet für technikdeter- 
ministische Sichtweisen stellt schließlich 
von jeher das Militär dar. Die Entwick- 
lung einer „Wunderwaffe“ galt nicht nur 
der Deutschen Wehrmacht im Zweiten 


Weltkrieg als bevorzugtes Mittel, um die 
gegnerischen Alliierten endgültig zu be- 
siegen. Ähnlich wie hinter dem „digita- 
len Patienten“ ein grundlegend neues Pa- 
tientenverständnis steht, hat das US- 
Militär in den letzten Jahren einen „digi- 
talen Soldaten“ konstruiert, der auf ei- 
nem „gläsernen Schlachtfeld“ agieren 
und mit dem großen Versprechen einer 
„risikolosen Kriegsführung“ (dies aller- 
dings nur bezogen auf die US-Soldaten) 
antreten würde. Jan Benedix befasst sich 
mit der Frage, welche Rolle derartige 
Leitbilder für die neuen Konzeptionen 
der US-Streitkräfte spielen. 

Technikdeterminismus erlebt demnach 
in der medialen, wirtschaftlichen und po- 
litischen Praxis eine anhaltende Kon- 
junktur, bietet er sich doch nach wie vor 
für einfache und leicht vermittelbare 
Weltbilder und -erklärungen an. Als ei- 
ner der Väter solcher Sichtweisen gilt 
Marx. „Die Handmühle ergibt eine Ge- 
sellschaft mit Feudalherren, die Dampf- 
mühle eine Gesellschaft mit industriellen 
Kapitalisten“, schrieb er 1847 in der 
Schrift Elend der Philosophie (MEW 4: 
130). Diese pointierte Formulierung 
brachte ihm den Vorwurf ein, trotz aller 
Betonung von sozialen Auseinanderset- 
zungen und Klassenkämpfen im Grunde 
Technikdeterminist zu sein, die Technik 
also zur zentralen Akteurin gesellschaftli- 
cher Veränderungen zu machen. So sehr 
Marx aber, wie eingangs angemerkt, die 
technischen Entwicklungen seiner Zeit 
hervorhob und offen oder verstohlen 
bewunderte, so war ihm eine solche 
Sichtweise dennoch - wie allein ein Blick 
in den ersten Band des Kapitals zeigt - 
zutiefst fremd. Nicht Maschinen mach- 
ten ihm zufolge Geschichte, sondern 
Menschen innerhalb bestimmter gesell- 
schaftlicher Bedingungen. Dazu gehörten 
auch die jeweiligen technologischen 
Standards einer Zeit, die ihrerseits durch 
wirtschaftliche Aktivitäten verändert 
wurden. Die zentrale Rolle spielten dabei 
die kapitalistischen Unternehmer, die 
technische Neuerungen wie die Spinning 
Jenny von James Hargreaves oder den 
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mechanischen Webstuhl von Edmund 
Cartwright im Wesentlichen aus zwei 
Gründen einsetzten: um die Produkti- 
onskosten zu senken und in dem Bestre- 
ben, die fallweise aufsässige Arbeiter- 
schaft zu disziplinieren. Anders als viele 
vereinfachende Deutungen seiner Epigo- 
nen analysierte Marx den Prozess der 
Einführung neuer Arbeitsmethoden und 
der Mechanisierung der Arbeit jedoch 
höchst differenziert und widmete sich 
auch den inneren Widersprüchlichkeiten 
dieser Prozesse. Finer der am häufigsten 
zitierten Sätze aus dem „Maschinerieka- 
pitel“ des Kapitals lautet: „Während die 
Maschinenarbeit das Nervensystem aufs 
äußerste angreift, unterdrückt sie das 
vielseitige Spiel der Muskeln und konfis- 
ziert alle freie körperliche und geistige 
Tätigkeit. Selbst die Erleichterung der 
Arbeit wird zum Mittel der Tortur, in- 
dem die Maschine nicht den Arbeiter 
von der Arbeit befreit, sondern seine Ar- 
beit vom Inhalt.“ (MEW 23: 446) Doch 
die detailreiche Schilderung dieser Ten- 
denz endet in einer überraschenden 
Wendung, mit der die vorhergehenden 
Ausführungen scheinbar auf den Kopf 
gestellt werden: „Die moderne Industrie 
betrachtet und behandelt die vorhandne 
Form eines Produktionsprozesses nie als 
definitiv. Ihre technische Basis ist revolu- 
tionär, während die aller früheren Pro- 
duktionsweisen wesentlich konservativ 
war... Sie revolutioniert damit ebenso be- 
ständig die Teilung der Arbeit im Innern 
der Gesellschaft... Die Natur der großen 
Industrie bedingt daher Wechsel der Ar- 
beit, Fluss der Funktion, allseitige Beweg- 
lichkeit des Arbeiters.“ (MEW 23: 510f). 
Tatsächlich zeigte sich im folgenden 
Jahrhundert ein Nebeneinander unter- 
schiedlichster Methoden, um die Ar- 
beitsproduktivität zu steigern. „Reelle 
Subsumtion“ konnte mit zunehmender 
Spezialisierung und unmittelbarer Kon- 
trolle der Tätigkeiten, aber auch mit der 
Förderung von Facharbeit und relativ 
autonomen Formen der Arbeitsorganisa- 
tion einhergehen. Im Gegensatz zu dem 
idealisierenden Blick, den Marx auf die 


Entwicklung von Technik als fraglose 
Grundlage von Wohlstand und gutem 
Leben warf, ist von seinen Überlegungen 
zum konkreten Einsatz von Technik an 
Arbeitsplätzen immer noch zu lernen. 
Auch in anderen Bereichen bleibt Tech- 
nik nach wie vor im Rahmen kapitalisti- 
scher Produktions- und Verwertungsver- 
hältnisse und ihrer Widersprüche zu 
thematisieren. 

Der Computerentwickler und -Kritiker 
Joseph Weizenbaum hat die Computer- 
technik die Technik genannt, die in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts Ei- 
gentums- und Herrschaftsstrukturen be- 
festigt hat: „Ja, der Computer kam ‘gera- 
de noch rechtzeitig’. Aber rechtzeitig wo- 
für? Er kam gerade noch rechtzeitig, um 
gesellschaftliche und politische Struktu- 
ren intakt zu halten - sie sogar noch ab- 
zuschotten und zu stabilisieren -, die an- 
dernfalls entweder radikal erneuert wor- 
den oder unter den Forderungen ins 
Wanken geraten wären, die man unwei- 
gerlich an sie gestellt hätte.“ (Die Macht 
der Computer und die Ohnmacht der 
Vernunft, Ffm. 1978, S.54). Ob sich 
Ähnliches noch einmal ereignen könnte, 
steht heute mit der Umwelttechnik auf 
der politischen Tagesordnung. Nachdem 
neuerdings sogar europäische Regierungs- 
chefs wie Tony Blair von der kommen- 
den Klimakatastrophe sprechen, soll 
Umwelttechnik als Rettungsanker für das 
fossile industrielle System dienen, dabei 
auch noch neue Absatzmärkte für die 
Länder schaffen, die den Klimakollaps 
maßgeblich zu verantworten haben. Er- 
neut ist das Ziel die Quadratur des Krei- 
ses: Umwelttechnologien, so die Euro- 
päische Kommission, „führen zu einer 
Senkung des Energie- und Ressourcenver- 
brauchs und damit zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitiger 
Verringerung von Emissionen und Abfäl- 
len“ (Mitteilung an den Rat und das Eu- 
ropäische Parlament: Stimulation von 
Technologien für nachhaltige Entwick- 
Jung KOM 2004/38). Seit auch die herr- 
schende Politik festgestellt hat, dass die 
Weiter-so-Strategie keine langfristig mög- 
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liche energiepolitische Perspektive sein 
kann, lautet die Losung der deutschen 
Umweltpolitik, deutsche Unternehmen 
zu Marktführern auf dem wachsenden 
Weltmarkt für Umwelttechnologien zu 
machen. Da jedoch die Frage der Res- 


sourceneffizienz lediglich die Symptome 
eindämmen. Das generelle Problem, das 
vom kapitalistischem Wachstum ausgeht, 
wird mit den technischen Lösungen zur 
Effizienzsteigerung aber nicht gelöst. 
Nicht allein technische, sondern grund- 


sourcen nur die sichtbare Spitze des Eis- 
bergs bildet, können technische Lösun- 
gen zur Steigerung der Energie- und Res- 


legende politische 
Veränderungen sind hier nötig. 


und ökonomische 


PROKLA 146: „... der Bevölkerung“ - Kritik der Demographie (März 2007) 
PROKLA 146 nimmt die Renaissance der Thematik „Demographie“ zum Anlass 
für eine kritische Analyse der damit veranstalteten „reformpolitischen“ Mobilma- 
chung. Das Heft fragt zum einen nach den am Prozess des demografischen Wan- 
dels und seiner politischen Bearbeitung deutlich werdenden Grenzen hergebrach- 
ter politischer und sozialer Vergemeinschaftung. Zum anderen wird das von Wis- 
senschaft und Feuilleton gezeichnete Schreckensbild einer Gerontokratie, in der 
die Alten der Zukunft die Tyrannei ausüben, als auch die angebotenen Lösungs- 


möglichkeiten, durchleuchtet. 


PROKLA 147: Internationalisierung des Staates (Juni 2007) 

Im Zuge der Globalisierung haben sich sowohl die Voraussetzungen, unter denen 
Politik stattfindet, als auch die Rahmenbedingungen politischer Auseinanderset- 
zungen und Kämpfe erheblich geändert. Gleichzeitig wird durch diese Kämpfe 
aber auch das Terrain des „Internationalen Politischen“ mit konstituiert. Die Ver- 
änderungen, die die Medien staatlicher Herrschaft - Geld, Macht und Recht - 
auf internationaler Ebene erleben, will PROKLA 147 untersuchen, ebenso wie 
den Zusammenhang zwischen transnationaler Klassenbildung und der Internatio- 
nalisierung von Staatlichkeit sowie den Möglichkeiten, die sich für eine herr- 


schaftskritische Politik unter diesen Bedingungen ergeben. 


Lars Bretthauer 


„Film ab”: zur Transformation der 
Distributions- und Konsumverhältnisse 
in der digitalisierten Spielfilmindustrie' 


Die Genese und Implementierung neuer Technologien wird in vielen öffentli- 
chen Debatten über die Veränderung von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft 
entweder als verselbstständigter und überwältigender Prozess beschrieben oder 
einer progressiven wissenschaftlichen Vernunft zugerechnet, die mit einer ver- 
meintlichen Rationalität staatlicher Herrschaft eng verknüpft ist. Entgegen 
solch technizistischen und etatistischen Technikverständnissen soll ın diesem 
Beitrag aus der Perspektive der materialistischen Staatstheorie’ die These ver- 
treten werden, dass die Genese, Diffusion und Implementierung neuer Tech- 
nologien auf herrschaftsförmig präformierten ökonomischen und staatlichen 
Terrains stattfindet. Diese werden durch die Implementierung neuer Techno- 
logien zwar transformiert, besitzen jedoch durch die institutionell verdichteten 
Herrschaftsverhältnisse eine eigene Widerstandskraft gegenüber technologi- 
schen Innovationsprozessen. Technologische Entwicklungen sind damit gesell- 
schaftlichen Strukturen nicht äußerlich, sondern schreiben sich über histo- 
risch-konkrete Konjunkturen von Kräfteverhältnissen in die Materialität des 
Staates (Poulantzas 1978: 176; vgl. Bretthauer 2006) ein. In diesem Sinne soll 
im Folgenden die Re-Regulierung der Distributions- und Konsumverhältnisse 
in der Spielfilmindustrie in Deutschland dargestellt werden. Im Zentrum steht 
dabei die Frage nach der Destabilisierung und Re-Regulierung geistiger Eigen- 
tumsverhältnisse in der Spielfilmindustrie seit Mitte der 1990er Jahre. Mit der 
zu diesem Zeitpunkt einsetzenden Digitalisierung durch die Einführung des 
DVD-Formats, den massenhaften Verkauf von PCs und CD-Brennern und der 
Verbreitung von Highspeed-Internetanschlüssen veränderten sich die techno- 
logischen Bedingungen des Vertriebs und Konsums von Spielfilmen. 


1 Dieser Artikel stellt einen zusammenfassenden Ausschnitt aus meiner Diplomarbeit dar 
(Bretthauer 2005). Für die Unterstützung bei ihrer Erstellung als maßgeblicher Vorarbeit für 
diesen Artikel möchte ich Daniel von Fromberg, Mikıya Heise, Claudia Prinz und beson- 
ders Katharina Lenner danken. Für seine ausführlichen Anregungen zu diesem Beitrag danke 
ich Alexander Gallas. Alle Fehler liegen natürlich in meiner Verantwortung. 

2 Auch wenn der Korpus materialistischer Staatstheorie weit über diese hinausgeht, wird den 
Arbeiten von Nicos Poulantzas (1978), Bob Jessop (1982, 1990) und Antonio Gramsci 
(1995) im Folgenden ein besonderer Stellenwert eingeräumt. 
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1. Staatstheoretische Vorbemerkungen 


Die Entwicklung der Produktivkräfte ist zentral für die Entwicklungsdynamik 
kapitalistischer Gesellschaften und führt zu einer permanenten Umwälzung 
der Produktions- und Konsumverhältnisse (vgl. MEW 25: 269). Damit stellt 
sich jedoch auch immer wieder die historische Frage nach ihrer rechtlichen 
Regulierung und Einhegung. Nicos Poulantzas hat hier auf die ko-konstitutive 
Präsenz des Staates in der kapitalistischen Ökonomie hingewiesen (1978: 46). 
Bob Jessop argumentiert diesbezüglich für ein strategisch-relationales Verständnis 
des Staates, um den Kämpfen, Widerständen und Projekten Rechnung zu tra- 
gen, die es ermöglichen, staatliche Apparate ex-post im Hinblick darauf zu 
beurteilen, ob sie die Stabilität kapitalistischer Verkehrsformen ermöglicht ha- 
ben (vgl. Jessop 1990: 149). Die Staatstheorie von Nicos Poulantzas bietet 
hierzu einen fruchtbaren Ansatz, da sie den Staat als „materielle Verdichtung 
von Kräfteverhältnissen“ (Poulantzas 1978: 159) interpretiert. Diesem Staats- 
verständnis folgend ist der Staat weder kohärentes Subjekt noch Instrument 
einer Gruppierung, sondern als institutionelles Terrain mit eigenen Praktiken 
zu verstehen, welches als Verdichtungspunkt unterschiedlicher Kräfteverhält- 
nisse fungiert (vgl. Bretthauer 2006). Das Terrain kapitalistischer Staatlichkeit 
steht jedoch nicht allen gesellschaftlichen Kräften in gleicher Weise offen, 
sondern verfügt nach Poulantzas über verschiedene strukturelle Selektivitäten 
(Poulantzas 1978: 165), d.h. es verkörpert und privilegiert durch die strategi- 
sche Ausrichtung der Staatsapparate bestimmte politische Projekte und Inter- 
essen. Jessop (1990: 260ff.) hat in diesem Zusammenhang darauf verwiesen, 
dass die Repräsentations- und Interventionsformen kapitalistischer Staatlich- 
keit je eigene strategische Selektivitäten aufweisen: d.h. einerseits ist der Zu- 
gang zu den repräsentativen staatlichen Apparaten durch rechtliche Verfahren, 
formelle und informelle Netzwerke vorstrukturiert, andererseits begünstigen 
die staatlichen Interventionsformen in nicht-staatliche Verhältnisse über Recht, 
Gewalt, monetäre Eingriffe oder andere Regulierungsweisen die Handlungen, 
Interessen und Strategien bestimmter Akteure gegenüber anderen. 

Bezogen auf das Feld der Technologiepolitik eröffnet sich aus dieser Perspek- 
tive die Frage nach den politischen Zugangsbedingungen zur staatlichen 
Technologieregulierung einerseits sowie der strategischen Positionierung be- 
stimmter Akteure als Folge von technologiepolitischen Entscheidungen ande- 
rerseits. Letzteres umfasst die Frage nach den staatlich sanktionierten Zu- 
gangsbedingungen zu neuen Technologien, nach den Zwecken, zu denen diese 
genutzt werden, und nach den Sanktionen, mit denen Verstöße gegen diese 
geahndet werden. Eine Beantwortung dieser Fragen ermöglicht es aus der Per- 
spektive der materialistischen Staatstheorie, die strategischen Selektivitäten be- 
züglich der staatlichen Regulierung der Konsumverhältnisse in der Spielfilm- 
industrie im Zeitraum von 1998 bis heute zu bestimmen. 
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2. Die Politische Ökonomie der Spielfilmindustrie in Deutschland 


Der internationale Spielfilmmarkt ist mit wenigen Ausnahmen seit dem zwei- 
ten Weltkrieg durch die Dominanz der führenden US-amerikanischen Medi- 
enkonzerne (Time Warner, Disney, Paramount) geprägt. Der deutsche Markt 
wurde insbesondere in den 1960er Jahren zum Objekt von wirtschaftlichen In- 
ternationalisierungsstrategien der US-amerikanischen Spielfilmindustrie. Dieser 
gelang es, das Blockbuster-Filmformat mittels kosten- und technologieintensi- 
ver Produktionen als künstlerisches Leitmotiv und ökonomisches Erfolgsmo- 
dell der Spielfilmnarration zu etablieren. Seit den 1980er Jahren hat die 
Blockbusterstrategie im Rahmen der stark vertikal integrierten Medienkonzer- 
ne dazu geführt, dass Spielfilme durch Merchandisingstrategien weltweit als 
„event-movies“ (Smith 1998: 12) mit kontinuierlichen Identifizierungsangebo- 
ten inszeniert werden. Im Vergleich zu deutschen Spielfilmunternehmen be- 
ruht der ökonomische Erfolg der US-Majors auf der ökonomischen Domi- 
nanz auf dem durch staatliche Vertriebslizenzen protektionistisch geschützten 
US-amerikanischen Spielfilmmarkt (ca. 80%) (vgl. Wasko 1994: 240) und da- 
mit verbunden auf der finanziellen Möglichkeit, Programminhalte unter den 
durchschnittlichen Produktionskosten anderer Spielfilmmärkte anbieten zu 
können. Zusätzlich verstanden sich die Unternehmen der US-amerikanischen 
Spielfilmindustrie bereits deutlich früher als ihre europäischen kulturorientier- 
ten Pendants strikt als wirtschaftliche Akteure (Thiermayer 1994: 276), und 
realisierten frühzeitig ihre Internationalisierungsstrategien innerhalb der Pro- 
duktions- und Distributionsnetze (vgl. Miller et.al. 2001: 56). 


2.1 Die rechtliche Regulierung der 
filmindustriellen Produktionsverhältnisse 


Die staatliche Regulierung der geistigen Eigentumsrechte in der Spielfilmindu- 
strie über die Urheberrechtsgesetzgebung weist dabei gegenüber der Regulie- 
rung von Eigentumsverhältnissen in anderen Industriezweigen einen zentralen 
Unterschied auf. Während in letzteren die Anneignung der Arbeitsprodukte 
oder Produktionsmittel durch die doppelt freien Lohnarbeiter mittels Eigen- 
tumsrechten verhindert wird, begründet der im deutschen Urheberrecht’ ver- 
ankerte »künstlerische Schöpfungsgedanke« ein eigenes Eigentumsrecht der 
durch die Spielfilmproduktionsunternehmen lohnabhängig beschäftigten „Ur- 
heber“ auf das Arbeitsprodukt (vgl. Bretthauer 2005). Als Urheber gelten in 
der deutschen Rechtssprechung vor allem Regisseure‘, Schnittmeister und ka- 
meraführende Personen (vgl. Reupert 1995: 71-86). 


3 Ich beziehe mich im Folgenden auf die Fassung des Urhebergesetzes von 1998, um die Präfor- 
mierung des staatlichen Terrains vor der Digitalisierung der Spielfilmindustrie zu beschreiben. 

4 Aus Gründen des Leseflusses wird zur Bezeichnung von Gruppen nur die männliche Perso- 
nalform benutzt, gemeint sind aber sowohl weibliche als auch männliche Personen. 
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Das UrhGs konstituiert drei grundsätzliche Eigentumsrechte der Urhebers: er- 
stens Urheberpersönlichkeitsrechte ($12-14 UrhG) als künstlerische Beziehung 
zum Spielfilmwerk; zweitens die Verwertungsrechte (815-27 UrhG), nach de- 
nen der Urheber „das ausschließliche Recht [hat], sein Werk in körperlicher 
Form zu verwerten“ ($15 UrhG). Letzteres wird jedoch mit dem Interesse von 
Produktionsfirmen konfrontiert, unternehmerische Rechtssicherheit bei der 
Verwertung zu haben. Aus diesem Grund findet sich im UrhG die dritte recht- 
liche Konstruktion der Nutzungsrechte ($31ff.), die zuerst den Urhebern zwar 
zugeordnet werden, jedoch per Gesetz an die Produktionsfirmen übertragen 
werden müssen: „Wer sich zur Mitwirkungen bei der Herstellung eines Films 
verpflichtet, räumt |[...]| dem Filmhersteller im Zweifel das ausschließliche 
Recht ein, das Filmwerk [...] auf alle bekannten Nutzungsarten zu nutzen“ 
(889, Abs. 1, UrhG 1998). Diese Übertragungspflicht der Urheber steht jedoch 
unter zwei Vorbehalten: erstens wird den Rechten der Urheber auf das Ar- 
beitsprodukt insofern entsprochen, als ihnen eine Vergütung für die Konsum- 
tion und Reproduktion der von ihnen geschaffenen Werke zugesprochen wird. 
Hierzu müssen Unternehmen und Organisationen, die Spielfilme vermieten, 
verleihen, öffentlich ausstrahlen oder in der privaten Vervielfältigung (CD- 
und DVD-Brenner-Hersteller) von Spielfilmen aktiv sind, Vergütungsleistungen 
in einen von Verwertungsgesellschaften verwalteten Finanztopf einzahlen, die 
diese dann an die Urheber verteilen. 

Zweitens steht die Übertragungspflicht der Urheber unter dem Vorbehalt, dass 
die „Einräumung von Nutzungsrechten für noch nicht bekannte Nutzungsar- 
ten |...] unwirksam sind“ (831 UrhG), d.h. die Urheber können ihre Nutzungs- 
rechte für bis dato noch nicht realisierte Nutzungsarten nicht pauschal an die 
Spielfilmunternehmen abtreten. Innerhalb der Rechtssprechung sollen Urheber 
am zukünftigen kommerziellen Erfolg ihrer Werke beteiligt werden. Das UrhG 
stellt somit einen rechtlichen Rahmen dar, der die technologische Entwick- 
lung innerhalb der Spielfilmindustrie antizipiert und vorsieht, dass Urheber 
und Produktionsfirmen im Falle neuer technologischer Entwicklungen ent- 
sprechende Vergütungen von Seiten der Produktionsfirmen an die Urheber 
aushandeln müssen. 


2.2 Die staatliche Regulierung der Distributions- 
und Konsumverhältnisse 


Durch die Rechtskonstruktion verfügen Spielfilmunternehmen über die Nut- 
zungs- und Verwertungsrechte an Spielfilmen und damit über die ausschließli- 
che Distribution auf dem Spielfilmmarkt. Das Urheberrecht untersagt hierfür 
explizit eine kommerzielle Nutzung durch die Konsumenten oder andere Un- 
ternehmen: „Wer in anderen als den gesetzlich zugelassen Fällen ohne Einwil- 
ligung der Berechtigten [...] einen Bildträger oder Bild- und Tonträger |[...] ver- 
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wertet, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis [...] bestraft“ (8108 UrhG). Die 
legale Distribution von Spielfilmen wird in Lizenzverträgen geregelt, in denen 
die Spielfilmunternehmen gegen finanzielle Vergütung die Nutzung ihrer Pro- 
dukte durch die Vertriebsindustrien (Filmverleihfirmen, Fernsehanstalten, Vi- 
deohersteller) genehmigen (Reupert 1995: 249-51). Die jeweiligen Vertriebsin- 
dustrien schließen ihrerseits wiederum unterschiedliche Verträge mit den Kon- 
sumenten ab (Spielfilme zeitlich begrenzt für den privaten Gebrauch zu besit- 
zen, Kinobesuche). In Kaufverträgen wird verfügt, dass die Konsumenten Eı- 
gentumsansprüche auf den materiellen Spielfilmträger erwerben und diesen für 
private und nicht-kommerzielle Vorführungen nutzen dürfen. Zudem erwerben 
die Käufer das Recht auf „Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen Ge- 
brauch“ (853 UrhG), welche unentgeltlich und ausschließlich für den privaten 
Gebrauch bestimmt sein müssen.’ 


3. Die Digitalisierung der Spielfilmindustrie 


Hinsichtlich der Auswirkungen technologischer Entwicklungen stellt die Struk- 
tur kapitalistischer Produktionsverhältnisse, insbesondere die Konkurrenz der 
Medienunternehmen und das Verhältnis zwischen Vertriebsindustrien und Kon- 
sumenten das institutionelle Terrain dar, auf dem neue Technologien entwik- 
kelt und über ihre Diffusion verhandelt wird. Im Fall der Spielfilmindustrie 
lohnt sich daher der Blick auf die Strategien staatlicher Forschungsinstitutionen, 
transnationaler Medienkonzerne und nicht-kommerzieller Technikentwickler 
bei der Genese, Aneignung und Diffusion der digitalen Spielfilmtechnik. 

Die Genese und Diffusion digitaler Spielfilmformate ist ohne die globale Do- 
minanz der US-amerikanischen Filmindustrie im Rahmen transnationaler Me- 
dienkonglomerate (Time Warner, Sony, Disney, Paramount usw.) nicht zu ver- 
stehen. Unter diesen kam es vor der Markteinführung der digitalen Spielfilm- 
formate - wie bereits bei vorhergehenden Diffusionen neuer Technologien 
(Fernsehen, Kino, Video, Satellitenfernsehen) - zu Konkurrenzkämpfen um ein 
einheitliches digitales Speichermedium für Spielfilme.‘ Ende der 1990er Jahre 
wurde mit der Digital Video Disc (DVD) das erste digitale Speichermedium 


5 Der Reproduktionsparagraph im UrhG ist das Resultat eines Urteils des Bundesgerichtshofes 
von 1964, welches sich auf die Einführung von Tonbandgeräten als Reproduktionsgeräten 
auf dem deutschen Markt Anfang der sechziger Jahre bezog. Damals wurden die Klagen der 
Verwertungsgesellschaften, beim Kauf von Tonbandgeräten die personalausweisbezogenen 
Daten der Käufer speichern zu dürfen, um urheberrechtliche Nutzungsvergütungen für die 
Aufnahme und Reproduktion von Tonwerken einziehen zu können, aus datenschutzrechtli- 
chen Bedenken zurückgewiesen. Damit war die Privatkopie von urheberrechtlich geschützten 
Werken erlaubt. 

6 Bereits bei der Einführung der Videotechnik war es zu massiven ‘format wars’ zwischen dem 
betamax- und dem VHS-Format gekommen, da die Formatfrage eng an die Einlösung hoher 
technischer Entwicklungskosten und den Verkauf von Hardwareprodukten, in diesem Fall 
Videorekorder, gekoppelt war. 
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auf dem Spielfilmmarkt etabliert. Dieses Format stellte einen historischen 
Kompromiss zwischen zwei transnational konkurrierenden Allianzen von Me- 
dien- und Telekommunikationsunternehmen und ihren Formaten dar: der 
MultiMedia Compact Disc (MMCD, von Philips und Sony) und der Super 
Density Disc (SD, von Toshiba, Time-Warner, JVC, Hitachi, Mitsubishi, Pio- 
neer, Thompson und Matsushita Electric).” Selbst nach der komplizierten Ei- 
nigung auf ein Format wurde die Markteinführung der DVD zwischenzeitlich 
noch weiter von der Spielfilmindustrie verzögert, da nach den Umsatzein- 
bussen der Musikindustrie bei der Digitalisierung von Produktion und 
Distribution ein ähnlicher Effekt befürchtet wurde (vgl. Gouillou 2004: 34).? 
Die Entscheidung der Spielfilmindustrie, ihre Produkte letztlich in digitalisier- 
ter Form auf dem Spielfilmmarkt zu vertreiben, stellte den Ansatzpunkt für 
das Handeln anderer gesellschaftlicher Akteure dar, in deren Kern die Genese 
und Implementierung digitaler Vervielfältigungstechnologien standen. Dieses 
war erstens die relativ kostengünstige Einführung von CD- und DVD- 
Brennern für Personal Computer durch die Computerindustrie. Diese Ent- 
wicklung vollzog sich jedoch nicht - wie oftmals durch Spielfilmindustriever- 
treter behauptet - strikt „außerhalb“ ihres Industriesektors, sondern oftmals 
innerhalb vertikal stark integrierter transnationaler Medien- und Telekommu- 
nikationskonzerne, die ebenfalls Spielfilmunternehmen in ihre Konzernstruk- 
tur integriert hatten.” CD- und DVD-Brenner ermöglichten privaten Benutzern 
erstmals die digitale Vervielfältigung und Weitergabe von Spielfilmen auf 
DVDs und CDs außerhalb der kommerziellen Vertriebskanäle der Spielfilmin- 
dustrie ohne Qualitätsverlust. 

Zentrale Ausgangsbedingung für die zweite Entwicklung war die schnelle Ent- 
wicklung und Verbreitung des Internets mit rapide zunehmender Datenüber- 
tragungsgeschwindigkeit (vgl. Castells 2001: 49ff.). Dabei griffen private Tech- 
nikentwickler, die die Digitalisierung von Information und die rasante Verbrei- 


7 Bereits jetzt sind neue Formatkämpfe zwischen zwei Konsortien um die Nachfolger der 
DVD entbrannt: Dabei stehen Unternehmen wie NEC, Microsoft, Toshiba, Intel, IBM und 
Time Warner, die das HD-DVD Format unterstützen, einer Gruppe um Dell, Hewlett- 
Packard, Apple, Matsushita, Pioneer, Philips, Sony, Thomson, LG Electronics, Hitachi, 
Sharp und Samsung gegenüber, die an der Etablierung des blu-ray Formats interessiert sind. 

8 Nach ihrer Markteinführung in Deutschland wurde die DVD schnell zum primären Kon- 
summedium für Spielfilme: im Jahr 2003 wurden ca. 64 Millionen DVDs in Deutschland 
verkauft, während der Anteil von verkauften VHS-Kassetten von ca. 44 Millionen Stück auf 
21 Millionen sank (vgl. SPIO 2004: 52). Innerhalb des Verleihmarktes verschoben sich die 
Anteile von VHS und DVD ähnlich: waren 2001 noch 88,5% der verliehenen Spielfilmträger 
VHS-Kassetten, betrug deren Anteil am Verleihmarkt 2003 lediglich noch 29,8%. Der Anteil 
von verliehenen DVDs stieg im selben Zeitraum von 11,5% auf 70,2% an (vgl.: ebd.: 53). 

9 Eines der diesbezüglich prominentesten Beispiele für diese Konvergenz ist der Sony Kon- 
zern, welcher sowohl durch seine Computersparte (Sony Computer Entertainment), die ex- 
terne DVD-Brenner und Laptops mit integrierten DVD-Brennern herstellt, als auch durch 
seine Fernseh- und Spielfilmsparte (Sony Pictures Entertainment) an beiden Entwicklungen 
beteiligt ist. 
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tung des Internets als Möglichkeit einer unbegrenzten und beschleunigten ge- 
sellschaftlichen Kommunikation auffassten, auf digitalisierte Spielfilme zurück, 
um den nicht-kommerziellen Tausch von Spielfilmen über von ihnen pro- 
grammierte Internettauschbörsen zu ermöglichen. Das bekannteste Beispiel 
hierfür ist sicherlich die Internettauschplattform Napstar. Genutzt wurden so- 
wohl ein von Microsoft entwickeltes Digitalformat, welches von Computer- 
hackern für den eigenen Austausch von Multimediadateien umgewandelt wur- 
de (divx-Format), als auch ein im Rahmen europäischer Forschungsprogram- 
me entwickeltes Format, welches als Open-Source-Kodierung verwendet wurde 
(zvid-Format). Kommerzielle und nicht-kommerzielle Technikentwickler nutz- 
ten diese Formate für die Komprimierung von Spielfilmdateien, um es Com- 
puterbenutzern zu ermöglichen, Spielfilme über das Internet in einer prakti- 
kablen Zeit zu übertragen, zu tauschen und zu vervielfältigen. Datengrundlage 
waren die von der Spielfilmindustrie vertriebenen DVDs, sowie mit digitalen 
Camcordern erstellte Abfilmungen von Spielfilmen in Kinos. Parallel entstand 
ein kommerzialisierter Graumarkt, der gebrannte Spielfilmkopien ohne die 
Einwilligung der Urheber entweder auf Flohmärkten verkaufte oder im Inter- 
net auf bezahlpflichtigen Homepages anbot. 

Im Effekt veränderte die Digitalisierung die Distributions- und Konsumver- 
hältnisse in der Spielfilmindustrie: Zum einen verschärfte sich die Konkurrenz 
erstens unter den einzelnen Fraktionen der transnational agierenden Spielfilm- 
industrie bei der Durchsetzung eigener digitaler Filmformate, zweitens zwi- 
schen der Spielfilm- und der Computerindustrie bei der Erschließung neuer 
Absatzmärkte und drittens zwischen den Medienunternehmen und informel- 
len, kommerziellen Vertriebsnetzwerken. Zum anderen wurde es den Spiel- 
filmkonsumenten wesentlich erleichtert, die gängigen Distributionskanäle der 
Filmindustrie (Kino, Video, Fernsehen, und dann auch DVD) durch selbstge- 
brannte Datenträger und Internettauschbörsen zu umgehen. Dadurch wurden 
die bis dato herrschenden geistigen Eigentumsverhältnisse in der Spielfilmin- 
dustrie faktisch in Frage gestellt. 


4. Die nationalstaatliche und internationale Re-Regulierung 
der Konsumverhältnisse in der Spielfilmindustrie 


Die ko-konstitutive Präsenz des Staates (vgl. Poulantzas 1978: 46) bildet in 
den Konsumverhältnissen das Terrain, auf dem die Diffusion und Implemen- 
tierung der digitalen Spielfilmtechnologie maßgeblich bestimmt wird. Im Fol- 
genden soll es daher um die Re-Regulierung der geistigen Eigentumsrechte in 
der Spielfilmindustrie als Reaktion auf ihre Infragestellung gehen. Diese ist seit 
dem TRIPS-Abkommen von 1994 und der Harmonisierung der Urheberge- 
setzgebung in der Europäischen Union auch zum Objekt supra- und interna- 
tionaler Abkommen geworden. 
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4.1. Geistige Eigentumsrechte auf internationaler Ebene: TRIPS, EU-UrhG 


Grundlegende Motivation für die internationale Vereinheitlichung urheber- 
rechtlicher Regelungen ist seit der Berner Übereinkunft von 1886 der rechtlich 
abgesicherte internationale Handel mit urheberrechtlich geschützten Waren. 
Mit dem TRIPS-Abkommen (1994) wurde jedoch auch die Strafverfolgung von 
Urheberrechtsverletzungen zum Gegenstand internationaler Abkommen. Der 
US-Administration, die in den Verhandlungen u.a. von Vertretern der Motion 
Picture Association of America begleitet wurden (vgl. Sandberg 1998: 21), ge- 
lang es während der Verhandlungen, mit massivem Druck rechtliche Mindest- 
standards zur Verfolgung von Urheberrechtsverletzungen durchzusetzen. 
Stellvertretend für die deutsche Bundesregierung wurde das TRIPS durch die De- 
legation der Europäischen Union ratifiziert. Bereits mit der 1989 verabschiedeten 
television-without-frontiers-Richtlinie zur Schaffung eines Europäischen Binnen- 
marktes für Medienprodukte wurde die Regulierung der Spielfilmindustrie zu ei- 
nem Bestandteil der Europäischen Integration (vgl. Wasko 1994: 227). Diese 
Strategie ist in das wettbewerbsstaatliche Projekt einer europäischen Wissensöko- 
nomie eingebettet (Europäischer Rat 2000). Als Grundbestandteil dieser Akku- 
mulationsstrategie wird eine vereinheitlichte Urhebergesetzgebung aufgefasst (vgl. 
Europäischer Rat/Europäische Kommission 2001: 1,2). Dieses umfasst als Teil 
einer „wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise“ (Ziltener 2000: 85) insbesondere 
die Stabilität geistiger Figentumsrechte als zentralen Bestandteil eines harmoni- 
sierten europäischen Binnenmarktes (Europäischer Rat/Europäische Kommissi- 
on 2001: 10). Die in diesem Sinne im Jahre 2001 verabschiedete Informations- 
richtlinie der EU stellte neben den Strafverfolgungsregelungen des TRIPS vor 
allem den Schutz technischer Kopierschutzmaßnahmen der Spielfilmindustrie 
(Art. 6,7) und das Recht der öffentlichen Wiedergabe durch die Urheberrechts- 
inhaber (Art. 3) in den Mittelpunkt. Da dieses auf das Internet ausgeweitet 
wurde, bedeutet das die Begründung eines sog. „Online-Rechts“, welches das 
Recht der öffentlichen Wiedergabe und Zugänglichmachung von Spielfilmen 
im Internet allein bei den Inhabern der Nutzungsrechte festschrieb. 


4.2 Die rechtliche Re-Regulierung des Konsums 
von Spielfilmen in Deutschland 


Neben der Europäischen Informationsrichtlinie waren bereits durch die 1995 
eingesetzte Enquete-Kommission ‘Zukunft der Medien in Wirtschaft und Ge- 
sellschaft - Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft’ (ZMWG) Ori- 
entierungspunkte für eine mögliche Re-Regulierung geistiger Eigentumsrechte 
entwickelt worden. Diese hatte in ihrem Abschlussbericht neben der Nutzung 
des Internets durch staatliche Forschungseinrichtungen insbesondere die kom- 
merzielle Nutzung des Internets angemahnt: „Die vielzitierten Datenautobah- 
nen würden sonst vorwiegend Massensendungen und Pirateriegüter transportie- 
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ren, nicht aber zur technischen Infrastruktur für neue Dienstleistungen in der 
Informationsgesellschaft werden.“ (Enquete Kommission ZMWG 1997: 11). 

Die politischen Lobbyverbände der Spielfilmindustrie reagierten mit großem In- 
teresse auf das ab 1998 angelaufene Gesetzesverfahren für ein neues Urheberrecht 
in der Informationsgesellschaft. Bereits frühzeitig versuchten sie, die private Nut- 
zung digitaler Kopiertechnologien zu unterbinden, um die Marktsicherheit und 
den Erfolg ihrer Produkte zu gewährleistet: „Heute entscheidet sich, ob die legale 
digitale Vervielfältigung und Distribution von der gesamten Filmindustrie als 
Chance genutzt werden kann |[...] oder ob die illegale digitale Vervielfältigung 
und Distribution bestehende Geschäftsfelder massiv in Frage stellt und neue 
Geschäftsfelder erst gar nicht entstehen lässt“ (SPIO/film 20 2002a: 2). 

Der sich im Laufe des Gesetzesverfahren entwickelnde Konflikt zwischen den 
Lobbyverbänden der Spielfilmindustrie, den Verbraucherverbänden, sozialen 
Bewegungen und staatlichen Akteuren drehte sich um vier Streitpunkte. Er- 
stens wurde der Schutz von technischen Kopierschutztechniken, die durch die 
Spielfilmindustrie entwickelt wurden, festgeschrieben, die ohne die Zustim- 
mung der Rechteinhaber nicht umgangen werden dürfen. Die Lobbyverbände 
der Branche begrüßten diesen Ansatzpunkt, da sie bereits zu Beginn des Ver- 
fahrens die privatwirtschaftliche Verbreitung und Bewerbung von Umgehungs- 
techniken wie Tauschbörsensoftware u.a. durch PC-Zeitschriften kritisiert hat- 
ten: „Dieses Angebot ist nichts anderes als die Ermöglichung zum massenhaf 
ten Diebstahl! Vor diesem Hintergrund muss gesellschaftlich und politisch klar 
sein: Das geistige Eigentum benötigt den gleichen Rechtsschutz wie das mate- 
rielle Eigentum. Wer sein Eigentum nicht schützen kann, wird enteignet“ (SPIO/ 
film 20 2002c: 1). Die Spielfilmindustrie wurde zugleich verpflichtet, die Schutz- 
maßnahmen sichtbar auf den Produkten anzugeben, damit die Konsumenten 
beim Kauf informiert seien; zum anderen mussten regulären Konsumenten 
und öffentlichen Einrichtungen beim Kauf die Möglichkeit gegeben werden, 
das Produkt uneingeschränkt zu nutzen und auch privat zu vervielfältigen. 
Zweitens wurde in der Urheberrechtsreform die Umstellung der Vergütungssy- 
steme von pauschalen auf individuelle Vergütungen für die jeweiligen Nutzun- 
gen von Reproduktionsgeräten wie CD- und DVD-Brennern diskutiert. Die 
Forderungen der Spielfilmindustrie nach individualisierten Abrechnungsmög- 
lichkeiten, die sich neben der konsumentenspezifischen Gebrauchshäufigkeit 
auch an den in die Brenner eingebauten Kopierschutzmaßnahmen richten 
sollten, wurden jedoch aus datenschutztechnischen Gründen sowie wegen 
mangelnder technischer Abrechnungssysteme aufgegeben. 

Dieses betraf drittens auch die private Vervielfältigung für nicht kommerzielle 
Zwecke. Der Regierungsentwurf, der weiterhin lediglich ein Verbot von Kopi- 
en zu gewerbsmäßigen Zwecken vorsah, wurde von der Spielfilmindustrie kri- 
tisiert, da die Regelung „den Schluss nahe [lege], dass der Verbraucher zum 
privaten Gebrauch ohne Rücksicht auf Verlust in vollem Umfang kopieren 
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können soll“ (SPIO/film20 2002b: 4). Stattdessen beharrten die Industriever- 
bände darauf, dass die Privatkopieregelung eine legal erworbene Originalkopie 
zur Voraussetzung haben müsse, um den Tausch von Spielfilmen über Inter- 
nettauschbörsen zu unterbinden. Die Bundesregierung antwortete in einer 
Stellungnahme darauf, dass dies auf ein de-facto Kopierverbot hinauslaufe, 
welches zudem aus datenschutzrechtlichen Gründen in Anlehnung an das 
BGH-Utrteil zur Privatkopie sowie auf Grund des Standes bisher entwickelter 
Überwachungsinstrumente nicht durchzuführen sei und damit „die Autorität 
und Glaubwürdigkeit der Rechtsordnung untergraben“ würde (Deutscher 
Bundestag 2003: 39). Die Spielfilmindustrie reagierte mit aggressiven Stellung- 
nahmen auf die Position der Bundesregierung: „Aus unserer Sicht ist jedem 
Bundesbürger bewusst, das die digitalen Angebote aktueller Kinofilme im 
Netz natürlich illegal angeeignet sind und dass ganz bewusst von dieser ge- 
stohlenen Vorlage ein Download vorgenommen wird. Wenn die Bundesregie- 
rung dieses Unrechtsbewusstsein nicht nur toleriert, sondern als neue ‘soziale 
Realität’ (‘Legal, Illegal, Scheißegal’) normalisiert, dann wird in der Tat die Au- 
torität und Glaubwürdigkeit der Rechtsordnung untergraben“ (SPIO/film20 
2002a).'” Die Stimmungsmache der Spielfilmunternehmen hatte schließlich Er- 
folg: im Vermittlungsausschuss des Deutschen Bundestages wurde ihren Forde- 
rungen insofern entsprochen, als Privatkopien nur zulässig seien, „soweit nicht 
zu Vervielfältigung eine offensichtlich rechtswidrig hergestellte Vorlage verwendet 
wird“ (Vermittlungsausschuss des Bundestages 2003: 1). Auf die Forderungen der 
Spielfilmindustrie, den Online-Tausch von Spielfilmen rechtlich zu unterbinden, 
reagierte die Bundesregierung in Anlehnung an die EU-Informationsrichtlinie 
mit der Einführung des Rechts der öffentlichen Zugänglichmachung und jenem 
der Wiedergabe der öffentlichen Zugänglichmachung (8819a, 22 UrhG 2003) im 
Internet, welches ebenfalls dem Filmhersteller zugestanden wurde (894 UrhG 
2003). Dieses untersagt Privatpersonen das öffentliche Angebot von Spielfilmen, 
worunter in der Rechtspraxis ebenfalls Internet-Tauschbörsen gefasst werden, da 
der private Rahmen der Zugänglichmachung verlassen wird. 

Der vierte umstrittene Punkt betraf den zivil- und strafrechtlichen Strafenkatalog für 
Filmkopierer und Filmunternehmen. Dieser sah hohe Strafen für die Spielfilmun- 
ternehmen vor, falls der auf ihren Produkten angebrachte Kopierschutz nicht aus- 
reichend gekennzeichnet würde, sowie hohe Strafen für die Umgehung technischer 
Schutzmaßnahmen durch private und gewerbliche Rechtspersonen (8$108b UrhG 


10 Im Vergleich hierzu verhielten sich die anderen, durch die Bundesregierung im Rahmen von 
Anhörungen und Stellungnahmen in das Verfahren einbezogenen politischen Akteure ambi- 
valent zu dieser Frage. Während die Gewerkschaft ver.di die Position der Bundesregierung 
bezog, setzten sich die Verwertungsgesellschaften als Vertreter der Urheber zwar ebenfalls für 
die legale Quelle der Privatkopie ein, bei nicht verfolgbaren Privatkopien forderten sie je- 
doch eine erneute Vergütungsregelung für die Urheber. Das Institut der Open Source - Be- 
wegung kritisierte hingegen die Attacken der Filmindustrie auf die Privatkopie und verwies 
auf in $14, Abs.2 GG bestimmte Sozialpflichtigkeit des Eigentums (ifross 2002: 3). 
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2003) und den Vertrieb von Umgehungshilfsmitteln wie Computerprogramme 
($111a, Abs.2, UrhG 2003). Die Spielfilmindustrie forderte darüber hinaus erfolglos 
ein Auskunftsrecht der Unterhaltungsindustrie gegenüber Internet-Providern zur 
Überwachung und Verfolgung sowie der „reaktionsschnellen Schließung illegaler 
Angebote im Netz“ (SPIO/film20 2002a: 2). 

Zusammengefasst schränkte die Urheberrechtsreform den Offline- Filmtausch 
von physischen Datenträgern stark ein. Das Gesetz verbot auch das nicht- 
kommerzielle Anbieten von urheberrechtlich geschützten Mediendateien über 
Internettauschbörsen, da der Datentausch in anonymisierten Netzwerken recht- 
lich den privaten Rahmen verlasse und einen Verstoß gegen das ausschließli- 
che Recht auf öffentliche Zugänglichmachung der Werke durch die Rechtein- 
haber darstelle. Ein Onlinetausch ist in Folge dieser rechtlichen Regelungen 
nur noch erlaubt, wenn die im Internet verfügbare Kopiervorlage von einem 
kommerziellen Nutzungsrechteinhaber käuflich erworben wird. Das neue Ur- 
heberrecht illegalisierte somit weitreichend die Formen privaten, digitalen 
Filmkopierens und verwies die privaten Konsumenten an die kommerziellen 
Spielfilmanbieter im Internet. 


4.3 Die strategische Selektivität der Re-Regulierung des UrhG 


Aus einer staatstheoretischen Perspektive ist bemerkenswert, dass diese Ausein- 
andersetzungen zwischen Spielfilmindustrie, Verbraucherverbänden, privaten 
Initiativen und staatlichen Akteuren um die staatliche Regulierung der digita- 
len Filmtechnik als technologischer Innovation von den institutionellen Aus- 
gangsbedingungen des staatlichen Terrains geprägt waren. Damit stellt sich die 
zu Beginn gestellte Frage nach den strategischen Selektivitäten des kapitalisti- 
schen Staates im Hinblick auf die Repräsentations- und Interventionsformen 
im Feld der Spielfilmpolitik. 

Hinsichtlich der Repräsentationsformen lässt sich eine doppelte Selektivität feststel- 
len: Zum einen müssen Interessensgruppen bei der Formulierung ihrer politischen 
Forderungen die rechtssystematische Anschlussfähigkeit ihrer Forderungen an be- 
stehende rechtliche Arrangements nachweisen. Gruppierungen, die mit ihren Forde- 
rungen diesen Bezug an die bestehende Rechtsordnung verweigern, oder von der 
herrschenden Rechtslehre abweichen, verfügen über eine geringere Durchsetzungs- 
fähigkeit. Diese Selektivität betrifft explizit auch die Lobbygruppen der Spielfilmin- 
dustrie, die - ebenso wıe Gewerkschaften, Verbraucher - und andere Interessensver- 
bände - parallel zu ihrer öffentlichen Kampagne um „Enteignung“ und „Rechts- 
bruch“ gutachterlich erstellte Rechtsvorlagen vorlegten, die die Durchsetzung ihrer 
Forderungen als rechtskonform mit bisherigen Rechtsnormen im Feld der geistigen 
Eigentumsrechte qualifizierten (vgl. u.a. SPIO 2002b). 

Zum anderen bezogen sich die politischen Kräfte bei den Auseinandersetzun- 
gen in- und außerhalb des Staatsapparates auf bereits existente hegemoniale 
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Projekte (Gramsci 1995). Prominent ist diesbezüglich das wettbewerbsstaatli- 
che Projekt der „Informationsgesellschaft“ (vgl. Schaper-Rinkel 2003), welches 
das Internet vor allem als Ort kapitalistischer Distributions- und Konsumver- 
hältnisse formiert (E-Commerce). Dieses zielt zwar im Sinne einer breiten Dif- 
fusion der IT-Technologien unter Konsumenten und deren breiter Qualifizie- 
rung auf niedrigschwellige Nutzungsbeschränkungen ab. Es weist jedoch 
gleichzeitig den Interessen von Medienunternehmen, die an einer auf kom- 
merzielle Vertriebskanäle beschränkten Nutzung digitaler Filmtechnologien in- 
teressiert sind, einen prominenten Platz in nationalen Akkumulationsstrategi- 
en zu. Zudem bezog sich die Spielfilmindustrie erfolgreich auf das hegemonia- 
le Modell kapitalistischer Figentumsrechte, und kontrastierte diese diskursiv 
immer wieder mit vermeintlich Enteignungsszenarien aus der ehemaligen 
DDR, die sich wiederholen würden, wenn dem „massenhaften Diebstahl“ von 
Spielfilm kein Einhalt geboten werde. 


5. Die umkämpfte Implementierung digitaler Eigentumsrechte 
in der Zivilgesellschaft 


Die Art und Weise der Sicherung privater Eigentumsrechte für digitalisierte 
Spielfilme war innerhalb des Gesetzgebungsverfahrens umstritten. Zusätzlich 
war nach Ansicht der meisten Bundestagsparteien ihre technische Durchset- 
zung nicht zu leisten. In dieser Situation waren und sind bis heute die Haupt- 
anstrengungen der Spielfilmindustrie darauf angelegt, die Anerkennung ihrer 
digitalen Eigentumsrechte im öffentlichen Raum einzufordern und den 
„Raubkopierern“ für den Fall der Nichtbefolgung mit staatlicher Sanktionie- 
rung und gesellschaftlicher Ächtung zu drohen. 

Diese Initiative der Spielfilmindustrie kann aus einer hegemonietheoretischen 
Perspektive im Anschluss an Antonio Gramsci (1995) als die gesellschaftliche 
Konstruktion und Durchsetzung einer neuen ‘hegemonialen Weltanschauung’ 
bezüglich des Spielfilmkonsums in Deutschland verstanden werden. Gramsci 
untersuchte die kulturellen Deutungsmuster des Alltagslebens, die „zur Lebens- 
norm geworden“, also „praktisch verwirklichte“ sind (Gramsci 1995, Bd. 6: 1268). 
Historisch betrachtet stellen hegemoniale Weltauffassungen die „Geschichte 
der Versuche und der ideologischen Initiativen einer bestimmten Klasse von 
Personen [dar], die in jeder bestimmten Epoche bestehenden Weltauffassun- 
gen zu verändern, zu berichtigen, zu vervollkommnen und folglich die ent- 
sprechenden diesbezüglichen Verhaltensnormen zu verändern“ (ebd.: 1268-9). 


5.1. Strategische Neuausrichtung der Filmförderungsanstalt 
und die Kampagnen der Spielfilmindustrie 


Das Projekt einer Durchsetzung privater Eigentumsrechte schlug sich vor al- 
lem in der Ausrichtung der staatlichen Apparate nieder, die mit der Regulie- 
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rung der Spielfilmindustrie beauftragt waren. Im 2003 verabschiedeten Film- 
förderungsgesetz (FFG) wurde eine strategische Neuausrichtung der Filmförde- 
rungsanstalt (FFA) vorgenommen." War die FFA vorher ausschließlich mit der 
Vergabe von staatlichen Fördermitteln für die Spielfilmproduktionen und - 
distribution und der Bewerbung deutscher Spielfilme im Ausland beauftragt, 
wurde ihr nun zusätzlich die Aufgabe zugewiesen, „die gesamtwirtschaftlichen 
Belange der Filmwirtschaft zu unterstützen, insbesondere durch Maßnahmen 
zur Marktforschung und zur Bekämpfung der Verletzung von urheberrechtlich 
geschützten Nutzungsrechten (82, Abs.1, FFG 2003). Entsprechend unterstütz- 
te die FFA die „Bekämpfung der Filmpiraterie“* (FFA 2004b) im Jahr 2003 mit 
200.000 Euro. Zudem führte die FFA bereits seit April 2003 jährlich die sog. 
„Brennerstudie - Studie zum Kopieren und Downloaden von Spielfilmen“ 
durch, die versuchte, die diffuse Gruppe der Filmkopierer in unterschiedliche 
Teilgruppen mit eindeutigen „Gewohnheiten“ und „Motivationsmustern“ zu 
segmentieren. Damit wurden Ansatzpunkte für eine strafrechtliche Verfolgung 
von Filmkopierern geschaffen: Die Studie unterscheidet zwischen (rechtschaf- 
fener) „deutscher Bevölkerung“ und (rechtsbrechenden) „Brennern“, zwischen 
„egoistischen Motiven“ des Filmkopierens (Eigeninteresse am Film oder kom- 
merzielles Interesse) und „altruistiichen Motiven“ (Weitergabe gebrannter 
Filme an Freunde) sowie zwischen (aufzuklärenden) „light Brennern“ und 
(strafrechtlich zu verfolgenden) „heavy Brennern“ (vgl. FFA 2004a). 

Daneben reorganisierten sich auch die Lobbyverbände der Spielfilmindu- 
strie. Zum einen wurde auf bereits existierende Infrastrukturen zurückgegrif- 
fen - u.a. auf die Gesellschaft zur Verhinderung von Urheberrechtsverlet- 
zungen e.V. (GVU) - zum anderen rief die von den Branchenverbänden der 
Filmindustrie gegründete Tochtergesellschaft „Zukunft Kino Marketing 
GmbH“ (ZKM) im November 2003 die Kampagne „Raubkopierer sind Ver- 
brecher - eine Initiative zum Schutz des Originals“ ins Leben. Die mit Mit- 
teln der Filmförderungsanstalt finanzierte Öffentlichkeitskampagne wollte 
durch „drastisch-humorvolle Spots und Print-Motive“ (hartabergerecht.de, 
2005) ihr Motto „Raubkopieren ist illegal“ in der öffentlichen Meinung 
verankern und damit „das fehlende Unrechtsbewusstsein des Endverbrau- 
chers schärfen“ (ebd.). Die Aktivitäten dieses Zusammenschlusses von staat- 
lichen Apparaten und privaten Organisationen lassen sich in sechs Aktivitä- 
ten aufgliedern. 


11 Die FFA wurde 1968 durch das Filmförderungsgesetz (FFG) als Reaktion auf die Krise der 
deutschen Spielfilmindustrie gegründet. Sie stellt eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts dar, und wurde seit ihrer Gründung mit der Förderung der deutschen Spielfilmwirt- 
schaft betraut. Der aktuelle Verwaltungsrat der FFA besteht u.a. aus Mitgliedern des Bundes- 
rates und Bundestages, Vertretern weiterer Bundesbehörden, Vertretern der unterschiedlichen 
Zweige der Spielfilmwirtschaft (Kino, Video) und der öffentlichen und privaten Sendeanstal- 
ten und einem Vertreter der Kirche (vgl. FFG 2003). 
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Erstens wurde versucht, im Zusammenspiel mit staatlichen Forschungseinrich- 
tungen eine kohärente Deutung des Phänomens nicht-lizensierter digitaler Film- 
kopien zu entwickeln. Hierzu zählten neben der Identifizierung der Gruppe 
der privaten Filmkopierer vor allem die nicht-kommerziellen Distributionska- 
näle von Internettauschbörsen, privaten Tauschringen und dem halbkommer- 
ziellen Graumarkt. 

Darauf aufbauend wurden zweitens Überwachungs-, Informations- und Schutz- 
maßnahmen eingeführt, um nicht-lizensierte Filmkopien logistisch zu verhin- 
dern. Neben Informationskampagnen und der Kontrolle von Zulieferfirmen 
zur besseren Überwachung der Vertriebsnetze wurden Kinosäle mit Hilfe von 
Nachtsichtgeräten überwacht und Denunzierungsprämien für Kinomitarbeiter 
für die Meldung von Zuschauern ausgeschrieben, die „Kameras mitlaufen las- 
sen, mit dem Handy Fotos aufnehmen und den Ton mitschneiden“ (Zylla 
2004). Da im Urhebergesetz von 2003 festgelegt worden war, dass mögliche 
Maßnahmen gegen Filmkopierer nur durch private Anzeige, aber nicht durch 
staatliche Kontrolle vorgenommen werden sollten, musste die Spielfilmindu- 
strie zudem eine eigene Datenbasis organisieren, auf der sie ihre Anklagen ge- 
gen nicht-kommerzielle Filmkopierer einreichen konnte. Hierzu verklagte sie 
Programmierer von Tauschbörsen sowie Internet-Provider, um diese zur Her- 
ausgabe von personenbezogenen Nutzungsdaten von Filmkopierern und zur 
Sperrung von nicht-lizensierten Spielfilmangeboten im Netz zu zwingen. Für 
die Datenbeschaffung beauftragte die Filmindustrie außerdem privatwirtschaft- 
liche Cyber-Detekteien mit der Erforschung von Online-Tauschbörsen mittels 
speziell entwickelter Software und Testkäufen bei nicht-lizenzierten Filmver- 
käufen. Parallel dazu wurde in Kooperation mit dem staatlichen Fraunhofer- 
Institut an der Entwicklung technischer Schutzmaßnahmen (digitale Wasser- 
zeichen) gearbeitet. Diese sollten die Erst- Käufer von Spielfilmen trotz Onli- 
ne-Vervielfältigung identifizieren können (vgl. Fraunhofer-Institut 2005). Zur 
Verhinderung des halbkommerziellen Graumarktes organisierte die Spielfilm- 
industrie durch die GVU und private Dienstleister die Sammlung von Infor- 
mationen im öffentlichen Raum für die Weitergabe an die staatlichen Strafver- 
folgungsapparate. Dieses beinhaltete die Beobachtung von Flohmärkten, Test- 
käufe bei nicht lizensierten Filmverkäufern auf ebay und sog. ‘verdeckte Er- 
mittlungen’ unter Filmkopierern. 

Eine der wichtigsten Aktivitäten der Filmindustrie war drittens die öffentliche 
Kriminalisierung und Bedrohung von Filmkopierern als ‘Raubkopierer’ und 
“Filmpiraten’. In Kinospots und Plakatwerbungen drohte die „Raubkopierer 
sind Verbrecher“-Kampagne mit Gefängnisstrafen, dortiger sozialer Isolation 
und möglichen homosexuellen Vergewaltigungen. Diese auf ein „Klima der 
Angst“ abzielende Strategie wurde durch eine Pressestrategie ergänzt, in der 
Hausdurchsuchungen bei privaten Filmkopierern breit in der Presse lanciert 
wurden (IVD 2003: 8). 
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Viertens legitimieren die Lobbyverbände der Spielfilmindustrie durch gezielte 
Pressekampagnen und Stellungsnahmen unaufhörlich ihre Eigentumsansprüche 
auf digitalisierte Spielfilme mit den Risiken nicht-lizensierten Filmkopierens für 
die „gesellschaftliche Allgemeinheit“. Als relevante Schadenseffekte werden dabei 
immer wieder geringere Unternehmensgewinne und der Verlust von Arbeitsplät- 
zen sowie das Ende der deutschen Kinolandschaft beschworen. Zudem versucht 
die Spielfilmindustrie, ihre Forderung in den war on terror einzugliedern, ın dem 
sie eine (bis heute nicht nachgewiesene) Verbindung zwischen den Graumärkten 
für Spielfilmkopien und terroristischen Netzwerken behauptet. Gleiches gilt für 
das Problem des Jugendschutzes, in dem die Spielfilmindustrie nicht-lizensierte 
Filmangebote in eine Reihe mit gewalttätigen, pornographischen und rassisti- 
schen Publikationen im Internet stellt (hartabergerecht.de, 2005). Neben der di- 
rekten „Aufklärung“ in Schulen durch Initiativen der Spielfilmindustrie'” umfasst 
dieses insbesondere Appelle an Eltern zur Überwachung von Kindern und Ju- 
gendlichen, die als Zielgruppe der „light-Brenner“ ausgemacht wurden. 

Fünftens etablierte die Spielfilmindustrie feste Kooperationen mit staatlichen 
Behörden und Unternehmen bei der Verfolgung nicht-lizensierter 
Spielfilmkopien. Parallel wurden staatliche Institutionen und Unternehmen zu 
einer freiwilligen Selbstverpflichtung aufgefordert, „den Handel mit illegalen 
Produkten (während der Arbeitszeit) in ihren Gebäuden“ (IVD 2003: 8) zu 
unterbinden, und mit Unterlassungsklagen und Schadensersatzklagen bedroht. 
Zudem wurde durch Pressekooperationen mit Computerfachmagazinen das 
Ziel verfolgt, dass diese „statt neuer Tips und Tricks für Raubkopierer eher auf 
die juristischen Gefahren für Raubkopierer hinweisen“ (ebd.). Im Zentrum der 
Kooperationsbemühungen standen jedoch die staatlichen 
Strafverfolgungsbehörden. Der angestrebte Schulterschluss gelang insofern, als 
die GVU zentraler Ansprechpartner für die Fortbildungen „bei Fachseminaren 
der Polizei und Staatsanwaltschaft“ (GVU, o.].: 2) wurde. Zudem hat sich die 
GVU nach eigener Aussage durch ihr regelmäßiges Anzeigen von 
Filmkopierern ein Renommee als zuverlässiger, privater Überwachungsverein 
bei den staatlichen Strafbehörden erarbeitet: „Mit jedem neuen Fall gewinnt 
die GVU mehr Vertrauen der Exekutive. Je mehr und öfter Staatsanwälte mit 
der GVU zusammenarbeiten, desto nachhaltiger ist erfahrungsgemäß die 
Bearbeitung der einzelnen Fälle.“ (ebd.: 3) 


5.2. Protest gegen private Eigentumsrechte auf digitale Spielfilme 


Die öffentliche Kriminalisierung und Einschüchterung von Filmkopierern rief 
jedoch auch politischen Protest unterschiedlichster Art hervor. Grundsätzlich 


12 Als Beispiel für die Wirksamkeit dieser Aufklärungskampagnen, vgl. den kurzen lesenswerten 
Projektbericht einer 9. Schulklasse über den Besuch eines Vertreters der spielfilmindustriellen 
Lobbygruppe Copypolice (mbr-mediencompany.de, 2003). 
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lassen sich hierbei staatsorientierte, selbstorganisierte und konfliktive Protest- 
und Widerstandsformen unterscheiden. 

Die staatsorientierten Protestformen forderten von staatlichen Institutionen, 
dass Spielfilmkonsumenten und Journalisten nicht durch die Filmindustrie 
kriminalisiert und überwacht werden sollten. Mehrere Nicht-Regierungsorgani- 
sationen, u.a. die Lobby für Menschenrechte, appellierten an staatliche Insti- 
tutionen, die symbolischen Gewaltandrohungen innerhalb der Kampagne zu 
unterbinden (vgl. Lobby für Menschenrechte 2004). Scharf kritisierte der Ver- 
band der deutschen Filmkritik, dass Filmkritiker vor Pressevorführungen 
durchsucht und dann während der Vorführung mittels Nachtsichtgeräten 
beobachtet wurden, um das Aufnehmen der Filme zu unterbinden (vgl. Ver- 
band der Deutschen Filmkritik 2005). Die während der Reform des Urheber- 
rechts 2003 entstandene Initiative Rettet die Privatkopie setzte sich während 
des Gesetzgebungsverfahrens für eine Beibehaltung der bisherigen Privatkopie- 
regelungen ein.” Entsprechend wurde an die Parteipolitik appelliert, die Kri- 
minalisierungsversuche der Filmindustrie zurückzuweisen, und den Verbrau- 
chern im digitalen Zeitalter das Recht auf private Vervielfältigung zuzugeste- 
hen (Privatkopie.net, 2003). Ebenso wies die von der sozialen Bewegung 
ATTAC mitinitiierte Fairsharing -Initiative eine staatszentrierte Schlagseite auf. 
Diese geht jedoch über die „Rufe nach dem Rechtsstaat“ zur Wahrung der 
Presse- und Meinungsfreiheit und der bisherigen Privatkopieregelungen hinaus, 
indem sie eine staatliche Legalisierung des privaten Online-Filmtausches durch 
ein pauschales Vergütungssystem auf Internetzugänge (sog. „Kulturflatrate““‘) 
forderte. Der Kampagne liegen somit zwei Prinzipien zu Grunde: zum einen 
das Recht der Allgemeinheit auf freien Zugang zu Information und Wissen 
(Konzept der „Wissensallmende“) und zum anderen das Recht kapitalistischer 
Unternehmer auf Erhalt ihrer Revenuequellen für kulturelle Innovationen und 
Risikoinvestitionen (vgl. ATTAC 2005) 

Neben diesen staatszentrierten Protestformen wurde auch gesellschaftliche Selbst- 
organisation gegen die kommerzielle Zuschneidung des Internet durch die 
Spielfilmindustrie in Position gebracht. Diese zeigt sich im Rahmen der Open 
Source Bewegung vor allem in zwei Tendenzen. Erstens arbeiten Teile der Be- 
wegung trotz aller technischen und symbolischen Widrigkeiten an der Auf 
rechterhaltung von Internettauschbörsen durch die kontinuierliche Weiterent- 
wicklung von immer dezentraler funktionierenden und damit schwerer nach- 
zuverfolgenden Tauschprogrammen im Internet (Bittorrent-Programme), der 
Bereitstellung von Programmen zum Umgehen von Kopierschutztechniken 
und der Verschleierung von IP-Adressen zur Anonymisierung der Nutzerdaten 


13 Bei der Organisation einer ‘alternativen Anhörung zur Novelle des Urheberrechts’ wurden 
die Positionen der Initiative zudem vom Chaos Computer Club, der Arbeitsgruppe für In- 
formation und Gesellschaft der Humboldt-Universität und dem Netzwerk Neue Medien un- 
terstützt (vgl. Privatkopie.net 2003). 
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beim Tausch von Spielfilmen (Kryptographie). Damit soll die technische Mög- 
lichkeit zur weiteren anonymen und nicht-kommerziellen Aneignung und Dis- 
tribution von Spielfilmen gegeben werden. Zweitens versuchen andere Teile 
der Bewegung, selbstgedrehte Filmproduktionen im Internet als frei zugängli- 
che, gemeinschaftlich nutzbare und durch technische Überarbeitung weite- 
rentwickelbare Konsumform populär zu machen. Diese Filme werden durch 
sog. Creative Commons-Lizenzen vor der kommerziellen Verwertung ge- 
schützt, um ihren Status als gemeinschaftlich nutzbare Güter rechtlich festzu- 
schreiben’. Die für die Rechtsgültigkeit der Lizenzen notwendige Anpassung 
des Lizenzziels ins deutsche Urheberrecht wurde neben dem Institut für 
Rechtsfragen der Freien und Open Source Software (ifross) durch das Zentrum 
für angewandte Rechtswissenschaft der Universität Karlsruhe vorgenommen 
(vgl. Creative Commons.org, 2005). 

Als dritte Protestform lassen sich einige wenige konfliktive Widerstandsmo- 
mente gegen die aktuelle Kriminalisierung digitaler Filmkopierer beobachten, 
die sich gegen die Etablierung symbolischer Drohungen und „Erziehungs- 
maßnahmen“ im öffentlichen Raum und im Internet wehren. So wurde im 
Rahmen der Fairsharing -Kampagne die Knast-on-Tou’- Aktion der Spielfilm- 
industrie, bei der öffentlich mit Gefängnisstrafen gedroht wurden, durch Akti- 
visten belagert, die ihre politische Kritik an der Kampagne konfrontativ artiku- 
lierten. Neben diesen finden sich auch anonymisierte Widerstandsformen im 
Internet, vor allem durch Teile der Hacker-Community. So wurde im März 
2005 die Internetseite der Copypolice, einer Lobbygruppe der Spielfilmindu- 
strie für Urheberrechtsverletzungen, elektronisch „geknackt“ und mit der Co- 
micfigur Schnappi versehen (vgl. Copythief 2005). 

Da die staatsorientierten Protestformen in der politischen Öffentlichkeit mit 
Abstand am präsentesten sind, lässt sich schlussfolgern, dass der politische 
Protest gegen die Durchsetzung privater Figentumsrechte auf Spielfilme mit 
Ausnahme der technischen Weiterentwicklung nicht-kommerzieller Distributi- 
ons- und Konsumformen und den vereinzelten symbolischen Konfrontationen 
die Machtposition der Filmunternehmen in den Produktions- und Konsum- 
verhältnissen nicht in Frage stellen. 


5.3 Neue digitale Konsummodelle in der Filmindustrie 


Parallel zur Bekämpfung nicht-lizensierter Filmkopien hat sich die Spielfilm- 
industrie daran versucht, eigene digitale Konsummodelle zu entwerfen. Dabei 
führte die Sorge um erneut aneignenbare technologische Entwicklungen zu 


14 Hierzu zählen Produktionen wie die erste durch die Creative Commons Lizenz geschützte 
schweizerische Produktion „CH7“ (vgl. www.ch7.ch), der laut Ankündigung erste Open 
Source Film Deutschlands „Route 66“ (vgl. www.route66-der-film.de) und die anımierte Pro- 
duktion „Paul der Fisch“ (vgl. www.paulderfisch.de) aus Deutschland. 
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einer sehr langsamen Genese und Diffusion weiterer digitaler Spielfilmtechno- 
logien neben der DVD. Das betraf insbesondere den digitalen Vertrieb von 
Spielfilmen an Kinohäuser über das Internet, der zwar einerseits kostengünsti- 
ger und schneller vollzogen werden konnte, andererseits von großen Sicher- 
heitsbedenken geprägt war (vgl. Keiper 2004). Zum anderen entbrannten er- 
neut Formatkämpfe innerhalb der Medienindustrie, die sich nun einerseits 
anhand des Nachfolgeformats der DVD (Blueray vs. HD DVD; vgl. Flaherty 
2004), andererseits anhand der Digitalisierung der Produktions- und Kinotech- 
nik entwickelten. Hierzu wurde 2002 die Digital Cinema Incentive gegründet, 
die sich nach langen Verhandlungen im Juli 2005 auf ein digitales Kinoformat 
einigte. Ähnliche Verzögerungen haben sich beim Online-Vertrieb von Spielfil- 
men ergeben. Zwar haben sich mittlerweile sog. Online-Videotheken etabliert, 
die das Internet für die Auswahl und Bestellung der Spielfilme nutzen, ihre Dis- 
tribution geschieht jedoch auf physischen Datenträgern (meist DVDs). Der reine 
Online-Vertrieb steckt jedoch immer noch in den Kinderschuhen. Zwar haben 
mit Arcor und T-Online zwei Breitbandanbieter entsprechende Angebote zum 
Downloaden von Filmen gestartet, ihre Nutzung ist jedoch auf Grund mangeln- 
der Datenbandbreite, der hohen Anschaffungskosten der Hardware und fehlen- 
der akzeptierter Konsumformen bisher sehr gering. 


6. Fazit: Die Trennung der Konsumenten von den 
digitalen Vervielfältigungstechnologien 


Letzte Umfragen unter Spielfilmkopierern zeigen, dass die vielfältigen Krimina- 
lisierungs- und Drohstrategien der Filmindustrie relativ erfolgreich waren. 
Spektakuläre Berichte über die Festnahme privater Tauschringe, Massenklagen 
durch die Spielfilmindustrie sowie vielfältige Warnungen vor Cyber-Detekteien 
auf Online-Tauschbörsen haben dazu beigetragen, dass sich bereits ein Jahr 
nach Start der Kampagne ca. die Hälfte der von der Brenner-Studie befragten 
Benutzer eingeschüchtert zeigten und angaben, ihre Tauschaktivitäten redu- 
ziert zu haben (vgl. FFA 2004a). Obwohl diese Entwicklung selber weder ein- 
deutig belegt ist und die Nachrichten selbst Bestandteil der Einschüchte- 
rungskampagne der Spielfilmindustrie gegen nicht-kommerzielle Spielfilmko- 
pierern sind, ist anzunehmen, dass es der Spielfilmindustrie teilweise gelungen 
ist, gegenläufig zur praktischen Nutzung der digitalen Reproduktionstechno- 
logien für die private Filmvervielfältigung einen neuen „Konformismus“ 
(Gramsci, GH6: 1376) in der Form eines neuen ‘Rechtsbewusstseins’ zu initiie- 
ren. Dieses besteht in der Anerkennung und Wahrung der privaten Eigen- 
tumsrechte der Spielfilmunternehmen auf digitalisierte Spielfilme, und der In- 
terpretation der nicht-kommerziellen Nutzung digitaler Distributions- und 
Konsumtechnologien als Mittel zum „Diebstahl“ (vgl. Nuss 2002). 

Dieses neue Rechtsbewusstsein korrespondiert auch mit der neuen Rechtslage im 
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Urheberrechtsgesetz seit der Verabschiedung des „1. Korbes“ der Urheberrechts- 
reform (2003). Hinsichtlich der staatlichen Interventionsformen in die Distribu- 
tions- und Konsumverhältnisse der Spielfilmindustrie lassen sich neue strategi- 
sche Selektivitäten identifizieren: diese bestehen in der Trennung der Spielfilm- 
konsumenten von der nicht-kommerziellen Nutzung digitaler Vervielfältigungs- 
technologien. Während es weiterhin rechtlich legitim ist, einen Internetzugang 
oder einen CD- oder DVD-Brenner zu erwerben, wird deren Benutzung durch 
die Reform des Urheberrechts strikt unter die Vorbehalte der Spielfilmindustrie 
gestellt. Diese ist nun rechtlich ermächtigt, die physische Vervielfältigung der von 
ihnen vertriebenen Spielfilme durch Kopierschutzmaßnahmen zu verhindern. Sel- 
biges gilt für das Internet, welches zwar in Tauschbörsen als Medium zur wech- 
selseitigen Distribution genutzt wird, nun aber zu einem einseitigen Medium zu- 
rechtgestutzt wird. Konsumenten ist es lediglich erlaubt, Spielfilme über das In- 
ternet zu erwerben und die erforderlichen Datenpakete auf ihre Computer zu 
transferieren; ein eigenständiger Weitervertrieb wird durch das neue Online-Recht 
der öffentlichen Zugänglichmachung verboten und sanktioniert'”. 

Diese Regulierung der Distributions- und Konsumverhältnisse in der digitalen 
Spielfilmindustrie wurde maßgeblich durch die in den staatlichen Repräsenta- 
tionsformen ausgebildeten strategischen Selektivitäten bestimmt. Kennzeich- 
nend hierfür war die in der gesamten Debatte vorfindliche Dominanz wettbe- 
werbsstaatlicher Interpretationsmuster (vgl. Ziltener 2000): die informationel- 
len Industriezweige - zu diesen wird auch die Spielfilmindustrie gezählt - 
wurden hierin als Wachstumsmotor der deutschen und europäischen Binnen- 
märkte identifiziert und in ihren Forderungen nach einer Regulierung unter- 
stützt, die ihre privaten Figentumsansprüche umfassend sichern. Dementspre- 
chend nahmen die Forderungen der Spielfilmindustrie eine prominente Positi- 
on innerhalb des Gesetzgebungsverfahrens zur Reform des Urheberrechts ein. 
Bemerkenswert ist dabei, dass die politische Gegenposition, die die nicht- 
kommerzialisierte Vervielfältigung digitalisierter Spielfilme als technisch mögli- 
cher und bereits praktizierter gesellschaftlicher Organisationsform digitalisierter 
Distributions- und Konsumverhältnisse in der Spielfilmindustrie offensiv vertritt, 
trotz der geschätzten Existenz von ca. 1,7 Millionen Spielfilmkopierern (FFA 


15 Wie bereits erwähnt, steht diese neue Form der Interventionsverhältnisse unter dem Vorbe- 
halt ihrer technischen Umsetzung. Maßgeblich ist dabei mittelfristig die Bereitschaft privater 
Spielfilmkonsumenten, sich kontinuierlich der Umgehung technischer Kopierschutzmaß- 
nahmen und Verfolgungsmaßnahmen durch die Einarbeitung in neue Kopierprogramme 
und Tauschbörsenformate zu widmen. Damit würde zumindest der in der rechtswissen- 
schaftlichen Debatte und den Strategiepapieren der Spielfilmindustrie offen formulierten 
Strategie der „Abschreckung der Normalverbraucher“ entgegen getreten. Diese geht davon 
aus, dass digitalisierte Spielfilme für technisch versierte Computerbenutzer immer kopierbar 
bleiben werden. Aus diesem Grund soll lediglich „ein Schutzniveau erreicht werden, das den 
Durchschnittsnutzer hindert, ungewollte Nutzungen vorzunehmen. [...] Dieser wird oftmals 
von der bloßen Existenz solcher Schutzmechanismen von Privatkopien abgehalten, da er 
den Aufwand einer Umgehungsstrategie scheut“ (Kress 2004: 46). 
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2006) in der gesellschaftspolitischen Debatte fehlt. Eine Verständigung unter die- 
sen findet lediglich auf anonymisierten Internetforen statt, in denen offen über 
die Legitimität der nicht-kommerziellen Spielfilmkopiererei und die Drohungen 
und technischen Verfolgungsmöglichkeiten der Spielfilmindustrie diskutiert wird. 
Wie diese Weltauffassung im Bereich der Spielfilmvervielfältigung überhaupt aus- 
sehen könnte, bleibt eine offene Frage, da sich nicht - wie in anderen Feldern 
der geistigen Eigentumsrechte (Saatgut, Gene usw.) oder der Privatisierungspoli- 
tik - auf vorgängige gemeinschaftliche oder verstaatlichte Vergesellschaftungs- 
formen bezogen werden kann. Bei den zur Disposition stehenden Spielfilmen 
handelt es sich nicht um öffentliche oder gemeinschaftliche Güter, sondern um 
Produkte, die seit ihrer technischen Einführung vor allem durch kapitalistisch 
organisierte Unternehmen produziert und vertrieben wurden (vgl. Schröder 
1995).'° Mit der Einführung der digitalen Informations- und Kommunikations- 
technologien veränderten sich die Konsumverhältnisse jedoch dahingehend, dass 
den Konsumenten digitale Vertriebs- und Konsumtechnologien zur Verfügung 
gestellt wurden, mittels derer sie Spielfilme außerhalb der Verwertungsmodelle 
der Spielfilmindustrie erwerben und konsumieren konnten. Diese Reprodukti- 
onstechnologien werden jedoch teilweise bei der Computerindustrie und Inter- 
netanbietern erworben, lediglich die Open Source Bewegung stellt kostenlose 
Computerprogramme bereit, mittels derer die Kopierschutzmechanismen der 
Spielfilmindustrie umgangen werden konnten und Internet-Tauschbörsen funk- 
tionierten. Reproduziert werden - dies zeigen die vielen Nachforschungen der 
Filmindustrie - vor allem die auf dem Markt durch aufwändige Werbestrategien 
etablierten und erfolgreichen Spielfilmproduktionen (vgl. PAM / RWTH Aachen 
2005). Die besonders von den führenden US-Unternehmen kostspielig produ- 
zierten und global als kommerzielle „Erlebnisse“ inszenierten Spielfilme bilden 
so die ökonomische und kulturelle Grundlage für die Aneignungspraktiken der 
Filmkopierer. Für eine privateigentumskritische Positionierung zur Frage der di- 
gitalen Spielfilmvervielfältigung, die darauf abzielt, mögliche Nutzungsformen 
digitaler Spielfilme jenseits der Sicherung des Privateigentums in der politischen 
Öffentlichkeit zu artikulieren, sollte diese komplexe Gemengelage von kapitali- 
stischer Spielfilmproduktion und -inszenierung, kapitalistischen Vervielfälti- 
gungsangeboten, staatlicher Regulierung und gesellschaftlicher Selbstorganisation 
den Ausgangspunkt weiterführender Auseinandersetzungen darstellen. 


16 Während die US-Spielfilmindustrie bereits seit ihrer Gründung Anfang des 20. Jh. kapitali- 
stisch organisiert ist, wurde die Entwicklung der Spielfilmindustrie in Deutschland durch 
den Großkonzern Ufa mit dessen Verstaatlichung nach der Machtübernahme der National- 
sozialisten unterbrochen und erst nach Ende des 2. Weltkrieges mit der Auflösung des na- 
tionalsozialistischen Filmtrusts Uf durch die Alliierten erneut angestoßen (Jarothe 1998: 76). 
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Das „gläserne Schlachtfeld” als sozio- 
technologisches Leitbild der modernen 
US-amerikanischen Kriegführung 


Die informationstechnologische „Revolution“ hat mit der Einführung der Per- 
sonal Computer und des Internet die heutige Verbreitung der Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT) in beinahe allen Lebensbereichen 
markiert und auch im wissenschaftlichen Diskurs zu einer vermehrten Ausein- 
andersetzung mit IKT geführt. Da gab es techno-optimistische Heilsverspre- 
chungen zu neuen Formen partizipativer (digitaler) Demokratie über die Po- 
tenziale globaler informationeller Vernetzung, oder aber das Postulat eines 
neuen „Goldenen Zeitalters“ - einer fortwährend wachsenden, entstofflichten 
informationsbasierten Ökonomie -, und schließlich affırmative, aber auch kri- 
tische Reflektionen über die Auswirkungen der Digitalisierung auf Kriegfüh- 
rung, Terrorismusbekämpfung, Strafverfolgung und demokratische Bürgerln- 
nenrechte. Manuell Castells prognostizierte mit Blick auf die informationelle 
Revolution eine „Generalüberholung des kapitalistischen Systems“ (Castells 
2004: 2) mit dramatischen Auswirkungen auf den sozialen Wandel. Beinahe al- 
le gesellschaftlichen Sektoren sollten durch sozio-technologische Vergesell- 
schaftungsprozesse dynamisiert und transformiert werden. So umfassend die 
Auswirkungen des technologischen Wandels auf vielen Feldern empirisch im 
einzelnen untersucht wurden, so sehr blieb die theoretische Frage nach der 
technologischen Vergesellschaftung im kritischen politikwissenschaftlichen 
Spektrum dennoch weitgehend unterbelichtet. In den Theorien der Interna- 
tionalen Beziehungen wie auch in der Disziplin der Internationalen Politi- 
schen Ökonomie werden Technologien oft als exogen auftauchende „Fundsa- 
chen“ konzipiert, die gesellschaftliche Akteure unter reaktiven Zugzwang set- 
zen (Schaper-Rinkel 2003: 18). Diese analytisch unbefriedigende Herange- 
hensweise an Formen technologischer Entwicklung und Verwendung verkennt 
soziale und herrschaftsbezogene Aspekte technologischer „Werdung“. Nicht 
von ungefähr steht daher die Forderung im Raum, den High-Tech- 
Kapitalismus „neu zu denken“, um theoretische Blindstellen und vorschnelle 
Urteile hinsichtlich bestehender globaler Herrschaftsverhältnisse auszuräumen 
(vgl. z.B. Haug 2003). Im Folgenden geht es um die Rolle der IKT und die 
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Genese ihrer Verwendungsformen im Bereich der derzeitigen militarisierten 
US-Weltordnungspolitik, und zwar unter dem Blickwinkel des Zusammen- 
hangs von Technologie und Hegemonie. 


Technologische Vergesellschaftung im sozialwissenschaftlichen Diskurs 


Um die Genese gesellschaftlicher Verwendungsmodi von IKT unter herr- 
schaftstheoretischen Aspekten zu untersuchen, bieten sich Ansätze aus der so- 
zialwissenschaftlichen Technologieforschung an. Unter ihnen hat sich vor al- 
lem die „Entdeckung“ von Technologieentwicklung als Ausdruck technologi- 
scher Leitbilder und intendierter Gestaltung von Technik im gesellschaftlichen 
Raum zunehmend durchgesetzt (vgl. Mayntz 2000; Weyer et al. 1997: 31-35). 
Dies war mit einer Abkehr von Ansätzen verbunden, bei denen etwa system- 
theoretisch die weitgehend autonome Selbstorganisation der „Spielregeln“ des 
Systems Forschung und Technik in Abgrenzung zu anderen (Sub-) Systemen 
postuliert wurde, und bei denen für planvolles Akteurshandeln wenig Raum 
blieb. Demgegenüber hat es sich die Technikgeneseforschung zur Aufgabe 
gemacht, nach „den Visionen und kulturellen Modellen, welche die Konzipie- 
rung und Konstruktion einer neuen Technik orientieren“ (Rammert 2000) zu 
fragen. Die Untersuchung jener Faktoren, welche die Genese technologischer 
Artefakte bestimmen, beleuchtet allerdings oftmals relativ kleine, exklusive A- 
renen und Netzwerke von Projektteams, Ingenieuren, Wissenschaftlern etc., 
die unmittelbar mit Forschungs- und Konstruktionsprozessen betraut sind. 
Ein Großteil dieser Fragestellungen bezieht sich zudem auf die Erklärung der 
Beschaffenheit technologischer Artefakte wie auch auf die Analyse der Rolle 
der Technologieentwicklung und -verwendung in einem herrschaftstheoretisch 
neutralen Raum. Die Einbettung technologischer Leitbilder in breitere gesell- 
schaftliche Kontexte und Machtverhältnisse, die erheblich zur Ausgestaltung 
technologischer Leitbilder und Entwicklungspfade beitragen, fehlt meistens. 
Zudem unterstellt diese Sichtweise eine Abgeschlossenheit technologischer 
Werdung und Verwendung, die insbesondere der Multidimensionalität und in- 
terpretativen Flexibilität der IKT und den sich daraus ergebenden vielfältigen, 
immer wieder neu erwachsenden Nutzungsformen, die „sich an alle gesell- 
schaftlichen Funktionssysteme ankoppeln und sie mehr oder weniger durch- 
dringen“ können (Rilling 2001: 86, Herv. i. O.), nicht gerecht wird. 

In regulations- und hegemonietheoretischen Bezugssystemen wird die Genese 
und die Verwendung von IKT selten ausführlich thematisiert. Bisweilen wird 
auf die Rolle der IKT als Instrumente zur Transformation der Produktions-, 
Arbeits- und Kapitalverhältnisse zur Aufrechterhaltung der „erweiterten Re- 
produktion des Kapitals“ verwiesen (Gill 2003: 21; vgl. ferner z.B. Candeias 
2004; Haug 2003; Aglietta 2000; Hirsch 1995: Cox 1987). Stephen Gill argu- 
mentiert, dass die „jüngste Machtausdehnung der USA mit ihrer Führungspo- 
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sition im Bereich der netzwerkbasierten panoptischen' Technologien“ zusam- 
menfällt (2003: 22). Diese sei an der Risikominimierung der Kapitalausdeh- 
nung orientiert, indem IKT zur Schaffung von Investitionstransparenz und zur 
Sicherstellung der Profitraten eingesetzt werden. Dabei werden an sich „neu- 
trale“ technische Artefakte in soziale, ökonomische und politische Kontexte 
eingebettet, in denen diese zu Instrumentarien einer bestimmten „Machtarchi- 
tektur“ mutieren (ebd.: 24-26). IKT würden somit genutzt, um die politische 
Zuverlässigkeit (z.B. bei Einstellungsverfahren, Überwachung des Arbeitsplat- 
zes) oder die Kreditfähigkeit (das so genannte „scoring“, z.B. über die Schufa) 
von Individuen zu eruieren. Außerdem wären mit ihrer Hilfe Konsumprofile 
zum Zweck maßgeschneiderter Verbraucherangebote zu erstellen oder die In- 
wertsetzung geistigen Eigentums durchzusetzen, wenn digitale Inhalte durch 
neue Techniken problemlos reproduziert und getauscht werden können (z.B. 
Digital-Rights-Management-Technologien). Techniken, die Rückschlüsse über 
Konsummuster, sexuelle und politische Präferenzen, kriminelle oder gar terro- 
ristische Praxen, Bewegungsmuster oder auch spezifische Krankheitsrisiken zu- 
lassen (die bei Krankenversicherungen zum Ausschluss bestimmter Leistungen 
führen könnten), würden in Verbindung mit den Möglichkeiten der Echtzeit- 
datenübertragung somit ein digitales Überwachungs- und Kontrollregime ent- 
stehen lassen. Der Aufbau und Austausch digital verdichteter und strukturier- 
ter Wissensbestände über die Subjekte und ihre Lebensgewohnheiten, die aus 
diesen Verdatungs-, Kategorisierungs- und Bewertungsprozessen erwachsen, 
wird insbesondere mit Verweis die Notwendigkeit der Offenlegung terroristi- 
scher Aktivitäten vorangetrieben, wie z.B. die gerade beschlossene Einrichtung 
einer Anti-Terror-Datenbank in Deutschland deutlich macht. Dieses digitale 
Kontrollregime weitet sich aufgrund bestehender Transnationalisierungspro- 
zesse auch auf die internationale Sphäre aus. Die Verwendung von IKT dient 
hier der Überwachung und mithin militärisch-imperialistischen Disziplinie- 
rung von „Freund und Feind“. In den USA etwa im Bereich des Heimatschut- 
zes durch globale Telekommunikationsüberwachung, die Einrichtung von Da- 
tenbanken oder dem vermehrten Datenaustausch zwischen Behörden. Dazu 
gehört auch die technologieintensive Aufrüstung der Geheimdienste bzw. des 
Militärs entlang jener Sicherheitsimperative, die aufgrund der Erfahrungen des 
9/11-Anschlages identifiziert wurden und zu den militärischen Interventionen 
in Afghanistan und im Irak geführt haben. Der Einsatz der IKT als repressiv- 
militaristische Disziplinierungs- und Kontrollinstrumente, mit deren Hilfe die 


1 Der Begriff „panoptische Technologien“ bezeichnet IKT, „die zur Überwachung von Regie- 
rungen, Bevölkerungen und wirtschaftlichen Akteuren genutzt werden.“ (Gill 2003: 22) Er- 
sonnen wurde die Idee des „Panoptikons“ 1794 von Jeremy Bentham, konzipiert als eine 
Mischung aus Gefängnis, Armenhaus und Fertigungsanstalt. Häftlinge und Bedürftige sollten 
durch permanente Überwachung zur Internalisierung regel-konformen Verhaltens gezwungen 
werden und als billige Arbeitskräfte dienen (vgl. ebd.: 22-24). 
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USA ihre Vormachtstellung behaupten und auf der Grundlage der „netzwerk- 
basierten panoptischen Technologien“ ein weltweites Überwachungsregime in- 
stallieren wollen, wird von Gill als Moment eines „disziplinierenden Neolibe- 
ralismus“ skizziert, dessen Universalisierung unter der Formel des „Zwangs, 
gepanzert mit Konsens“ subsumiert wird (Gill 2000: 22, 32). Hier ist auf An- 
tonio Gramscis Hegemonie-Diktum zu verweisen: Demnach zeichnet sich der 
konstituierende Faktor hegemonialer Herrschaft gerade durch eine konsensua- 
le Form der Einbindung breiter subalterner Interessen aus, welche die aktive 
Zustimmung der Beherrschten zur bestehenden Form politischer Führerschaft 
nach sich zieht. 

Diese Sichtweise auf sich herausschälende Aneignungs- und Verwendungsmodi 
der IKT wirft allerdings ein Problem auf: Der IKT wird der Status eines in- 
strumentell-funktionalen „Faktors“ zugewiesen, deren Einsatz sich allein aus 
der Logik expansiver Sicherheits- und Verwertungsinteressen ableitet. Somit 
werden Technologien von den gesellschaftlichen Dynamiken, die ihre Konzep- 
tualisierung, Entwicklung und Verwendung mit gestalteten und damit Gegen- 
stand sozialer Auseinandersetzungen waren, weitgehend abgeschnitten. Dem- 
gegenüber ist zu fragen, wie bestimmte repressive Nutzungen der IKT zu he- 
gemonialen Leitbildern werden konnten. 


Die Etablierung politischer Projekte und die Rolle 
sozio-technologischer Leitbilder 


Aneignungs- und Verwendungsmodi der IKT als Form sozio-technologischer 
Vergesellschaftung können als multiskalare, gesellschaftlich umkämpfte „poli- 
tische Projekte“ konzipiert werden (vgl. Demirovic 2001: 59-65, Bieling/ 
Steinhilber 2000). Dabei nehmen unterschiedliche Interessen Einfluss auf die 
Konstruktion von Leitbildern, mit denen technische Verwendungen und Ent- 
wicklungspfade des technologischen Wandels geprägt werden. 

Bei der Durchsetzung politischer Projekte geht es vornehmlich darum, einen 
spezifischen Praxis-Wissen-Komplex als Deutungsgefüge für die Bearbeitung 
gesellschaftlicher Probleme zu universalisieren, d.h. im politisch-ideologischen 
und zivilgesellschaftlichen Raum zu verankern, um dem anvisierten „Wandel 
somit eine bestimmte Richtung zu geben“ (Borg 2001: 73). Dieser Praxis- 
Wissen-Komplex kann in Form eines Diskurses verschiedene Formen anneh- 
men. Ideologien, Utopien, Ideen und Leitbilder zeichnen sich durch unter- 
schiedliche Aspekte raum-zeitlicher Orientierung und Reichweite in Bezug auf 
gesellschaftliche Praxen aus. Während Ideologien und Utopien auf umfassende 
Veränderungen nahezu aller gesellschaftlichen Praxen abzielen (z.B. Sozialis- 
mus, Neoliberalismus), können Ideen und Leitbilder hinsichtlich ihres anvi- 
sierten Wirkungskreises als entscheidungs- und handlungsanleitende Schemata 
für bestimmte gesellschaftliche Teilbereiche gesehen werden. Technologische 
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Leitbilder, die das „Handeln der an den Prozessen der Technikentstehung und 
-entwicklung beteiligten Akteure anleiten“ (Barben 1997: 143), knüpfen an be- 
stehende hegemoniale Diskurse an und übernehmen deren zentrale Normen 
und handlungskanalisierende Vorstellungen. Sie verhalten sich zu den hege- 
monialen „großen gesellschaftlichen Erzählungen“ (Bieling/Steinhilber 2000: 
106) mithin als komplementäre oder ergänzende Subdiskurse und in ihnen 
finden sich zentrale Prinzipien der überlagernden Ideologien eingeschrieben. 
Solche Leitbilder stellen z.B. der „Informationskrieg“ als „modernisierte“ Vari- 
ante kriegerischer Konfliktaustragung oder der Begriff der „Datenautobahn“, der 
Mitte der 1990er Jahre auf das vermeintlich ungebremste informationelle Zu- 
sammenrücken der globalen Kommunikationsgesellschaft im „Netz der Netze“ 
abzielte, dar (vgl. Canzler et al. 1997). Sie docken somit an gesellschaftliche 
Konjunkturen an, die eng mit hegemonialen Vorstellungen von Effizienz, EF 
fektivität, Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit verbunden sind. 

Die Wirkungsmächtigkeit, die technologische Leitbilder in der Zivilgesellschaft 
erringen, ist davon abhängig, inwiefern es gelingt, ideologische und materielle 
Interessen anderer gesellschaftlicher Akteure in diesen Artikulationen zu be- 
rücksichtigen. Insofern müssen sie den Anschein der Kohärenz und Plausibili- 
tät vermitteln sowie ein gewisses Maß an politisch-ideologischer Legitimität 
für andere soziale Kräfte ausstrahlen. Nur dann kann es gelingen, diese Leit- 
bilder kapillar in der Zivilgesellschaft zu verankern oder einen aktiven oder 
zumindest passiv duldenden „Konsens der Regierten“ (Gramsci 1991: 1726) 
herzustellen, auf dessen Grundlage Anforderungen an staatliche Regulierungs- 
und Steuerungskapazitäten eingefordert werden können. Entscheidenden Raum 
bei der Genese und Universalisierung politischer Projekte nehmen laut Gramsci 
Intellektuelle ein (Gramsci 1991: 1497ff.). Die Ausarbeitung verbindlich- 
integrativer Wegmarken, die als Orientierungspunkte sozio-technologischer 
Lebensweisen dienen, erfordert aber auch, alternative Haltungen zu delegiti- 
mieren und zu marginalisieren. Die Träger kritischer Haltungen können koop- 
tiert werden, z.B. durch die Zuteilung materieller Ressourcen, oder konkurrie- 
rende Diskurse können aufgegriffen und umgedeutet werden. Leitbilder wer- 
den generiert, indem die Formen gesellschaftlich relevanter Intellektualität 
ausdifferenziert werden und eine arbeitsteilige Professionalisierung intellektuel- 
ler Tätigkeiten erfolgt (vgl. Sekler 2006: 48-62; Demirovic 2001). In Think 
Tanks, Public Relations, Marketing- und Werbe-Agenturen sowie in For- 
schungs- und Kommunikationsreferaten (trans-) staatlicher Institutionen aber 
auch privater Verbände und Netzwerke (Unternehmerverbände, Gewerkschaf- 
ten, Stiftungen, Nichtregierungsorganisation etc.) werden strategische Wissens- 
dispositive in Form von Verlautbarungen, Empfehlungen, Reports, Stellung- 
nahmen ausgearbeitet und etabliert. Im Falle der EU-Kommission dienen so 
genannte Grün- oder Weißbücher als Konstruktionen zukünftiger Technolo- 
gieszenarien, in deren Rahmen gleichzeitig die Organisierung und Kanalisie- 
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rung technologischer Entwicklungspfade angelegt ist (vgl. Schaper-Rinkel 
2003: 79). 


Die Neu-Strukturierung des US-Militärs nach dem Ende der Bipolarität 


Die neuerliche Aufrüstung der US-Streitkräfte seit 1989 weist Züge eines poli- 
tischen Projektes auf, das mit bestimmten sozio-technologischen Leitbildern 
und Utopien „moderner“ Kriegführung zu erklären ist. Diese beruhen auf ei- 
ner breiten gesellschaftlichen Akzeptanz des ressourcenintensiven Umbaus des 
US-Militärs und haben dazu beigetragen, die kriegsförmige Konfliktbearbei- 
tung in der US-Außenpolitik weiterhin dominieren zu lassen. 

Das Ende der Ost-West-Bipolarität brachte die Hoffnung auf die vielzitierte 
Friedensdividende und zunächst einen partiellen Legitimitätsverlust der militä- 
rischen Apparate mit sich. Doch bald wurden in den Sicherheitszirkeln der 
USA „neue sicherheitspolitische Bedrohungen“ (vgl. Daase 1991) ausgemacht 
und damit die Notwendigkeit einer tiefgreifenden technologischen und orga- 
nisatorischen Umstrukturierung der US-Streitkräfte begründet. Als zentral 
wurde dabei der Einbezug der Informations- und Kommunikationstechnologi- 
en (IKT) in nahezu alle Bereiche der Kriegführung erachtet, die zu einer „Re- 
volution in Military Affairs“ (RMA) führen sollte, welche sich durch ein Mehr 
an Effizienz und nie gekannter Schlagkraft auszeichnen würde. Bis dahin wa- 
ren die Streitkräfte auf das Szenario von massiven Materialschlachten zwischen 
dem Warschauer-Pakt und der NATO auf europäischen Kriegsschauplätzen 
ausgerichtet (vgl. Luttwak 1996: 34-36), doch wurden die entsprechenden Be- 
schaffungsprogramme nun als unzeitgemäße Verschwendung wichtiger Res- 
sourcen kritisiert. Bei rückläufigen Verteidigungsetats galt es, die Streitkräfte zu 
modernisieren, sie kleiner, flexibler, und ressourcenintensiver zu gestalten (vgl. 
z.B. O’Hanlon 1998; Arquilla/Ronfeldt 1993). Sie sollten im globalen Maß- 
stab rascher disloziert werden können („global reach - global strike“) und jene 
Technologien stärker zum Einsatz kommen, die sich bereits seit den 1960er 
Jahren als entscheidende „Innovationsmotoren“ bei der Koordination der 
atomaren Abschreckung erwiesen hatten: Elektronik, Radar- und Stealth- 
Technologien, das ARPA-Net als strategisches Computernetzwerk, Fern- 
lenkwaffen, Sensoren- und Satellitentechnologie (vgl. Freedman 1998: 21-24). 
Die anvisierte Umstrukturierung der Streitkräfte, vor allem die Ausrichtung 
der einzelnen Teilstreitkräfte auf eine simultan-integrative Kriegführung (joint- 
ness in military campaigning), wurde in Teilen des Militärs, der Rüstungsindu- 
strie und des politischen Establishments zunächst skeptisch aufgenommen. 
Die militärischen Führungsstäbe hielten am „klassische(n) Territorialkrieg mit 
Panzerverbänden und klaren Frontlinien“ fest (Bendrath 1999) und befürchte- 
ten mit der Neuausrichtung der Streitkräfte Kompetenz- und Machtverluste. 
Auch für die Rüstungsindustrie bedeutete die Abkehr von den bisherigen Be- 
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schaffungsmustern eine tiefgreifende Umorientierung. Zudem wurde bezwei- 
felt, ob eine hochtechnologisierte Armee in Auseinandersetzungen mit Geg- 
nern bestehen könnte, die z.B. in urbanen Kriegsschauplätzen Guerilla- 
Taktiken anwandten, so wie es sich im Somalia-Einsatz der USA abgezeichnet 
hatte (vgl. O’Hanlon 1998). Zunehmend wurde daher die Notwendigkeit be- 
tont, die Widerstände gegen das politische Projekt der RMA zu entschärfen 
und die neue strategische, technologische und organisatorische Ausrichtung 
der Streitkräfte für die Militärs, für die Regierung, aber auch für die US- 
amerikanische Öffentlichkeit akzeptabel zu machen: „Um eine andere Vision 
des Krieges durchzusetzen, musste der strategische Diskurs um ein neues, sehr 
mächtiges Leitbild herum strukturiert werden. Dabei war es wichtig, dass die- 
ses Bild einen radikalen Wandel des Denkens impliziert, aber gleichzeitig hin- 
reichend deterministisch konstruiert wird, um jeden Widerstand als veraltet 
und sinnlos erscheinen zu lassen. Als Anknüpfungspunkt bot sich daher die in- 
formationstechnische ‘Revolution’ an, von deren Übermacht spätestens mit dem 
Boom des Internet niemand mehr überzeugt werden musste.“ (Bendrath 1999). 
Konzeptionelle Überlegungen zum Einsatz der IKT wurden in der Folge vor- 
nehmlich in militärischen Forschungseinrichtungen sowie auf einschlägigen 
sicherheitspolitischen Fachtagungen entwickelt. Eingebettet in die institutio- 
nellen Rahmenbedingungen der jeweiligen Think Tanks und der militärischen 
Kaderschmieden (z.B. Naval Postgraduate School in Monterey, RAND- 
Corporation oder National Defense University) bemühten sich strategische 
Intellektuelle der militärischen Zirkel wie John Arquilla, David Ronfeldt, Mar- 
tin Libicki oder Dan Kuehl auch, zukünftige Leitbilder moderner Kriegfüh- 
rung verstärkt zu fundieren und auszuarbeiten (Bendrath 2001). So hat sich 
insbesondere die RAND-Corporation durch ihre umfangreichen Forschungen 
und Veröffentlichungen auf diesem Gebiet besonders hervor getan und unbe- 
streitbar konzeptionelle Grundsatzarbeit geleistet (vgl. Blancke 2005: 25). Sie 
zeichnet sich durch die Entwicklung zentraler Begrifflichkeiten und Leitbilder 
moderner Kriegführung aus (vgl. z.B. Arquilla/Ronfeldt 1997; 1993; Khalilzad/ 
White 1999; Libicki 1995). 


Der kybernetische Mensch-Maschine-Verbund 
und das „gläserne Schlachtfeld” 


Die konkrete Ausgestaltung der Verwendung der IKT innerhalb der US- 
Streitkräfte orientiert sich an sozio-technologischen Leitbildern des „Schlacht- 
felds der Zukunft“ und einer kybernetischen Vision von Mensch-Maschinen- 
Systemen. Dabei wurden Konzepte übertragen und modifiziert, die auf die 
strategischen Lage-Kontroll-Systeme der früheren Kriegsplanungen zurückgin- 
gen (z.B. das North American Air Defense Command - NORAD), mit deren 
Hilfe die USA die Überwachung des Luftraums vor sowjetischen Angriffen 
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koordiniert hatten (vgl. Iburg 1991). Die computergestützte strategische Luft- 
raumüberwachung der USA schätzte die in den US-Luftraum eindringenden 
Objekte auf ihre atomare Bedrohungskapazität hin ein, um gegebenenfalls ei- 
nen atomaren Vergeltungsschlag einzuleiten. Die ständige Perfektionierung der 
atomaren Vernichtungslogik führte durch die Erhöhung der Zielgenauigkeit 
atomarer Raketen und deren Stationierung auf U-Booten zum „Zusammen- 
schmelzen“ der so genannten „Vorwarnzeiten“. Durch umfangreiche Lagekon- 
trol- und Kommunikationssysteme sollten Informationsgewinnung, Daten- 
auswertung, Entscheidungsfindung und Koordination des eigenen militäri- 
schen Vorgehens im Konfliktfall zusammengeführt und erheblich beschleunigt 
werden, um so den verbliebenen Zeithorizont effektiv für die Einleitung des 
Gegenangriffs nutzen zu können (Bernhardt/Ruhmann 1997: 3-6). 

Dabei ging man davon aus, dass die rein humane Kapazität zur Informations- 
verarbeitung vor dem Hintergrund des geringen Zeithorizontes und dem im- 
mensen Koordinationsaufwand eines atomaren Angriffs zu langsam als auch 
zu stör- und fehleranfällig sei. Wenn auch das informationsverarbeitende Sy- 
stem „Mensch“ nicht gänzlich aus dem Entscheidungskreislauf einer atomaren 
Krise eliminiert werden sollte, so wurde doch eine weitgehende Automatisie- 
rung der Informationsgewinnungs- und -verarbeitungsprozesse angestrebt, um 
den zeitlichen Entscheidungshorizont im Falle eines Atomangriffs auszuwei- 
ten. Ein weitgehend automatisiertes System digitaler Datenverarbeitung sollte 
mittels eines Software-Hardware-Verbundes einen Teil der Kriegswirklichkeit 
adäquat und vor allem schneller im Datenraum darstellen und auswerten. Die 
Übersetzung eines Wirklichkeitsausschnittes in Bits und Bytes, die simulierte 
Abbildung mathematisch abscheidbarer Realität in Rechenoperationen ermög- 
lichte es somit, nachgeordnete aber für Menschen zeitintensive intellektuelle 
Operationen technologisch zu umgehen bzw. zu automatisieren. Innerhalb 
dieser komplexen Lage-Kontroll-Einheit wurde der Mensch zur integrierten 
Komponente eines kybernetischen Mensch-Maschine-Verbundes und der 
menschliche Faktor durch technologisierte Formen der „Intellektualität“ sub- 
stituiert. Gleichzeitig sollte er mit dem technischen System zu einer kyberneti- 
schen Großeinheit verschmelzen, deren reibungsloses Funktionieren durch die 
Optimierung der Mensch-Maschine-Schnittstellen (z.B. Eingabesysteme, opti- 
sche Aufbereitung und Darstellung am Bildschirm etc.), d.h. der Interaktion 
zwischen technologischer und humaner Einheit gewährleistet würde (Bendrath 
1999). Der militärische Entscheidungskreislauf im Mensch-Maschine-Verbund 
wurde somit derart intensiviert und beschleunigt, dass sich dies im strategi- 
schen Kriegsszenario in eine operative Überlegenheit gegenüber den feindli- 
chen Bemühungen übersetzen sollte, an deren Ende die erfolgreiche Führung 
eines atomaren Schlagabtauschs stände. 

Dieses technologische Leitbild der Nutzung von IKT beruht auf dem Men- 
schen „als Systemkomponente“ eines militärischen Lage-Kontroll-Systems 
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(Bernhardt/Ruhmann 1997: 8) und der Verdatung, Verarbeitung und Aufberei- 
tung von Wirklichkeitsausschnitten im virtuellen Datenraum. Seit Anfang der 
1990er Jahre wurde es verstärkt auf taktisch-konventionelle Kriegsszenarien 
ausgeweitet. Die von den Modernisierungsvertretern der US-Armee entwickelte 
technologische Utopie baut auf das Postulat der „Informationsüberlegenheit“ 
oder multi-spectrum-dominance der US-Streitkräfte gegenüber möglichen 
Gegnern (vgl. z.B. Joint Chiefs of Staff 2000). Damit ist gemeint, dass Gegner 
bei ihrer Informationsbeschaffung gestört oder getäuscht sowie ihre militäri- 
sche Operationsfähigkeit zerstört wird. Dagegen wird die Entscheidungsgrund- 
lage der eigenen Kommandeure auf der Grundlage überlegener Datengewin- 
nungs- und Verarbeitungspotenziale entscheidend verbessert. Der zunehmend 
höhere Grad der Digitalisierung und Vernetzung der militärischen Aufklärung, 
der Kommandeursebenen und der Kampfverbände vor Ort erlaubt es in ho- 
hem Maße, menschliche, d.h. „zeitraubende“ sowie „fehleranfällige“* Entschei- 
dungsabläufe zu automatisieren (Minkwitz 2003: 28-32). Die gleichsam totale 
digitale Erfassung des Kampfgebietes - durch Satellitenaufklärung, unbemann- 
te Drohnen, Sensoren etc. - bedingt somit die Entstehung eines „gläsernen 
Schlachtfeldes“. Sämtliche Unwägbarkeiten des Schlachtgeschehens wie gegne- 
rische Truppenbewegungen, Bewaffnung und Truppenstärke, Wetterumschwün- 
ge, Identifizierung von Zivilbevölkerung etc. können somit in annähernder 
Echtzeit berechnet werden. Eingespeist im kybernetischen Mensch-Maschine- 
Verbund stehen die entscheidungsrelevanten Informationen den Kommandeu- 
ren zur Verfügung und ermöglichen ihnen, das gesamte Schlachtgeschehen für 
ihre Truppen risikominimierend zu koordinieren. 

Die totale Vernetzung der Befehlsstäbe, der Aufklärungs- und Waffensysteme, 
bis hin zum einzelnen Infanteristen im Military Network führt zu einer im- 
mensen Datenflut. Deshalb gehen die Bemühungen, immer umfassendere Aus- 
schnitte des Schlachtgeschehens nach den Regeln des digitalen Mensch- 
Maschine-Datenverarbeitungsverbundes zu strukturieren, mit verstärkten For- 
schungs- und Modernisierungsanstrengungen zur adäquaten Darstellung des 
digital erfassten Schlachtfeldes in den Befehlsstäben einher. Das US-Militär, 
einige Hollywood-Firmen, Vertreter der PC-Spiele-Industrie und die University 
of Southern California sind im Institute for Creative Technology (ICT) eine 
strategische Allianz eingegangen, die vom Pentagon mit zunächst 45 Millio- 
nen US-Dollar ausgestattet wurde und von der sich das Militär Synergieeffekte 
erwartet, um die Fortschritte der Simulationstechnologie des privaten Sektors 
zu nutzen. Das Fernziel der Forschungsarbeit des ICT ist die Herstellung einer 
vollkommenen 3D-Simulation, in der die Interaktion zwischen Mensch und 
virtueller Realität zu Zwecken militärischer Ausbildung und adäquater 
Schlachtfeld-Darstellung perfektioniert werden soll. Anlässlich dieses militä- 
risch-akademisch-kulturindustriellen Joint Ventures überschlug sich der Army- 
Pressesprecher Louis Caldera hinsichtlich der innovativen Möglichkeiten, die 
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sich für alle am Projekt beteiligten Parteien ergeben: „This 45 million Dollar 
contract will fund joint modeling and simulation research and has high-value 
applications for the Army as well as for the entertainment, media, video game, 
film, destination theme park and information-technology industries that are 
such a key part of the California economy. [...| This partnership will leverage 
the US national defense and the enormous talent and creativity of the enter- 
tainment industry and their tremendous investment in cutting-edge applica- 
tions of new technology“ (zit. n. Der Derian 2000). 

Das von dem preußischen Kriegstheoretiker Clausewitz ausgemachte unkalku- 
lierbare Moment der Kriegführung, nachdem sich jeder Schlachtplan aufgrund 
unvorhersehbarer Entwicklungen in Wohlgefallen auflösen kann - der so ge- 
nannte „Nebel“ des Krieges -, wäre somit hinfällig geworden, da auf dem digi- 
talisierten Schlachtfeld das gesamte Kriegsgeschehen durch den Einsatz von 
IKT „berechenbar“ und „abbildbar“ gemacht würde (Minkwitz 2003: 16-17). 
Für die Zukunft entwerfen die technologischen Machbarkeitsphantasien das 
Bild menschenleerer Schlachtfelder und eine noch weitere Verschmelzung des 
Mensch-Maschine-Verbundes im hybriden Cyborg-Soldaten. Dessen individu- 
eller Kampfkraftfaktor soll durch vollautomatisierte Kampfanzüge mit Helm- 
Displays, Exo-Skeletten sowie der Kopplung biologischer und künstlicher Sy- 
steme etc. noch um ein Vielfaches gesteigert werden (Rötzer 2002). Das Space 
and Naval Warfare Systems Center und die Firma iRobot arbeiten im Rahmen 
des mit über 14 Milliarden US-Dollar ausgestatteten Future Combat Systems 
Program an Robotern, die als teil-autonome, ferngesteuerte Waffenplattformen 
Kampfhandlungen, Aufklärung und Kampfmittelrfäumdienste übernehmen sol- 
len (Rötzer 2005; Altmann 2003). Kampfpiloten, Panzerbesatzungen und 
Nachschubeinheiten würden im nächsten Schritt durch autonome „Künstliche 
Intelligenzen“ ersetzt werden, deren Einsatzbefehle von den sicheren Kom- 
mandozentralen des nordamerikanischen Kontinents erfolgen: Somit „wird am 
Ende der Kämpfer arbeitslos, wegrationalisiert durch autonome Kampfroboter 
und Manager des Informationskrieges.“ (Bendrath 1999) 


Konsensstiftende Aspekte risikoloser Kriegführung 


Viele dieser kriegstechnologischen Utopien und Leitbilder operieren an den 
Grenzen derzeitiger technologischer Umsetzbarkeit und es scheint auch kei- 
neswegs gewiss, inwieweit die Technologisierung der Streitkräfte diese tatsäch- 
lich schlagkräftiger machen wird (vgl. z.B. Talbot 2004). Die beteiligten Mili- 
tärs erhoffen sich von dem gigantischen Aufrüstungs- und Umstrukturierungs- 
projekt der US-Streitkräfte eine konkurrenzlose Übermacht des US-Militär- 
apparates. Zudem ist es gelungen, für das politische Projekt der High-Tech- 
Streitkräfte und die intendierte Re-Militarisierung der US-Sicherheitspolitik ei- 
nen breiten gesellschaftlichen Rückhalt zu organisieren. Der anfänglich starken 
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Skepsis seitens der Rüstungsindustrie, des Militär und von Teilen der Regie- 
rung gegenüber den Modernisierungsbestrebungen wurde unter anderem da- 
durch begegnet, dass die Bush-Administration lediglich ein Rüstungsprojekt 
aus den Zeiten des Kalten Krieges einstellte (die 70 Tonnen schwere Haubitze 
Crusader). Andere ressourcenaufwändige Rüstungsprojekte, die neben den neuen 
Beschaffungsvorhaben parallel weiterlaufen, wurden dagegen verstärkt vorange- 
trieben (z.B. die Strategic Defense Initiative der Reagan-Ara, jetzt National 
Missile Defense Initiative). Auf diese Weise wurden z.B. politische Stimmen 
aus dem Kongress, die mit der Neuausrichtung der Streitkräfte weitere Verluste 
von Arbeitsplätzen in der Rüstungsindustrie innerhalb ihrer Wahlkreise be- 
fürchteten, „eingekauft“ (Ciarrocca/Hartung 2002). Die Aufrüstung der US- 
Streitkräfte geht mit der Auslagerung technologie- und kostenintensiver Auf 
gabenbereiche einher, wie z.B. der Modernisierung und Instandhaltung der 
militärinternen Kommunikation, deren Umstellung auf Glasfaserkabel nur für 
100 Militärstandorte bereits 800 Millionen Dollar verschlingt (Rötzer 2004). 
Dies erzeugt eine Nachfrage nach militäroptimierter Soft- und Hardware, die 
aufgrund der Anforderung ihrer „Interoperabilität“ im militärischen Netzwerk 
der zivilen Soft- und Hardware ähnelt. Den von den Streitkräften nachgefrag- 
ten Produkten und Dienstleistungen hängt zunehmend ein dual-use-Charakter 
an, der es dem IT-Sektor ermöglicht, mit relativ geringem Aufwand zwischen 
den Produktions- und Innovationsanforderungen ziviler und militärischer An- 
wendungen flexibel hin und her zu schalten und zudem die Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit für die Streitkräfte immer unverzichtbarer macht. Die IT- 
Branche wurde durch das Platzen der New-Economy-Blase arg gebeutelt, doch 
der nach dem 11. September 2001 ausgerufene „immerwährende“ digitalisierte 
Krieg gegen den Terrorismus und die damit einhergehende Ausweitung der 
Verteidigungs- und Forschungsetats verhalfen ihr heute wieder zu verhaltenem 
Optimismus und eröffnete neue rentable Perspektiven (Siegle 2003). 

Mit der informationstechnologischen Aufrüstung der US-Streitkräfte wurde 
auch der Opfer-Aversion der US-Bevölkerung Rechnung getragen. Diese ent- 
wickelte sich im Gefolge der „totalen Kriege“ des 20. Jahrhunderts, der Erfah- 
rungen von Hiroshima und insbesondere Vietnam, womit sich die Hoffnung 
Kants zu erfüllen schien, dass angesichts der „Drangsale des Krieges“ die Völ- 
ker „sich sehr bedenken werden, ein so schlimmes Spiel anzufangen“ (Kant 
1999: 12-13). Die Perfektionierung der operativen Kriegführung gibt vor, das 
gesamte Schlachtgeschehen berechenbar zu machen und jedwedes Risiko für 
die involvierten Truppen und gegnerische Zivilbevölkerungen auszumerzen. 
Sie verspricht somit, die „Drangsale des Krieges“ zu einem Abstraktum gerin- 
nen zu lassen (vgl. Claßen 2004; Minkwitz 2003). Insofern gelang es der US- 
Regierung, den für beträchtliche Teile der US-Bevölkerung überzeugenden 
Kriegsgrund der Terrorbekämpfung durch militärische Interventionen nachhal- 
tig zu vermitteln, dies verbunden mit dem Versprechen, Kriege von „digitalen 
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Feldherrenhügeln“ aus „präzise“ und aus sicherer Entfernung zu führen (Bern- 
hardt/Ruhmann 1997). So seien Tote unter den eigenen Truppen und der 
gegnerischen Zivilbevölkerung aufgrund der technologisierten Kriegsmaschine- 
rie und den schlecht ausgerüsteten, dürftig motivierten Gegnern kaum zu er- 
warten. Basierend auf dem Leitbild des „gläsernen Schlachtfeldes“, bei gleich- 
zeitiger Ausnutzung der Terrorangst und der Beschwörung neuer islamistischer 
Feindbilder, flimmern über die Bildschirme der US-Bevölkerung die Bilder un- 
blutiger, humanitärer, hygienischer Kriegswirklichkeiten, deren mediale Mach- 
art und Ästhetik bestenfalls an Computerspiele erinnert (Der Derian 2000b). 
Militärs und sicherheitspolitische Hardliner sind somit der „tendenziell 
kriegsunwilligen (US-) Bevölkerung“ (Claßen 2004: 8) einen Schritt entgegen- 
gekommen, indem ein vorgeblich weitgehend opferloser Blitz-Krieg zelebriert 
wird und die „neuen Kriege“ mit Verweis auf „chirurgische“ Kriegskampagnen, 
„gläserne Schlachtfelder“ und Informationskriege rhetorisch und multimedial 
entschärft werden. 

Das politische Projekt, das US-Militär aus dem Zustand einer dem Kalten- 
Kriegs-Denken verhafteten Armee in eine hochtechnologisierte global agieren- 
de Interventionstruppe zu verwandeln, kann voraussichtlich nicht auf dauer- 
hafte aktive Zustimmung der US-Bevölkerung bauen. So ist derzeit zu beob- 
achten, dass der politische Rückhalt für die Besatzungspolitik George W. 
Bushs im Irak schwindet - kann dort ja auch keine Rede davon sein, US- 
amerikanische Soldaten wären in der Lage, die Ansprüche der Besatzungs- 
macht ohne eigene Opfer durchzusetzen. Entgegen den Versprechungen des 
„gläsernen Schlachtfeldes“ starben seit März 2003 nach Angaben der Nach- 
richtenagentur AFP 2.790 US-Soldaten (sowie zahlreiche als Zivilisten gezählte 
Söldner im Dienst der Alliierten) bei Straßenkämpfen und Überfällen auf 
Fahrzeug-Konvois oder militärische Stützpunkte (AFP 24.10.2006). Zum Ein- 
satz kommen und kamen im Irak (wie auch in Afghanistan) Maschinen- oder 
Sturmgewehre, Granaten oder Mörser - altbekannte konventionelle „low-tech- 
Waffen“, deren Wirkung die Verheißung der künftigen opferlosen und „saube- 
ren“ Blitz-Kriege insbesondere auf Seiten der irakischen Zivilbevölkerung tag- 
täglich Lügen straft. Begreift man die Herstellung von Konsens für das oben 
skizzierte politische Projekt als offenen, relationalen und umkämpften Prozess 
(Borg 2001), so ist aber auch denkbar, dass die repressive sozio-technologische 
Vergesellschaftung der IKT zu einem anderen Zeitpunkt wieder reaktiviert 
werden kann, da es sich hier um ein Leitbild handelt, das wie kaum ein ande- 
res positiv besetzte Modernität verkörpert. Dies könnte im Rahmen von Kri- 
senkonjunkturen, wie verstärkt auftretendem Terrorismus oder mit Verweis auf 
die Verteidigung privilegierter Lebenszusammenhänge gegen den islamistischen 
Terrorismus jederzeit wieder eintreten, denn: „der Zwang ist ein solcher nur 
für den, der ihn nicht akzeptiert, nicht für den, der ihn akzeptiert: wenn der 
Zwang sich gemäß der Entwicklung der gesellschaftlichen Kräfte entwickelt, ist 
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er kein Zwang, sondern mit einer beschleunigten Methode erreichte ‘Offenba- 
rung’ kultureller Wahrheit.“ (Gramsci 1991: 1688). 
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Karsten Weber 


Entwicklung und digitale Spaltung - 
Zusammenhänge und Prioritäten 


Situationsbeschreibung 


Im Internet findet man alles - das weiß inzwischen jeder Mensch. Deshalb ist 
es nicht überraschend, dass es im Internet unter der URL http://www.wsis.org 
eine Website gibt, auf der offiziell der World Summit on the Information So- 
ciety (WSIS) dokumentiert und auf weitere Aktivitäten verwiesen wird, Ergeb- 
nisse dargestellt und viele andere Informationsangebote gemacht werden. Es 
wäre aber kaum der Mühe wert, eine Umfrage durchzuführen, wer von den 
ganz normalen Menschen auf der Straße etwas über den WSIS und seine Ziele 
wüsste. Das Ergebnis ist auch so leicht vorauszusagen: Sehr wenige bis nie- 
mand. Dabei waren die Ziele des WSIS ambitioniert - es sollten Mittel und 
Wege aufgewiesen werden, die helfen könnten, die digitale Spaltung der Welt 
in ‘information haves’ und ‘information have-nots’ bzw. in “information rich’ 
und ‘information poor’ aufzuheben oder zumindest den tiefen Graben zwi- 
schen diesen beiden Gruppen kleiner zu machen. 

Es muss jedoch nicht sonderlich verwundern, dass der WSIS in der Öffent- 
lichkeit vergleichsweise wenig Beachtung gefunden hat und ein Thema geblie- 
ben ist, das allenfalls Experten und Betroffene interessiert. Zumindest in 
Deutschland kann man eine ähnliche Nichtbeachtung in Bezug auf Bildung 
beobachten: Für eine kurze Zeit wurde in Deutschland nach dem so genann- 
ten PISA-Schock über Bildungsdefizite debattiert, doch inzwischen ist diese 
Debatte entweder ganz untergegangen oder wird nur mehr rein instrumentell 
geführt - Bildung wird als Ressource angesehen, die ein Land für die eigene 
ökonomische Leistungsfähigkeit benötigt. Ähnliches ist im Zuge der kurz auf- 
flammenden weltweiten Diskussion um die digitale Spaltung zu beobachten 
gewesen. Von ihrer Schließung wurde die Lösung so unterschiedlicher gesell- 
schaftlicher Probleme wie Arbeitslosigkeit, fehlendes wirtschaftliches Wach- 
stum (Zachary 2004), Defizite des Bildungswesens, mangelnde Berufsqualifika- 
tion (Darkwa/Eskow 2000; Darkwa/Mazibuko 2000), Politikverdrossenheit 
oder fehlendes Bürgerengagement angesehen (kritisch: Gurstein 2003); wahr- 
scheinlich ließe sich die Liste auch noch deutlich verlängern. Ebenso wurde 
immer wieder die Hoffnung geäußert, dass die Behebung der digitalen Spal- 
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tung helfen werde, den Analphabetismus global zu bekämpfen, die weit ver- 
breitete Armut zu beheben, die schwächelnde Weltwirtschaft anzukurbeln, zur 
weltweiten Demokratisierung beizutragen und endlich den Menschenrechten 
stärker zur Geltung zu verhelfen - auch hier ist die Agenda der Hoffnungen 
wohl beliebig erweiterbar. Es ist kaum übertrieben zu sagen, dass von der 
Schließung der digitalen Spaltung die Lösung beinahe jedes ökonomischen, 
rechtlichen, politischen, sozialen oder moralischen Konflikts oder Problems 
erwartet wurde. Anders formuliert: Der Einsatz einer bestimmten Technologie, 
hier der Informations- und Kommunikationstechnologie, sollte tief greifende 
soziale Konflikte lösen. Diese Sichtweise manifestiert sich bspw. in einer Stel- 
lungnahme des US Department of Commerce in Bezug auf die US- 
amerikanische Gesellschaft: 


„Ihe Internet is becoming an increasingly vital tool in our information society. More Americans 
are going online to conduct such day-to-day activities as business transactions, personal corre- 
spondence, research and information-gathering, and shopping. Each year, being digitally con- 
nected becomes ever more critical to economic, educational, and social advancement. Now that 
a large number of Americans regularly use the Internet to conduct daily activities, people who 
lack access to those tools are at a growing disadvantage. Therefore, raising the level of digital in- 
clusion - by increasing the number of Americans using the technology tools of the digital age - 
is a vitally important national goal.“ (USDC 2000: 14) 

Ähnliche Ansichten finden sich bspw. in einem Bericht des Research Institute 
for Asia and the Pacific (RIAP 2002) der Universität Sydney, der vom japanı- 
schen Finanzministerrum in Auftrag gegeben wurde und die Bedeutung der 
digitalen Spaltung für die ökonomische Situation Malaysias, Thailands, der 
Philippinnen und Vietnams behandelt sowie mögliche Entwicklungspfade dis- 
kutiert. Nun ist eine solche Sichtweise für ein Handels-, Wirtschafts- oder Fi- 
nanzministerrum kaum überraschend, doch die gleiche Perspektive findet sich 
in der „Declaration of Principles - Building the Information Society: a global 
challenge in the new Millennium“, die als eines der wenigen wenigstens eini- 
germaßen konkreten Ergebnisse des World Summit on the Information Socie- 
ty angesehen werden kann: 


„2. Our challenge is to harness the potential of information and communication technology to 
promote the development goals of the Millennium Declaration, namely the eradication of ex- 
treme poverty and hunger; achievement of universal primary education; promotion of gender 
equality and empowerment of women; reduction of child mortality; improvement of maternal 
health; to combat HIV/AIDS, malarıa and other diseases; ensuring environmental sustainability; 
and development of global partnerships for development for the attainment of a more peaceful, 
just and prosperous world.“ (WSIS 2003) 


Nun könnte man formulieren, dass entsprechende Sätze einer allgemeinen 
und dabei auch recht unspezifischen Hoffnung auf Verbesserung in den Ent- 
wicklungsländern geschuldet seien. Doch selbst bei Autoren', die eine eher 
kritische Haltung gegenüber der gerade skizzierten Sichtweise an den Tag le- 


1 In diesem Text wird aus Gründen der Lesbarkeit einheitlich die maskuline Form genutzt. 
Gemeint sind jedoch immer alle Geschlechter. 
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gen, finden sich Ansätze, diese Perspektive zur eigenen zu machen: 


„[t]he differentiation between Internet-haves and have-nots adds a fundamental cleavage to exist- 
ing sources of inequality and social exclusion in a complex interaction that appears to increase 
the gap between the promise of the Information Age and its bleak reality for many people 
around the world.“ (Castells 2001: 247) 

Auch für Castells ist das Informationszeitalter, als Chiffre für die Entwicklung 
und den Einsatz einer bestimmten Technologie, mit einer bestimmten Hoff- 
nung verbunden - nämlich der Verbesserung des Lebens für all jene Men- 
schen, die am unteren Ende der sozialen Skala leben. Zwar verbindet Castells 
diese Hoffnung nicht nur mit der Technologie, sondern eher mit den dadurch 
möglichen neuen Austauschprozessen zwischen Menschen; trotzdem zeigt 
seine Perspektive Ähnlichkeiten zu jenen auf, die oben stellvertretend ange- 
führt wurden. Sowohl die Position des USDC als auch jene des WSIS basiert 
letztlich auf einem Technikdeterminismus mit positivem Vorzeichen: Es wird 
angenommen, dass die Entwicklung, Implementierung und Nutzung von 
Technologie notwendig zur Lösung der sozialen Probleme einer Gesellschaft 
oder gar der Menschheit führen werden und die Basis sozialer und politischer 
Veränderungen darstellen (vgl. Carlisle/Manning 1999: 100). Dies knüpft an 
Ideen an, die man etwa mit dem Namen Saint-Simon verbinden kann, die 
dann im Marxismus ihren prägnanten Ausdruck fanden und bis heute im 
Fundus der Soziologie und Philosophie zu finden sind. So waren die 1960er 
und 70er Jahre geprägt durch die Idee, dass der massive Einsatz von Techno- 
logie und die vollständige Planung aller gesellschaftlichen Lebensbereiche alle 
wesentlichen sozialen Phänomene (auf)lösen können. Dies muss umso mehr 
verwundern, da bereits in dieser Zeit mit Publikationen wıe Rachel Carsons $i- 
lent Spring (1962) oder der Studie The Limits to Growth (Meadows et al. 
1972; deutsch: Die Grenzen des Wachstums) des Club of Rome aufgezeigt 
wurde, dass ein bloßes Mehr an Technik keine Probleme lösen kann, sondern 
eher neue entstehen lässt. 

Wie wenig haltbar die optimistischen Annahmen sind, die in der öffentlichen 
Debatte - bspw. auf dem G8-Gipfel auf Okinawa im Jahr 2000 - häufig einge- 
nommen werden und wie vereinfachend die Perspektiven auf komplexe Pro- 
blembereiche aussehen, zeigt sich bei einer kritischen Betrachtung der Ursa- 
chen und Auswirkungen der digitalen Spaltung. Gleich auf den ersten Seiten 
seines Buch Technology and Social Inclusion schreibt Mark Warschauer, dass 


„L...) the notion of a digital divide — even in its broadest sense — implies a chain of causality: 
that lack of access (however defined) to computers and the Internet harms life chances. While 
this point is undoubtedly true, the reverse is equally true; those who are already marginalized will 
have fewer opportunities to access and use computers and the Internet. In fact, technology and 
society are intertwined and co-constitutive, and this complex interrelationship makes any as- 
sumption of causality problematic.“ (Warschauer 2003: 7) 


Ökonomische und informationelle, oft auch politische und kulturelle, Margi- 
nalisierung sind Facetten eines Phänomens, die sich wechselseitig verstärken 
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können. Die Frage, ob und wie die digitale Spaltung zu schließen sei, kann 
nicht nur über den Einsatz von Technik beantwortet werden, sondern muss 
die anderen Facetten von Anfang an mit einbeziehen. Oft wird man bei Lö- 
sungsversuchen feststellen, dass die digitale Spaltung von den Betroffenen 
selbst nicht überwunden werden kann, sondern Hilfe von außen notwendig 
macht. Gleichzeitig aber darf daraus nicht der Schluss gezogen werden, dass es 
hinreichend sei, materielle Ressourcen von außen zu liefern - die Einbindung 
der Betroffenen und ihrer eigenen, oft nicht-materiellen Ressourcen, ist eine 
notwendige Bedingung für den Erfolg. Zusätzlich gilt, dass es keine „one size 
fits it all“-Lösung geben kann: Die Überwindung der digitalen Spaltung kann 
nur durch Berücksichtigung des jeweils gegebenen kulturellen Kontextes gelin- 
gen. Dies soll in den folgenden Abschnitten deutlicher gemacht werden. 


Sozioökonomische, politische und 
kulturelle Faktoren der digitalen Spaltung 


Es wäre verfehlt, die (globale) digitale Spaltung ausschließlich als ein Problem 
der fehlenden technischen Ressourcen zu sehen, doch unwichtig sind diese 
deshalb nicht. Praktisch die gesamte Informations- und Kommunikationsindu- 
strie und der größte Teil der entsprechenden Infrastruktur und vor allem der 
Produkte und Anwendungen sind auf die Bedürfnisse und Anwendungskon- 
texte der Nutzer in den entwickelten Ländern des Globus ausgerichtet: „[...] 
such technology is generated in and for the circumstances prevailing in the 
developed rather than the developing countries.“ (James 1999: 155). Dies 
macht sich an zunächst sehr trivialen Dingen fest: Ein Computer (inklusive 
der notwendigen Peripherie - Bildschirm, Tastatur, Maus, Drucker), der dem 
Stand der Technik entspricht und für den Endverbrauchermarkt zu günstigen 
Preisen hergestellt wird, kostet in der Bundesrepublik Deutschland zurzeit 
rund 600 bis 700 Euro. Vergleicht man dies bspw. mit dem durchschnittlichen 
Jahreseinkommen von 315 US-Dollar der Menschen in Afrika (Habitat 2001: 
17), dann wird sehr schnell deutlich, dass dieser Preis die finanziellen Mög- 
lichkeiten vieler Menschen in den sich entwickelnden Ländern weit übersteigt. 
Ähnliche, wenngleich nicht ganz so dramatische Aussagen lassen sich für Teile 
der Bevölkerung von ökonomisch leistungsfähigen Industriestaaten wie den 
USA oder der Bundesrepublik Deutschland treffen, insbesondere aber auch 
für die Transformationsländer Mittel- und Osteuropas. 

Doch nicht nur die Verfügbarkeit über die nötige Computertechnik als solche 
stellt eine große Hürde dar, sondern darüber hinaus auch die zum Betrieb 
notwendige Infrastruktur.” Moderne Computer, gleich ob für den persönli- 


2 Hier seien nur zwei Beispiele genannt, die die äußerst problematischen infrastrukturellen 
Bedingungen in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern beleuchten sollen: So nennt 
Verzola (1999: 194) die Summe von 37 Mrd. US-Dollar, die nötig wären, um 51% der phil- 
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chen Gebrauch oder für den Einsatz in Industrie, Gewerbe, Handel oder Ver- 
waltung, haben einen vergleichsweise großen Stromhunger - dies gilt letztlich 
auch für die meisten tragbaren Computer, die zudem in der Anschaffung deut- 
lich teurer sind. In vielen Entwicklungsländern ist aber der Zugang zu Energie 
ein ähnlich großes Problem wie der Zugang zum Telefon. Selbst wenn Geräte 
vorhanden sind, können sie nicht ohne weiteres betrieben werden. Noch eine 
letzte Hürde: Marktübliche Geräte werden für Büros und Wohnungen in den 
gemäßigten Breiten entworfen, sie sind nicht für den Betrieb unter großer Feuch- 
tigkeit oder Hitze oder für die Bedingungen häufiger Sandstürme etc. gebaut. 
Unter solchen Umweltbedingungen brechen handelsübliche Geräte schnell zu- 
sammen. Entsprechend angepasste Geräte wiederum sind weitaus teurer. 
Neben den eher ökonomischen und infrastrukturellen Faktoren, die dazu füh- 
ren, dass die digitale Spaltung existiert, können politische Ursachen identifi- 
ziert werden, die ebenfalls einen Beitrag zur Ungleichverteilung der Internet- 
zugänge liefern. Viele Regierungen wollen aus politischen bzw. religiösen 
Gründen verhindern, dass die Bevölkerung der entsprechenden Länder Zugang 
zum Internet bekommen - bezüglich der politischen Motivation ist hier bspw. 
China zu nennen.’ Denn tatsächlich besitzt das Internet das Potenzial, Befrei- 
ungsbewegungen effektiv und effizient zu koordinieren, Informationsmaterial 
gegen totalitäre und diktatorische Regimes zu verbreiten oder Wahlkämpfe in 
Transformationsstaaten zu koordinieren - für letzteres ist Südkorea ein gutes 
Beispiel. Religiöse und politische Gründe sind hierbei in der Regel nicht klar 
zu trennen; meist sind Staaten, in denen eine fundamentalistische Religion 
vorhertscht, gleichzeitig nicht gerade unter die liberalen Staaten zu zählen.* 
Fokussiert man nicht die ganze Welt, sondern beschränkt sich bei der Be- 
trachtung auf einen Kontinent, so stößt man auf ähnliche Disparitäten. Glo- 
bal gesehen muss Europa als Wohlstandsregion bezeichnet werden, doch exi- 
stiert dort zwischen und innerhalb von Ländern ebenfalls ein erhebliches 


ippinischen Haushalte „mit den grundlegenden, aktuellen Informations- und Computer- 
technologien auszustatten“ - sehr viel Geld für ein Land, in dem bereits die Mittel dafür feh- 
len, allein die Hauptstadt Manila ausreichend mit Trinkwasser akzeptabler Qualität zu ver- 
sorgen. Die Situation auf dem afrıkanischen Kontinent ist ähnlich desaströs, denn dort teil- 
ten sich 2002 „[...] 750 Millionen Einwohner [...] nicht mehr als 20 Millionen Festnetz-Tele- 
fonanschlüsse - weniger als in Tokio. Und von diesen Telefonen steht der allergrösste Teil in 
den Hauptstädten. In den ländlichen Gebieten müssen sich im Durchschnitt mehr als 100 
Leute einen Anschluss teilen - und der ist auch noch häufig gestört.“ (Asendorpf 2002). 

3  Xiaoming und Kay (2004) widersprechen allerdings der Ansicht, dass die Schließung der di- 
gitalen Spaltung an Demokratisierung bzw. politische Freiheit von Staaten gebunden sei; 
auch Analphabetismus und fehlende Englischkenntnisse sehen sie nicht als Hinderungsfak- 
toren für die Internetnutzung. 

4 Bei diesen Bemerkungen wird die Standpunktabhängigkeit von Wertungen deutlich: Die teil- 
weise virtuose Benutzung des Internet durch Islamisten und dem islamisch-fundamentalisti- 
schen Terror nahe stehenden Organisationen wird von den sie betreibenden Personenkreisen 
sicherlich als Werkzeug zur Befreiung angesehen; aus westlicher Perspektive hingegen stellen 
die entsprechenden Inhalte einen Aufruf zur menschenverachtenden Gewalt dar. 
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Wohlstandsgefälle - sowohl entlang einer Nord-Süd- als auch einer Ost-West- 
Achse. Die Transformationsländer Mittel- und Osteuropas, die erst seit weni- 
ger als zwei Jahrzehnten marktwirtschaftlich organisiert sind und liberale De- 
mokratien entwickeln, hinken immer noch deutlich hinterher, was den Zugang 
zum Internet betrifft (Ottens 2006). Die entsprechenden Zahlen spiegeln wie- 
der, dass die ökonomische Situation in jenen Ländern bis heute alles andere 
als komfortabel ist; gleichzeitig wirken hier die überwundenen sozialistischen 
Regimes mit ihrer restriktiven Medienzugangspolitik nach - durch Seilschaf- 
ten, die den politischen Wandel überlebt haben oder durch eine nun eher 
konservative oder nationalistisch ausgerichtete Medienkontrolle, wie sie zur- 
zeit in Polen zu beobachten ist. Die Nord-Süd-Teilung Europas hinsichtlich 
der Internetzugänge ist zum Teil ebenfalls ökonomischen Ursachen geschuldet 
- allerdings liegen diese historisch weiter zurück: Industrialisierungsprozesse 
haben im Norden weit früher begonnen, Griechenland, Portugal, Spanien, Tei- 
le Italiens und Frankreichs waren bis weit in die zweite Hälfte des 20. Jahr- 
hunderts agrarisch ausgerichtet. Zudem liegt die Vermutung nahe, dass kultu- 
relle und sozialgeographische Faktoren eine Rolle spielen - die Aufrechterhal- 
tung sozialer Beziehungen ist in Ländern wie Finnland, Schweden oder Nor- 
wegen mit einer geringen Bevölkerungsdichte und jahreszeitlich teilweise ex- 
tremen Umweltbedingungen ohne die Nutzung moderner Kommunikations- 
mittel ohne Zweifel schwieriger als in Portugal oder Spanien. Gleichzeitig 
könnte es sein, dass Oralität und face-to-face--Kommunikation in Ländern 
Südeuropas eine größere Rolle als im Norden spielen. 

Neben im weitesten Sinne ökonomischen und politischen Ursachen der digi- 
talen Spaltung lassen sich zudem kulturelle Faktoren identifizieren. Demmers 
und O’Neil (2001) sprechen davon, dass im Internet zwei grundsätzlich ver- 
schiedene Nutzerkulturen aufeinander stoßen: „Takers“ auf der einen und 
„Leavers“ auf der anderen Seite (2001: 42£.). Diese der Ökologie entlehnten 
Ausdrücke bezeichnen den Umgang mit natürlichen Ressourcen: Takers sind 
Menschen bzw. deren Kulturen, die Ressourcen ausbeuten und verbrauchen 
sowie auf rasantes Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum ausgerichtet sind; 
Leavers hingegen entnehmen der Natur gerade nur soviel, wie sie für das tägli- 
che Auskommen benötigen, und streben einen stabilen und ausgeglichenen 
Stoffkreislauf an, der die Umwelt weitgehend so belässt, wie sie ohne mensch- 
lichen Einfluss sein würde.’ Gerade in vielen Entwicklungsländern droht jenen, 
meist indigenen Völkern die kulturelle oder gar physische Auslöschung, weil 
ihr Territorium von Land suchenden Bauern oder Bodenschätze schürfenden 


5 Diese Darstellung ist ohne Zweifel vereinfachend und es ist zu fragen, ob die beiden Auto- 
ren hier nicht einer bestimmten Perspektive auf so genannte „Naturvölker“ verpflichtet sind, 
die man durchaus als „romantisch“ bezeichnen könnte. Unbestritten bleibt aber, dass die 
Art und Weise der Produktion in den Industriestaaten vor allem in der Vergangenheit auf 
Ressourcenverbrauch und nicht auf deren Erhalt ausgerichtet ist. 
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Unternehmen beansprucht wird. Sie verlieren ihre Existenzgrundlage, sind 
neuen Krankheiten ausgeliefert und können ihre tradierten Lebensformen 
nicht mehr verfolgen. Selbst wenn die betroffenen Menschen die Möglichkei- 
ten hätten, bspw. über das Internet auf ihre Situation hinzuweisen, um so Auf- 
merksamkeit zu erregen, würde ihnen dies nur gelingen, wenn sie dies nicht in 
ihrer eigenen Sprache, sondern am besten in Englisch täten. Sprachbarrieren 
im Internet seien also wesentliche Ursachen für die digitale Spaltung nicht nur 
bezogen auf indigene Völker, sondern allgemein für alle Menschen, die keine 
englischen Muttersprachler sind (Demmers/O’Neil 2001: 56; widersprechend 
Xiaoming/Kay 2004). Eine zweite wichtige Ursache sehen Demmers/O’Neil 
(2001: 57) im tiefen Misstrauen vieler indigener Völker, das historisch durch 
Kolonialisierung, Ausbeutung oder gar Versklavung in der Vergangenheit 
entwickelt wurde. Technologie und somit auch das Internet würden, so eine 
These der Autoren, oft als weiteres Mittel der Ausbeutung vor allem des 
kulturell tradierten Wissens betrachtet und deshalb abgelehnt. Ergänzend 
bemerken sie (2001: 51ff.), dass die verfügbaren Benutzerschnittstellen von 
Computern den kulturellen und sozialen Traditionen vieler Menschen nicht 
angepasst seien. Die stark textorientierte Nutzung von Computern und dem 
Internet, so die These, würde der oralen Ausrichtung vieler Kulturen nicht 
gerecht werden.‘ 


Zwei Fallbeispiele 


Die digitale Spaltung muss nach dem bisher Gesagten als multifaktoriell ver- 
ursachtes soziales Phänomen angesehen werden, das eben nicht nur auf feh- 
lender oder mangelhafter Technologie beruht und daher über die Verfügbar- 
keit solcher Technologie lösbar wäre. Betrachtet man jedoch konkrete Projek- 
te, die zur Schließung der digitalen Spaltung beitragen sollen, wird deutlich, 
dass hierbei oft, mehr implizit als explizit, jener oben skizzierte Technikde- 
terminismus vorausgesetzt wird bzw. die nicht-ökonomischen und nicht- 
technischen Ursachen der digitalen Spaltung unbeachtet bleiben. Dies soll 
nun an zwei Beispielen verdeutlicht werden: dem indischen Simputer- und 
dem derzeit verfolgten 100-Dollar-Laptop-Projekt. 


Der Simputer 


Der so genannte „Simputer“ (engl.: „Simple Computer“)’ wurde 1998 von ei- 
ner Gruppe von IT-Fachleuten in Indien mit dem Zweck entwickelt, „to deve- 


6 Es ist erstaunlich, dass das Thema der kulturell adäquaten Schnittstellengestaltung eher im 
Zusammenhang mit behinderten Personen diskutiert wird (z.B. Abascal/Nicolle 2005; Ford 
1999). Dies könnte ein Hinweis darauf sein, dass die Perspektive auf solche Fragen und de- 
ren Bedeutung sehr stark durch die Herkunft der jeweiligen Autoren geprägt ist. 

7 Der Simputer hat es sogar ins deutsche öffentlich-rechtliche Fernsehen geschafft: In einer 
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lop a machine that is low-cost, usable and useful to the common man“ (Ma- 
nohar 1998: 1). Zielgruppe war insbesondere die ländliche Bevölkerung, die in 
aller Regel vom Zugang zu Computern und Informationen abgeschnitten ist. 
Ursache hierfür ist der Teufelskreis von Armut, geringem Bildungsgrad und 
Analphabetismus; zudem existiert in Indien als Entwicklungs- bzw. Schwellen- 
land außerhalb der großen Ballungszentren kaum die für die Nutzung des In- 
ternet erforderliche Infrastruktur. Die Steuerung des Simputers sollte auf Pik- 
togrammen aufbauen, um auf diese Weise Analphabeten die Nutzung ohne 
Hilfestellung zu ermöglichen. Zudem sollte das Gerät Texte in den in Indien 
verbreiteten Sprachen vorlesen können, um so Sprachbarrieren durch die Viel- 
zahl der in Indien gesprochenen Idiome zu überwinden.’ Verschiedene Benut- 
zerprofile sollten zu speichern sein, um den Austausch des Gerätes zwischen 
mehreren Nutzern zu ermöglichen. Ein Internetanschluss über Telefon sollte 
den Zugang zu zielgruppenspezifischen Informationsangeboten ermöglichen. 
Die Software sollte als Open Source entwickelt werden, um Lizenzgebühren 
zu sparen und zudem die Weiterentwicklung firmenunabhängig gestalten zu 
können, etwa durch NGOs oder Personen aus der Open Source- bzw. Free 
Software-Community. Um dem meist sehr niedrigen Einkommen der Ziel- 
gruppe des Simputers gerecht werden zu können, sollte das Gerät ca. 5.000 
indische Rupien (am 15.08.2006 ca. 84 Euro, drei Jahre vorher ca. 96 Euro) 
kosten - allerdings widersprechen sich die Quellen in diesem Punkt: Priya 
Ganapati (2003) nennt in seinem Artikel 9.000 Rupien. Bei der Preisfindung 
wurde aber in jedem Fall von mindestens 100.000 verkauften Einheiten ausge- 
gangen. Das Entwicklungsteam hatte sogar die Hoffnung, dass - sofern die 
angeführten technischen Spezifikationen erfüllt und der Preis gehalten werden 
könnte - es womöglich Hunderttausende oder gar Millionen Käufer geben 
würde. Da ein Preis von 5.000 Rupien als unteres Limit für die meisten indi- 
schen Bauern faktisch unerschwinglich und selbst für die untere Mittelschicht 
sehr teuer gewesen wäre, war zudem angedacht, dass Dorfgemeinschaften, Ge- 
nossenschaften o. Ä. das Gerät kollektiv erwerben und benutzen sollten; eine 
andere Idee war, dass Kleingewerbetreibende das Gerät über ein Leihsystem 
einer größeren Zahl von Menschen zur Verfügung stellen. Benutzerprofile soll- 
ten dazu auf externen Speicherkarten abgelegt werden; die einzelnen Nutzer 
hätten somit nur vergleichsweise günstige Medien kaufen müssen, um ihre per- 


Dokumentation über Indien (erneut gesendet von Phoenix am 5.10.2006) wurde über die 
Ziele und das Scheitern des Projekts berichtet, ebenso über das Nachfolgeprojekt „Mobilis“, 
das Ähnlichkeiten zum 100-Dollar-Laptop-Projekt aufweist (siehe http://www.ncoretech. 
com/mobilis/pdf/mobilisbrochure.pdf, zuletzt besucht am 5.10.2006). 

8 Gemeint ist allerdings keine Übersetzungsfunktion (diese ist zurzeit angemessen kaum tech- 
nisch realisierbar). Die Idee war vielmehr, dass in einer bestimmten Sprache verfasste Texte 
vorgelesen werden könnten: Der Simputer sollte also einen für verschiedene Sprachen geeig- 
neten Sprachsynthesizer besitzen. So sollten wiederum Analphabeten in die Lage versetzt 
werden, für sie ansonsten nicht zugängliche Informationsangebote nutzen zu können. 
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persönlichen Daten sichern zu können. Doch faktisch existiert der Simputer 
in der beschriebenen Fassung bis heute nicht. Zwar wurden von der Firma 
Encore etwa 1.500 bis 2.000 Geräte hergestellt - eine Quelle (Gongolsky 2004) 
spricht hier sogar nur von Vorbestellungen - und zu Preisen zwischen 12.000 
(am 15.08.2006 ca. 202 Euro) für die einfachste und 22.000 indischen Rupien 
(am 15.08.2006 ca. 371 Euro) für die teuerste Ausstattung verkauft (Ganapati 
2003), doch dies erreicht nicht einmal im Ansatz die erwarteten Verkaufszah- 
len und der Preis lag selbst für die einfachste Ausführung deutlich höher als 
ursprünglich geplant. 


Der 100-Dollar-Laptop 


Bevor auf die konzeptionellen Probleme der Projekte zur Schließung der digi- 
talen Spaltung eingegangen werden kann, soll nun noch ein Projekt skizziert 
werden, das sich noch im Anfangsstadium befindet; daher ist es zu früh, von 
Erfolg oder Scheitern zu sprechen. Die Parallelen des Simputer-Projekts zum 
100-Dollar-Laptop sind jedoch so augenscheinlich, dass die Prognose, dass der 
100-Dollar-Laptop ebenfalls zum Scheitern verurteilt ist, durchaus nahe liegt. 
Das Projekt wird von Nicolas Negroponte vom MIT Media Lab vorangetrie- 
ben, geht aber auf Alan Kay zurück.’ Die Grundidee ist, dass möglichst allen 
Schülern in Entwicklungsländern ein Laptop für Bildungszwecke zur Verfü- 
gung gestellt werden soll, wobei die jeweiligen Regierungen die Geräte kaufen 
und dann an die Schüler verteilen sollen. Sein Design ist dabei so ausgelegt, 
dass der Laptop mit den oben angesprochenen schwierigen infrastrukturellen 
Bedingungen kompatibel ist. Er soll aus möglichst günstigen Komponenten 
gebaut werden, um den Preis niedrig halten zu können; dies soll auch dadurch 
unterstützt werden, dass Betriebssystem und Anwendungsprogramme Open 
Source sind. Nachdem das Unterfangen zunächst eher belächelt wurde, haben 
die PR-Aktivitäten Negropontes, insbesondere rund um den WSIS 2005, Wir- 
kung gezeigt: Interviews und Berichte etwa in Wired (Poulsen 2005) konnten 
Öffentlichkeit und Aufmerksamkeit erzeugen. Nach den zahlreichen Meldun- 
gen, die derzeit (Anfang August 2006) im Internet kursieren, ist aber festzustel- 
len, dass bisher keine Vereinbarungen mit Regierungen über Bestellungen oder 
gar Lieferungen getroffen wurden. 


Der Versuch einer Evaluation 


Betrachtet man die beiden skizzierten Projekte und beachtet dabei die oben 
angeführten Ursachen für die digitale Spaltung, so ist das Scheitern des Sim- 
puter-Projekts in der Retrospektive kaum mehr überraschend; ebenso nahe lie- 


9 Die englische Bezeichnung des Projekts lautet „One Laptop per Child“ und geht damit 
nicht so sehr auf den Preis des Geräts sondern auf Adressaten des Projekts ein. Siehe hierzu 
und zum Folgenden OLPC (2006), insbesondere die Wiki-Einträge. 
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gend ist Skepsis gegenüber dem 100-Dollar-Laptop. So haben beide Entwürfe 
gemeinsam, dass die geplanten Geräte letztlich nicht dem Stand der Technik 
entsprachen bzw. entsprechen. Der Simputer sollte zu Beginn ein technisch 
sehr einfaches Gerät sein - erst spätere Entwürfe wurden komplexer. Der 100- 
Dollar-Laptop wiederum benutzt ganz augenscheinlich Hardware, die in Indu- 
strieländern vor vier bis fünf Jahren dem Stand der Technik und den entspre- 
chenden Nutzeranforderungen entsprachen, aber heute zum alten Eisen gehö- 
ren. Für den psychologischen Effekt dieser Design-Entscheidung gibt es zwar 
keine Belege, aber es ist durchaus zu vermuten, dass viele potentielle Anwen- 
der dies als Herabsetzung empfinden; es könnte der Eindruck entstehen, dass 
das Projekt nur dazu dient, für in Industrieländern ansonsten unverkäufliche 
Produkte im großen Maßstab Abnehmer zu finden. Allerdings ist diese Ein- 
schätzung spekulativ. 

Obwohl der Simputer in Indien selbst entwickelt wurde, krankt dieses wie das 
Laptop-Projekt daran, dass die potenziellen Nutzer nicht an der Entwicklung 
der Geräte beteiligt waren oder sind. Das kann recht gut an den jeweiligen De- 
signs zur Vernetzung der Geräte gesehen werden. Der Simputer sollte per Tele- 
fon Zugang zum Internet und seinen Informationsangeboten finden; diese ge- 
hörten zum Kern des Projekts, denn den Nutzern sollten auf diese Weise ak- 
tuelle Informationen zu Preisen ihrer eigenen Agrarprodukte, zum Wetter, Tipps 
zur Ernte etc. bereitgestellt werden. Ohne den entsprechenden Informations- 
zugriff war der Nutzen des Geräts eher gering bzw. kaum mehr gegeben. Doch 
gerade der Telefonzugang ist in Indien auf dem Land schwierig. Der 100- 
Dollar-Laptop wiederum soll per WLAN vernetzt werden. Bedenkt man je- 
doch, dass die Reichweite hierbei eher im Meter- denn im Kilometerbereich 
liegt, bedeutet dies, dass zwar einige Geräte untereinander in Kontakt treten 
könnten, aber oft kein Zugriff zum Internet hergestellt werden kann - mit ei- 
ner geographischen Metapher gesprochen: Die so entstehenden Netze stellen 
Inseln ohne jede Verbindung zum Festland dar, denn in vielen Teilen der Welt 
leben in Bezug auf Telekommunikation viele Menschen sehr abgeschieden. Es 
müssten also zunächst erhebliche infrastrukturelle Maßnahmen ergriffen wer- 
den, um die geplanten Nutzungsszenarien überhaupt möglich zu machen. Dies 
jedoch relativiert den angepeilten Preis gerade des 100-Dollar-Laptop, da die 
Kosten jener Infrastruktur anteilig auf jedes Gerät umgelegt werden müssten. 
Nun laufen diese Bemerkungen bisher auf das Plädoyer hinaus, dass in den 
betreffenden Projekten die Technik nur falsch konzipiert wurde - wären die 
Designentscheidungen richtig getroffen worden, könnten solche Projekte er- 
folgreich sein. Das wäre jedoch zu kurz gegriffen und ginge an den Problemen 
vorbei. Denn bei der digitalen Spaltung handelt es sich nicht nur um ein Pro- 
blem der fehlenden Wirtschaftskraft oder technischen Infrastruktur. Deutli- 
cher: Dies sind zwar wichtige, aber doch nachgeordnete Faktoren. In Techno- 
logy and Social Inclusion demonstriert Mark Warschauer (2003: 1ff.) dies an 
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ganz unterschiedlich gelagerten Beispielen, wobei hier stellvertretend auf eines 
davon eingegangen werden soll (Warschauer 2003: 2). Er beschreibt das Pro- 
jekt eines Computerkiosks, das in einem Slum von Neu Delhi durchgeführt 
wurde. Die Grundidee dabei war, ökonomisch und vor allem sozial marginali- 
sierten Menschen Zugang zu Computern und Internet anzubieten. Dazu wur- 
de ein Kiosk eingerichtet, tatsächlich war dies im Grunde nur ein Loch in ei- 
ner Wand, und den Nutzern Zugriff auf einen Bildschirm und einen speziellen 
Joystick als Eingabeschnittstelle gewährt; Maus oder Tastatur gab es nicht. 
Ebenso wurden keinerlei Schulungen oder Unterweisungen der Nutzer ange- 
boten; der Internetzugang funktionierte aufgrund technischer Probleme selten. 
Ergebnis war, dass „[c]hildren did learn to manipulate the joysticks and but- 
tons, but almost all their time was spent drawing with paint programs or play- 
ing computer games.“ Warschauer berichtet darüber, dass viele Eltern Beden- 
ken äußerten, da sie keinen Nutzen in dem Projekt sehen konnten oder darin 
sogar einen Schaden erkannten, da sich die Schulleistungen ihrer Kinder auf 
grund der Vernachlässigung der Hausarbeiten zugunsten des Zeitvertreibs am 
Computerkiosk verschlechterten.' 

Dieses Beispiel stellt ein starkes Indiz dafür dar, dass die Einbindung der je- 
weiligen Zielgruppe und die Entwicklung eines pädagogischen Konzepts zen- 
trale Vorbedingungen für den Erfolg entsprechender Projekte zur Schließung 
der digitalen Spaltung darstellen. Bezüglich des Simputers und des 100-Dollar- 
Laptops ist zu vermuten, dass die Adressaten darauf abheben würden, dass 
nicht der Besitz eines Computers oder Laptops ihr zentrales Anliegen sei, son- 
dern der Zugang zu Bildung - und vielleicht auch noch: der Zugang zu 
sauberem Wasser, ausreichender Nahrung, angemessener Gesundheitsversor- 
gung, politischer Partizipation, rechtsstaatlicher Behandlung, kultureller Auto- 
nomie, Frieden und Sicherheit, Zugang zu Märkten für ihre eigenen Produkte 
- die Liste, die von den Betroffenen aufgestellt werden würde, wäre sicherlich 
noch umfassender. An Entwicklungshilfeprojekten zur Vergabe von Mikrokre- 
diten wird gut ersichtlich, dass nicht technische Geräte, sondern vor allem die 
Veränderung sozioökonomischer Bedingungen einen wesentlichen Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen liefern können (vgl. UNCDF 2006). Ver- 
folgt man rückblickend die Entwicklung des Simputers und aktuell jene des 
100-Dollar-Laptops, so ist erkennbar, dass beide Projekte letztlich auf der 
Sichtweise aufbauen, dass es ausreiche, Menschen Technik zur Verfügung zu 
stellen, um ihre im weitesten Sinne sozialen Probleme zu lösen. Entscheidend 
für den Erfolg von Projekten zur Schließung der digitalen Spaltung ist für 


10 In der schon genannten Fernsehsendung wurde auch über dieses Projekt (http://www.hole- 
in-the-wall.com/ zuletzt besucht am 05.10.2006) berichtet. Die dort gezeigten Bilder stehen 
im Widerspruch zu Warschauers Beschreibung, so besitzen die Computer z.B. Tastaturen. 
Die Projektmitarbeiter bewerten, vielleicht wenig überraschend, das Projekt rundweg positiv 
- und sind ganz offensichtlich einer technikdeterministischen Perspektive verpflichtet. 
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Warschauer (2003: 199ff.) jedoch die Einsicht, dass Technik sozial eingebettet 
sein muss. Der Versuch, Technologie einfach zur Verfügung zu stellen und zu 
warten, dass sich zu dieser „Lösung“ dann schon die passenden Problemstel- 
lungen finden werden, muss - dies wurde an den weiter oben aufgeführten 
Beispielen bereits deutlich - scheitern. Die beiden konträren Auffassungen 
werden in der folgenden Gegenüberstellung deutlich (in Anlehnung an War- 


schauer 2003: 207). 


Standard-Werkzeug-Modell 


Soziotechnisches Modell 


IuK-Technologie ist ein Werkzeug. 


IuK-Technologie stellt ein soziotechnisches 


Netzwerk dar. 


Ein Geschäftsmodell ist ausreichend. 


Die Beachtung von Umwelt- und Umgebungs- 
bedingungen ist notwendig. 


Es werden einmalige Installationen von 
IuK-Technologie durchgeführt. 


Der Einsatz von IuK-Technologie stellt einen 
sozialen Prozess dar. 


Technik wirkt direkt und sofort. 


Technik wirkt indirekt und auf verschiedenen 
Zeitskalen. 


Politische Faktoren sind schlecht oder 
zumindest irrelevant. 


Politische Faktoren sind zentral und ermögli- 
chen oft überhaupt erst einen Erfolg. 


Anreize zum Wandel bringen keine 


Probleme mit sich. 


Anreize benötigen möglicherweise weit reichen- 
de Umstrukturierungen und können Konflikte 
auslösen. 


Beziehungen können leicht einseitig ver- 
ändert werden. 


Beziehungen sind komplex, entstehen durch 
Verhandlungen und beruhen auf verschiedenen 
sozialen Mechanismen, bspw. Vertrauen. 


Soziale Effekte der IuK-Technologie sind 
zwar groß, aber isoliert und harmlos. 


IuK-Technologie kann enorme soziale Auswir- 
kungen zeigen, die sich über alle Lebensberei- 
che erstrecken können. 


Die Einsatzbedingungen sind einfach 
strukturiert (bspw. demografische Varia- 


blen). 


Die Einsatzbedingungen sind komplex und um- 
fassen bspw. Gefüge aus Unternehmungen, 
Technik, Ge- 


Dienstleistungen, Menschen, 


schichte und Orte. 


Wissen und Know-how können leicht 
expliziert werden. 


Wissen und Know-how sind meist implizit und 
verborgen. 


IuK-Technologie allein reicht aus. 


IuK-Technologie wird nur in Kombination mit 
anderen Fähigkeiten und Leistungen erfolgreich 
eingesetzt werden können. 


Wichtig an dieser Gegenüberstellung ist, dass die Maßnahmen zur Schließung 
der digitalen Spaltung die Intentionen der Adressaten in Rechnung stellen 
müssen. Es ist notwendig, diese in die Hilfsmaßnahmen zu involvieren, um 
jede Form des Paternalismus zu vermeiden, auch wenn diese Vorgehensweise 
meist sehr zeitaufwändig ist (Warschauer 2003: 200f.). Ebenso wichtig ist, die 
vorhandenen Fähigkeiten aller involvierten Menschen zu nutzen (vgl. Man- 
sell/Steinmueller 2002: 37ff.): 
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„A common mistake made in ICT development projects [IuK Entwicklungshilfeprojekten] is to 
make primary use of computer experts rather than of the best community leaders, educators, 
managers, and organizers. Those who are capable of managing complex social projects to foster 
innovative, creative, and social transformation will likely be able to learn to integrate technology 
into this task. [...] [LJocal initiative is critical to give the space for good small things to emerge.“ 
(Warschauer 2003: 212) 

Die Möglichkeit erfolgreicher Hilfe beruht damit auf Anerkennung, auf Rezi- 
prozität und Gleichheit. Maßnahmen zur Behebung sozialer Ungleichheiten 
wie der digitalen Spaltung müssen auf Empowerment zielen und dürfen nicht 
auf einer paternalistischen Attitüde beruhen. Ebenso muss beachtet werden, 
dass Technik und ihre Sinngebung, Deutung, Zwecke und Einsatzmöglichkei- 
ten nicht einfach feststehen, sondern auf Akten der sozial bestimmten Inter- 
pretation und Konstruktion beruhen.'! Selbst wenn man nicht von einem er- 
kenntnistheoretischen und moralischen Relativismus ausgehen will, darf nicht 
übersehen werden, dass viele Aspekte der Welt nicht einfach objektiv gegeben 
sind, sondern sozial konstruiert werden. 

Hiermit ist allerdings auch ein erhebliches Problem verbunden. Soziale Defizi- 
te, die mit entsprechenden Projekten behoben werden sollen, beruhen nicht 
selten auf einem Machtgefälle (vgl. Moss 2002) zwischen Bevölkerungsgrup- 
pen oder auf Diskriminierungen etwa aufgrund des Geschlechts oder der so- 
zialen Herkunft, in Indien insbesondere aufgrund der Kastenzugehörigkeit. 
Die Anerkennung bestehender sozialer Bedingungen würde jedoch bedeuten, 
im Rahmen dieser Diskriminierungen agieren zu müssen - etwa nur Männern 
den Zugang zu Computern und dem Internet zu verschaffen. Dies widersprä- 
che aber der Idee des Empowerment marginalisierter Menschen. Das heißt: 
Jedes Entwicklungshilfeprojekt, nicht nur jene zur Schließung der digitalen 
Spaltung, bewegt sich hier auf einem schmalen Grat. 


Fazit 


Die digitale Spaltung ist eingebettet in eine Vielzahl von Faktoren und sozia- 
len Bedingungen. Sie ist Ergebnis und Ausdruck vieler anderer Spaltungen, 
vertieft diese aber zusätzlich. Sie muss als Teil der viel weitergehenden Spal- 
tung der Welt bezüglich des Zugangs zu Bildung und Wissen verstanden wer- 
den. Armut und Analphabetismus gehen nicht nur in den Ländern der so ge- 
nannten „Dritten Welt“ Hand in Hand, sondern treten ebenfalls in Industrie- 
ländern oft gemeinsam auf. Mangelhafte Nahrungs- und Gesundheitsversor- 
gung tragen ebenfalls dazu bei, dass die kognitiven Fähigkeiten der betroffe- 
nen Menschen verringert oder erst gar nicht entwickelt werden. Armut, Anal- 
phabetismus, Krankheit und Hunger verstärken sich zudem wechselseitig. Die 


11 Solche Prozesse werden z.B. in der Actor-Network-Theory (ANT) und der Theorie der „Soci- 
al Construction of Technology“ (SCOT) beschrieben und konzeptionell erfasst (siehe hierzu 
Bijker/Law 1994; Oudshoorn/ Pinch 2003; Schulz-Schaeffer 2000). 
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fehlende oder mangelhafte Infrastruktur für Transport, Verkehr und Kommu- 
nikation, oft verursacht durch widrige Umweltbedingungen und -katastrophen 
sowie nicht selten durch (Bürger-)Kriege, muss als weitere Ursache der sozialen 
Marginalisierung vieler Menschen in Entwicklungs- und Schwellenländern an- 
gesehen werden. Ohne stabile politische Verhältnisse in den betroffenen Län- 
dern wird aber gerade diese Problematik nicht zu lösen sein. Durch die hohen 
Marktzugangsbarrieren, die die entwickelten Länder den Entwicklungs- und 
Schwellenländern in den Weg gestellt haben, sind diese außerdem nicht in der 
Lage, aus eigener Kraft fehlende Ressourcen zu erwirtschaften, um die zu ge- 
ringen Ausgaben in Bereichen wie Bildung, Infrastruktur oder medizinische 
Grundversorgung selbst zu erhöhen. Restriktiver Zugang zu Informationen in 
Ländern mit politisch-autoritären und/oder religiös-fundamentalistischen Re- 
gimen verhindert selbst in weit vorangeschrittenen Schwellenländern wie Chi- 
na, dass sowohl Privatpersonen als auch Unternehmen alle Vorteile des gigan- 
tischen Informationspotenzials des Internets nutzen können. 

Kurz: So lange medienwirksame Projekte wie der 100-Dollar-Laptop unter dem 
Vorbehalt stehen, dass sie Vorteile für die eigene Industrie, die eigene (For- 
schungs-)Institution o. Ä. bringen sollen und zudem von einer allzu enggefass- 
ten Vorstellung der rein technischen Behebung der digitalen Spaltung ausge- 
hen, werden sie notwendigerweise scheitern oder zumindest für die anvisierten 
Adressaten keinen Nutzen bringen. Auch das Ziel des Empowerment stellt 
nicht mehr als hohle Rhetorik dar, so lange Hilfe paternalistisch-benevolent 
gewährt wird. Der Zugang zu moderner Technik kann (und muss) ein Mittel 
zur Verbesserung von Lebensbedingungen in weniger entwickelten Ländern 
sein, dies wird jedoch nur dann realisierbar, wenn von den konkreten sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Strukturen ausgegangen wird, auf die mit 
Hilfe der Technik bewahrend oder verändernd Einfluss genommen werden soll 
- und zwar mit Beteiligung der Betroffenen. Die Hoffnung, Technik könne 
soziale Probleme gleichsam im Alleingang lösen, bleibt eine Illusion. 
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Reinhold Bauer 


Von Wasserwerfern und Mikrowellen 
Überlegungen zu einer Typologie 
innovatorischen Scheiterns 


Scheitern - nicht Erfolg - ist der Regelfall. Schon Untersuchungen für die 
1960er Jahre haben gezeigt, dass selbst in großen Unternehmen mit leistungs- 
fähigen Forschungs- und Entwicklungsabteilungen etwa 85 Prozent der Ent- 
wicklungszeit auf Produkte verwendet wurde, die nie am Markt Erfolg hatten 
(Robertson 1969: 3). Trotzdem avancierte der Prozess des Scheiterns bis heute 
nur selten zum Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen. Gerade die 
Analyse von Fehlschlägen kann jedoch wichtige Einblicke in die „Anatomie 
des Scheiterns“ vermitteln und zudem die außertechnischen und außerwirt- 
schaftlichen Einflüsse auf den Innovationsprozess - d.h. soziale, politische 
sowie kulturelle Faktoren - oftmals deutlicher zeigen, als es die Untersuchung 
erfolgreicher Entwicklungen vermag. 

Ohne Zweifel ist „Innovation“ heute ein in den Medien wie in der Politik all- 
gegenwärtiger Modebegriff: Innovationen erscheinen als Schlüssel zu Wettbe- 
werbsfähigkeit und Wachstum, ja als Allheilmittel auf dem Weg aus der Krise. 
Trotz oder gerade wegen seiner Omnipräsenz scheint dabei aber eine Definiti- 
on des Innovationsbegriffs unglücklicherweise meist ebenso unnötig wie seine 
Problematisierung. Es bleibt in der Regel bei der eher vagen Ahnung, dass In- 
novation irgendetwas mit Neuerung, mit Veränderung im Sinne einer Verbes- 
serung zu tun hat. Selbstverständlich bedeutet Innovation dabei stets Fort- 
schritt und Erfolg. Weder aufsehenerregende Fehlschläge in der Vergangenheit, 
sei es das Riesenwindrad „Growian“ oder der nie fertiggestellte „Schnelle Brü- 
ter“, noch spektakuläre aktuelle Fälle, etwa der erst jüngst gescheiterte Fracht- 
zeppelin „Cargolifter“, vermochten diese grundsätzlich positive Konnotation 
des Innovationsbegriffs ernsthaft zu gefährden. Kurz gesagt: Innovation wird 
in der Regel nicht klar definiert und zudem unbesehen mit wirtschaftlichem 
Erfolg gleichgesetzt. 

Unter einer Innovation sei hier die erstmalige wirtschaftliche Verwertung einer 
neuen Problemlösung verstanden. Dabei kann es sich sowohl um eine Prozess- 
innovation handeln - also um eine Veränderung in der Art und Weise, wie ein 
gegebenes Produkt hergestellt wird - wie auch um eine Produktinnovation - 
also um eine Veränderung am hergestellten Produkt selbst. Innovationen 
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zeichnen sich durch praktische Verwendung bzw. wirtschaftliche Verwertung 
aus. Erst durch diesen Verwertungsaspekt wird aus einer Erfindung tatsächlich 
eine Innovation (Bauer 2006: 12f). 

Erfolgreich ist eine solche wirtschaftliche Verwertung definitionsgemäß dann, 
wenn es grundsätzlich gelingt, durch die Vermarktung der neuen Problemlösung 
die entstandenen Entwicklungs- bzw. Innovationskosten mindestens wieder zu 
erwirtschaften. Bei einer fehlgeschlagenen Innovation misslingt hingegen die 
wirtschaftliche Verwertung in diesem Sinne. Das entscheidende Kriterium ist 
hier also der kommerzielle Erfolg oder Misserfolg einer Neuerung: Bei fehlge- 
schlagenen Innovationen gelingt es innerhalb der gegebenen Produktions- bzw. 
Verwendungszeit nicht, Einnahmen zu erreichen, die einen Rückfluss der insge- 
samt investierten Innovationsaufwendungen sicherstellen oder innerhalb eines 
für den Produzenten bzw. Anwender wirtschaftlich akzeptablen Zeitraums erwar- 
ten lassen. Um eine Innovation als „erfolgreich“ einordnen zu können, genügt 
es schon, dass sie kommerziell vorübergehend oder auch nur innerhalb einer 
kleinen Marktnische erfolgreich genug war, um einen Rückfluss der Innovati- 
onsaufwendungen zu ermöglichen (Bauer 2003: 203; Bauer 2006: 12ff). 

Der hier in den Vordergrund gestellte Verwertungsaspekt verdeutlicht auch, 
dass es nicht um eine Auseinandersetzung mit phantastischen oder utopischen 
Maschinen und Projekten gehen kann: Nicht von Erdsehnenbahnen mit Rake- 
tenantrieb, rollenden Bürgersteigen, reaktorgetriebenen Kleinwagen oder vom 
Perpetuum Mobile soll hier die Rede sein. Gescheiterte Innovationen beruhen 
vielmehr auf Erfindungen, die grundsätzlich funktionierten und im Vergleich 
zur existierenden Technologie auch Vorteile boten, die sich aber eben den- 
noch nicht haben durchsetzen können. Kurz gesagt: Ein notwendiges Merk- 
mal der gescheiterten Innovation ist, dass sie es bis in die Wirklichkeit ge- 
schafft hat, ein zweites, dass sie diese wieder verlassen hat, ohne das investierte 
Kapital hereinzuspielen. 

An dieser Stelle ist zweierlei anzumerken: 1. Bei dieser Definition soll es nicht 
darum gehen, die unumstrittene Relativität der Begriffe „Erfolg“ und „Misser- 
folg“ in Frage zustellen. Natürlich ist es so, dass mitunter ein und dieselbe 
Neuerung unter bestimmten Aspekten als Erfolg, unter anderen hingegen als 
eklatanter Misserfolg gedeutet werden kann. Bei der Definition und Diagnose 
von „Erfolg“ respektive „Scheitern“ wenden unterschiedliche Gruppen sehr 
unterschiedliche Kriterien an (Braun 1992: 216; Gooday 1998: 280). Die Dis- 
kussion um die Kernenergie kann hier gleichsam als Paradebeispiel für dieses 
Phänomen gelten. Grundsätzlich ist eine Einigung darüber, welche Technolo- 
gien als „gescheitert“ oder eben als „erfolgreich“ angesehen werden können, 
immer nur innerhalb einer mehr oder minder großen Gruppe möglich. Eine 
umfassende Objektivierung von „Erfolg“ und „Scheitern“ kann also auch mit 
der oben eingeführten Definition nicht gelingen, aber sie kann dazu dienen, 
die Kategorien für die Forschung operationalisierbar zu machen. 
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2. Bereits die verwendeten Begriffe unterstreichen, dass es sich um eine system- 
spezifische Definition innovatorischen Scheiterns handelt. Die Aussagekraft 
der vorgeschlagenen Kriterien ist an das kapitalistische Konkurrenzprinzip ge- 
bunden. Die eingeführte Definition stößt da an ihre Grenzen, wo der Markt 
vollständig oder überwiegend ausgeschaltet ist. Insbesondere durch staatliches 
Engagement kann ein weitgehend „marktfreier Raum“ entstehen, in dem Son- 
derbedingungen gelten (Bauer 2006: 14). Diese Einschränkung scheint schon 
deshalb gerechtfertigt, weil Aussagen über innovatorisches Scheitern ohnehin 
stets Aussagen von in mehrfacher Hinsicht „begrenzter Reichweite“ sind. Da- 
mit ist gemeint, dass der Umstand, dass die Einführung einer Neuerung zu ei- 
nem bestimmten Zeitpunkt in einer bestimmten Region misslingt, keinesfalls 
ausschließt, dass dieselbe Technologie zu einem späteren Zeitpunkt oder in 
einem anderen Land - d.h. unter anderen Rahmenbedingungen - sehr erfolg- 
reich sein kann. Auf diesen Gedanken wird noch zurückzukommen sein. 

Die eingeführte Definition eröffnet jedenfalls ein außerordentlich breites For- 
schungsfeld. Es beheimatet etwa die Unterdruck-Eisenbahn des frühen 19. 
Jahrhunderts ebenso wie die Kabinenbahnsysteme der 1970er Jahre. Man stößt 
auf Exoten wie ein Plastikfahrrad mit dem eigentümlichen Namen „Itera“, auf 
Großprojekte wie den Hydrobergbau, der durch die Kohlengewinnung mit 
Wasserkanonen den bundesdeutschen Steinkohlenbergbau aus der Krise füh- 
ren sollte, oder auch auf zeittypische, längst verschwundene Technologien wie 
die Kohlenstaub- oder die Dampfturbinen-Lokomotiven der 1920er und 30er 
Jahre (Braun 1992; Bauer 2006). In der Regel wurde die Existenz dieser 
„Flops“ über kurz oder lang von der Welt vergessen. Im Folgenden sollen an- 
hand von einigen derartigen Projekten charakteristische Gründe für innovato- 
risches Scheitern aufgezeigt werden. 


Hydrobergbau 


Beim erwähnten Hydrobergbau handelt es sich um ein auf Wasser als Abbau - 
und Transportmedium basierendes Steinkohlegewinnungs- und -förderungsver- 
fahren (Bauer 2004; 2006: 151ff, Cramm 1997). Die Kohle wird dabei mit Hil- 
fe eines Wasserwerfers vom Nebengestein gelöst, das entstehende Kohle-Wasser- 
Gemisch dann in Rohrleitungen durch das Bergwerk und schließlich an die Ober- 
fläche gepumpt. Hydrobergbau galt in den frühen 1970er Jahren als hochpro- 
duktives, zudem sauberes, sicheres und vergleichsweise müheloses Verfahren. 
Zur Anwendung kam die hydromechanische Gewinnung in der Bundesrepu- 
blik erstmals ab Anfang der 1960er Jahre im Rahmen kleinerer Abbauversu- 
che. Anfang der 1970er Jahre galt das Verfahren nach Abschluss zweier Groß- 
versuche als betriebsreif und wirtschaftlich einsetzbar. Was nun anstand, war 
die Einrichtung einer ersten „echten“ Hydrogrube: Die Wahl fiel dabei auf die 
Dortmunder Steinkohlenzeche Hansa. 
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Eigentlich war Anfang der 1970er Jahre beabsichtigt, diese Zeche bis Mitte des 
Jahrzehnts stillzulegen. Dann bewirkte jedoch die im Herbst 1973 beginnende 
erste Ölpreiskrise einen Sinneswandel. Anders als ursprünglich geplant, wurde 
die Schachtanlage nicht stillgelegt, sondern ab Januar 1974 auf Hydrobergbau 
umgerüstet. Im November 1977 konnte die Hydrogrube Hansa und damit die 
erste reine Hydrogrube in der Bundesrepublik in Betrieb genommen werden. 
Die Ruhrkohle AG - die Ende der 1960er Jahre gegründete Einheitsgesell- 
schaft zur Sanierung des Ruhrbergbaus - hoffte durch den Hydrobergbau 
zweierlei erreichen zu können: Zum einen wollte man mit Hilfe des vermeint- 
lich hochproduktiven Hydroverfahrens den Ruhrbergbau wieder international 
konkurrenzfähig machen. Die unterstellte hohe Flexibilität des Verfahrens soll- 
te dabei auch die Nutzung von Kohlenvorräten in schwierigen Lagerstätten, 
die bis dahin als nicht abbauwürdig galten, ermöglichen. Hydrobergbau 
schien damit Ende 1973 als das ideale Verfahren für eine rasche Erweiterung 
der bundesrepublikanischen Energiereserven. 

Zum anderen sollte mit Hilfe des Hydroverfahrens das Image des Ruhrberg- 
baus insgesamt verändert werden. Trotz Vollmechanisierung hatte sich der Stein- 
kohlenbergbau geradezu zum Gegenbild von Zukunftsfähigkeit und Hoch- 
technologie entwickelt. Hydrobergbau konnte demgegenüber als hochmoder- 
nes Gewinnungsverfahren präsentiert werden. Der neue Bergmann stand nicht 
mehr kohlenstaubverschmiert vorm Flöz, sondern saß in einem riesigen, hell 
erleuchteten Steuerstand unter Tage, der eher an die Leitwarte eines Atom- 
kraftwerks als an ein Steinkohlenbergwerk erinnert. 

Die tatsächlichen Abbauergebnisse des Hydrobergbaus fielen allerdings ent- 
täuschend aus: Schon unmittelbar nach Inbetriebnahme der Hydrogrube 
Hansa erwies sich das Verfahren als - gelinde gesagt - wenig alltagstauglich. 
Die Abbauleistung der Wasserwerfer lag selbst bei guten Bedingungen deutlich 
unter den erwarteten Werten. Auf Hansa stand aber vielfach „zähfeste Kohle“ 
an, die sich durch eine hartgummiartige Konsistenz auszeichnete und damit 
allen hydromechanischen Gewinnungsversuchen hartnäckig widersetzte. 

Um trotz der hohen Abbaukosten und der unbefriedigenden Einnahmen das 
Hydrobergbauprojekt weiterführen zu können, entschloss sich die Ruhrkohle 
AG schon Anfang 1978, die Hydrogrube zum „Forschungsgroßvorhaben“ zu 
machen. Wohlgemerkt: Ursprünglich galt das Verfahren als ausgereift, sollte die 
Grube von Anfang an schwarze Zahlen schreiben. Durch die Neuinterpretation 
als Forschungsprojekt war es nun aber möglich, die Grube vom Bundesministe- 
rıum für Forschung und Technologie (BMFT) mitfinanzieren zu lassen. Das 
BMFT übernahm ab Mai 1978 50 Prozent des „Netto-Forschungsaufwands“, de 
facto war das schlicht die Hälfte des negativen Betriebsergebnisses auf Hansa. 
Die Förderung durch die öffentliche Hand sicherte vorerst den Weiterbetrieb der 
Hydrogrube, woran der Ruhrkohle AG nicht zuletzt mit Blick auf den tatsäch- 
lich erreichten Imagegewinn des Kohlenbergbaus gelegen war. Das Medienecho, 
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das auf die Eröffnung der Hydrogrube Hansa folgte, war in der ganzen Bundes- 
republik zu hören gewesen. In der Presse war noch vom „Musterpütt“, von der 
„modernsten Schachtanlage Europas“, von „unterirdischen Maschinenhallen in 
gleißendem Neonlicht“, ja von der „Rettung des Ruhrbergbaus“ die Rede - wäh- 
rend sich tatsächlich die Abbauprobleme auf Hansa bereits häuften. 

Längerfristig aber war der Hydrobergbau auch durch staatliche Förderung nicht 
zu retten. Die bereits kurz nach der Inbetriebnahme auftretenden Probleme 
konnten trotz Forschungsförderung nicht einmal ansatzweise überwunden 
werden. Den Anfang vom Ende der Hydrogrube markierte schließlich eine 
Grubengasexplosion im März 1979, bei der acht Bergleute ums Leben kamen. 
Innerhalb der RAG-Führung bestand zunehmend Interesse daran, die Grube 
möglichst schnell stillzulegen. Ende November 1980 wurden Kohleabbau und 
-förderung auf Hansa schließlich endgültig eingestellt. Für den bundesrepubli- 
kanischen Steinkohlebergbau war das Kapitel Hydrobergbau damit beendet. 
Die Gründe für das schnelle Ende des Hydrobergbaus liegen auf der Hand: 
Das Verfahren funktionierte einfach nicht gut genug, um Steinkohle wirt- 
schaftlich abbauen zu können. Zudem hatten sich die Rahmenbedingungen 
bis 1980 dramatisch verändert: Die Ölpreiskrise 1973/74 hatte die deutsche 
Steinkohle zwar vorübergehend wieder konkurrenzfähig gemacht, schon 1975 
folgte aber ein erneuter Absatz- und damit auch Preiseinbruch. Mit anderen 
Worten: Es gab keinen Bedarf mehr für Hydrokohle, schon gar nicht, wenn 
diese teurer als andere deutsche Kohle gewonnen würde. 

Das zu erklärende Kernproblem liegt jedoch woanders: Wie kam es zu der ek- 
latanten Diskrepanz zwischen den Eigenschaften, die dem Hydrobergbau 1973 
zugesprochen wurden, und den Eigenschaften, die er ab 1977 auf Hansa 
tatsächlich zeigte? Warum zweifelte 1973 niemand an der Ausgereiftheit, Wirt- 
schaftlichkeit und Zukunftsfähigkeit des Verfahrens, obwohl es sich wenig spä- 
ter als kompletter „Flop“ entpuppte? 

Die dem Hydrobergbau ursprünglich zugeschrieben Eigenschaften waren na- 
türlich nicht frei erfunden, sondern fußten auf den vorangegangenen Betriebs- 
versuchen. 1973 waren eben erst zwei Großversuche zuende gegangen, in de- 
ren Abschlussberichten sich die ganze Palette positiver Eigenschaften findet, 
die den Hydrobergbau vermeintlich kennzeichnete. Für beide Vorhaben wurde 
betont, dass sie trotz jeweils besonders ungünstiger Rahmenbedingungen die 
erwarteten Eigenschaften des Hydrobergbaus bestätigt hätten. 

Nimmt man die Unterlagen zu diesen Versuchen aber genauer in den Blick, so 
zeigt sich, dass die Bedingungen zumindest in einem Fall de facto alles andere 
als schwierig waren. Die Erprobung des Verfahrens fand unter günstigen geo- 
logischen Verhältnissen statt. Die Abbauschwierigkeiten, die später auf Hansa 
auftraten, konnten sich also gar nicht zeigen. Über den anderen Fall hieß es, 
dass trotz sehr ungünstiger geologischer Bedingungen mit dem hydromechanı- 
schen Verfahren ein positives Betriebsergebnis erreicht worden sei. Tatsächlich 
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hatte man aber wegen einer unterdimensionierten Aufbereitungsanlage für 
Hydrokohle die Leistungsfähigkeit der Gewinnungsanlagen überhaupt nicht 
wirklich erproben können. Die im Abschlussbericht genannte Förderleistung 
wurde nie wirklich erreicht, sondern auf Basis kurzzeitiger Abbauversuche nur 
annäherungsweise berechnet. 

Die Vorversuche hatten bei näherer Betrachtung also keineswegs zu einer ob- 
jektiv-technikwissenschaftlichen Klärung der Eigenschaften des Hydrobergbaus 
geführt. Die vermeintlich überprüften, sicheren und jederzeit reproduzierbaren 
Ergebnisse waren de facto auf der Basis von Modellen und Analogieschlüssen 
formulierte Thesen. Als vermeintlich „exakte wissenschaftliche Ergebnisse“ bilde- 
ten sie aber die Grundlage für die Planung des Vorhabens Hydrogrube Hansa. 
Insgesamt erwies sich der Hydrobergbau auf Hansa als für die Mitarbeiter be- 
lastendes, dazu teures und extrem unflexibles Verfahren. Das Grubengasun- 
glück von 1979 beendete dann im buchstäblichen Sinn schlagartig auch die Il- 
lusion vom zumindest sicheren Verfahren Hydrobergbau. 

Angemerkt sei abschließend noch, dass selbst 1980 keineswegs Einigkeit dar- 
über herrschte, ob es sich beim Hydrobergbau tatsächlich um eine fehlge- 
schlagene Innovation handelte oder nicht. Innerhalb und außerhalb der Ruhr- 
kohle AG gab es durchaus Stimmen, die das Hydroverfahren an sich nach wie 
vor befürworteten. Das Scheitern auf Hansa wurde ausschließlich auf die un- 
günstigen Rahmenbedingungen, den zu frühzeitigen Abbruch des Vorhabens 
und auf das letztlich doch eben innovationsfeindliche sog. „Clausthaler Den- 
ken“ innerhalb der RAG-Führung zurückgeführt. Tatsächlich könnte man dar- 
über spekulieren, was aus dem Hydrobergbau wohl geworden wäre, wenn die 
Technologie zufälligerweise erstmals auf einer Schachtanlage mit besonders 
günstigen Rahmenbedingungen im Betriebsmaßstab eingesetzt worden wäre. 
Auch nach Beendigung des Vorhabens Hydrogrube Hansa können jedenfalls 
unstrittige Aussagen über die Eigenschaften der Technik nicht formuliert wer- 
den, der Hydrobergbau entzieht sich bis heute einem klaren Urteil. 


Lastrohrfloß 


Beim Lastrohrfloß handelt es sich um ein heute völlig vergessenes, in der Zwi- 
schenkriegszeit aber revolutionäres Binnenschiffs-Transportsystem, das auf den 
ebenfalls weitgehend vergessenen Schiffbau-Ingenieur Eberhard Westphal zu- 
rückging (Wessel 1989; Schinkel 2000). Der Grundgedanke des neuen Systems 
war zweifellos bestechend: Genormte Laströhren konnten zu nahezu beliebig 
langen und mehrere Einheiten breiten floßartigen Schlangen zusammengesetzt 
werden. Mit Hilfe einer motorisierten Schubeinheit hinten und einer ebensol- 
chen Zugeinheit vorn ließ sich diese Transportschlange dann über die Wasser- 
straßen bugsieren. Die einzelnen Laströhren waren dabei nicht nur frei kom- 
binierbar, Spezialkräne konnten sie auch komplett aus dem Wasser heben, entla- 
den oder auf andere Verkehrsträger umsetzen. Das Lastrohrfloß nahm also Ei- 
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genschaften der späteren Schubschiffeinheiten vorweg und versprach darüber 
hinaus eine Flexibilität, wie sie erst der Containerverkehr wieder erreichte. 
Unter dem Eindruck der zeittypischen Rationalisierungsbewegung arbeitete 
Westphal bereits seit den 1920er Jahren an möglichst einfachen Lösungen zur 
Effektivitätssteigerung des Binnenschiff-Transports. Seine große Stunde schien 
jedoch in der zweiten Hälfte der 1930er Jahren gekommen: Im nationalsoziali- 
stischen Deutschland entwickelte sich unter dem Einfluss der forcierten Auf 
rüstung und dann des beginnenden Krieges der Binnenschiffs-Transport zu ei- 
nem Engpassbereich. Unter diesen Bedingungen wurde Westphals Projekt als 
„Rüstungswirtschaftlich dringende Entwicklungsarbeit“ eingestuft und schließ- 
lich ab 1940 tatsächlich realisiert. 

Trotz seiner unbestreitbaren Vorteile setze sich das neue Transportsystem je- 
doch auch nach eingehender Erprobung nicht durch. Schuld daran war einer- 
seits der vehemente Widerstand der deutschen Binnenschifffahrts-Organisatio- 
nen und vor allem des staatlichen Reichsschleppdienstes, die Einnahme- und 
Einflussverluste befürchteten. Sie hatten schon in den 1930er Jahren begon- 
nen, Westphals Projekt zu torpedieren und zeigten damit ein für potentielle 
„Opfer“ neuer Technologien durchaus typisches Verhalten. 

Entscheidender war aber noch, dass nicht alle Komponenten der „Systemer- 
findung Lastrohrfloß“ rechtzeitig fertig geworden waren: Die für das schnelle 
löschen, laden oder umsetzen der Laströhren erforderlichen Spezialkräne stan- 
den bei Aufnahme der Versuchsfahrten noch nicht bereit. Damit fehlte eine 
wesentliche Komponente des neuen Transportsystems, das also sein volles Ra- 
tionalisierungspotential nicht annähernd hat entfalten können. Nach Ende der 
Erprobung verschwand das Lastrohrfloß trotz seiner Vorteile dauerhaft in der 
Versenkung, erlebte auch nach Ende des Krieges keine Renaissance. Neben 
dem anhaltenden Widerstand der erwähnten Gegner war es vor allem der er- 
forderliche enorme Anpassungsaufwand für den Hafenbetrieb, der den Sieges- 
zug des Lastrohrfloßes verhinderte. Fin umfassender Erfolg wäre nur bei Aus- 
stattung zumindest der größeren Hafenanlagen mit den notwendigen Spezial- 
kränen vorstellbar gewesen. Das aber verlangte Vorlaufinvestitionen, die da- 
mals niemand zu leisten bereit war. 


Mikrowellenherde 


Das Beispiel des Mikrowellenherdes vermag eindrücklich zu belegen, dass 
nicht jede gescheiterte Innovation auf ewig von der Bildfläche verschwinden 
muss. Die Mikrowelle ist heute eine kommerziell erfolgreiche Technologie, 
aber sie war es nicht immer. Der erste Versuch, Mikrowellenherde auf den 
Markt zu bringen, schlug Ende der 1940er, Anfang der 1950er Jahre gründlich 
fehl. Kaum jemand konnte sich damals für einen Apparat begeistern, der in 
mysteriöser Weise Essen mit Hilfe eines elektromagnetischen Feldes erhitzte 
(Gooday 1998: 270; Hardymant 1988: 134, 195; Bauer 2003: 205). 
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Zunächst einige Bemerkungen zur Funktion von Mikrowellenöfen: Im Kern 
besteht ein Mikrowellenherd genau wie ein Radargerät aus einem pulsierenden 
Mikrowellensender, dem sogenannten Magnetron. Mit Hilfe dieser Magne- 
tron-Röhre können Mikrowellen gleichsam in ein Metallgehäuse „gesendet“ 
werden, wo ein elektromagnetisches Feld hoher Dichte entsteht. Dessen Ener- 
gie reicht aus, um die Flüssigkeit in Speisen rasch zu erwärmen. 

Beim Mikrowellenherd handelt es sich um eine zivile Technologie, die unmit- 
telbar als spin-off aus der Rüstungsforschung hervor ging. Die US-amerikani- 
sche Rüstungsfirma Raytheon arbeitete in den 1940er Jahren intensiv an der 
Verbesserung der Herstellungsmethoden für Magnetron-Röhren. Einer häufig 
kolportierten Anekdote nach, wurde das Prinzip des Mikrowellenherdes per 
Zufall entdeckt, als einem Ingenieur von Raytheon 1945 beim Herumschrau- 
ben an einem Radargerät ein Schokoriegel in der Hosentasche schmolz. Percy 
Spencer, so hieß der Ingenieur, erkannte daraufhin den Zusammenhang zwi- 
schen Radarwellen und Erwärmung. Im Auftrag der Firma Raytheon, die nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs nach neuen Geschäftsfeldern suchte, begann er 
sich nun systematisch mit der Idee des Mikrowellenherdes zu beschäftigen 
und bereits zwei Jahre später, 1947, konnte der erste entsprechende Ofen auf 
den Markt gebracht werden. 

Ein kommerzieller Erfolg freilich war diese erste Mikrowelle nicht: Der mit 
2000 US-Dollar vergleichsweise teure, kühlschrankgroße Apparat konnte nur 
an wenige Großküchen verkauft werden, der Einzug in die Privathaushalte ge- 
lang ihm nicht. Dass die Firma Raytheon ihrem Mammutherd den wenig kü- 
chen- und familientauglichen Namen Radarrange gab, trug nicht eben zur 
Marktgängigkeit des neuen Produktes bei; zu deutlich war dem Gerät seine 
militärische Herkunft noch anzumerken. Die Produktion des ersten Mikrowel- 
lenherdes, der Anfang der 1950er Jahre auch in der Bundesrepublik angeboten 
wurde, musste jedenfalls nach einigen Jahren wieder eingestellt werden. Mitte 
der 1950er Jahre handelte es sich somit bei der Mikrowelle um eine eindeutig 
gescheiterte Innovation. 

Es bedurfte eines zweiten Anlaufs, um den neuen Herd zum Erfolg werden zu 
lassen. Seit den 1960er Jahren bemühten sich vor allem japanische Unterneh- 
men um eine Verkleinerung und Verbilligung der Mikrowelle. Sie schufen da- 
mit die Voraussetzungen für den späteren Erfolg der Geräte, die ihren eigentli- 
chen Siegeszug - nun mit deutlich zivilerem Image - seit den 1980er Jahren 
antraten. Allerdings musste sich für den Erfolg der Mikrowelle auch die Welt 
verändern: Der kommerzielle Durchbruch gelang der Mikrowelle erst in einer 
neuen Gesellschaft mit vielen Singlehaushalten und weiblichen Erwerbstätigen 
mit Kindern oder auch ohne solche, so wie es dies in den 1940er und 50er 
Jahren noch kaum gegeben hatte. Jetzt bestand zunehmend Bedarf nach einer 
Rationalisierung des Kochens bzw. einer zeitlichen Entkoppelung von Zube- 
reitung und Verzehr von Mahlzeiten. Darüber hinaus beruhte diese Entwick- 
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lung auf Faktoren wie gezieltem Marketing, dem Aufbau eines breiten Ange- 
bots mikrowellengeeigneter Fertiggerichte sowie steigenden Masseneinkom- 
men. Die Technik harmonierte jetzt mit ihrem sozialen und ökonomischen 
Nutzungsumfeld. 

Schließlich sei noch erwähnt, dass sich die Mikrowelle zwar in den USA, in 
Deutschland oder Großbritannien sehr gut verkauft, in Ländern mit an- 
spruchsvollerer Esskultur wie Frankreich oder Italien aber nach wie vor Ak- 
zeptanzprobleme hat. Ganz offenbar muss also bei der Frage nach Erfolg oder 
Misserfolg einer neuen Technologie auch das jeweils spezifische kulturelle 
Umfeld in den Blick genommen werden. 

Das Beispiel Mikrowelle vermag nochmals zu verdeutlichen, dass Aussagen über 
das Scheitern einer Innovation tatsächlich Aussagen mit „begrenzter Reichweite“ 
sind: Scheitern kann stets nur für einen bestimmten Zeitraum und einen be- 
stimmten geographischen bzw. kulturellen Raum eindeutig diagnostiziert werden. 
Eine einmal gescheiterte Technologie kann durchaus zu einem späteren Zeit- 
punkt oder in einem anderen Nutzungsumfeld sehr erfolgreich werden. 


Pkw-Stirlingmotor 


Bisher sind alle Versuche gescheitert, Stirling-Motoren als Antrieb in Automo- 
bilen einzusetzen (Bauer 2006: 194ff). Es handelt sich dabei um Verbren- 
nungskraftmaschinen, bei denen ein gasförmiges Arbeitsmedium periodisch 
erhitzt und wieder abgekühlt wird. Die damit einhergehende Druckänderung 
kann über Kolben in mechanische Arbeit umgesetzt werden. Anders als beim 
Otto- oder Dieselmotor wird die erforderliche Prozesswärme durch eine kon- 
tinuierliche äußere Verbrennung erzeugt. Stirling-Motoren können daher leise 
und sehr emissionsarm arbeiten. 

Im Jahr 1989 präsentierte die Firma Mechanical Technology Incorporated 
(MTI) in den USA einen serienreifen Pkw-Stirling-Motor, dessen Schadstoff- 
emissionen die geltenden Grenzwerte bei weitem unterboten. Beim Verbrauch 
schlug der Pkw-Stirling konventionelle Otto-Motoren zwar um etwa ein Drit- 
tel, nicht aber hochentwickelte Dieselmotoren. Hinzu kam, dass die geltenden 
Abgasgrenzwerte auch mit der etablierten Technik immer noch problemlos 
eingehalten werden konnten. Der Umstand, dass diese Werte vom Stirling- 
Motor bei weitem unterboten wurden, bedeutete keinen substantiellen Vorteil. 
Die Automobilkonzerne zeigten somit wenig Interesse an einer Maschine, de- 
ren risikobehaftete Serieneinführung gewaltige Investitionen verursacht und 
zudem die Aufgabe des seit Jahrzehnten bewährten Motorenkonzepts verlangt 
hätte. Die geringe Verbrauchseinsparung gegenüber dem Dieselmotor rechtfer- 
tigte einen solchen Schritt ebenso wenig wie das wesentlich bessere Emissi- 
onsverhalten. Der Pkw-Stirling ist ein gutes Beispiel dafür, dass auch ein tech- 
nisch gelungenes Produkt nicht zwangsläufig Zugang zum Markt erhält. 
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Geht man der Frage nach den Gründen für das Scheitern des Pkw-Stirling weiter 
nach, so stößt man allerdings noch auf andere Hintergründe. Bis in die 1960er 
Jahre hinein vertraten die Firmen, die sich mit der Entwicklung von Stirling- 
Motoren beschäftigten, eine einhellige Meinung. Sie hielten es für aussichtslos, 
Stirling-Motoren für Anwendungsbereiche zu entwickeln, in denen diese unmit- 
telbar mit konventionellen Otto- oder Dieselmotoren würden konkurrieren müs- 
sen. Es bestanden im Grunde kaum Zweifel daran, dass die vergleichsweise junge 
Stirling-Technologie der direkten Konkurrenz durch die ausgereiften, hochent- 
wickelten und in großen Stückzahlen produzierten konventionellen Motoren 
nicht gewachsen sein würde. Stirling-Motoren stellen hohe Anforderungen an die 
verwendeten Werkstoffe und sind vom Aufbau her vergleichsweise kompliziert. 
Sie verursachen daher selbst bei Massenfabrikation deutlich höhere Produkti- 
onskosten als konventionelle Motoren. Ihr Einsatz schien nur dort gerechtfertigt, 
wo Otto- und Dieselmotoren nicht einsetzbar sind bzw. die spezifischen Eigen- 
schaften des Stirling-Motors erhebliche Vorteile bringen. 

Erst unter dem Eindruck der in den 1960er Jahren mit einiger Vehemenz ein- 
setzenden Debatte um die Umweltbelastung durch den zunehmenden Stra- 
ßenverkehr begann diese Einschätzung hier und da zu bröckeln. In Reaktion 
auf die Umweltdebatte und vor allem in Reaktion auf die schon erwähnte er- 
ste Ölpreiskrise ab Ende 1973 legte die US-Regierung schließlich Förderpro- 
gramme zur Entwicklung schadstoffärmerer und verbrauchsgünstigerer Kfz- 
Motoren auf. Das brachte den Durchbruch: Vor dem Hintergrund der verän- 
derten Rahmenbedingungen und der staatlichen Förderung schien einerseits 
das Risiko der Stirling-Entwicklung kalkulierbar, andererseits schienen die 
Marktchancen des neuen Antriebs deutlich verbessert. 

Die staatlich subventionierten Innovationsanstrengungen brachten aber, wie 
bereits festgestellt, nicht das gewünschte Ergebnis. Unter dem Einfluss der ver- 
änderten Rahmenbedingungen waren auch die konventionellen Motoren wei- 
terentwickelt worden. Mit Hilfe der katalytischen Abgas-Nachbehandlung 
konnten inzwischen selbst Ottomotoren strengere Grenzwerte einhalten. Eine 
neue Generation von Dieselmotoren zeigte zudem einen vorher unerreicht 
günstigen Verbrauch. Als der Pkw-Stirling einsatzbereit war, gab es mithin kei- 
nen Grund mehr, die bisherigen Motorenkonzepte aufzugeben. Letztlich be- 
stätigte sich die ursprüngliche Einschätzung, dass der Stirling-Motor der direk- 
ten Konkurrenz durch konventionelle Verbrennungsmotoren nicht gewachsen 
war. Am Rande sei hier erwähnt, dass die Verbrauchsoptimierung und katalyti- 
sche Schadstoffreduzierung bei den konventionellen Motoren auch anderen 
Alternativen den Garaus machten, die unter dem Eindruck von Umwelt- und 
Ölkrise in Angriff genommen worden waren: zu nennen sind etwa die Auto- 
mobil-Gasturbine, der Schichtladungs- oder auch der Magermotor. 
Nachzutragen bleibt, dass Stirling-Motoren in bestimmten Spezial-Einsatz- 
berechen inzwischen durchaus auch kommerziell erfolgreich sind bzw. es in 
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naher Zukunft werden könnten. Insbesondere ist hier die Kraft-Wärme- 
Kopplung bei der Solarenergie- oder auch bei der Erdwärmenutzung zu nen- 
nen, oder - ein gänzlich anderer Bereich - der „Sonderschiffbau“, d.h. insbe- 
sondere der Bau von U-Boot-Antrieben. Ähnlich wie das Beispiel der 
Mikrowelle verdeutlicht die Stirling-Geschichte die Relativität der Kategorie 
„Scheitern“. 


Eine Typologie des Scheiterns 


Der recht knappe Einstieg in die Welt der innovatorischen „Flops“ könnte im 
Grunde beliebig fortgesetzt werden. In Anlehnung an Bernard R&al kann man 
feststellen: „Der Friedhof gescheiterter Innovationen ist zum Bersten voll“ 
(Real 1990: 26). Dennoch hat die Geschichte des Scheiterns bislang wenig In- 
teresse hervorgerufen. Das hängt sicherlich damit zusammen, dass Innovatio- 
nen immer noch automatisch mit Erfolg gleichgesetzt werden. Unter dem Ein- 
fluss dieses Denkens droht aber die Forderung nach steigender Innovationsfä- 
higkeit zur Leerformel zu verkommen. Die tatsächlichen Bedingungen für in- 
novatives Handeln, die stets vorhandenen Risiken des Scheiterns, geraten aus 
dem Blick. Der zweite, weit trivialere Grund für die unzureichende Aufmerk- 
samkeit, die gescheiterten Innovationen bisher geschenkt wurde, ist rein prak- 
tischer Natur: Unternehmen haben wenig Interesse daran, ihre Archive für die 
Untersuchung von Fehlschlägen zu öffnen. 

Der bisherige Überblick sollte verdeutlicht haben, dass Scheitern in der Regel 
nicht monokausal zu erklären ist, Innovationsversuche scheitern vielmehr an 
ganzen Problembündeln. Innerhalb dieser Vielfalt sind aber gewisse Regelmä- 
Rigkeiten, sich wiederholende Muster oder Abläufe zu erkennen. 

Unternimmt man den Versuch, die für das Scheitern verantwortlichen Ursa- 
chenbündel zu entflechten und die erkennbaren „Ursachenstränge“ verschie- 
denen Kategorien zuzuordnen, so zeigen sich fünf signifikante Schwerpunkte 
(Bauer 2006: 33ff, 289ff). Bestimmte Probleme tauchen z.T. erwartungsgemäß, 
z.T. eher unerwartet in jeweils abgewandelter Form häufig wieder auf. 


Typ 1: Innovationsversuche, die an technischen Problemen scheitern. Nicht 
eben erstaunlich ist wohl die Feststellung, dass in einem engeren Sinne techni- 
sche Probleme für das Scheitern einer Reihe von Innovationsversuchen mit- 
verantwortlich sein können. Die Neuerungen zeigen nicht die von den Ent- 
wicklern oder Nutzern erwarteten bzw. gewünschten Eigenschaften, was zu ei- 
ner Einstellung bzw. eben zum Scheitern des Innovationsvorhabens führt. Un- 
ter den hier vorgestellten Beispielen spielten technische Probleme vor allem 
im Fall des Hydrobergbaus eine entscheidende Rolle. Gerade dieses Beispiel 
zeigt aber auch, dass es durchaus keine triviale Frage ist, wie sich denn im lau- 
fenden Innovationsprozess verlässliche Aussagen über die zukünftigen Eigen- 
schaften einer neuen Technologie generieren lassen. Die üblichen Versuche 
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bzw. Tests liefern jedenfalls mit hoher Regelmäßigkeit fehlerhafte bzw. fehler- 
haft interpretierte Ergebnisse. 


Typ 2: Innovationsversuche, die aufgrund der spezifischen Konkurrenzsituati- 
on scheitern. Weitgehend erwartungskonform dürfte auch die Feststellung 
sein, dass die jeweilige Konkurrenzsituation von maßgeblicher Bedeutung für 
Erfolg oder Scheitern einer Neuerung ist. Viele Innovationsversuche scheitern 
aufgrund „überlegener“ Konkurrenz, sei es, dass diese bereits erfolgreich am Markt 
präsent ist, dass alte Techniken in Reaktion auf die neue Herausforderung wei- 
terentwickelt werden oder dass andere neue Techniken den erhofften Erfolg 
vereiteln. Alles andere als trivial ist es herauszufinden, worin denn eigentlich 
die „Überlegenheit“ der konkurrierenden Technik besteht. „Harte Faktoren“ 
wie bessere technische Leistungsdaten, niedrigere Anschaffungs- oder Nutzungs- 
kosten spielen hier natürlich eine wichtige Rolle. Nicht minder entscheidend 
können allerdings Faktoren wie größere Marktmacht der Konkurrenz, besseres 
Image, gelungenere oder aufwendigere Werbung und PR-Arbeit, bessere Kun- 
denbetreuung oder generell höhere Konformität mit dem gegebenen Nutzungs- 
umfeld sein. Lässt man die vorgestellten Beispiele Revue passieren, so spielte 
der Faktor „überlegene Konkurrenz“ letztlich bei allen eine gewisse Rolle. 
Beim Lastrohrfloß bezieht sich die „Überlegenheit“ der Konkurrenz dabei vor 
allem auf den politischen und wirtschaftspolitischen Einfluss der etablierten 
Konkurrenten. 


Typ 3: Innovationsversuche, die aufgrund einer Fehleinschätzung der potenti- 
ellen Nutzer scheitern. Erfolgsaussichten von Innovationen hängen im übrigen 
entscheidend davon ab, wie sich die Verbindung zwischen Innovatoren und 
Nutzern gestaltet. Innovationsversuche können an einer Fehleinschätzung der 
Nachfrage bzw. an fehlender Akzeptanz auf Seiten der potentiellen Nutzer schei- 
tern. Gerade bei langwierigen Entwicklungsvorhaben ereignet es sich, dass das 
Nutzungsumfeld, für das die Innovation ursprünglich gedacht war, sich bis zum 
tatsächlichen Markteintritt erheblich verändert. Modifikationen des Innovati- 
onsvorhabens erschweren die Forschungs- und Entwicklungsarbeit, zudem be- 
steht bei den Entwicklern häufig eine gewisse „Betriebsblindheit“, die Anpas- 
sungen des Projekts an sich verändernde Rahmenbedingungen verhindern - 
dies war sicherlich bei der Mikrowelle der Fall. Für den Pkw-Stirlingmotor gilt 
diese Feststellung dann, wenn die Automobilkonzerne als potentielle Abneh- 
mer, in diesem Sinne also als Nutzer der neuen Technologie definiert werden. 


“ 


Typ 4: Innovationsversuche, die aufgrund eines zu hohen „Neuheitsgrades 
scheitern. Auch ein großer „Neuheitsgrad“ oder die „Radikalität“ von Innova- 
tionen können dazu führen, dass diese übermäßig hohe Anpassungsleistungen 
erforderlich machen. Bei zu hohem „Neuheitsgrad“ passt die neue Technolo- 
gie ggf. nicht in die herrschende „Produktions-,, „Produkt-, oder „Verwen- 
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dungskultur“, d.h. ihre Herstellung, Verbreitung oder Nutzung erfordert zu 
aufwendige technische, mentale oder auch soziale Veränderungen; die Anpas- 
sungskosten, ob im wörtlichen oder übertragenen Sinne, sind zu hoch. Am 
augenfälligsten zeigt sich dieses Problem sicher beim Lastrohrfloßes, trifft be- 
dingt aber auch auf die anderen Beispiele zu. 


Iyp 5: Innovationsversuche, die aufgrund eines instabilen Entwicklungsumfel- 
des scheitern. Um bis zur Markteinführung und auch über diese hinaus erfolg- 
reich umgesetzt werden zu können, sind Innovationsversuche auf ein in mehr- 
facher Hinsicht stabiles Umfeld, einen zuverlässigen „Entwicklungsraum“ an- 
gewiesen. Diese Anforderung bezieht sich auf die Zusammensetzung des 
„Kernpersonals“, auf die grundsätzlichen Entwicklungsziele, auf das Entwick- 
lungsbudget sowie auf das beteiligte Entwicklungsnetzwerk (z.B. Auftraggeber, 
entwickelnde Firmen oder Abteilungen, ggf. beteiligte staatliche Stellen usw.). 
Eine schwankende oder sprunghafte staatliche Innovations- bzw. Interventi- 
onspolitik, heftige Konkurrenz zwischen verschiedenen Projekten innerhalb 
des Entwicklungsnetzwerks, Misstrauen zwischen Firmenleitungen und Ent- 
wicklungsabteilungen oder auch Rivalität zwischen verschiedenen Abteilungen 
können den „Entwicklungsraum“ destabilisieren. Generell entstehen entspre- 
chende Probleme besonders häufig bei aufwändigen Innovationsprojekten, 
insbesondere bei solchen mit staatlicher Förderung. 


Wie erwähnt und ersichtlich kommen die eben zusammengestellten Idealtypen 
für innovatorisches Scheitern fast niemals in Reinform vor. Zudem existieren 
Überschneidungen zwischen den Typen selbst, etwa wenn sich aus einer Fehl- 
einschätzung von Nutzererwartungen eine unzureichende Konkurrenzfähigkeit 
ergibt. Zielkonflikte können schließlich zu Widersprüche zwischen einzelnen 
Forderungen führen, etwa der nach Anpassung der Projekte an sich verän- 
dernde Rahmenbedingungen und der nach einem möglichst stabilen „Ent- 
wicklungsraum“. Trotz ihrer inneren Widersprüche kann die vorgestellte Typi- 
sierung aber die Hintergründe des Scheiterns deutlicher machen. Sie lässt Ge- 
meinsamkeiten erkennen, die bei einer rein summarischen Zusammenstellung 
von Ergebnisse unsichtbar bleiben würden. 

Die Untersuchung gescheiterter Innovationen eröffnet eine neue Perspektive 
auf den Prozess des technischen Wandels. Die Entwicklung neuer Technologi- 
en beruht immer auf Handeln unter Informationsmangel und unter unklaren 
Bedingungen. Unsicherheiten sind angesichts dessen „endemisch“, das Risiko 
des Scheiterns ist also immer gegeben und findet ın der Realität sehr viel häu- 
figer statt als die erfolgreiche Durchsetzung von Innovationen. 

Nimmt man überwiegend erfolgreiche Entwicklungen in den Blick, so entsteht 
ganz zwangsläufig ein verzerrtes Bild des Wandlungsprozesses. Er stellt sich 
dann als stetige Fortentwicklung vom Schlechteren zum Besseren dar, die oh- 
ne Umwege auf die heutige Welt als ihrem präzisen Zielpunkt ausgerichtet 
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war. Der Eindruck entsteht, technische Entwicklung sei einem geraden, ratio- 
nalen Pfad aus der Vergangenheit in die Gegenwart gefolgt. Tatsächlich hat es 
aber diesen unterstellten geraden Entwicklungsweg nicht gegeben. Die Vorstel- 
lung, vermeintlich objektive technikwissenschaftliche Kriterien, ökonomische 
Rationalität oder die „Weisheit des Marktes“ würden im Sinne einer „darwini- 
stischen Selektion“ garantieren, dass sich stets die jeweils „beste“ Technik 
durchsetzt, muss als reiner Mythos zurückgewiesen werden (Bijker/Law 1992; 
Gooday 1998: 268ff;, Braun 1992: 213f). 
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Technikkonzeptionen der Nationalökonomie 
in der Weimarer Republik 


1. Problemstellung 


Die Forschung zur Weimarer Republik hat das Thema Technik bisher haupt- 
sächlich in Bezug auf Kunst und Wirtschaft thematisiert. Technik war ein 
dominantes Motiv und Thema der Kunst der 1920erJahre, sei es in den 
sprichwörtlich kalt-glänzenden Entwürfen der Neuen Sachlichkeit oder der 
Verschmelzung von Mensch und Maschine in kulturkritischen Romanen wie 
Ernst Jüngers Der Arbeiter. Großtechnik und Serienfertigung wiederum ent- 
fachten im Zuge der Rationalisierungsbewegung geradezu eine Technikeupho- 
rie, der freilich im Rahmen der Weltwirtschaftskrise eine genauso überzogene 
Technik-Enttäuschung folgte. 

Der Ausdruck „Technikeuphorie“ sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Bewertung von Technik (sich nicht zuletzt aus älteren kulturkriti- 
schen Strömungen speisend) auch in den 1920er Jahren durchaus ambivalent 
war. Schließlich verband sich mit ihr die durch die Industrialisierung hervor- 
gebrachte Desintegration der Gesellschaft. Die Maschine war es mutmaßlich, 
die den Menschen dem traditionalen Leben entfremdete. Trotzdem folgte, wie 
Thomas Rohkrämer in seiner Arbeit über kulturkritische Strömungen von 
1880 bis 1930 zeigen konnte (Rohkrämer 1999), aus der Kritik an der Moder- 
ne keine Verdammung der Technik, sondern der Versuch, sie in eine neue 
Ordnung zu integrieren. Das hatte weniger damit zu tun, dass man hinter ei- 
nen einmal erreichten Stand des Könnens und Wissens schlecht zurückkonn- 
te, sondern resultierte mehr aus dem Potential an Eindeutigkeit, das der Tech- 
nik innewohnte: sie schien nach klar beschreibbaren Gesetzen zu funktionie- 
ren; es sollte immer eine technisch beste Lösung geben. Wird jedoch die Frage 
gestellt, warum diese technisch beste Lösung sich nicht immer durchsetzte, 
steht man bereits mitten im Problemfeld des vorliegenden Textes, der sich mit 
Funktion und Bedeutung von Technik im volkswirtschaftlichen Denken der 
Weimarer Republik beschäftigt. 

Zentral für die Technikwahrnehmung der 1920er Jahre war das Bewusstsein 
enormer Produktivitätsfortschritte. Dies zum einen im Rückblick auf die im 
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Laufe der Industrialisierung erbrachten Leistungen, zum anderen im Hinblick 
auf eine extrem dynamische Gegenwart, die das Gesetz der abnehmenden Er- 
träge als geradezu widersinnig erscheinen ließ. Zugleich fanden diese Produkti- 
vitätsfortschritte jedoch nach einer weitverbreiteten Meinung keine Entspre- 
chung in der Wohlfahrt der Gesellschaft. Gerade wegen der Eindeutigkeit von 
Technik lenkte diese Verteilungsfrage die Aufmerksamkeit auf die Personen, 
welche die Maschinen gebrauchten und besaßen, was wiederum zu der Dia- 
gnose führte, dass die Technik und das Soziale nach unterschiedlichen Regeln 
funktionierten. Beide miteinander zu versöhnen musste das Ziel von Gesell- 
schaftskonzeptionen sein, welche die Desintegration der Moderne in einem 
„höheren Dritten“ (Schmitt 1921: 396) überwinden wollten. Wenn Technik 
jedoch als eine Gestaltungskraft der Gesellschaft gesehen wurde, lag es nahe, 
die Spannung zwischen Technik und Sozialem durch eine gegenseitige Anver- 
wandlung zu überwinden. Dies meinte keineswegs die einseitige Unterwerfung 
des Menschen: im gleichen Maße fand eine „Verlebendigung“ der Technik 
statt, die ihren eigenen Lebensgesetzen zu folgen schien, in die der Mensch 
sich einfühlen musste, wollte er zu einem wirklichen Verständnis der techni- 
schen Zusammenhänge gelangen. Der enge Konnex von Rationalisierung und 
Gemeinschaft gibt hier einen ersten Hinweis (Hachtmann 1996: 214ff). 

Der vorliegende Text versucht diesem Zusammenhang am Beispiel des Tech- 
nikverständnisses der Nationalökonomie in der Weimarer Republik nachzuge- 
hen. Die Nationalökonomie war in dieser Zeit eine Wissenschaft in der Krise; 
mit dem Ende des Ersten Weltkriegs war auch das Ende der bis dahin domi- 
nanten Jüngeren Historischen Schule eingeläutet, die sich in ihrem Denken 
stets selbstverständlich auf die Institutionen des wilhelminischen Deutschland 
bezogen hatte (Häuser 1994: 49f). Mit dessen Untergang war auch das Para- 
digma des Historismus ın der Nationalökonomie nicht mehr tragfähig und an 
seiner Stelle suchte die Disziplin nach einer neuen Leitvorstellung. Dass diese 
Suche nicht erfolgreich war, hatte viel damit zu tun, dass die Nationalökono- 
mie die wirtschaftliche und soziale Ordnung der Weimarer Republik als ver- 
änderbar und veränderungsbedürftig, ja als bereits in der Transformation be- 
findlich ansah: als Übergangsphase und „Vorgeschichte“ eines noch zu reali- 
sierenden Neuentwurfs, in der nicht nur die Gegenwartsprobleme der Weima- 
rer Republik, sondern der Moderne überhaupt überwunden würden. Aus die- 
sem Grund aber gerade eignet sich die Untersuchung der nationalökonomi- 
schen Technikvorstellungen der 1920er Jahre, Aufschlüsse über das Verhältnis 
von Wirtschaft und Technik zu gewinnen: Technik wurde nicht auf eine be- 
reits bestehende, zumeist unkommuniziert mitlaufende Ordnung (die kapitali- 
stische Marktwirtschaft) bezogen, sondern die wirtschaftliche Ordnung als 
Ganzes stand zur Diskussion. Darum wurde explizit thematisiert, was Technik 
zu ihrer Neugestaltung beitragen konnte - und welche Probleme dabei auftra- 
ten. 
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2. Technik und das System der reinen Ökonomie 


Welchen theoretischen Stellenwert nahm Technik im ökonomischen Denken 
der 1920er Jahre ein? Dazu soll zunächst auf die Bedeutung der Technik im 
System der „reinen Ökonomie“ eingegangen werden, also der allgemein als 
Neoklassik bezeichneten Richtung der ökonomischen Theorie. Diese sah die 
Wirtschaft durch ihrem Nutzenkalkül folgende Individuen konstituiert und 
versuchte, davon ausgehend, die ökonomischen Beziehungen mittels des 
Grenznutzenansatzes zu beschreiben. Eugen v. Böhm-Bawerk, ehemals öster- 
reichischer Finanzminister und bedeutender Vertreter der sog. „Österreichi- 
schen Schule“ der Nationalökonomie, hatte zu Anfang des 20. Jahrhunderts 
mit Rudolf Stolzmann eine Kontroverse darüber ausgefochten, wodurch der 
Gang des Wirtschaftsleben bestimmt würde: durch Macht oder ökonomisches 
Gesetz? Die gegenüber Stolzmann intellektuell überzeugendere Antwort 
Böhm-Bawerks lautete, dass Machtfaktoren sich nur innerhalb des durch öko- 
nomische Gesetze bestimmten Rahmens auswirken konnten: staatliche Preista- 
xationen beispielsweise griffen zwar in die Wirtschaft ein, letztere reagierte 
darauf aber gemäß ihrer eigenen Gesetze. Solche Maßnahmen konnten deswe- 
gen bestenfalls zu einer Verformung des Systems und zu Dysfunktionalitäten 
führen, jedoch nicht im eigentlichen Sinne dazu, dass der Staat die Wirtschaft 
steuerte oder gar „beherrschte“. 

Für Technik galt prinzipiell dasselbe. Technik war für die neoklassische Theo- 
rie nur relevant, soweit sie die ökonomischen Parameter beeinflusste, also 
Löhne, Preise, Zinsen. Das System selbst wurde ın seiner Funktionsweise nicht 
berührt, geschweige denn konstituiert. In diesem Rahmen konnte Technik 
bzw. technischer Wandel jedoch durchaus als relevantes Phänomen themati- 
siert werden. Knut Wicksell machte in seiner für die monetäre Theorie grund- 
legenden Arbeit Geldzins und Güterpreise die folgenreiche Unterscheidung 
zwischen dem Marktzins (dem faktischen Zins) und dem natürlichen Zins, al- 
so dem Zins, der sich aufgrund der Marktparameter eigentlich ergeben müsste. 
Eine ökonomisch relevante technische Innovation konnte nach Wicksell dazu 
führen, dass der natürliche Zins anstieg, ohne dass die Banken dies bemerkten, 
weil sich die technologische Innovation noch nicht ausgewirkt hatte und ihre 
Potentiale im vorhinein schwer abzuschätzen waren (Wicksell 1898: 130). Ein 
zu niedriger Zins führte dann zu Preissteigerungen und einer erhöhten Geld- 
umlaufgeschwindigkeit. Wicksell war sich noch nicht recht im Klaren darüber, 
wie er dieses Phänomen einzuschätzen hatte. Die liberalen Ökonomen Ludwig 
Mises und Friedrich Hayek bewerteten die Differenz zwischen Marktzins und 
natürlichem Zins in den 1920er Jahren jedoch sehr negativ, weil sie zu einem 
(durch die Inflation noch direkt vor Augen stehenden) „Scheinaufschwung“ 
führten. Auf diesen wiederum erfolgte eine gravierende Korrektur durch den 
Markt, bei der hochspezifische Investitionen verloren gingen. Mises und Hay- 
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ek sahen das Auseinanderfallen von Marktzins und natürlichem Zins aller- 
dings schon nicht mehr durch technischen Fortschritt begründet, sondern 
durch ideologisches Agieren der Banken bzw. als Resultate von deren gegen- 
seitiger Kreditvergabe (Mises 1928: 61; Hayek 1929: 75-95). 

Abgesehen von Wicksell blieb das Problem des technischen Wandels in der 
neoklassischen Statik zumeist außen vor. Technik wurde als exogener Faktor 
angesehen und deshalb in der Regel unter ceteris paribus Bedingungen gefasst 
bzw. höchstens als gleichförmiger technischer Wandel in Form eines kontinu- 
ierlichen Produktivitätszuwachses operationalisiert. Einen anderen Weg ging 
jedoch die sog. dynamische Theorie Joseph Schumpeters, der kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg in seiner Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung versucht 
hatte, die Änderung exogener und endogener Einflussfaktoren miteinander in 
Beziehung zu setzen (Schumpeter 1964/1911). Aber auch wenn Schumpeter 
die langen Wellen der Konjunkturentwicklung („Kondratieffs“) als Innovati- 
onszyklen ansah, musste er sich mit der Kritik befassen, warum sich techni- 
sche Innovationen nur im Aufschwung durchsetzen sollten (Singer 1932: 8). 
Es ist an dieser Stelle allerdings müßig, den Versuchen nachzugehen, wie das 
Problem im einzelnen zu lösen versucht wurde. In den 1920er Jahren hatte 
diese Debatte ihren Platz vor allem auf dem Feld der Konjunkturtheorie, der 
Domäne der jüngeren Wissenschaftler des Fachs. Weil sich an der Diskussion 
auch marxistische (dennoch im Rahmen der ökonomischen Theorie argumen- 
tierende) Wissenschaftler wie Adolf Löwe oder Gerhard Colm beteiligten, 
spielten technische Aspekte eine gewisse Rolle (Beckmann 2000: 201ff). Aber 
im Grunde behandelte die ökonomische Theorie Technik lediglich als ein lä- 
stiges Theorieproblem. 

Im Kontrast dazu sahen viele Ökonomen in den 1920er Jahren Technik durch- 
aus anders, nämlich als ein die Wirtschaftsordnung gestaltendes Element. Die- 
ser Blick auf die Technik war in erster Linie der Tradition der Jüngeren Histo- 
rischen Schule geschuldet. Die von Karl Bücher, Gustav Schmoller und ande- 
ren konstruierten Stufenschemata der wirtschaftlichen Entwicklung waren un- 
abhängig von einem bestimmten Stand der Technik nicht zu denken. Werner 
Sombart und Max Weber radikalisierten deren Auffassung, indem sie gegenüber 
der Vorstellung der Einheit der Wirtschaftsentwicklung das qualitativ Neue des 
Kapitalismus zur traditionellen Wirtschaftsweise betonten. Zu der bestimmten 
„Form“, welche für die Entstehung des Kapitalismus nötig war, gehörte auch 
der Stand und die Entwicklungsfähigkeit der Technik (Weber 1958/1923: 239%). 
Hier lässt sich gegenüber der neoklassischen Theorie eine zentrale Perspektiv- 
verschiebung beobachten: es handelte sich nicht um die Selbstgestaltung der 
Gesellschaft nach unhintergehbaren Regeln, sondern Gestaltung wurde als 
Wirken spezifischer historischer Kräfte gesehen, und eine der entscheidenden 
historischen Gestaltungskräfte war die Technik. Bei Sombart wird das ganz 
deutlich, da er Technik neben Wirtschaftsordnung und Wirtschaftsgesinnung 
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zum Bestimmungsgrund eines jeweils historisch konkreten Wirtschaftssystems 
erhob (Sombart 1930: 184) Damit war aber ein fundamental anderer theoreti- 
scher Rahmen gegeben, der trotz teilweise formal ähnlicher Aussagen einen 
scharfen Gegensatz zum wirtschaftstheoretischen Liberalismus festschrieb; 
auch lag hier eine wesentliche Gemeinsamkeit mit dem marxistischen Denken. 
Als Beleg dafür kann die bei Nationalökonomen jedweder Couleur zu beo- 
bachtende Charakterisierung des ökonomischen Wettbewerbs als „Kampf“ 
dienen. Selbst wenn in Rechnung zu stellen ist, dass Kampf eine philosophi- 
sche Modevokabel der ersten Jahrhunderthälfte war, so wurde mit dem Ge- 
brauch dieses Begriffs trotzdem eine Abgrenzung gegen den wirtschaftstheore- 
tischen Liberalismus englischer Provenienz vollzogen, der den Wettbewerb 
mehr als eine Art Sport oder Spiel sehen wollte (Force 2004: 82f). Zu dessen 
semantischem Gehalt gehörte ein vorausgesetzter Bestand von Regeln, die das 
Spiel als solches überhaupt erst konstituierten. Der semantische Gehalt des 
Kampf-Begriffs verwies hingegen darauf, dass im Verlauf des historischen Pro- 
zesses die Regeln erst in der Auseinandersetzung der Menschen miteinander 
und mit der Natur geschaffen wurden. Der Erlanger Nationalökonom Hero 
Möller schrieb beispielsweise, dass der Krieg aller gegen alle dem Menschen 
von der Natur aufgegeben sei und sich auf dem nicht friedlichen, aber in der 
Regel unblutigen Gebiet des Wettbewerbs zum System der freien Konkurrenz 
verdichte (Möller 1932: 4). Hier sollte deutlich werden, wie die formale Ähn- 
lichkeit mancher Aussagen zum Liberalismus (freie Konkurrenz etc.) eher zu 
einem Missverständnis dessen führen, worum es eigentlich ging. 

Daraus lässt sich ableiten, auf welche Weise Technik im ökonomischen Den- 
ken der 1920er Jahre von jenen Ökonomen operationalisiert werden konnte, 
die zwar nicht mehr die „Jüngere Historische Schule“ bildeten, jedoch be- 
stimmte Formen und Motive des Denkens aus der Zeit vor dem Ersten Welt- 
krieg weitertrugen. Technik war für dieses Denken, das man (trotz der etwas 
misslichen Wortähnlichkeit zur post-histoire) als post-historistisch bezeichnen 
könnte, ein Gestaltungs- und Kampfmittel, das die Wirtschaft in ihrem histori- 
schen Aufbau wesentlich bestimmte. Hier verschwand die logische Suprematie 
der Marktbeziehungen: das „Wirtschaftliche“, das „Soziale“, das „Politische“ 
waren logisch beieinander geordnet und wirkten gegenseitig aufeinander ein. 
Die sie zusammenfassende Einheit war wiederum eine historische Totalität: bei 
Schmoller die Volkswirtschaft, bei Sombart das Wirtschaftssystem, im neuro- 
mantischen oder organizistischen Denken zumeist der Staat (Kretschmar 
1930). Allein bestand ein Unterschied darin, ob das Gestaltungspotential des 
Menschen in Beziehung zu historisch gewordenen und auf den Menschen zu- 
rückwirkenden Institutionen gesetzt wurde, wie dies die Jüngere Historische 
Schule getan hatte, oder ob diese Institutionen selbst als noch zu gestaltende 
angesehen wurden. Aus der geschichtlichen Situation heraus bevorzugte das 
post-historistische Denken der 1920er Jahre in der Regel den zweiten Weg. 
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3. Wirtschaft und Technik: Verhältnisbestimmungen 


Indem die Vertreter der Jüngeren Historischen Schule wie Gustav Schmoller 
Technik als endogenen Faktor der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklung begriffen, konnten sie ein avancierteres Verständnis von Technik ent- 
wickeln, als es der ökonomischen Theorie möglich war. Sie betrachteten ein- 
zelne technische Innovationen nicht isoliert, sondern als Kulturleistung. Dar- 
aus entwickelte sich ein Verständnis des kumulativen technischen Fortschritts 
und von dessen Bedeutung für die Wirtschaft (Schmidt 1993: 268-274). Indem 
aber der Fokus der Betrachtung über das im Sinne der ökonomischen Theorie 
„rein Wirtschaftliche“ hinaus erweitert wurde, brachte der Begriff der Technik 
zugleich auch große Probleme mit sich. Kumulativer technischer Fortschritt 
meinte ja nicht allein die Artefakte, sondern auch die technischen Verfahren 
und das technische Wissen, und dies alles musste auf eine bestimmte Art zu- 
sammengebracht werden. Gerade für die sehr begriffssensiblen 1920er Jahre 
bestand eine enorme Schwierigkeit darin, angesichts der Komplexität dieser 
Probleme den Begriff der Technik angemessen zu definieren und abzugrenzen. 

Die Auflistung verschiedener Technikdefinitionen führt hier nicht wesentlich 
weiter. Friedrich v. Gottl-Ottlilienfeld (1923: 9) verstand unter Technik „das 
abgeklärte Ganze der Verfahren und Hilfsmittel des naturbeherrschenden 
Handelns“. Andreas Voigt (1928: 47) sah in der Technik alle Mittel zur Ver- 
wirklichung einer praktischen Idee und Werner Sombart (1911: 307) unter- 
schied bereits früher zwischen einem weiteren Verständnis von Technik als ei- 
ner zweckbestimmten und zweckmäßigen Verfahrensweise sowie einem enge- 
ren Verständnis als Produktionstechnik. Diese Definitionen sind zu allgemein, 
um konkret etwas mit ihnen anzufangen. Interessanter ist, dass die meisten 
Nationalökonomen bei der Verhältnisbestimmung von Wirtschaft und Tech- 
nik der ersteren das Primat zugestanden: „Die Technik hat es nur mit dem 
Wie der menschlichen Handlungen, die Wirtschaft dagegen mit dem Ob ihrer 
Ausführungen, dem Entschluß dazu zu tun.“ (Voigt 1928: 48). Gottl- 
Ottlilienfeld schrieb, für jede Leistungssteigerung müsse notwendig die Renta- 
bilität als Richtschnur dienen: Die Wirtschaft rede „durch den Mund der Un- 
ternehmung und in der Sprache der Rentabilität zur Technik“ (Gottl- 
Ottlilienfeld 1923: 28). Dabei ist es vielleicht nicht ganz korrekt zu sagen, dass 
Wirtschaft und Technik in einem Zweck/Mittel-Verhältnis zueinander gesehen 
wurden. Einige Nationalökonomen hatten Probleme damit, die Wirtschaft als 
ein Zweckgebilde zu begreifen, weil sie nach ihrer Meinung auf einer höheren 
Stufe die „gestalthafte Verbürgnis des dauernden Einklangs von Bedarf und 
Deckung“ darstellte (Gottl-Ottlilienfeld 1932: 8) oder als Inbegriff der Mittel 
für Ziele gesehen wurde, die einem a priori gesetzten Reich der Werte dienst- 
bar zu sein hatten (Spann 1921). Trotzdem ist bei den meisten Autoren eine 
klare Unterordnung der Technik unter die Wirtschaft erkennbar (ebd.: 43ff). 
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Das Verhältnis von Wirtschaft und Technik hatte aber noch einen weiteren 
Aspekt, der sich exemplarisch anhand von Friedrich v. Gottl-Ottlilienfelds 
zweiter Auflage seines Beitrags über Technik und Wirtschaft zum Grundriß 
der Sozialökonomik zeigen lässt. Gottl-Ottlilienfeld ist heute in der Forschung 
höchstens noch durch seine Begriffsprägung „Fordismus“ bekannt (Nolan 
1994: 48f), ansonsten als Ökonom weitgehend vergessen. Auf sein organizisti- 
sches, überhistorisches Konzept der „Wirtschaft als Leben“ (Gottl-Ottlilienfeld 
1925) muss hier nicht eingegangen werden: es handelte sich dabei um eines 
der solipsistischen nationalökonomischen Systeme, die wesentlich zu der Krise 
des Fachs in den 1920er Jahren beitrugen. Seine Arbeiten zur Technik stellten 
jedoch die zeitgenössisch sicher prominenteste Auseinandersetzung mit dem 
hier behandelten Problem dar. Besonders folgenreich war dabei seine Unter- 
scheidung zwischen wirtschaftlicher und technischer Vernunft. Die technische 
Vernunft sah Gottl-Ottlilienfeld (wie Wirtschaften überhaupt) aus dem Geist 
der Lebensnot geboren. Ihr kategorischer Imperativ forderte den Menschen 
auf, so zu handeln, dass bei der Verfolgung eines Zweckes anderen möglichst 
wenig Abbruch getan wurde - also mit möglichst geringem Aufwand vorzuge- 
hen (Gottl-Ottlilienfeld 1923: 13). Hingegen orientierte sich die wirtschaftliche 
Vernunft an der Rentabilität. Technische und wirtschaftliche Vernunft waren 
jeweils aufeinander angewiesen - die technische Vernunft zeigte das Mögliche, 
die wirtschaftliche Vernunft entschied über ihre Realisierung. Ziel eines Un- 
ternehmens musste es sein, die „Ertriebswucht“ (einer von Gottls typischen 
Neologismen) zu steigern, also die wirtschaftliche und technische Vernunft 
harmonisierende Leistungskraft des Betriebs zu maximieren (ebd.: 26f). Dafür 
gab Gottl-Ottlilienfeld auch eine Anleitung, indem er zahlreiche, systematisch 
miteinander verbundene Prinzipien der Technik herausarbeitete. In diesen wa- 
ren die Anforderungen der wirtschaftlichen Vernunft jeweils schon mitgedacht, 
weil es um die ganzheitliche Leistungssteigerung des Betriebsablaufs ging, des- 
sen Beschleunigung schließlich die ultima ratio der Rationalisierung darstellte 
(ebd.: 116-133). 

Gottl-Ottlilienfelds zentrales Thema war die Harmonisierung von technischer 
und ökonomischer Vernunft. Implizit wurde damit jedoch vorausgesetzt, dass 
beide Rationalitäten auch in Konkurrenz zueinander stehen konnten (in der 
Betriebswirtschaftslehre beispielsweise gab es einen relativ prominenten Streit 
zwischen Wilhelm Rieger und Eugen Schmalenbach, ob Rentabilität oder 
Wirtschaftlichkeit als Betriebsziel auszugeben sei). Der Gegensatz dieser bei- 
den Rationalitäten resultierte vor allem daraus, dass die technisch beste Lö- 
sung nicht immer die ökonomisch sinnvollste sein musste. Die ökonomische 
Rationalität stellte das kurzfristige Liquiditätsinteresse des einzelnen Betriebs 
in den Vordergrund; die technische Rationalität nahm dagegen ein Nachhal- 
tigkeitsargument für sich in Anspruch. D.h., auch wenn die technisch beste 
Lösung sich nicht immer rentierte, so führte sie doch zu einer Verbesserung 
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des Produktionspotentials der Gesamtwirtschaft. Nach Walter Waffenschmidt 
hatte es der Techniker mit der „Gesamtharmonie“ zu tun, während sich der 
Kaufmann mit Einzelproblemen beschäftigte (Waffenschmidt 1928: 107). Zu- 
gleich wurde dieses Problem mit dem Hinweis darauf zu lösen versucht, dass 
in beiden Bereichen im alltäglichen Sprachgebrauch Effizienz als Wirtschaft- 
lichkeit bezeichnet wurde - in Wirklichkeit also gar kein Unterschied bestän- 
de, nur jeweils das Ziel ein anderes sei (ebd.: 104). Warum es zu einem Kon- 
flikt von ökonomischer und technischer Vernunft kommen konnte, ist jeden- 
falls angesichts der historischen Rahmenbedingungen der 1920er Jahre relativ 
eindeutig: Die Technik eröffnete scheinbar ungeahnte Möglichkeiten in Ge- 
genwart und Zukunft, während sich in Wirtschaft und Politik in steigendem 
Maße Funktionsstörungen beobachten ließen. Das legte für die Zeitgenossen 
zumindest die Frage nahe, ob eine Wirtschaftsordnung, in der diese beiden 
Rationalitäten auseinanderfielen, nicht besser durch eine andere ersetzt werden 
sollte. 

Die Unterscheidung zwischen technischer und wirtschaftlicher Vernunft führte 
zu einer Akzentverschiebung bei der theoretischen Behandlung der Technik. 
Im Gegensatz zur Vorkriegsdiskussion spielten in der Nationalökonomie bis 
zur Weltwirtschaftskrise die Rückwirkungen der Technik auf den Menschen 
(Herkner 1921: 27-37) oder die Kultur, wie in Werner Sombarts bekannten 
Aufsatz (Sombart 1911), eine relativ geringe Rolle. Statt dessen standen sich 
zwei Handlungsrationalitäten gegenüber, die jeweils die Gestaltungspotentiale 
des Menschen betonten und sich beide auf ein Mögliches bezogen: die öko- 
nomische Rationalität im Rahmen der gegebenen Umstände, die technische 
Rationalität auf den scheinbar unbegrenzten Horizont des im weitesten Sinne 
technisch Machbaren (Röpke 1925: 103f). „Wem das schon zuviel ist, was ich 
als unerläßlich bezeichne, der hat kein Gefühl für die Stärke der Triebkräfte 
der Geschichte. Noch immer hat sich in bewegten Zeiten erwiesen, daß das als 
utopisch gebrandmarkte nur den Fehler hatte, das ganze Ausmaß der Mög- 
lichkeiten nicht voll auszuschöpfen“, begründete Rudolf Goldscheid (1919: 
20) seinen Sozialisierungsentwurf als Weg, die technischen Produktivitätspo- 
tentiale der Gemeinwirtschaft nutzbar zu machen. Insofern war der techni- 
schen Rationalität zumindest die Tendenz inhärent, das bereits Gestaltete, die 
bestehenden Institutionen zu ignorieren. 


4. Technische Rationalität und die Umgestaltung der Wirtschaft 


Joseph Schumpeter hat in Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie darauf 
hingewiesen, dass der Kapitalismus trotz seiner materiellen Erfolge keine Wirt- 
schaftsordnung ist, die bei den Massen auf Solidarität rechnen kann. Sobald er 
keine Wachstumsraten von 2% jährlich generiere (nach Schumpeters Berech- 
nung der Durchschnitt seit Beginn der Industriellen Revolution), schwinde 
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seine Akzeptanz (Schumpeter 1972/1946: 120f, 231ff). Eine Gewerkschaftszei- 
tung drückte das 1926 in bemerkenswerter Klarheit aus: „Der Kapitalismus, 
mit seiner ungleichen Güterverteilung, mit seiner ungerechten Verteilung der 
Lebenslose war nur erträglich durch seine Fähigkeit, durch Verbilligung des 
Produktionsprozesses immer größere Gütermengen zu schaffen und immer 
weiteren Schichten auch bei gleichbleibenden Lohn- und Gehaltsbezügen 
durch seinen Preisfall steigenden Anteil an den materiellen Gütern des Lebens 
zu geben.“ (Nölting 1926: 10). Fand dies nicht mehr statt, verlor der Kapita- 
lismus seine Legitimität. 

Warum konnte die kapitalistische Wirtschaft nach Meinung breiter, nicht nur 
sozialistischer Kreise in den 1920er Jahren diese Ausschüttung nicht länger lei- 
sten? Die Antwort liegt darin, dass Produktivitätsfortschritte nur dann zur 
Senkung der Realpreise führten, wenn freier Wettbewerb herrschte. Unter die- 
sen Bedingungen schieden Unternehmen - jedenfalls dem Modell nach - ver- 
mehrt aus dem Markt aus und effizientere, d.h. größere Unternehmungen set- 
zen sich aufgrund der mit Skaleneffekten verbundenen Kostenvorteile durch 
(Briefs 1928: 8). An diesem Punkt zeigte der Kapitalismus in der Weimarer 
Republik jedoch seine Unfähigkeit, der eigenen liberalen Doktrin gerecht zu 
werden. Die Unternehmen organisierten sich statt dessen in Kartellen, in de- 
nen sich die Preisgestaltung an dem am wenigsten rentablen Betrieb orientier- 
te. Hier geriet das ökonomische Kalkül der Wirtschaft in Gegensatz zur tech- 
nischen Vernunft. Das Heilmittel des technischen Fortschritts wurde aus der 
Hand gegeben, um die bestehenden Machtverhältnisse zu sichern. 

Die rasanten Fortschritte der Technik und die potentiellen Produktivitätszu- 
wächse standen im Gegensatz zur krisenhaften Realität der kapitalistischen 
Wirtschaft und es schien offensichtlich, dass mit den vorhandenen Produktiv- 
kräften viel mehr produziert werden konnte, als es faktisch der Fall war. Dies 
spielte in den Gesellschaftsutopien Walther Rathenaus ebenso eine Rolle wie 
in den Sozialisierungsentwürfen nach dem Ersten Weltkrieg: das vorrangige 
Ziel einer neuen Wirtschaftsordnung musste die Anpassung der Organisation 
der Wirtschaft an die gegebenen technischen Möglichkeiten sein. Sehr populär 
formulierte diesen Gedanken der Gewerkschaftsfunktionär Fritz Tarnow in 
seinem in der Nationalökonomie viel diskutierten Buch Warum arm sein?, bei 
dem er nicht von ungefähr als Titel eine Kapitelüberschrift aus Henry Fords 
Autobiographie gewählt hatte. Die Grundthese lautete, dass die Deutschen 
viel armseliger lebten, als es den wirtschaftlichen Verhältnisses entsprach, denn 
die Produktionsmöglichkeiten würden bei weitem nicht ausgenutzt: „Wir le- 
ben nicht mehr in einer Krise der Produktion, sondern des Absatzes.“ (Tar- 
now 1928: 14f). Dieser Zustand ließe sich nur durch drastische Lohnsteige- 
rungen ändern, um die Kaufkraft der Arbeiter zu erhöhen. In gleicher Weise 
würden die dadurch ausgelösten Kostensteigerungen die Unternehmen zwin- 
gen, stärker zu rationalisieren (ebd.: 66). Die Unternehmen sollten also zu je- 
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ner Vorgehensweise gezwungen werden, die Henry Ford populär gemacht hat- 
te, nämlich relativ hohe Löhne mit fortschreitender Rationalisierung zu ver- 
binden (Ford 1923). 

Während der Taylorismus und die mit ihm einhergehenden Schikanierungen 
auch in den 1920er Jahren von einem Großteil der Arbeiter abgelehnt wurde 
(Stollberg 1981: 92), avancierte Fords Mein Leben und Werk, eine eigenartige 
Mischung aus Lebensbericht und Bekenntnisschrift, zu einem Bestseller, der 
von links bis rechts auf breite Zustimmung traf (Radkau 1989: 272). Ford wies 
einen scheinbar verblüffend einfachen Weg auf, die technischen Potentiale der 
Gemeinschaft nutzbar zu machen. Zugleich vermied er Gottl-Ottlilienfeld zu- 
folge die Zerstückelung des Arbeitsprozesses und die damit einhergehende 
maximale Spezialisierung des einzelnen Arbeiters: „Diese Taylorei ist Filigran- 
arbeit am Betriebe, achtenswert in ihrer eigenen Technik, aber verklügelt; und 
der Betrieb verkünstelt sie wirklich zum Seelenlosen eines Uhrwerks. Unter 
dem stählernen Stempel der ‘Normung’ wird die Persönlichkeit des Arbeiters 
totgequetscht. Und wenn in Sachen der Leitung ganz grundsätzlich auch an 
Stelle der Persönlichkeit Organisation gesetzt wird, so läuft dies zusammen auf 
eine Orgie der Organisation jenes Geistes hinaus, oder vielmehr jener Geistlo- 
sigkeit, für die ein Henry Ford nur Hohn und Verachtung übrig hat.“ (Gottl- 
Ottlilienfeld 1924: 8). 

Der Unterschied zwischen Taylorismus und Fordismus sollte darin bestehen, 
dass letzterer die technische Rationalität der Produktion mit einer Informali- 
sierung der Arbeitsbeziehungen zu versprechen schien, bei der Bürokratie und 
statistische Abteilungen keine Rolle mehr spielen würden. Der Kieler Natio- 
nalökonom Hermann Bente schrieb, dass der „Bereich der organisierten Un- 
wirtschaftlichkeit grundsätzlich beschränkt [sei] auf jene wirtschaftlichen 
Handlungsbereiche, in denen ‘Lebensverhältnisse’ zu organisieren sind. Der 
gesamte Bereich des Wirtschaftens der auf Sache gerichtet ist, ja mehr noch, 
alle Arbeit, die sich ohne Vergewaltigung des Ziels mechanisch ausführen läßt, 
ist gegen organisierte Unwirtschaftlichkeit wesentlich immun“ (Bente 1929: 
48). Bei Bente verband sich höchstmögliche technische Rationalisierung mit 
der Forderung, sämtliche persönliche Beziehungen innerhalb der Unterneh- 
men auf Führerschaft und Charisma zu gründen. 

Exemplarisch zeigt sich hier, dass in der richtig verstandenen technischen 
Vernunft eine Antwort auf eines der entscheidenden Probleme der Wirtschaft 
nach dem Ersten Weltkrieg gesehen wurde, nämlich die Bürokratisierung und 
die mit ihr zusammenhängende Persönlichkeitskrise der Unternehmer (Degen- 
feld-Schornburg 1929: 245). Deren Ursachen wurden der ökonomischen Ra- 
tionalität zugerechnet, schließlich stand auch hinter den Kartellen in erster 
Linie ein ökonomisches Kalkül, kein technisches. Überhaupt galt die Kritik 
am übersteigerten Gewinnstreben als allgemeiner Zug der Kulturkritik in So- 
ziologie und Nationalökonomie (Stölting 1986: 77). Tarnow wies mit dem 
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Mittel der durch den Staat erzwungenen Lohnerhöhung einen möglichen Weg 
auf, wie der Gegensatz von technischer und ökonomischer Vernunft beseitigt 
werden konnte. Für Gottl-Ottlilienfeld bestand dieser Weg in der Bewusst- 
seinsänderung sowohl der Unternehmer wie der Arbeiter, in einem „weißen 
Sozialismus“ der reinen, tatfrohen Gesinnung, weg von der kurzfristigen Ge- 
winnmaximierung und hin zur nachhaltigen Steigerung der „Ertriebswucht“ 
(Gottl-Ottlilienfeld 1924: 36f). Erstaunlicherweise war die technische Rationali- 
tät also für viele Nationalökonomen gerade das Gegenteil von Zweckrationali- 
tät; viel häufiger wurden Technik und technische Rationalität zu einem natür- 
lichen Leben in Beziehung gebracht, zur Entfaltung der Persönlichkeit und ei- 
ner gerechten Ordnung, ob es sich um den Entwurf einer Planwirtschaft han- 
delte oder um die Suche nach einem „dritten Weg“ zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus (Lüdders 2004). Die Organisation hatte sich an den techni- 
schen Potentialen zu orientieren, jedoch sollte die angestrebte Synthese zu- 
gleich die Entfaltung des ganzen Menschen ermöglichen, also gerade keine 
Kolonialisierung der Lebenswelt mit sich bringen. In Karl Ballods Zukunfts- 
staat von 1920 wurden zum einen minutiös die technischen Potentiale stati- 
stisch ausgerechnet, zum anderen mit der ins Höchstmaß gesteigerten Rationa- 
lität der Produktion das einfache Leben von Menschen in Gartenstädten jen- 
seits der aktuell inhumanen Großstädte verbunden (Ballod 1920: 57-61). Kei- 
neswegs also handelte es sich um die einseitige Technisierung der Lebenswelt, 
sondern um die Synthese von Technik und Sozialem, die sich in der Einheit 
von Produktion und Einstellung manifestierte - mit der Gemeinschaft als der 
Technisierung adäquaten Sozialform. 

Zugleich sollten damit die logischen Gegensätze von Organischem und Me- 
chanischem aufgehoben werden. Bei Gottl-Ottlilienfeld wird das sehr deutlich: 
wenn er die Prinzipien der technischen Vernunft beschrieb, fasste er diese ge- 
radezu als Lebensgesetze der Technik, die der Ingenieur oder Unternehmer 
nicht einfach zu sezieren oder simulieren hatte, sondern für die er ein intuiti- 
ves Verständnis gewinnen, in die er sich einfühlen musste (Gottl-Ottlilienfeld 
1923). „Von beiden Seiten, der naturwissenschaftlichen Kausalität und der 
wirtschaftlichen Teleologie spinnen sich die Fäden, an denen sich das Ver- 
nünftige ans Licht des Lebens fortranken will“, schrieb Walter Waffenschmidt 
1928 (Waffenschmidt 1928: 179). Auch die Maschinenmetapher hatte in der 
Weimarer Republik Konjunktur, wobei zugleich der „Führer“ der Maschine als 
Inbegriff des befähigten Staatslenkers galt, der im Rahmen der Großtechnik als 
geradezu in die Maschine integriert, als Teil von ihr vorzustellen war (Mergel 
2005: 105ff; vgl. auch Sombart 1927: 904). Eduard Heimann lehnte zwar wört- 
lich die technische Logik ab, forderte jedoch im selben Atemzug eine mensch- 
liche Ordnung des Maschinenwesens als Erfüllung des eigentlichen Sinns der 
Maschine (Heimann 1980/1929: 134). 

Wie war es logisch möglich, die mechanische Technik mit einer organischen 
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Sozialbegrifflichkeit zusammenzubringen? Eine mögliche Antwort liegt in dem 
mit dem Untergang des Kaiserreichs verbundenen „Weltverlust“ und der Not- 
wendigkeit der Neubegründung der Nationalökonomie nach dem Ersten 
Weltkrieg. Ein bestimmter Theorietypus setzte sich durch, der von der episte- 
mologischen Letztbegründung bis hin zur daraus abgeleiteten sozialen Ord- 
nung einen Totalitätszusammenhang umfasste. Diese Denksysteme (als Vertre- 
ter wären z.B. Spann, Plenge, Gottl-Ottlilienfeld, Oppenheimer zu nennen) 
einte die Gegenüberstellung einer durch Zentrumsverlust und Ordnungslosig- 
keit ausgezeichneten Gegenwart als „Vorgeschichte“ und einer Zukunft als 
„Erlösung“. Die absolute Rationalisierung der Wirtschaft konnte im Rahmen 
dieses Denkens deshalb mit einer natürlichen Lebensform des Menschen zu- 
sammengedacht werden, weil Trennungen wie die zwischen Subjekt und Ob- 
jekt, Mechanischem und Organischem, Haushalt und Betrieb, auch techni- 
scher und ökonomischer Rationalität, erst durch die Moderne hervorgebracht 
waren. Mit deren Überwindung in einer neuen Ordnung würde es auch eine 
einheitliche Logik geben, auf welche die nationalökonomischen Systeme einen 
Vorgriff darstellten - und mit der Überwindung der Antinomien der gesell- 
schaftlichen Ordnung und der Logik würden auch die Antinomien in den 
Menschen verschwinden. 

Der offensichtliche Utopismus dieses Denkens ist bereits übergreifend für das 
intellektuelle Klima der Weimarer Republik diagnostiziert worden (Graf 2003). 
In Anlehnung an einen von dem Althistoriker Christian Meier geprägten Be- 
griff ließe sich hier von einem „Könnens-Bewusstsein“ sprechen: einem Gefühl 
für die problemlose Transformierbarkeit der gesellschaftlichen Institutionen, 
das deren historisches Gewordensein ignorierte (Meier 1980). Hier wird die 
Differenz zur Jüngeren Historischen Schule nochmals deutlich: hatte letztere 
in den Institutionen des Kaiserreichs stets einen festen Bezugspunkt gefunden, 
trat in der Weimarer Republik an deren Stelle eine Vielzahl gedachter Ord- 
nungen, die jeweils die Überwindung der Krise versprachen (Lüdders 2004). 
Für die Charakterisierung der technischen Rationalität ergeben sich daraus 
zweierlei Folgerungen. Zum einen, dass ihr sozialphilosophischer Reiz in der 
Funktion als Mittel der Vereinfachung und Bewältigung des sich aus der Krise 
der Gegenwart ergebenden Komplexitätsüberschusses lag. Sie bot ein einheitli- 
ches Prinzip, aus dem von theoretischen Prämissen ausgehend eine Wirt- 
schaftsordnung ideell neu gestaltet werden konnte. Dies führte aber zum ande- 
ren dazu, dass dieses Denken absolut praxisfern war. Die Anforderung der lo- 
gischen Geschlossenheit hatte zur Folge, dass Ordnungsentwürfe nie partiell, 
sondern nur als völlige Neugestaltung des Bestehenden adäquat zu realisieren 
sein sollten. Auch wenn sich manche ihrer Vertreter für solche Entwürfe be- 
geisterten (Schildt 1987: 537ff; Stremmel 2005: 105ff), waren sie für die Politik 
deshalb nicht anschlussfähig und bildeten einen entscheidenden Grund, war- 
um die Nationalökonomie bei der politischen Entscheidungsfindung größten- 
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teils ignoriert wurde, zumal die Vielzahl solcher Denksysteme zugleich ihre 
Kontingenz offenbarte (Röpke 1925: 4, Laube 2004: 494). 


5. Technikenttäuschung 


Wilhelm Röpke schrieb 1929 in einem kurzen Beitrag für die Zeitschrift Ma- 
schinenbau über die Gründe der Krise der Nationalökonomie und ihr man- 
gelhaftes Verhältnis zur Praxis. Röpkes Meinung nach lag eine der Hauptursa- 
chen darın, dass ihre Vertreter „nach Überwindung der theorielosen histori- 
schen Schule in einen methodologisch-philosophischen Tiefsinn verfallen 
sind, der sie über die Einleitungen nicht hinauskommen und das ganze Fun- 
dament der Wissenschaft zergrübeln läßt.“ Er hielt sogar die Produkte der Hi- 
storischen Schule noch für genießbarer als diejenigen der modernen „Zerfase- 
rer und Philosophaster“ (Röpke 1929). Hier äußerte sich exemplarisch die Irri- 
tation eines jüngeren Ökonomen angesichts des vorherrschenden Systemplura- 
lismus und einer philosophielastigen, sich im Streit um letzte Werte erschöp- 
fenden Wirtschaftswissenschaft, die in Gefahr war, „mit den Dichtern in den 
Wolken zu wohnen und nicht auf dem festen Boden der Wirtschaft.“ (Dix 
1929: 307). 

Ein wichtiger Versuch, das Verhältnis von Technik und Ökonomie auf eine 
pragmatischere Grundlage zu stellen, war die 1928 von dem Betriebswirtschaft- 
ler Eugen Schmalenbach gehaltene Rede über die „Betriebswirtschaftslehre an 
der Schwelle der neuen Wirtschaftsverfassung“ (Schmalenbach 1928). Dieser 
Vortrag erregte republikweite Aufmerksamkeit, weil er eine staatlich gelenkte 
Zwangswirtschaft voraussagte. Schmalenbach begründete dies damit, dass die 
Unternehmen in ökonomisch schlechten Zeiten ihre Produktionskosten der 
geringeren Nachfrage nicht anpassen könnten. Der Grund lag in den durch 
die hohe Kapitalintensität und den Bürokratisierungsgrad der deutschen Wirt- 
schaft bedingten Fixkosten, die Schmalenbach als Kosten der Betriebsbereit- 
schaft definierte und die unabhängig davon anfıelen, wieviel ein Unternehmen 
produzierte. Resultat war nach Schmalenbach die noch weiter zunehmende 
Organisation der Unternehmen in Kartellen. Weil jedoch nicht verhindert 
werden konnte, dass die rentabelsten Unternehmen bei Gelegenheit aus dem 
Kartell ausbrachen, war die Bildung eines staatlichen Zwangskartells auf die 
Dauer unvermeidlich. 

Der Kern von Schmalenbachs Argument war, dass die technische Rationalität 
in Zeiten der großbetrieblichen Produktion Handlungsweisen erzwang, die im 
Rahmen der freien Marktwirtschaft unökonomisch waren, beispielsweise die 
Kapazitätsausweitung trotz sinkender Nachfrage. Wie Alfred Sohn-Rethel spä- 
ter meinte, gerieten Betriebsökonomie und Marktökonomie in Widerspruch 
miteinander (Sohn-Rethel 1972: 177-182). Daraus ergab sich aber, dass die 
Planwirtschaft oder eine andere, auf Staatseingriffen basierende Wirtschafts- 
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ordnung keine stolze Vision mehr war, sondern ein notwendiges Übel. Schma- 
lenbach ging es in erster Linie um eine sachliche Diskussion seiner Überle- 
gungen zur gesamtwirtschaftlichen Dynamik der Fixkostenproblematik; zeit- 
weilig konnte er auch hoffen, dass sich die Politik seiner Vorschläge (Kartelle 
als Ordnungsfaktoren der Wirtschaft einzusetzen) annehmen würde. Er wurde 
jedoch in beiderlei Hinsicht enttäuscht: zum einen konnte er seinen Ansich- 
ten kein Gehör verschaffen (Kruk/Potthoff/Sieben 1984: 119ff), zum anderen 
verbanden sich seine Thesen in der Diskussion rasch mit der von Werner 
Sombart initiierten Diskussion um die „Wandlungen des Kapitalismus“ (Som- 
bart 1929). Sombart hatte auf der Züricher Tagung des Vereins für Sozialpoli- 
tik 1928 die These aufgestellt, dass die freie Wirtschaft in das Zeitalter des 
Spätkapitalismus eingetreten sei, das sich durch übermäßige Bürokratisierung, 
Abschwächung der Kapitalakkumulation und der Innovationspotentiale sowie 
das Fehlen großer Unternehmerpersönlichkeiten auszeichnete. Zudem würden 
durch die Industrialisierung der Schwellenländer auswärtige Absatzmärkte weg- 
fallen und die bislang bestehende internationale Arbeitsteilung langfristig un- 
terhöhlt. In der folgenden Debatte war Schmalenbachs Fixkostenargument 
dann nur noch ein Topos, an den sich weitreichende Spekulationen über die 
inhärente Entwicklungsdynamik der Wirtschaft und des Staates zu einer Plan- 
wirtschaft oder einer (in der konservativen Version) „gebundenen Wirtschaft“ 
anschlossen. 

In dieser Debatte zeigte sich bereits vor der Weltwirtschaftskrise ein sehr viel 
stärkerer technikskeptischer Zug, der sich in der Weltwirtschaftskrise noch 
gravierend verstärkte. Dass die technische Rationalität eine Eigendynamik ge- 
wonnen hatte, die sich im Rahmen des bestehenden Systems nicht mehr be- 
herrschen ließ, wurde zu einem stetig wiederkehrenden Motiv der Debatte um 
eine neue Wirtschaftsordnung. Seinen Ausdruck fand dies vor allem in der 
Rede vom zu schnellen technischen Fortschritt (Beckerath 1931: Lederer 
1931), der die Produktivitätspotentiale der Wirtschaft rascher erhöht (und 
dementsprechend Arbeitskräfte freigesetzt) hatte, als die Wirtschaft Nachfra- 
gemöglichkeiten schaffen konnte. In diesem Punkt trafen sich selbst die sozia- 
listischen Unterkonsumptionstheoretiker mit den österreichischen Liberalen, 
deren Argumentation ebenfalls darauf hinauslief, dass das Investitionsvolumen 
in den 1920er Jahren im Vergleich zu den Konsummöglichkeiten unverhält- 
nismäßig hoch gewesen sei. „Wir erlebten die Tendenz der Technik zum Voll- 
zuge einer Idee, welche wir als die Idee der automatischen Fabrik bezeichnen 
könnten, für welche die form-, tempo- und mengenmäßige Bindung aller Teile 
aneinander durch das laufende Band kennzeichnend sein würde. Eine solche 
Fabrikationsweise ist technisch, nach Quantität und durchaus auch nach Qua- 
lität, überaus leistungsfähig, aber diese höchste technische Lebendigkeit be- 
deutet sicherlich, unter sonst gleichen Umständen, ökonomische Starrheit.“ 
(Möller 1933: 5) 
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Angesichts der krisenhaften Verschärfung der Rahmenbedingungen der Wirt- 
schaft seit 1929 verlor sich alle Technikeuphorie. Technik war nicht länger ein 
in der Hand des Menschen liegendes Gestaltungsmittel, sondern es galt sie au- 
toritär zu bändigen. Die Pointe des Schmalenbachschen Arguments war ja ge- 
rade, dass es sich bei der Fixkostenfalle um einen unbeabsichtigten Nebenef- 
fekt der technischen Rationalisierung handelte. Somit hatte sich die freie Wirt- 
schaft als unfähig erwiesen, ökonomische und technische Rationalität zusam- 
menzubringen, vielmehr war sie zu einem Sklaven der großtechnischen Eigen- 
dynamik geworden. Zugleich war für die Nationalökonomie - egal ob ihre 
Vertreter das positiv oder negativ bewerteten - die freie Marktwirtschaft in den 
frühen 1930er Jahren schon Geschichte. Sie sprachen von Interventionismus, 
Spätkapitalismus, einer planlosen Planwirtschaft etc., weil die Vielzahl an 
Staatseingriffen und binnenwirtschaftlichen Organisierungstendenzen bereits 
all die Instrumente hervorgebracht hatte, die nur der Staat effektiv beherr- 
schen konnte. Für Ludwig Mises zog ein Staatseingriff den nächsten nach sich, 
um die Auswirkungen des vorigen zu korrigieren. Am Ende entstand ein Tor- 
so sich gegenseitig korrigierender Interventionen, so dass die Illusion entste- 
hen konnte, eine staatlich zentralisierte Planwirtschaft könne diese Probleme 
viel effektiver lösen als die gegenwärtige Demokratie (Mises 1929: 53f). Positiv 
formulierte hingegen Carl Landauer eine wirtschaftsdemokratisch verfasste 
Planwirtschaft als Alternative zur gegenwärtigen „planlosen Planwirtschaft“, 
um dadurch eigentlich erst die Forderungen der ökonomischen Rationalität 
gesamtwirtschaftlich durchzusetzen (Landauer 1932: 108ff). 


Resümee 


Wirtschaft und Gesellschaft nach technischen Prinzipien zu organisieren, war 
seit dem Ersten Weltkrieg eine in Westeuropa weit verbreitete Vorstellung 
(Van Laak 2004: 441). Auch in den USA gab es eine einflussreiche Technokra- 
tie-Bewegung, die sich besonders in den 1920er Jahren eines regen Zulaufs er- 
freute (Willeke 1995). In der Forschung werden diese technokratischen Visio- 
nen jedoch zumeist auf der Ebene der öffentlichen Meinung, im Sinne einfach 
vorhandener gesellschaftspolitischer Leitbilder verortet. Das lässt allerdings 
nur den etwas diffusen Schluss zu, dass solche Ideen (im Sinne des Zeitgeistes) 
weit verbreitet gewesen seien. Das Beispiel der Technikkonzeptionen der Na- 
tionalökonomie ermöglichte hingegen einen Blick darauf zu werfen, wie sol- 
che Vorstellungen im Rahmen einer wissenschaftlichen Disziplin verhandelt 
wurden. Das ist deswegen interessant, weil es in diesem Kontext nicht aus- 
reichte, sie einfach nur zu behaupten; vielmehr mussten sie rational begründet 
werden. 

Der Schluss liegt nahe, die Propagierung technischer Organisationsprinzipien 
vor allem als Antwort auf Probleme der gesellschaftlichen Selbststeuerung zu 
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interpretieren, insbesondere auf Desintegrationsprozesse der Moderne, wie sie 
nahezu alle Länder mit entwickelten Volkswirtschaften betrafen. Die deutsche 
Nationalökonomie referierte dabei jedoch in gewisser Weise auf eine doppelte 
Krise: es wurde nach Lösungsmöglichkeiten für eine durch Weltkrieg und In- 
flation verschärfte Lage gesucht, die aber zugleich als Symptom einer generel- 
len Krise der Moderne erschien und in der Weimarer Republik in ihrem gan- 
zen Ausmaß sichtbar wurde (vgl. Peukert 1997: 266ff). Liberalismus, Kapita- 
lismus und Aufklärung wurden dabei mit einem Trennungsdenken in Bezie- 
hung gesetzt, dass sich in der Unterscheidung zwischen Subjekt und Objekt, 
Haushalt und Betrieb, Funktionalität und Ästhetik etc. manifestierte und mit 
Zerrissenheit und Ordnungsverlust assoziiert wurde. 

Diese Diagnose war an sich nicht neu. Bereits Max Weber und Georg Simmel 
sahen solche Differenzierungen als Resultate von Aufklärung und Industriali- 
sierung an, die zur Auflösung der vormodernen Eindeutigkeit und zur Verein- 
zelung des Menschen geführt hatten. Für sie stellte dies allerdings einen irre- 
versiblen Prozess dar, unter dem die Menschen litten, den sie aber schlicht zu 
ertragen hatten. Dies veränderte sich mit dem Ersten Weltkrieg: nicht mehr 
vom „stahlharten Gehäuse“ war die Rede, sondern von der Möglichkeit der 
Überwindung der Moderne in einer neuen Ordnung. Eine Ursache dafür war 
sicher der durch Krieg und Inflation erzeugte Problemdruck, mehr aber noch, 
dass diese Ereignisse jeweils für sich eine fundamentale Kontingenzerfahrung 
darstellten. Während die Revolution ein Beispiel dafür bot, wie eine selbstver- 
ständlich erscheinende und sich über Jahrzehnte als Vollenderin der deutschen 
Geschichte inszenierende Ordnung innerhalb kürzester Zeit beseitigt werden 
konnte, schien die Inflation nicht nur die gesellschaftliche Schichtung auf den 
Kopf zu stellen, sondern zerstörte mit dem Geldwert auch einen zentralen 
Faktor der individuellen Erwartungssicherheit. Weil aber die Verhältnisse der 
Weimarer Republik als veränderbar und bereits in der Transformation befind- 
lich angesehen wurden, drang diese Kontingenz auch in den wissenschaftli- 
chen Diskurs ein: es musste jeweils angegeben werden, auf welche Ordnung 
man sich bezog und warum. In diesem Begründungszwang lässt sich der Reiz 
der Technik als Denkmittel erblicken. Ausgehend von den Prinzipien der 
technischen Rationalität ließen sich eindeutige Gesellschaftsentwürfe konstru- 
ieren, zumal Technik sowohl eine materiale Ordnung wie auch eine besondere 
Bewusstseinshaltung repräsentieren konnte, die für sich in Anspruch nahm, 
ideologische Positionen in Sachfragen zu transformieren. In diesem Sinne ist 
die Technikemphase der Nationalökonomie der 1920er Jahre in Verbindung 
mit den Anstrengungen zu deuten, den gesellschaftlichen Neuentwurf ausge- 
hend von bestimmten „letzten“ Prinzipien zu leisten. 

Das Problem war allein, dass auf diese Art eine Vielzahl letztbegründeter Ent- 
würfe (somit strukturell ähnlicher Theorien) nebeneinander standen, die auf- 
grund ihrer Letztbegründetheit aber untereinander nicht vermittelbar waren. 
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Dass somit trotz einer Vielzahl von Theorieangeboten kein produktiver Dis- 
kurs zustande kam, wurde zeitgenössisch als „Krise“ der Nationalökonomie 
beschrieben. Dies stellte gerade im internationalen Vergleich eine Besonderheit 
dar. Während etwa die englische und amerikanische Volkswirtschaftslehre 
trotz aller widrigen Zeitumstände und trotz der Herausforderung durch den 
Institutionalismus weiterhin einen produktiven Diskurs pflegte, verlor sich die 
deutsche Nationalökonomie in einem Streit um letzte Werte und neue Ord- 
nungen, der die Aussagekraft ihrer Erkenntnisse stark einschränkte. Das war 
wohl nicht zuletzt die Konsequenz daraus, dass in den genannten Ländern 
keine solch gravierende Auflösung der gesellschaftlichen Ordnung zu Tage 
trat, sie also nicht in gleich fundamentaler Weise zum Gegenstand der wissen- 
schaftlichen Diskussion gemacht wurde. In Deutschland hingegen führte die 
Schwere der Krise dazu, dass die Anstrengung, sie zu überwinden, eher zu ei- 
ner weiteren Verschärfung führte. Lösungsvorschläge mussten, um im wissen- 
schaftlichen Diskurs legitim zu erscheinen, letztbegründet vorgetragen werden. 
Dadurch wurde aber eine pragmatische Diskussion gerade verhindert. 

Während also die nationalökonomischen Systeme für sich jeweils einen abso- 
luten Wahrheitsanspruch vertraten, erzeugten sie in ihrer Gesamtheit eine gro- 
ße Unsicherheit. Das ändert aber nichts daran, dass sie für sich durchaus ra- 
tionale Entwürfe darstellten. Insofern trifft Jeffrey Herfs Formel vom reactio- 
nary modernism (Herf 1984), also die Behauptung eines paradoxen Zusam- 
mengehens von rückwärtsgewandter politischer Einstellung und Bejahung des 
technischen Fortschritts, die nationalökonomischen Technikkonzeptionen si- 
cher nicht: sie waren weder irrational, noch paradox, sondern rational aus der 
Perspektive eines höheren Dritten, von dem aus gesehen die Beobachtung der 
zerrissenen Moderne erst möglich wurde. Damit wird es aber zugleich schwie- 
rig, klare Kontinuitätslinien zum Nationalsozialismus zu ziehen. Sicher tauch- 
ten Elemente des utopischen Denkens in den Jahren nach 1933 wieder auf, sei 
es in den Betriebsgemeinschaften oder der Idee der „Schönheit der Arbeit“, 
die den Gegensatz von Funktionalität und Ästhetik zu beseitigen beanspruch- 
te; ob sich aber Verbindungslinien über solche Einzelbeispiele hinaus zielen 
lassen, bleibt vorläufig unklar. Deutlicher erscheint jedoch, dass sich anhand 
der Geschichte solcher Ordnungsentwürfe auf geradezu exemplarische Weise 
die Destabilisierung der Weimarer Republik nachvollziehen lässt. Es war kaum 
jemals ein Thema, die bestehenden Verhältnisse zu retten oder zu verbessern, 
immer zielten sie auf deren Neugestaltung, ohne dass es einen Konsens dar- 
über gab, in welche Richtung diese gehen konnte. Dies beförderte ein diffuses 
Bewusstsein dafür, alles sei besser als der gegenwärtige Zustand, ohne dass 
dem eine klare Alternative entsprochen hätte. Das legte es zumindest nahe, die 
Hoffnung auf einen starken Staat zu setzen, als die Technikeuphorie im Zuge 
der Weltwirtschaftskrise hinfällig wurde. Substantiell hatte die Nationalöko- 
nomie, selbst wenn sie gewollt hätte, diesem Dezisionismus nichts entgegen- 
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zusetzen. Als weiteres kommt hinzu, dass die Entwicklung einer neuen Ord- 
nung vor allem auf die Schaffung eines einheitlichen Bewusstseins zielte; der 
antidemokratische Affekt im Bild einer Gesellschaft, in der alle einer Meinung 
sind, liegt klar auf der Hand. 

Angesichts der skizzierten Lage scheint es verständlich, dass die ökonomiege- 
schichtliche Literatur kein gutes Haar an der Nationalökonomie der 1920er 
Jahre gelassen hat, der in erster Linie ihre sozialphilosophische „Verquastheit“ 
vorgeworfen wird (Winkel 1977: 118; Krohn 1981: 19ff.). Aber auch wenn es 
für solche Verdikte durchaus gute Gründe geben mag: aus historischer Sicht 
ist doch der scharfe Kontrast zur heutigen Volkswirtschaftslehre auffällig. Letz- 
tere suggeriert eine absolute Aussagensicherheit was die Vorzüge einer ange- 
botsorientierten Wirtschaftspolitik angeht, kann jedoch nach der fachinternen 
Marginalisierung des Keynesianismus diese Aussagen selbst kaum mehr pro- 
blematisieren (was sie allerdings auch nicht für nötig hält). Während der 
mainstream der heutigen Volkswirtschaftslehre ein großes Selbstbewusstsein 
mit einer ausgeprägten epistemologischen Naivität verbindet, war in den 
1920er Jahren genau das Gegenteil der Fall. 
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Petra Schaper-Rinkel 


Governance von Zukunftsversprechen: 
Zur politischen Ökonomie der Nanotechnologie 


Einleitung! 


Nanotechnologie gilt als Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts, als eine 
Querschnitttechnologie, die wie die Informationstechnologie des 20. Jahrhun- 
derts allgegenwärtig sein wird. Heute werden Nanopartikel als Schutzschichten 
für Verglasungen und Brillenoberflächen eingesetzt, UV-absorbierende Nano- 
partikel sind in Sonnencremes und Sonnenschutztextilien enthalten, Elektro- 
nık wird durch Nanotechnologie optimiert; in der Zukunft sollen mit ıhr 
selbstreinigende Fenster, Bibliotheken am Handgelenk und Prothesen aus bio- 
kompatiblen Stoffen möglich sein (BMBF 2004a; BMBF 2005). Was die Na- 
notechnologie konzeptionell zu einer Schlüsseltechnologie macht, ist das Ver- 
sprechen auf eine neue industrielle Revolution in der Zukunft: Die Hand- 
lungsfähigkeit auf atomarer und molekularer Ebene stellt konzeptionell eine 
praktische Weltformel dar, verbunden mit der Vorstellung, Alles ‘Atom für 
Atom’ in gewünschter Weise aufbauen zu können (National Science and 
Technology Council 1999). Mittlerweile wird Nanotechnologie weltweit mit 
jährlich ungefähr 4 Mrd. Euro an öffentlichen Mitteln gefördert (Luther/Bach- 
mann et al. 2006: 9). 

Die radikalste Vorstellung einer zukünftigen Nanotechnologie wurde schon in 
den achtziger Jahren unter dem Stichwort „molecular manufacturing“ (Mole- 
kulare Fertigung) von dem US-amerikanischen Physiker Eric Drexler entwik- 
kelt (Drexler 1987). „Die digitale Revolution hat sich auf ein Gerät konzen- 
triert, durch das sich fast jedes gewünschte Bit-Muster erzeugen lässt: den pro- 
grammierbaren Computer. Genauso wird die mit der Nanotechnologie ein- 
hergehende Revolution um eine Vorrichtung kreisen, mit der sich fast jede 
gewünschte Anordnung von Atomen herstellen lässt: den programmierbaren 
Assembler.“ (Drexler/Peterson et al. 1991: 35). Zwar gilt die Realisierung von 
Drexlers Vorstellungen als ausgesprochen unwahrscheinlich, doch findet sich 
das Konzept in vorsichtigerer Form in technologiepolitischen Programmen 
(vgl. Milburn 2002; Nordmann 2003; TAB 2004: 145ff) und bildet das große 


1 Dieser Artikel beruht auf empirischen Arbeiten im Rahmen eines von der DFG geförderten Projekts 
an der Freien Universität Berlin. Für weitere Informationen siehe: www.nanotechnologiepolitik.de. 
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Versprechen im Hintergrund alltäglicherer Technologiepolitik: Dezentral wür- 
de jeder alles Lebensnotwendige produzieren, ohne abfallproduzierende Fabri- 
ken, auf der Basis von Solarenergie und ohne Nutzung fossiler Energieträger. 
Damit wäre theoretisch die kapitalistische Produktionsweise abgeschafft, 
schließlich wären die Produktionsmittel in der Hand Aller und so würden nur 
noch Gebrauchswerte erzeugt werden. Allerdings gehen weder die radikalen 
noch die pragmatischen Verfechter der Nanotechnologie von einer Abschaf- 
fung des Kapitalismus aus, oder würden diese propagieren. Vielmehr soll die 
Nanotechnologie ungeahnte Wachstumsmärkte schaffen und die Wettbewerbs- 
fähigkeit traditioneller Industrien erhöhen. Dies ist nur eine der zahlreichen 
Paradoxien, die mit der Nanotechnologie verknüpft sind. Eine andere besteht 
darin, dass in der staatlichen Nanotechnologiepolitik zwar die Chancen ge- 
betsmühlenartig wiederholt werden, die Risiken aber lange tabuisiert wurden. 
So hatte Drexler bereits von vornherein auf die symmetrische Zerstörungskraft 
unkontrollierbarer Nanomaschinen (das sogenannte Grey-Goo Phänomen) 
verwiesen; ein Gedanke, den der US-amerikanische Computer-Experte und 
Chief Scientist von Sun Microsystems, Bill Joy, im Jahr 2000 in einem Aufse- 
hen erregenden Zeitungsartikel zum Ausgangspunkt für die Warnung vor den 
weltbedrohenden Gefahren’ von Gentechnik, Nanotechnologie und Robotik 
nahm (Joy 2000a; Joy 2000b). Der Bestsellerautor Michael Crichton hat ihn 
zu einem Roman verarbeitet, in dem die Menschheit von sich selbst replizie- 
renden Nanobots bedroht wird (Crichton 2002).” Diese rein hypothetischen 
Risiken einer molekularen Nanotechnologie haben ein hohes Maß an Öffent- 
lichkeit auf sich gezogen, in deren Gefolge nun auch die Risiken der kurz- und 
mittelfristigen Anwendungen zunehmend Beachtung finden (BMU/Umwelt- 
bundesamt et al. 2005). Denn die spezifischen Eigenschaften, die nanoskalige 
Partikel haben, und die zukünftig so gewinnbringend verwertet werden sollen‘, 
sind in ihren langfristigen Nebenfolgen wenig absehbar (Swiss Re 2004a:40). 


2  „Nanoboter besitzen eine gefährliche Eigenschaft: Sie können sich selbständig vermehren. 
Eine Bombe explodiert nur einmal, aus einem einzigen Roboter können viele werden, die 
rasch außer Kontrolle geraten“ (Joy 2000a). 

3  Crichtons Roman ist die einzige Nano-Science-Fiction, die von Meinungsforschung und Ak- 
teuren der Nanotechnologiepolitik umfassend zur Kenntnis genommen wird. Aufgrund der 
weltweiten Filmerfolge seiner Bücher („Jurassic Park“) wurde in der Verfilmung des Buches 
(die es entgegen vieler Ankündigungen bis heute nicht gibt) eine Bedrohung für die Akzeptanz 
der Nanotechnologie gesehen. Umfassende Nano-Szenarien sind in Neil Stephensons „Dia- 
mond Age. Die Grenzwelt“ (Stephenson 1996) und in John Robert Marlows „Nano“ (Mar- 
low 2005) zu finden. 

4 Zum Beispiel sind Nanopartikel in der Lage, die ansonsten schwer überwindbare Blut-Hirn- 
Schranke zu durchbrechen und können gezielt Medikamente in spezifische Zellen - wie 
Krebszellen - schleusen. Damit werden neue Therapien für Gehirn- und Krebserkrankungen 
möglich. Zugleich können aber vielleicht auch andere Nanopartikel diese Schranke über- 
winden und zerstörerisch wirken. Und außerdem lassen sich solche Nanopartikel nicht nur 
als Träger für Medikamente verwenden, sondern könnten in militärischen Anwendungen ge- 
nauso als Trägersubstanz für neuartige lähmende oder tödliche Substanzen genutzt werden. 
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Dies wiederum ist ein Phänomen, das sich im Lichte der Erfahrungen des 20. 
Jahrhunderts als fatal erweisen könnte: Krebs durch Asbest und die Zerstörung 
der Ozonschicht durch FCKW sind nur zwei Beispiele für die langfristigen 
Schäden, die aus einstmals gefeierten technischen Innovationen entstanden 
sind (EEA 2001). Ausgehend von den Versprechen und Widersprüchen dreht 
sich die Beherrschung und Regierung des Nanokosmos um drei Fragekomple- 
xe: Was sind die Grenzen und Möglichkeiten der Nanotechnologie? Welche 
daraus resultierenden Anwendungen sollen forciert werden? Und wie lässt sich 
eine sichere und verantwortungsvolle Entwicklung der Nanotechnologie ge- 
währleisten? 


Zur Geschichte der Nanotechnologie: Was treibt die Entwicklung an? 


Wie konstituiert sich ein technologisches Feld und wie erklärt es sich, dass die 
Nanotechnologie als Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts gilt? Diese Ge- 
schichte lässt sich traditionell als lineare wissenschaftlich-technische Fort- 
schrittsgeschichte auffassen; bei näherer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass 
die Dynamik der Nanotechnologie stark technologiepolitisch bestimmt ist. 

Am Anfang - so die Standarderzählung der Nanotechnologie (vgl. kritisch 
hierzu: Milburn 2002; Baird/Shew 2004) - stehen Konzept und Vision. Am 
29. Dezember 1959 formulierte der amerikanische Physiker und spätere No- 
belpreisträger Richard Feynman auf dem jährlichen Treffen der Amerikani- 
schen Physikalischen Gesellschaft am California Institute of Technology (Cal- 
tech) den konzeptionellen Paradigmenwechsel der Miniaturisierung. Unter 
dem Titel „There’s Plenty of Room at the Bottom“, sprach er von der Idee, 
statt wie bisher Dinge nur zu verkleinern, sie in ferner Zukunft auch aus den 
kleinsten Teilchen konstruieren zu können (Feynman 1959). Feynman kam in 
seinen Forschungen nicht auf diese Idee zurück, sein Gedanke wurde seiner- 
zeit nicht aufgegriffen, noch existierte der Begriff der Nanotechnologie. Diesen 
benutzte erst 1974 der japanische Wissenschaftler Norio Taniguchi, um Pro- 
duktionstechnologien zu charakterisieren, die im Nanometer-Bereich angesie- 
delt sind (Taniguchi 1974). Sein Aufsatz erschien in einer abgelegenen Konfe- 
renzdokumentation und blieb seinerzeit ohne Wirkung. Eric Drexler, Physiker, 
wichtiger Ideengeber der Nanotechnologie in einer breiten Öffentlichkeit und 
heute die umstrittenste Gestalt in der Geschichte der Nanotechnologie, kon- 
kretisierte in den 1980er Jahren die Vorstellung, die Dinge „aus den kleinsten 
Teilchen“ aufzubauen durch das theoretische Konzept, Objekte Molekül für 
Molekül mittels einer Sequenz präzise gesteuerter chemischer Reaktionen zu- 
sammenzufügen. Um zu einer industriellen, massenhaften Produktion zu kom- 
men, müssten diese Nanomaschinen (Assembler) in der Lage sein, Kopien ih- 
rer selbst herzustellen, sich also selbst zu replizieren (Drexler 1987). In den 
1980er Jahren wurde der Physik-Nobelpreis für die Entwicklung von Techno- 
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logien zur Sichtbarmachung des Mikro- und Nanokosmos vergeben (an Ernst 
Ruska, Gerd Binnig und Heinrich Rohrer). Im Jahr 1989 gelang es im IBM 
Forschungszentrum Almaden in Kalifornien erstmals, Atome direkt zu posi- 
tionieren (allerdings unter extremen und hoch spezifischen Bedingungen: Fig- 
ler 1999). Aus 35 Xenon-Atomen ‘schrieben’ die Wissenschaftler symbolträch- 
tig den Namen IBM auf eine Oberfläche. Dieses Bild, das 1990 in der briti- 
schen Wissenschaftszeitschrift Nature (Eigler/Schweizer 1990) erschien, reprä- 
sentierte fortan einen Meilenstein in der Geschichte der Nanotechnologie. 
Nachdem Konzept, Begriff und Instrumente vorhanden waren, schien die Zeit 
nun reif, industrielle Anwendungen zu entwickeln (National Science and 
Technology Council 1999; BMBF 2004b). 

Der geschilderten traditionellen Ideengeschichte lässt sich mit Foucault eine 
Untersuchung der Ereignisse, der Serien dieser Ereignisse, ihrer Regelhaftigkeit 
und ihrer Möglichkeitsbedingungen entgegensetzen (Foucault 1991: 35). 
Feynmans Idee lässt sich zwar als Ursprung erzählen, doch wurde die Idee erst 
zu diesem Ursprung durch die Regelhaftigkeit der Bezüge insbesondere tech- 
nologiepolitischer Akteure gemacht. Diskurse sind um Akteure, Ereignisse und 
Institutionen gruppiert bzw. generieren und transformieren diese, und nie- 
mand „kann in die Ordnung des Diskurses eintreten, wenn er nicht gewissen 
Erfordernissen genügt, wenn er nicht von vornherein dazu qualifiziert ist“ 
(Foucault 1991: 35). So bietet sich der Rekurs auf einen Nobelpreisträger als 
Geburtsdokument eines Technologiefeldes an. Zugleich wird damit der Beginn 
in den USA, dem technologisch führenden Nationalstaat in der zweiten Hälfte 
des zwanzigsten Jahrhunderts, lokalisiert. Und schließlich kommt der Autor 
aus der Physik, der seinerzeitigen Leitwissenschaft. Im Kontext der heute herr- 
schenden globalen Machtverhältnisse in Politik, Wirtschaft und Wissenschaft 
ist es eher unwahrscheinlich, dass es eine Ereigniskette in der Ordnung des 
Diskurses geben könnte, in der durch permanente diskursive Wiederholung 
die Idee einer afrikanischen Ingenieurin oder eines chinesischen Chemikers als 
Ursprung einer heutigen Schlüsseltechnologie ausgemacht würde. K. Eric 
Drexler, der mit seinem radikalen Konzept der „molekularen Nanotechnolo- 
gie“ zwar wichtigster Ideengeber des Nano-Diskurses ist, aber zugleich auch 
eın radikaler Außenseiter blieb, machte Feynmans Idee populär (Drexler 1987) 
und stellte sein befremdlich revolutionäres Konzept damit in eine unabweis- 
bar durch den Nobelpreisträger legitimierte Traditionslinie. 

Der Rekurs auf Feynman vervielfältigte sich im diskursiven Selektionsprozess, 
der Anfang der 1990er Jahre im technologiepolitischen Umfeld führender In- 
dustriestaaten durch Konferenzen und Studien zur technologischen Früher- 
kennung (die eher Entwurf als Erkennung darstellt) in Gang gesetzt wurde. Im 
Laufe dieser Jahre wurde damit die Identität des Feldes formiert, das heute un- 
ter den Begriff der Nanotechnologie subsumiert wird. Was heute als Einheit 
der Nanotechnologie erscheint, besteht insofern aus einer Serie von diskursi- 
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ven Ereignissen, deren gemeinsame Bezugspunkte durch Wiederholung und 
Intertextualität produziert werden. Das Ziel ist die Kontrolle von Materie auf 
der Nanoebene, also auf der Ebene von Molekülen und Atomen.’ Erst mit 
dem Beginn technologiepolitischer Aktivitäten führender Industriestaaten in 
den neunziger Jahren wird Nanotechnologie konzeptionell zu einem viel ge- 
nutzten Begriff in verschiedenen Wissenschaften und in der breiten Öffent- 
lichkeit.‘ Die Fördermittel des BMBF stiegen vom Beginn einer dezidierten 
Nanoförderung ım Jahr 1998 von 27,6 Mill. Euro auf 134,4 Mill. Euro im 
Jahr 2006 (Bundesregierung 2006: 2) und boten somit zunehmend Anreize für 
unterschiedliche wissenschaftliche Disziplinen wie für Industrieforschung, die 
eigenen Forschungen auf den technologiepolitischen Rahmen der Nanotech- 
nologie zu beziehen. Die politische Ökonomie der Nanotechnologie lässt sich 
in diesem Sinne als eine politische Ökonomie des Versprechens’ charakterisie- 
ren, die nur funktionieren kann, wenn sich die Versprechen verbreiten und 
vervielfältigen, wenn sie allerorten aufgegriffen und konkretisiert werden. 


Stand und Status der Versprechen 


Die politische Aufmerksamkeit in Verbindung mit stark steigenden öffentli- 
chen Forschungsmitteln transformiert die Versprechen in einen breiten wissen- 
schaftlichen und öffentlichen Diskurs. Steigende öffentliche Fördermittel zie- 
hen Interesse aus unterschiedlichen Branchen und Disziplinen nach sich, die 
Ausweitung und zugleich Konkretisierung einer potentiellen In-Wert-Setzung 
des Nanokosmos bestätigt und forciert den Fluss von Forschungsgeldern. In 
der Förderpolitik führender Industriestaaten lässt sich eine hohe zeitliche 
Übereinstimmung feststellen. Zwischen 1998-2002 wurden umfassende Pro- 
gramme etabliert, die nicht zuletzt aus einer permanenten wechselseitigen Eva- 
luierung nationalstaatlicher Technologiepolitiken resultierten und damit so- 


5 Die Definition der Nanotechnologie, die vom BMBF verwendet ist, ist entsprechend breit 
(wie auch Definitionen im internationalen Kontext): „Nanotechnologie beschreibt die Her- 
stellung, Untersuchung und Anwendung von Strukturen, molekularen Materialien, inneren 
Grenz- und Oberflächen mit mindestens einer kritischen Dimension oder mit Fertigungsto- 
leranzen (typischerweise) unterhalb 100 Nanometer. Entscheidend ist dabei, dass allein aus 
der Nanoskaligkeit der Systemkomponenten neue Funktionalitäten und Eigenschaften zur 
Verbesserung bestehender oder Entwicklung neuer Produkte und Anwendungsoptionen re- 
sultieren. Diese neuen Effekte und Möglichkeiten sind überwiegend im Verhältnis von Ober- 
flächen- zu Volumenatomen und im quantenmechanischen Verhalten der Materiebausteine 
begründet“ (BMBF 2004a: 7). 

6 Der Effekt zeigt sich insbesondere in einem parallelen Anstieg von Nano-Forschungsmitteln 
und wissenschaftlichen Nano-Publikationen: Die Datenbank Medline, in der wichtige medi- 
zinische und naturwissenschaftliche Publikationen indexiert sind, verzeichnet 1997 gerade 
einmal 15 Artikel zu Nanotechnologie, im Jahr 2000 sind es 105, 2003 bereits 1.870, also 
mehr als eine Vertausendfachung in sechs Jahren. 

7 Auch in der französischen Diskussion wird von einer „economie des promesses“ in Bezug auf 
die Nanotechnologie gesprochen (Joly/Callon et al. 2005), allerdings wird dabei die „Ökonomie 
der Versprechen“ als Teil einer erneuten linearen Fortschrittskonzeption kritisiert. 
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wohl Effekt von internationaler Konsultation als auch Konkurrenz sind. In 
den nanotechnologiepolitischen Strategiepapieren der nationalstaatlichen In- 
itiativen werden kontinuierlich die Strategien anderer Staaten ausgewertet und 
die wachsenden Fördermittel gelten jeweils als zentrales Argument, das je ei- 
gene Programm auszuweiten. So setzt die Konkurrenz eine Spirale steigender 
Finanzmittel in Gang. 

Banken greifen die Visionen auf, stellen fest, dass sich zwar keine quantitativen 
Prognosen zum Marktpotential wagen lassen, die wirtschaftlichen Chancen 
jedoch enorm seien, wenn sich die Versprechungen der molekularen Nano- 
technologie auch nur halbwegs bewahrheiten würden. Nachdem seit 1998 
durch öffentliche Fördermittel und die Ausschreibung von Nano-Kompetenz- 
zentren Nanotechnologie als Leitbild etabliert wurde und eine „Nano-Szene“ 
entstanden ist, werden die folgenden - ebenfalls öffentlich geförderten - 
Marktanalysen auf der Grundlage der Erwartungen eben dieser Akteure er- 
stellt. Bereits auf dem Feld tätige Forschende aus Universitäten, Forschungs- 
einrichtungen und Unternehmen, die mit den öffentlichen Fördergeldern for- 
schen und entwickeln, werden hinsichtlich ihrer Markteinschätzung befragt. 
Somit werden die Erwartungen potenziert: „Das Weltmarktvolumen von Pro- 
dukten, in denen nanotechnologische Herstellungsverfahren oder Komponen- 
ten einen wesentlichen Beitrag liefern, liegt bereits heute in der Größenord- 
nung von etwa 100 Mrd. Euro. Und dies mit stark steigender Tendenz!“ (Lu- 
ther/Bachmann et al. 2006: 5). Bis zum Jahr 2015 sollen es bis zu 1 Billion 
Euro sein (BMBF 2006: 11). Allerdings gibt es in Deutschland bisher lediglich 
ungefähr 200 Start-Up Nano-Unternehmen, deren Gesamtbeschäftigtenzahl auf 
insgesamt 5.000 Mitarbeiter geschätzt wird - noch dazu verzeichnet die Hälfte 
der Start-Ups einen Jahresumsatz von weniger als 0,5 Mio. Euro Umsatz (Lu- 
ther/Bachmann et al. 2006: 25). Die wichtigste Ressource der Technologiepo- 
litik, auf die sie setzt und die sie zu vervielfältigen sucht, ist damit der Glaube 
an die Zukunft der Nanotechnologie, der aus mittelfristig am Markt zu erwar- 
tenden Produkten und Verfahren gespeist wird, die zugleich eine Brücke zu 
den visionären Anwendungen in fernerer Zukunft bilden. 

Der Umgang mit mittel- und insbesondere langfristigen Zukunftsoptionen ist 
dabei in verschiedenen Branchen unterschiedlich ausgeprägt: Innerhalb der Elek- 
tronik/Halbleiterindustrie werden internationale Roadmaps für die zukünftige 
technologische Entwicklung entworfen, die sämtliche Aspekt der Chipherstel- 
lung umfassen. Nanotechnologie wird dabei entscheidend sein, um eine weite- 
re und weit reichende Miniaturisierung zu gewährleisten (z.B. über nicht- 
optische Nanolithografie, aber auch alternative Ansätze). Die Chemieindustrie 
gilt als eine der Branchen, die sich am stärksten durch Nanotechnologie ver- 
ändern wird, wobei die Ziele und Hauptanwendungen vielfältiger aber auch 
weniger absehbar sind. Im nanoskaligen Bereich verändern sich die Eigen- 
schaften von Stoffen, so dass sich Schmelz- und Siedepunkt verschieben, die 
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chemische Reaktivität steigt durch die extrem vergrößerte Oberfläche, womit 
zum Beispiel die katalytische Ausbeute steigt und neue Anwendungen mög- 
lich werden. Mit lange etablierten nanostrukturierten Materialien wie Carbon 
Black, Kieselsäure oder Polymerdispersionen werden bereits Milliardenumsätze 
am Weltmarkt erzielt, bei neueren Nanomaterialien wie Kohlenstoffnanoröh- 
ren, Polymernanokompositen, Aerogelen, organischen Halbleitern und anor- 
ganischen Nanopartikeln, deren Marktvolumen auf derzeit ca. 2 Mrd. Dollar 
geschätzt wird, wird eine hoch dynamische Entwicklung erwartet. Eng mit der 
Chemie verknüpft sind neue Möglichkeiten in der Optik wie schaltbare Spie- 
gel oder hocheffiziente Dünnfilmsolarzellen. Unter Nanooptik wird die Ultra- 
präzisionsbearbeitung optischer Komponenten verstanden. Präzisionsoptiken 
kommen vor allem in der Lithografie zur Anwendung wo sie für die Herstel- 
lung elektronischer Bauteile mit immer geringeren Strukturbreiten unabding- 
bar sind. Das Marktvolumen von Nanotechnologien in der Optischen Indu- 
strie wird auf aktuell auf ca. 10 Mrd. Dollar geschätzt (Luther 2004; Luther/ 
Bachmann et al. 2006). 

Diese heterogenen technischen Entwicklungen konzeptionell als Nanotechno- 
logie zusammenzufassen, ist nicht primär naturwissenschaftlich begründet, 
sondern strategisch. Da die soziale, politische und ökonomische Reflexion 
neuer Technologien heute nicht mehr der technischen Entwicklung nachfolgt, 
sondern Teil der Entwicklung von Schlüsseltechnologien ist, bekommen Dis- 
kurse, die die zukünftige Entwicklung antizipierend beschreiben bzw. Szenari- 
en entwerfen, einen neuen Status: Reflexion und Antizipation begleiten nicht 
nur die Technikentwicklung, sie formieren das Technologiefeld. Technikfol- 
genabschätzung und Innovationsstudien analysieren nicht retrospektiv die 
Auswirkungen vermeintlich feststehender Technologien, sondern sind konsti- 
tutiv für die Entwicklung neuer Technologien. 

Die Amalganisierung von Wissenschaft, Gesellschaft, Politik und Ökonomie 
in der Entwicklung von Technologien, die traditionelle Grenzen überschreiten, 
wird in der (de)konstruktivistischen Technikforschung als „Technoscience“ ge- 
fasst. „Technoscience extravagantly exceeds the distinction between science 
and technology as well as those between nature and society, subjects and ob- 
jects, and the natural and the artifactual that structured the imaginary time 
called modernity“ (Haraway 1997: 5). Nanotechnologie ist ein zentrales Feld 
von Technoscience-Visionen, denn mit der Perspektive, Prozesse auf der Na- 
noebene der Atome und Moleküle zu beherrschen, wären nicht nur eine 
„neue industrielle Revolution“ möglich, sondern darüber hinaus die umfas- 
sende Kontrolle, Inwertsetzung und Verwertung organischer „natürlicher“ Pro- 
zesse (insbesondere in der Verbindung von Nanotechnologie, Biotechnologie 
etc.: Roco/Bainbridge 2002; kritisch: ETC Group 2003a). Was langfristig 
technisch möglich sein wird, welche Produkt- und Verfahrensinnovationen 
sich konkret ergeben könnten, ist kaum abzuschätzen, aber Gegenstand von 


480 Petra Schaper-Rinkel 


TA-Studien und Regierungsprogrammen (vgl. z.B. TAB 2003; President’s 
Council of Advisors on Science and Technology 2005). Ebenso ungewiss ist 
es, aus welcher transdisziplinären Zusammenarbeit zwischen Physik, Chemie, 
Biologie und Ingenieurwissenschaften und in welchen Branchen und Anwen- 
dungen diese zu hohem Wachstum führen werden. Aus dieser unberechenba- 
ren Dynamik mit vielen Unbekannten ergibt sich für die staatliche Technolo- 
giepolitik, dass eine Steuerung, die Planbarkeit voraussetzt, nicht möglich ist. 
Staatliche Politik steht allerdings im Zentrum der Governance von Nanotech- 
nologie, die sich im Zusammenspiel staatlicher und privater Akteure heraus- 
bildet und dabei jene Ein- und Ausschlüsse produziert, die das Feld der Nano- 
technologie strukturieren und formieren. 

Dabei sind die Governance-Formen, die sich in der politischen Ökonomie der 
Nanotechnologie herausbilden, um drei Ein- und Ausschließungssysteme (an- 
gelehnt an Foucault 1991) gruppiert, die im Folgenden dargestellt werden: Die 
Governance von Wahrheit besteht in der Organisation der Grenzen des Tech- 
nologiefeldes, um den äußersten Rand des mittelfristig technisch Möglichen 
auszuloten und jene Bereiche als ‘Science Fiction’ zu klassifizieren, die als 
unmöglich gelten. Beim zweiten System handelt es sich um die Governance 
der Relevanz, ın deren Rahmen die ökonomisch relevanten der technisch 
möglichen Optionen bestimmt werden. Drittens schließlich lässt sich eine 
Governance der Sicherheit feststellen, in der sowohl ökonomische Risiken als 
auch Umwelt- und Gesundheitsrisiken verhandelt werden. 


Die Governance von Wahrheit: Was ist Nanotechnologie? 


Wie weit die technologiepolitisch und industriell intendierte technische Be- 
herrschung atomarer und molekularer Prozesse sowie die entsprechende In- 
wertsetzung des Nanokosmos mittelfristig möglich sein wird und wo die 
Grenze zum Science-Fiction-Genre beginnt, ist zwar keineswegs mit Sicherheit 
zu bestimmen, aber trotzdem Gegenstand zentraler, wenn auch mit vielen 
Unwägbarkeiten verbundener technologiepolitischer Langfrist-Programmatik. 
Die Governance der Nanotechnologie besteht nun erstens darin, die Grenzen 
und damit die Reichweite des Versprechens auszuhandeln und zu bestimmen: 
Was ist Nanotechnologie, wo endet die Nano-Wissenschaft, wo beginnen die 
Märchen und die unrealisierbaren Nano-Fiktionen? Als Governance der Wahr- 
heit lässt sich dieser Prozess charakterisieren, da die Produktion des hand- 
lungsrelevanten Wissens nicht auf die notwendigerweise vage Bestimmung von 
wahrscheinlichen Zukünften gerichtet ist, sondern einen (wenn auch nur tem- 
porär gültigen) Wahrheitsanspruch erhebt, der auf die Legitimation von Aus- 
schließung gerichtet ist. Wahrheit wird zusammen mit Machtpraxen ‘produ- 
ziert’ und ist insofern eine Wahrheitspolitik im Sinne Foucaults. 

Bei der diskursiven Konstituierung des Technologiefeldes legitimieren Politik 
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und Wissenschaft die von ihnen temporär gezogenen Grenzen zwischen Science 
und Fiction sowie ihre Arbeitsteilung zur Entwicklung der Nanotechnologie 
wechselseitig: Ist schon Wissenschaft ein Feld, dass sicher durch die permanen- 
te Verhandlung seiner Grenzen zur Nicht-Wissenschaft erst konstituiert (Gieryn 
1995; Gieryn 1999), so gilt dies auch für das breite wissenschaftliche und 
technologische Feld der Nanotechnologie: Die wissenschaftlichen Akteure, die 
in den Prozess der Grenzziehung eingebunden sind, profitieren erstens von ih- 
rer „Grenzarbeit“, da ihre spezifischen Forschungsfelder Teil der Förderpro- 
grammatik werden. Zweitens sind sie als Akteure in dem technologiepoliti- 
schen Netzwerk privilegiert und können mindestens von Vertrauen und 
Wohlwollen seitens des Geldgebers bei der Begutachtung von eigenen For- 
schungsvorhaben ausgehen. Und drittens steigt ihre Reputation in wissen- 
schaftlichen Institutionen, die sich immer stärker über Drittmittel finanzieren 
müssen, sowie durch die politischen Netzwerke, die einen privilegierten Res- 
sourcenzugang erwarten lassen. In dieser Governance der Wahrheit entstehen 
die ersten Umrisse einer politichen Ökonomie des Versprechens, indem 
Grenzziehungen zwischen wahrscheinlichen und realistischen Entwicklungen 
auf der einen Seite und unrealistischen Fiktionen auf der anderen Seite eta- 
bliert werden. Die zukünftigen wissenschaftlich-technischen Grenzen sind in 
der jeweiligen Gegenwart unentscheidbar, wie ein Blick in die Zukunftsszena- 
rien aus der Wissenschaft der vergangenen Jahrzehnte zeigt - die übrigens kei- 
ne Vorstellung einer Nanotechnologie enthalten (vgl. z.B. Helmer/Gordon 
1967; Kahn/Wiener 1971). Wenn aber die politische Ökonomie des Verspre- 
chens gerade auf den Langfristoptionen beruht, so ist das Grenzgebiet zwi- 
schen Science und Fiction zentral für die Konstituierung des technologiepoli- 
tischen Feldes und seiner Grenzen. Die nanotechnologische „Neuschöpfung 
der Welt“ („Shaping the World Atom by Atom“ National Science and Tech- 
nology Council 1999), die als Vision von der US-amerikanischen Nanotechno- 
logie-Initiative vertreten wird, mag weniger dem entsprechen, was Naturwissen- 
schaftler erreichen zu können meinen, als vielleicht ein Mittel der Akzeptanzbe- 
schaffung durch das Ausmalen einer ‚schönen neuen Welt‘ sein (Nordmann 
2003). Doch sie fungiert als mobilisierender Faktor. Mit den weit reichenden 
positiven Visionen ist allerdings immer auch die Kehrseite ihrer spiegelbildli- 
chen Horrorszenarien verbunden (Coenen 2004; TAB 2004: 145ff). So gehört 
zur politischen Ökonomie des Versprechens zugleich die politiknahe Weiter- 
entwicklung des Instrumentariums zur Bewertung von Versprechen und Visio- 
nen, die von anwendungsorientierten Forschungsinstituten und der wissen- 
schaftlichen Politikberatung wahrgenommen wird, die die Technologiepolitik 
gleichermaßen mit gestalten.’ Wie es in der Forschung zu technischen Leitbil- 


8 In der deutschen Nanotechnologiepolitik gehören zu diesen Institutionen insbesondere das 
Technologiezentrum des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI-TZ), das die Nanotechnologiepoli- 
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dern in den 90er Jahren eine „praxeologische“ Richtung gab, in der Leitbilder 
nicht nur als analytisches Instrument, sondern auch als praxeologisches und 
normatives Instrument genutzt wurden (vgl. Canzler/ Dierkes 2001: 461), so 
werden Visionen ebenfalls zu einem Instrument, Politiken zu fokussieren. Me- 
thodisch expliziert wird diese Herangehensweise aktuell im Vision Assessment, 
das im Kontext der staatlichen Technologiepolitik entwickelt wird (Grunwald 
2004). Vision Assessment soll dazu dienen, „gleichsam die Spreu vom Weizen 
zu trennen“, um sinnvolle und weniger sinnvolle Leitbilder voneinander zu 
unterscheiden (Coenen 2004: 84). Vision Assessment ist insofern eine weitere 
Ebene des stetigen Kommentars, durch den Diskurse erst zu ebensolchen wer- 
den (Foucault 1991: 16f), wobei die variantenreiche Wiederholung und Wie- 
derkehr von Motiven die Redundanz erzeugt, die bestimmte Positionen dauer- 
haft einhegt, andere ausschließt und gleichzeitig durch stets modifiziert repro- 
duzierte Positionen flexibel darauf reagieren könnte, dass sich so manche Pro- 
gnose schnell als überholt herausstellt. Vision Assessment geht nicht über be- 
stehende Methoden hinaus - wie über die aufwändige Delphi-Methode, die 
auf einem mehrstufigen, qualitativen Prognoseverfahren beruht, in dem Exper- 
tengruppen systematisch befragt werden (zur Methode s. Grunwald 2004). In- 
sofern wird hier nur ein weiterer Gegenstand in den Wahrheitsdiskurs inte- 
griert. Radikale technische Visionen entstehen primär außerhalb der etablier- 
ten technologiepolitischen Diskurse und verdanken ihre Ausstrahlungskraft 
gerade ihrem überschießenden Gehalt an Neuem (z.B. Drexlers Buch Engines 
of Creation: Drexler 1987). Nun werden sie im Kontext einer politischen 
Ökonomie des Versprechens jedoch Prozeduren unterworfen, die darauf aus- 
gerichtet sind, ihre Kräfte zu bändigen, die Zufälle ihres Auftauchens zu be- 
herrschen und sie auf die Form der gegenwärtigen technologiepolitischen Ra- 
tionalität zu begrenzen. Die Wahrheitsproduktion in der Nanotechnologiepo- 
litik ist dabei asymmetrisch auf die positiven Versprechen reduziert und 
schließt die negativen - die sich logisch und technisch immanent aus den po- 
sitiven Szenarien ergeben - weitgehend aus. 


Die Governance der Relevanz: Was sind die zukünftigen Märkte 
der Nanotechnologie? 


Wissenschaftlich-technische Machbarkeit ist allerdings nur der erste Mecha- 
nismus für Einschluss und Ausschluss auf dem technologiepolitischen Feld. 
Als zweite Grenzlinie fungiert die Herstellung von Relevanz. Nicht alles, was 
als wissenschaftlich ertragreich und technisch machbar klassifiziert wird, kann 
seine Relevanz und damit seine Förderfähigkeit unter Beweis stellen. Maßgeb- 


tik des BMBF vorbereitet, unterstützt und organisiert, das Institut für Technikfolgenabschät- 
zung und Systemanalyse (ITAS) am Forschungszentrum Karlsruhe[0] und das am ITAS orga- 
nisatorisch angesiedelte Büro für Technikfolgenabschätzung am Deutschen Bundestag (TAB). 


Nanotechnologie 483 


liches Relevanzkriterium ist in der heutigen Technologiepolitik das Kriterium 
des zukünftigen Markterfolges und das prognostizierte Marktvolumen (BMBF 
2002b). Der institutionelle Rahmen, um der Frage nach den Märkten der Zu- 
kunft nachzugehen, wird durch das Technology Assessment (TA) gebildet: Der 
deutsche Begriff der Technikfolgenabschätzung ist dabei umstritten, da er als 
wirtschaftsfern gilt und mit fehlender Technikakzeptanz in Verbindung ge- 
bracht wird. Stattdessen wird zunehmend (in der deutschen Politik durch den 
Geldgeber BMBF forciert) von Innovations- und Technikanalysen (ITA) gespro- 
chen. Der Schwerpunkt der Technikfolgenabschätzung liegt auf der Früherken- 
nung der wirtschaftlichen Möglichkeiten und nicht (mehr) auf der (womöglich 
kritischen) Abschätzung gesellschaftlicher Folgewirkungen - wobei die „Früh- 
erkennung“ keine Erkennung gegebener Möglichkeiten darstellt, sondern ih- 
rerseits wiederum eine Methode darstellt, gewünschte Zukunft durch Beschrei- 
bung spezifischer Möglichkeiten und gangbar erscheinenden Wegen in die an- 
visierte Zukunft zu konkretisieren und zu verbreiten. Technikfolgenabschät- 
zung lässt sich auf dem Feld der Nanotechnologie mit unterschiedlicher Reich- 
weite feststellen: Von den wirtschaftlichen Möglichkeiten und technischen 
Auswirkungen einzelner Nanotechnologien? bis zu umfassenden Analysen, die 
technologie- und branchenübergreifend sowohl kurz- als auch langfristige Ent- 
wicklungsoptionen beleuchten. Technikfolgenabschätzung und staatliche Tech- 
nologiepolitik sind eng verbunden,’ wobei technologiepolitische Akteure und 
Beobachter vielfach zusammenfallen, so dass die Reflexion wiederum stark auf 
das primäre Ziel der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit gerichtet ist. 
Regierungen oder Parlamente haben umfassende TA-Studien veranlasst, die 
sich nicht auf die Analyse von Technologien beschränken, sondern Technik- 
Visionen und konkurrierende gesellschaftliche Ansprüche an zukünftige Tech- 
nologien untersuchen und bewerten (TAB 2003; Royal Society/The Royal A- 
cademy of Engineering 2004). Insofern sind TA-Studien keine „angewandte 
Wissenschaft“ in einem objektivistischen Verständnis, sondern (machtvolle) 
argumentative Beiträge zur weiteren Entwicklung der Governance von Nano- 
technologien. TA erbringt in der Form als Policy-Analyse Interpretations- und 
Übersetzungsleistungen zwischen unterschiedlichen Disziplinen, allgemeinen 
Problembeschreibungen und wissenschaftlichen Fragestellungen sowie zwi- 
schen Wissenschaft, Öffentlichkeit und Politik (Saretzki 2005: 464). 


9 In Deutschland werden diese Studien insbesondere vom VDITZ in Düsseldorf erarbeitet. Zu den 
neueren Studien gehören z.B. (Eickenbusch/Hoffknecht et al. 2003; Wagner/Wechsler 2004). 

10 So führt das VDI-Technologiezentrum in Düsseldorf im Auftrag des BMBF zahlreiche Studi- 
en zu Technikfolgenabschätzung durch, fungiert als Projektträger für das BMBF und bedient 
sowohl technische Fachöffentlichkeiten als auch die allgemeine Öffentlichkeit mit zielgruppen- 
spezifischen Informationen. Neben den technischen Berichten (z.B. Bachmann 1994; 1998; 
Luther 2004; Luther et al. 2004) sind auch die Informationsbroschüren des BMBF vom VDI-TZ 
und die Materialien des „Nanotruck“ (BMBF 2004b; VDI Technologiezentrum o. J.-a; VDI 
Technologiezentrum o. J.-b; VDI Technologiezentrum o. J.-c) vom VDI-TZ erstellt worden. 


484 Petra Schaper-Rinkel 


Der Argumentationsrahmen der primär staatlich finanzierten TA ist normatıv 
zumeist auf das prioritäre Ziel der beschleunigten Technikentwicklung und 
-diffusion begrenzt.'! Nanotechnologie soll der deutschen Wirtschaft Wettbe- 
werbsvorteile im internationalen Wettbewerb bescheren und umgekehrt hänge 
die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands von der Erschließung des 
Nanokosmos ab (BMBF 2002a; BMBF 2002b; BMBF 2005). In der Entwick- 
lung einer politischen Ökonomie der Nanotechnologie ist TA der Modus, 
den politischen Handlungsraum abzustecken und die Konzentration öffentli- 
cher Mittel auf spezifische Branchen und technische Schwerpunkte zu be- 
gründen und zu legitimieren. Wenn das zentrale politische Relevanz-Kriterium 
für die Entwicklung von Zukunftstechnologien darin besteht, welchen Beitrag 
eine Technologie für Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit leistet, 
dann wird der potentielle Beitrag einer Technologie zur Lösung gesellschaftli- 
cher Probleme, die sich nicht über den Markt organisieren lassen, nachrangig. 
In einigen Bereichen überschneiden sich gesellschaftliche Relevanz, erwarteter 
Profit und sogar positive Nachhaltigkeitswirkungen. Dies könnte der Fall bei 
der Optimierung von Solartechnik durch Nanotechnologie sein. Allerdings 
werden erhebliche öffentliche Mittel für Forschungsziele aufgewendet werden, 
deren gesellschaftliche Relevanz zweifelhaft ist, die aber (für den deutschen 
Standort) besonders wichtige Märkte adressieren, so zum Beispiel für „schalt- 
bare“ Autolacke mit Farbwechsel (BMBF 2004a: 11). 

Entgegen der programmatischen Nachhaltigkeits-Rhetorik zementiert die Na- 
notechnologiepolitik globale Ungleichheit: Mit der Patentpolitik und der Er- 
weiterung von Patentierungsmöglichkeiten sollen eventuelle Vorsprünge gesi- 
chert werden (BMBF 2004a; Europäische Kommission 2004). Wird Nano- 
technologie zur Schlüsseltechnologie, so hängen Produkt- und Verfahrensin- 
novationen direkt von ihr ab; die Möglichkeiten peripherer Staaten, an die 
technologische Entwicklung anzuschließen, verringern sich drastisch. Da Na- 
nomaterialien bisherige Rohstoffe substituieren sollen (z. B. Gummi, Baum- 
wolle) würde globale Ungleichheit verschärft (vgl. ETC Group 2004b). 
Während das Wahrheitskriterrium dazu dient, die Grenzen von Wissenschaft 
und technischer Machbarkeit zu bestimmen, dient das Relevanzkriterium da- 
zu, von allen unter Umstanden möglichen wissenschaftlichen und technischen 
Möglichkeiten diejenigen auszuwählen, die den wirtschaftspolitischen Kriteri- 


11 Die einzige staatlich in Auftrag gegebene TA-Studie, die diese Ausrichtung durchbricht und 
ergebnisoffene partizipative Prozesse zur weiteren Technologiepolitik fordert, ist die britische 
Studie der Royal Society (Royal Society/The Royal Academy of Engineering 2004), deren 
Vorschläge dann auch Papier blieben (Royal Society 2005; UK Government 2005). Die Vor- 
schläge der Royal Society beziehen sich sowohl auf konkrete inhaltliche Punkte als auch 
Verfahrensweisen. Gefordert wird Transparenz durch Lebenszyklus-Analysen von Nano- 
Stoffen, Behandlung von Nanopartikeln als neue Substanzen im Kontext der europäischen 
Chemikalien-Gesetzgebung REACH mit entsprechenden Nachweispflichten, hohe Sicher- 
heitsüberprüfungen für Verbraucherprodukte sowie Produktkennzeichnung. 
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en und Machtverhältnissen entsprechen. Diese Norm erscheint allerdings als 
Nicht-Norm - als schiere Notwendigkeit. Zwar wird den Nanowissenschaften 
und -technologien gern ein „revolutionäres Potential“ zugeschrieben, doch 
soll eben dieses genutzt werden, um die Sackgasse von stetigem Wachstum 
doch endlos verlängern zu können. 

Hier zeigt sich ein eklatanter Widerspruch innerhalb der politischen Ökono- 
mie des Versprechens: Das Versprechen der Nanotechnologie besteht darin, 
das Problem der Ressourcenknappheit vollständig zu überwinden. Für den ra- 
dikalen Nano-Visionär Drexler ist es ein zukünftiger „grüner Reichtum, der sich 
mit dem Reichtum der Natur vereinbaren lässt“ (Drexler/Peterson et al. 1991: 
193f); das BMBF verspricht eine solarbasierte dezentrale, umweltschonende Ener- 
gieversorgung (vgl. BMBF 2002a: 13) und selbst Greenpeace berichtet von neu- 
artigen Materialien, die ohne Umweltverschmutzung hergestellt werden können 
(Greenpeace Magazin 2000). Radikal bei Drexler und moderat beim BMBF 
(BMBF 1998) werden Zukunftswelten dargestellt, in denen die hochkomforta- 
ble Lebensweise des Industriezeitalters im Einklang mit einer (idealisierten) Na- 
tur steht; bei Drexler sogar für die gesamte Weltbevölkerung. In einer weltpo- 
litischen Situation zugespitzter Ressourcenkonflikte wird die Nanotechnologie 
so zum Versprechen der Lösung von Ressourcenproblemen, obwohl diese 
durch die aktuelle Technologiepolitik doppelt verschärft werden: Erstens 
durch neue Ressourcenkonflikte, z.B. durch Substitution von Rohstoffen, die 
Patentierung (und damit Exklusivität von Verwertung) und die Machtkonzen- 
tration, falls die hochfliegenden Pläne von Unternehmen realisiert werden (vgl. 
ETC Group 2004b; ETC Group 2005), die voraussichtlich globale Ungleichheit 
verschärfen. Wenn es zweitens gelingen sollte, die technologiepolitische Strate- 
gie „Stärken zu stärken“, umzusetzen, also Exportüberschüsse weiter zu stei- 
gern und (insbesondere in der deutschen Politik) die Autoindustrie zu stärken, 
wird die Pfadabhängigkeit der bisherigen industriellen Entwicklung verstetigt. 


Die Governance der Sicherheit: Regulierung als Entwicklung 
von Nano-Märkten 


Die Governance von ‘Sicherheit’ schließlich bildet das dritte System zur Kon- 
stituierung einer politischen Ökonomie der Nanotechnologie. Dass Sicherheit 
politisch hergestellt werden soll, ist unumstritten, wie dies geschehen soll hin- 
gegen nicht. Nanotechnologie ist in der breiten Öffentlichkeit noch wenig be- 
kannt (European Commission 2005b: 13 ff; Gaskell/Eyck et al. 2005), wird 
weitgehend positiv wahrgenommen” und zeichnet sich bisher durch die Ab- 
wesenheit von polarisierten Konflikten aus (Schaper-Rinkel 2006a). 


12 Nanotechnologie ist zwar noch viel unbekannter als z.B. Biotechnologie (European Com- 
mission 2005b), doch nimmt das Wissen (nicht zuletzt durch die Offentlichkeitsarbeit der 
staatlichen Technologiepolitik) schnell zu. Ein Zuwachs an Wissen bedeutet dabei nicht un- 
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Da technische Entwicklung heute in einer Widersprüchlichkeit von Chancen 
und Risiken verortet wird, sollen geeignete Governance-Formen die widersprüch- 
lichen Anforderungen von Beschleunigung und Ausweitung der technischen 
Entwicklung einerseits und Vermeidung von Risiken andererseits gewährleisten 
(vgl. Grande 2001). Zwei Ziele werden in der Governance von Sicherheit poli- 
tisch bearbeitet: Erstens ‘Sicherheit vor gefährlichen Nanopartikeln’ und zwei- 
tens die Sicherheit, dass (lax formuliert) „Nano drin ist, wo Nano drauf steht“. 
Wenn Nanotechnologien in Form neuer Produkte und Verfahren produziert 
und gehandelt werden sollen, so bedarf es dazu dieser zwei verschiedenen 
Formen von Sicherheit, die eng miteinander verknüpft sind: Erstens wird über 
Sicherheit in der Produktion und Anwendung von Nanotechnologien verhan- 
delt und dabei festgelegt, ob mit der bisherigen Regulierung der Arbeits-, Ge- 
sundheits- und Umweltschutz gewährleistet ist bzw. wo Regulierungslücken 
festzustellen sind und wie diese gegebenenfalls zu schließen sind. 

Was hier als Sicherheit politisch verhandelt wird, besteht darin, Spielregeln für 
den Umgang mit Risiken festzulegen und Regeln zu verhandeln, wie Risiken 
erhoben, klassifiziert und bearbeitet werden sollen (vgl. Schaper-Rinkel 2006b). 
Zweitens geht es um die Sicherheit bei der Qualität spezifischer Nanotechno- 
logien (zurzeit im Hinblick auf Nanopartikel und -materialien). Dabei besteht 
die Aufgabe darin, Terminologien, Klassifizierungen und Standards für spezifi- 
sche Nanotechnologien zu entwickeln, um die Herausbildung von industriel- 
len Märkten für Nanoprodukte zu forcieren. Durch und mit den Definitio- 
nen, Abgrenzungen und Terminologien werden Eigentumsansprüche an Tech- 
nologien über Patente möglich, so dass diese Prozesse eine Grundlage für die 
Inwertsetzung von Nanotechnologien bilden. Die Patentierung und Inwertset- 
zung von Nanotechnologien, insbesondere Nanopartikeln, hat allerdings auch 
für die an der Verwertung interessierten Unternehmen eine Kehrseite: Wenn 
hochspezifische patentierte Nanopartikel in der Zukunft zu Gesundheits- oder 
Umweltschäden führen, wären sie entsprechend präzise zurückzuverfolgen, was 
für Rückversicherungen ein erhebliches Risiko darstellt, weshalb Versicherun- 
gen die Risikodiskussion der Nanotechnologie (anders als die staatliche For- 
schungsförderung) vorangetrieben haben: „Es ist zu befürchten, dass die Na- 
notechnologie zur Kategorie der revolutionären Risiken mit ursächlich nach- 
weisbarer Schadenfolge gehören wird. Dabei sind die potenziellen Schäden in 
Bezug auf ihre Grösse und Raum/Zeit vermutlich nicht oder nur äusserst 
schwer abschätzbar“ (Swiss Re 2004a: 40). 

Der Bedarf, ‘Sicherheit’ politisch herzustellen, stellt sich erst dann heraus, 


bedingt eine positive Einstellung gegenüber der Technologie (Lee et al. 2005), doch insgesamt 
lässt sich eine hohe Aufgeschlossenheit der Öffentlichkeit in bisherigen Studien feststellen (Gas- 
kell et al. 2005). Studien zu Nanotechnologie-Berichterstattung in Publikumsmedien zeigen, 
dass die Berichterstattung sowohl in den USA, Großbritannien wie auch die deutschsprachi- 
ge Berichterstattung in Publikumsmedien positiv sind (Grobe et al. 2005; Stephens 2005). 
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wenn überhaupt Risiken thematisiert werden. Während die Thematisierung 
von Risiken in der sozialwissenschaftlichen Technikforschung, der Risikofor- 
schung und auch in der Technikfolgenabschätzung als unumgänglich und 
sinnvoll im gesellschaftlichen Umgang mit Technik gilt (EEA 2001; Marcin- 
kowski 2001; Saretzki 2001), gilt das Thema Risiken in der deutschen (BMBF 
2004a) und in der europäischen Politik als Gefahr für die erfolgreiche Durch- 
setzung der Nanotechnologie (Europäische Kommission 2004). In den ersten 
Jahren der deutschen Nanotechnologiepolitik (1998-2003) wurden Risiken und 
Negativszenarien sowohl von Parteien, Regierung und dem Umfeld der parla- 
mentarischen TA als Gefahr für die Akzeptanz der Technologie gesehen und 
tabuisiert. Doch bereits die Geschichte der Gentechnik zeigt (Gottweis 1998; 
Gottweis 2005), dass die Risikodiskussion letztlich (ohne dass dies der Inten- 
tion der Gegner entsprach) produktiv und formierend wirkte, und nicht etwa 
bremsend, wie in der offiziellen Regierungspolitik und dem common sense der 
Wirtschaftsberichterstattung nach wie vor gemutmaßt wird. Auch in der Na- 
notechnologiepolitik zeigt sich bisher, dass die Risikodiskussion hochproduk- 
tiv für die Herausbildung einer Governance der Nanotechnologie ist. Risiken 
erzeugen einen Handlungsdruck, den die leuchtenden Zukunftsszenarien aus 
den Broschüren der Forschungsprogramme nicht erzeugen, insbesondere in 
den Bereichen, in denen die technologische Entwicklung bereits weit fortge- 
schritten ist (aktuell: Nanopartikel). Schließlich könnte ein einziger Fall von 
Nanopartikeln, die sich als gefährlich erweisen und negative gesundheitliche 
Auswirkungen haben, die gesamte Technologie in Frage stellen und die Markt- 
einführung von Nanotechnologie-Produkten insgesamt stark hemmen. 

Um überhaupt Regulierungsnotwendigkeiten feststellen zu können, ist eine 
Spezifizierung von konkreten Nanotechnologien unabdingbar." Somit ist die 
Entwicklung einer Nomenklatur zentral für die Governance von Sicherheit. 
Mittlerweile gilt als common sense, dass die bisherige Regulierung insbesonde- 
re im Hinblick auf Umwelt-, Gesundheits- und Arbeitsschutz überprüft wer- 
den muss, da Nanopartikel aufgrund ihrer geringen Partikelgröße besondere 
Gefahrenpotentiale aufweisen und gängige Schutzvorkehrungen (Filter) nicht 
wirksam sind (Fraunhofer Institut für Silikatforschung/Innovationsforschung 


13 In den Jahren 2004 bis 2005 erschienen wichtige Berichte und Dokumente zu Regulierungs- 
anforderungen: Die Versicherungswirtschaft stellt Regulierungsanforderungen (Swiss Re 
2004b; Allianz/OECD 2005), auf europäischer Ebene wird der Stand der Dinge zusammen- 
getragen (Nanoforum Consortium 2004) und von einem breiten Spektrum von Akteuren 
aus international ausgerichteten Institutionen (International Risk Governance Council 2004) 
werden ebenfalls Regulierungsnotwendigkeiten formuliert. Zusammenfassende Darstellungen 
finden sich in: (Dürrenberger/Höck et al. 2004; Luther 2004). Während die meisten Ansätze 
auf eine Lösung durch Technik optieren und damit (was die generelle Ausrichtung anbe- 
langt) unumstritten sind, ragt der Bericht der britischen Royal Society und Royal Academy 
of Engineering heraus, der eine umfassende gesellschaftliche Beteiligung (stakeholder) an der 
weiteren Technologieentwicklung fordert (Royal Society/The Royal Academy of Engineering 
2004). 
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2003; TAB 2003; Steinfeldt/Gleich et al. 2004: 182). Der Mangel an Daten 
und Wissen wird von allen Beteiligten als Problem angesehen, sowohl von 
NGOs, wie auch von Industrie, Behörden und den Rückversicherern. Auf dem 
Feld der Nomenklaturentwicklung treffen sich die Interessen der unterschied- 
lichsten Beteiligten.'* Die Klassifizierung von spezifischen Nanotechnologien 
(präzise Begriffsbestimmungen und Abgrenzungen) ist die Voraussetzung für 
Qualitätsstandards, somit für die industrielle Anwendung, für ein Nano-Risiko- 
Assessment und -Management und für die Verhandlung von Regulierungsan- 
sprüchen. Eine Forderung, die trotz unterschiedlicher Interessen ungleiche 
Gruppen (von der Industrie bis zu radikalen NGOs, von Rückversicherern bis 
zu Umweltschützern) vereint, lautet somit, dass dieser Prozess durch öffentli- 
che Förderung unterstützt werden soll: durch Förderung von konkreten For- 
schungsvorhaben, aber auch mittels Moderation des Prozesses durch speziali- 
sierte Bundesbehörden oder Prozesse der regulierten Selbstregulierung wie bei 
der Normung. 

Umstritten ist dagegen die Frage, wer mit welchen Ressourcen die entspre- 
chenden Wissensbestände generiert und zur Verfügung stellt, die für eine Go- 
vernance der Sicherheit notwendig sind. In der deutschen Politik wird weitge- 
hend auf Freiwilligkeit gesetzt. Das Deutsche Institut für Normung (DIN) ver- 
sucht, industrielle Akteure für die Arbeit in internationalen Standardisierungs- 
gremien zu gewinnen. Ein zentrales Argument ist dabei der Wettbewerbsvor- 
teil, den Unternehmen haben, wenn ihre Unternehmensstandards (die unter- 
nehmensweiten Regeln zur Qualitätssicherung in der Herstellung von Nano- 
Produkten) zu internationalen Normen werden. Das Negativszenario lautet: 
„Wollen Sie in wenigen Jahren nach Normen produzieren, die aus China 
kommen?“ Ein zweites Argument ist der Schutz von originären Nano- 
Produkten gegenüber Produkten, die diesen Namen zwar führen, die aber gar 
nicht auf entsprechenden Innovationen beruhen (z.B. Standards für so ge- 
nannte “easy to clean’-Oberflächen). Hier zeigt sich ein Dilemma der erfolgrei- 
chen Programmatik des Versprechens, führte diese doch zu der staatlich anvi- 
sierten Aufmerksamkeit und sogar zu einem Nano-Hype, die wiederum eine 
Vielzahl von Trittbrettfahrern in den Marketingabteilungen aufspringen lässt: 
Nano ist zu einer Chiffre für Zukunft und Trend geworden, so dass mp3- 
Player, Golfschläger, Nahrungsergänzungsmittel, Putzmittel und Kosmetik mit 
dem Label Nano beworben werden. Manche tragen nur den Namen, andere 


14 Seit 2004 wurden entsprechende Initiativen in Gang gebracht, in Europa vgl. European 
Commission (2004a: 23); Malsch/Oud (2004: 77, 90); European Commission (2005a: 11); in 
den USA innerhalb des aktualisierten nationalstaatlichen Förderprogramms, vgl. National 
Science and Technology Council (2004); President’s Council of Advisors on Science and 
Technology (2005: 45). In der Technikfolgenabschätzung (Luther 2004: 94 f) und in der Ver- 
sicherungswirtschaft (Swiss Re 2004b: 37) wird die Entwicklung von Standards gefordert und 
auch die europäische Technologiepolitik nimmt sich der Entwicklung an (European 
Commission 2004b). 
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versprechen mit dem Label Nano sensationelle Wirkungen, die sie nicht hal- 
ten können und stellen für die politische Ökonomie des Versprechens eine 
doppelte Gefahr dar: Sollten Produkte, die mit dem Nano-Label werben", ent- 
täuschen, so könnte der Hype schnell in Enttäuschung umschlagen. 

Damit steht die Frage nach einer möglichen Deklarationspflicht im politi- 
schen Raum, die - aufgrund der Auseinandersetzung um die grüne Gentechnik 
- erst als Schreckgespenst erschien (vgl. Schaper-Rinkel 2006a). Mittlerweile 
zeigt sich eine ambivalente Dynamik: Die Umweltgruppe THONG protestier- 
te im Mai 2005 in Chicago vor der US-amerikanischen Bekleidungskette Ed- 
die Bauer gegen Kleidung mit Nanotex-Fasern. Auf nackten Rücken war in 
Anlehnung an die Auseinandersetzung um Kernkraft und Gentechnik zu le- 
sen: „Eddie Bauer - Hazard“ und „Expose the truth about NanoTech“. 2006 
gab es in Deutschland (mit internationale Beachtung) zwei gegenteilige Skan- 
dale: Die Produkte des Unternehmens Neosino, das teure Nano-Produkte ver- 
treibt, die vom Deutschen Sportbund empfohlen und vom FC Bayern Mün- 
chen beworben wurden, enthalten laut einem Bericht des Fernsehmagazins 
Panorama keine Nanomineralien - der „Staub vom Bolzplatz“ habe vielmehr 
die gleiche Wirkung. Ende März 2006 wurden 97 zum Teil schwerwiegende 
Vergiftungsfälle nach der Anwendung eines „Nano“-Versiegelungssprays na- 
mens Nano-Magic gemeldet. Auch bei diesem Produkt blieb jedoch unklar, 
ob es überhaupt Nanopartikel enthielt. Mit diesen Fällen könnte die Kenn- 
zeichnung zu einem Mittel der Qualitätssicherung werden - statt zu einem 
Mittel, den Konsum vermeiden zu können. 

Nanotechnologie soll nach der gemeinsamen Rhetorik unterschiedlicher Ak- 
teure „verantwortungsvoll“ entwickelt werden (um eine hohe Akzeptanz und 
damit schnelle Verbreitung zu gewährleisten); uneinig sind sich die Akteure 
hinsichtlich der staatlichen Handlungsnotwendigkeit und der Verbindlichkeit 
der Regeln (freiwillige Selbstverpflichtung versus Gesetze und Verordnungen). 
Grob lassen sich drei Positionen mit entsprechend divergierenden strategi- 
schen Schlussfolgerungen feststellen. Die erste - marktradikale - Position ver- 
bindet ihre positiven Zukunftserwartungen an die Nanotechnologie mit einem 
Glauben an die Selbstregulierung von Märkten. Sowohl Nano-Visionäre wie K. 
Eric Drexler (Drexler 1987) als auch deutsche und US-amerikanische Regie- 
rungsprogramme schreiben Nanotechnologien per se positive Wirkungen hin- 
sichtlich Umwelt und Wirtschaft zu. Nanotechnologien ermöglichen demzu- 
folge extreme Einsparungen bei Gewicht, Volumen, Rohstoff- und Energiever- 
brauch und würden so zu umweltschonender Produktion und Lebensweise 
beitragen (Drexler/Peterson et al. 1991; BMBF 2002a; BMBF 2004a: 27). Die 


15 Was zum Beispiel überhaupt Nanopartikel genannt werden soll, ob es sich dabei fortan nur 
um synthetische Partikel handeln soll, oder ob auch ‘natürliche’ Nanopartikel (die z.B. in 
Autoabgasen enthalten sind, seit langem ein Forschungsgegenstand von Toxikologen) ist 
auch in Fachkreisen von Toxikologen höchst umstritten (vgl. Kurath/Maasen 2006). 


490 Petra Schaper-Rinkel 


Gegenposition sieht in der Nanotechnologie ein hohes und unkalkulierbares 
Gefahrenpotential: Aktuell hinsichtlich der toxischen Wirkung von Nanopar- 
tikeln und -materialien und langfristig in Bezug auf Selbstorganisierung und 
-replikation von Nanostrukturen. Für diese Position steht insbesondere die 
kanadische Umwelt-NGO ETC-Group, die als politische Konsequenz ein Mo- 
ratorıum für alle Anwendungen der Nanotechnologie forderte und sich für 
Gremien einsetzt, die auf internationaler Ebene die Technologieentwicklung 
beobachten und bewerten (ETC Group 2002; 2003a; 2003c; 2004a; 2006). 
Drittens artikuliert sich schließlich eine auf Vorsorge orientierte Position, die 
zwar kein Moratorium fordert, aber verbindliche institutionelle Prozesse ein- 
fordert, über die Risikopotentiale überprüft und damit sichtbar werden. Diese 
Position wird im britischen Bericht zur Technikfolgenabschätzung vom Juli 
2004 vertreten (Royal Society/The Royal Academy of Engineering 2004). 

Konzeptionell wird in Europa auf das Vorsorgeprinzip (precautionary princi- 
ple) als Grundlage für eine Governance der Sicherheit in der Nanotechnologie 
zurückgegriffen, während sich in den USA (zunehmend auch international) 
der Begriff der „Responsible Development of Nanotechnology“ (National 
Science and Technology Council 2004; vgl. Roco 2005) durchsetzt. In der US- 
amerikanischen Nano-Förderinitiative werden darunter alle Aktivitäten gefasst, 
die sich mit Nachhaltigkeit, Umweltschutz sowie den ‘gesellschaftlichen 
Aspekten von Nanotechnologie’ beschäftigen (Roco 2004: 7f). Die weit ver- 
breitete Rede von den gesellschaftlichen Aspekten der Nanotechnologie oder 
auch anderer Schlüsseltechnologien impliziert dabei eine Trennung zwischen 
gesellschaftlichen und nicht-gesellschaftlichen Bereichen der Technikentwick- 
lung, was letztlich irreführend ist, da damit davon ausgegangen wird, es gäbe 
gesellschaftsfreie Aspekte der Technikentwicklung. Die Europäische Kommis- 
sion nutzt ihn als Oberbegriff, in dessen Rahmen das Vorsorgeprinzip wirksam 
werden soll (European Commission 2004a: 20). Für die am stärksten mit Na- 
no-Kritik international im Rampenlicht stehende kanadische NGO ETC- 
Group steht das Motto „Responsible Developments in Technologies“ für eine 
umfassende Kontrolle von Technologien ım Kontext einer partizipativ- 
basisdemokratischen Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen (ETC Group 
2003b: 10). Der kritische britische Bericht der Royal Society verknüpft mit 
dem Begriff ebenfalls ein hohes Maß an gesellschaftlicher Bestimmung tech- 
nologischer Entwicklungen (Royal Society/The Royal Academy of Engineering 
2004). Dass von den unterschiedlichen Akteuren ein gemeinsamer Begriff ver- 
wendet wird, zeigt die hohe Integrationswirkung der politischen Ökonomie 
des Versprechens. Dass darüber wirksame Mechanismen für Umwelt-, Ge- 
sundheits- und Verbraucherschutz entwickelt werden, ist bisher zu bezweifeln: 
Zwar werden zunehmend Dialoge über Risiken der Nanotechnologie geführt, 
doch erwachsen daraus bisher keine verbindlichen Regeln. Zum zweiten wer- 
den die Konzepte, die Verfahrensvorschläge für einen verbindlichen und fort- 
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laufenden Regulierungsprozess machen, zwar umfassend gelobt, bleiben je- 
doch folgenlos (vgl. den Konflikt in Großbritannien: Royal Society/The Royal 
Academy of Engineering 2004; Royal Society 2005; UK Government 2005). 
Drittens schließlich ist die Governance der Nano-Sicherheit von einer defensi- 
ven Herangehensweise geprägt, indem es fast ausschließlich um die Vermei- 
dung weiterer negativer Umweltwirkungen geht, während die aktive Förderung 
einer nachweislich ökologisch nachhaltigen Nanotechnologie schon deshalb 
marginalisiert ist, weil für eine solche keine Kriterien entwickelt werden. Inso- 
fern öffnet sich zunehmend eine Schere zwischen der rasanten Technologie- 
entwicklung auf der einen Seite (resultierend aus den 4 Mrd. Euro öffentlicher 
Mittel und entsprechenden privaten Investitionen) und den langsam und nur 
begrenzt folgenreichen verlaufenden Diskursen auf der anderen Seite. 


Die Governance der Nanotechnologie: Konturen einer 
politischen Ökonomie des Versprechens 


So arbeitet die politische Ökonomie des Versprechens mit einer intendierten 
Selffulfilling Prophecy. Während die wissenschaftlich-technischen Großprojek- 
te des 20. Jahrhunderts - Raumfahrt und Atomkraft - noch mittels hierarchi- 
scher Steuerung von Oben und mit Hilfe der staatlichen Finanzierung giganti- 
scher Forschungseinrichtungen realisiert worden sind, nutzt heute staatliche 
Technologiepolitik das gesamte Arsenal neuer Formen des Regierens, die ge- 
meinhin unter den Begriff der Governance gefasst werden. Damit ändert sich 
der Status des Politischen in der Technologieentwicklung: Reflexive Diskurse 
wie Technikfolgenabschätzung, Technologiefrüherkennung, ethische Debatten 
und Technikfolgenabschätzung populärwissenschaftliche Darstellungen sind 
keine Begleitmaßnahmen für eine bereits feststehende Technologie, sondern 
formieren erst das Feld der Nanotechnologie. 

Ist die Informationstechnologie aus Big Science entstanden, ganz im Geiste 
von Fordismus, nationalstaatlicher Planung und mit dem Zweiten Weltkrieg 
als einer entscheidenden Treibkraft, so entsteht die aktuell forcierte Schlüssel- 
technologie des 21. Jahrhunderts unter den Bedingungen von Globalisierung, 
neuen Formen der Wissensgenerierung und einem von Regierungen vorange- 
triebenem nationalstaatlichen Wettlauf um Produkt- und Verfahrensinnovatio- 
nen auf globalen Märkten, deren konkrete Form noch unbekannt ist. For- 
schung, Entwicklung und Kommerzialisierung der Nanotechnologie verlaufen 
immer weniger innerhalb nationalstaatlichen Grenzen, sondern sind global 
verteilt, stehen aber trotzdem im Fokus nationalstaatlicher Förderpolitiken, 
die damit den Standortwettbewerb forcieren. Zudem entsteht die Dynamik 
nanotechnologischer Innovationen in einem engen Wechselverhältnis von 
neuen Erkenntnissen der Grundlagenforschung, der Entwicklung neuer In- 
strumente und dem Wissenszuwachs höchst verschiedener Disziplinen, kurz in 
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einem global verteilten und zugleich heterogenen Umfeld. Auch wenn es zen- 
trale ‘traditionelle’ Akteure gibt, wie die Chemieindustrie (Nanomaterialien) 
oder die Chip-Industrie (Nanoelektronik), so kennzeichnet es die Nanotech- 
nologie, dass das politisch angestrebte Innovationspotential sich nur dann rea- 
lisieren lassen wird, wenn Technologien und Forschungsergebnisse aus ver- 
schiedenen Branchen und wissenschaftlichen Disziplinen zusammengeführt 
werden. Staatliche Technologiepolitik ist daher darauf ausgerichtet, heterogene 
Akteure anzusprechen und zusammenzubringen, um Innovationspotentiale 
sichtbar zu machen und um die Entwicklung von Produkt- und Verfahrensin- 
novationen zu beschleunigen. Die Beherrschung der ‘Bausteine’ des Lebens 
und der physikalischen Welt, der nanoskaligen Ebene der Atome und Molekü- 
le ist ein potentiell unendliches Feld, das seine Konkretisierung im Sinne anti- 
zipierter Produkt- und Verfahrensinnovationen erst im politischen Raum er- 
hält. In diesem verständigen sich Akteure aus Wissenschaft, Industrie und In- 
vestoren darüber, wo die Grenzen des Machbaren, die höchsten Potentiale 
und die viel versprechendsten Anwendungen liegen und wie die Risiken zu 
managen sind. 

In der Governance der Wahrheit wird das technisch Mögliche der Nanotech- 
nologie in einem steten Prozess verhandelt, temporär festgelegt und zugleich 
ein Prozess und ein Akteurskreis etabliert, der die Grenzen überprüft und ge- 
gebenenfalls anpasst. In diesem Prozess kristallisiert sich ein Kern der Techno- 
logie heraus, der unstrittig ist und der durch seine strittigen Grenzen laufend 
bestätigt wird. Die politische Ökonomie des Versprechens braucht beides: den 
unstrittigen Kern, der bereits kurz- bis mittelfristig auf tatsächliche Anwen- 
dungen und ein hohes Marktwachstum verweisen kann, aber auch die weder 
sichtbaren, noch erfahrbaren, aber langfristig machbar erscheinenden und als 
revolutionär klassifizierten Visionen, die radikale (Durch-)Brüche versprechen 
und damit hohe Risiken vertretbar erscheinen lassen. Die Faszination, die Na- 
notechnologie zum Gegenstand einer Ökonomie des Versprechens werden 
ließ, beruht gerade nicht auf den Produkt- und Verfahrensinnovationen, son- 
dern auf dem Szenario einer neuen industriellen Revolution, deren Wider- 
spruch eklatant ist, ohne jedoch als solcher thematisiert zu werden: Auf der 
einen Seite wird die Zukunft der Nanotechnologie als eine dargestellt, in der 
jeder alles haben kann, Knappheit zur Vergangenheit wird und die Annehm- 
lichkeiten des modernen Lebens - für alle - mit dem Traum vom vormoder- 
nen Leben mit einer „intakten“ Natur zu verbinden ist. Für Banken und Inve- 
storen besteht die verlockende Perspektive wiederum gerade darin, Teile dieses 
Nanokosmos monopolisieren zu können. Gelänge es einem Unternehmen, 
„die Drexler’schen universellen Assembler herzustellen und eine effektive 
Technik zu ihrer Steuerung zu entwickeln, besäße es damit quasi die Lizenz 
zum Gelddrucken. Schlagartig hätte dieses Unternehmen die Möglichkeit zur 
Herstellung fast beliebiger Produkte.“ (HWAG/PERFORMAXX 2001: 25). 


Nanotechnologie 493 


Literatur 


Allianz/OECD, Organisation for Economic Co-Operation and Development (2005): Small sizes 
that matter: Opportunities and risks of Nanotechnologies. Report in co-operation with the 
OECD International Futures Programme, Allianz Center for Technology, München; Paris. 

Bachmann, Gerd (1994): Technologieanalyse Nanotechnologie. VDI Technologieanalyse, VDI, 
Düsseldorf. 

Bachmann, Gerd (1998): Analyse und Bewertung zukünftiger Technologien. Innovationsschub 
aus dem Nanokosmos, VDI Technologiezentrum, Düsseldorf. 

Baird, Davis/Shew, Ashley (2004): Probing the History of Scanning Tunneling Microscopy, in: 
Baird, Davis/Alfred Nordmann/Joachim Schummer (Hrsg.): Discovering the Nanoscale, Am- 
sterdam: 145-156. 

BMBF, Bundesministerrum für Bildung und Forschung (2002a): Standortbestimmung. Nano- 

technologie in Deutschland, Bonn. 

2002b): Strategische Neuausrichtung. Nanotechnologie in Deutschland, Bonn. 

2004a): Nanotechnologie erobert Märkte. Deutsche Zukunftsoftensive für Nanotechnologie, Bonn. 

2004b): NanoTruck. Reise in den Nanokosmos. Die Welt kleinster Dimensionen, Bonn. 

2005): Nanotechnologie. Innovationen für die Welt von morgen, Bonn. 

- (2006): Nano-Initiative - Aktionsplan 2010, BMBF, Bonn. 

BMBF, Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (1998): Na- 
notechnologie. Innovationsschub aus dem Nanokosmos. 

BMU Bundesministerrum für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit; Umweltbundesamt; 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin et al. (2005): Stakeholder Dialog Syntheti- 
sche Nanopartikel. Dokumentation zur „Bewertung von synthetischen Nanopartikeln in Ar- 
beits- und Umweltbereichen“, Dialog Nanopartikel, Bundesumweltministerium Bonn. 

Bundesregierung (2006): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Hans-Josef Fell, Ulrike Höfken, Priska Hinz (Herborn), weiterer Abgeordneter und der Frakti- 
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 16/2150 - Potenziale und Risiken der Nano- 
technologie, Berlin. 

Canzler, Weert; Dierkes, Meinolf (2001): Informationelle Techniksteuerung: Öffentliche Diskurse 
und Leitbildentwicklungen, in: Simonis, Georg; Renate Martinsen; Thomas Saretzki (Hrsg.): 
Politik und Technik. Analysen zum Verhältnis von technologischem, politischem und staatli- 
chem Wandel am Anfang des 21. Jahrhunderts. PVS Sonderheft 31., Opladen: 457 - 475. 

Coenen, Christopher (2004): Nanofuturismus: Anmerkungen zu seiner Relevanz, Analyse und 
Bewertung, in: Technikfolgenabschätzung - Theorie und Praxis 13 (2): 78-85. 

Crichton, Michael (2002): Beute, München. 

Drexler, Eric K.; Peterson, Chris; Pergamit, Gayle (1991): Experiment Zukunft. Die nanotech- 
nologische Revolution, Bonn; Paris; Reading. 

Drexler, K. Eric (1987): Engines of Creation. The Coming Era of Nanotechnology, New York. 
Dürrenberger, Franz; Höck, Jürgen; Höhener, Franz (2004): Overview of completed an ongoing 
activities in the field: Safety and Risks in the Field of Nanotechnology, TEMAS AG, Arbon. 
EEA, European Environment Agency (2001): Late lessons from early warnings. The precautionary 

principle 1896-2000, Copenhagen. 

Eickenbusch, Heinz; Hoffknecht, Andreas; Holtmannspötter, Dirk et al. (2003): Technologie- 
früherkennung. Monitoring-Bericht. Ansätze zur technischen Nutzung der Selbstorganisation., 
VDI Technologiezentrum GmbH, Düsseldorf. 

Eigler, Don (1999): From the bottom up. Buildung things with Atoms, in: Timp, Gregory L. 
(Hısg.): Nanotechnology, New York; Berlin; Heidelberg: 425-435. 

Eigler, Don; Schweizer, E. K. (1990): Positioning single atoms with a scanning tunneling micro- 
scope, in: Nature 344 (5 April 1990): 524-526. 

EPA, U.S. Environmental Protection Agency (2005): Nanotechnology White Paper. External Re- 
view Draft. Prepared for the U.S. Environmental Protection Agency by Members of the 
Nanotechnology Workgroup, a Group of EPA’s Science Policy Council, Washington. 

ETC Group (2002): No Small Matter! Nanotech Particles Penetrate Living Cells and Accumulate 
in Animal Organs, Winnipeg. 


-( 
-( 
-( 
= 


494 Petra Schaper-Rinkel 


ETC Group (2003a): From Genomes to Atoms. The Big Down. Atomtech: Technologies Con- 
verging at the Nano-scale, Winnipeg. 

ETC Group (2003b): Green Goo: Nanobiotechnology Comes Alive!, Winnipeg. 

ETC Group (2003c): Size Matters! The Case for a Global Moratorium. No Small Matter II, 
Winnipeg. 

ETC Group (2004a): 26 Governments Tiptoe Toward Global Nano Governance. Grey-Goovernance? 
News Release, Winnipeg. 

ETC Group (2004b): Down on the Farm: The Impact of Nano-scale Technologies on Food and 
Agriculture, Winnipeg. 

ETC Group (2005): Nanotech’s Second Nature’ Patents: Implications for the Global South, Ottawa. 

ETC Group (2006): Nanotech Rx. Medical Applications of Nano-scale Technologies: What Im- 
pact on Marginalized Communities?, Winnipeg. 

Europäische Kommission (2004): Auf dem Weg zu einer europäischen Strategie für Nanotechno- 
logie, Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel. 

European Commission (2004a): Towards a European Strategy for Nanotechnology, Commission 
ofthe European Communities, Brüssel. 

European Commission (2005a): Communication from the Commission to the Council, the Euro- 
pean Parliament and the Economic and Social Committee. Nanosciences and nanotechnolo- 
gies: An action plan for Europe 2005-2009, Commission of the European Communities, Brussels. 

European Commission (2005b): Social values, Science and Technology, Commission of the 
European Communities, Brüssel. 

European Commission, Community Health and Consumer Protection Directorate General 
(2004b): Nanotechnologies: A Preliminary Risk Analysis On The Basis of a Workshop Organ- 
ized in Brussels on 1-2 March 2004 by the Health and Consumer Protection Directorate Gen- 
eral, Brüssel. 

Feynman, Richard P. (1959): There’s Plenty of Room at the Bottom. Vortrag am 29. Dezember 
1959 (zuerst erschienen in: Engineering and Science), California Institute of Technology, in: 
http://www.its.caltech.edu/ feynman/plenty.html. 

Foucault, Michel (1991): Die Ordnung des Diskurses, Frankfurt am Main. 

Fraunhofer Institut für Sılikatforschung/Innovationsforschung, Fraunhofer Institut für System- 
technik und (2003): Produktion von und mit Nanomaterialien. Untersuchung des Forschungs- 
und Handlungsbedarts für die industrielle Produktion, Würzburg; Karlsruhe. 

Gaskell, George; Einsiedel, Edna; Hallman, William et al. (2005): Communication: Enhanced: 
Social Values and the Governance of Science, in: Science 310 (5756): 1908-1909. 

Gaskell, George; Eyck, Toby Ten; Jackson, Jonathan, et al. (2005): Imagining nanotechnology: 
cultural support for technological innovation in Europe and the United States, in: Public 
Understanding of Science 14 (1): 81-90. 

Gieryn, Thomas F (1995): Boundaries of Science, in: Jasanoff, Sheila; Gerald E. Markle; James C. 
Petersen; Trevor C. Pinch (Hrsg.): Handbook of Science and Technology Studies, Thousand 
Oakes: 393-444. 

Gieryn, Thomas F (1999): Cultural Boundaries of Science, Chicago. 

Gottweis, Herbert (1998): Governing Molecules. The Discursive Politics of Genetic Engineering 
in Europe and the United States, Cambridge, Massachusetts; London, England. 

Gottweis, Herbert (2005): Governing Genomics in the 21st century: Between Risk and Uncer- 
tainty, in: New Genetics & Society 24 (2): 175-194. 

Grande, Edgar (2001): Von der Technologiepolitik zur Innovationspolitik. Europäische For- 
schungs- und Technologiepolitik im Zeitalter der Globalisierung, in: Simonis, Georg; Renate 
Martinsen; Thomas Saretzki (Hrsg.): Politik und Technik. Analysen zum Verhältnis von tech- 
nologischem, politischem und staatlichem Wandel am Anfang des 21. Jahrhunderts, Opladen: 
368-387. 

Greenpeace Magazin (2000). 

Grobe, Antje; Eberhard, Caspar; Hutterli, Martin (2005): Nanotechnologie im Spiegel der Medi- 
en: Medienanalyse zur Berichterstattung über Chancen und Risiken der Nanotechnologie. Ja- 
nuar 2001 - April 2005, Stiftung Risiko-Dialog, St. Gallen. 

Grunwald, Armin (2004): Vision Assessment as New Element of the FTA Toolbox. Vortrag, EU-US 
Seminar: New Technology Foresight, Forecasting & Assessment Methods, 13.-14.05.2004, Sevilla. 


Nanotechnologie 495 


Haraway, Donna (1997): Modest_Witness@Second_Millenium. FemaleMan_Meets_OncoMouse, 
London. 

Helmer, Olaf; Gordon, Theodore J. (1967): 50 Jahre Zukunft. Bericht über eine Langfrist- 
Vorhersage für die Welt der nächsten fünf Jahrzehnte, Hamburg. 

HWAG, Hanseatisches Wertpapierhandelshaus/PERFORMAXX (2001): Research-Studie. Nano- 
technologie I. Grundlagen., Hamburg. 

International Risk Governance Council (2004): Nanotechnology, Geneva. 

Joly, Pierre-Benoit; Callon, Michel; Dianoux, Laurent et al. (2005): Democratie locale et Maitrise 
sociale des Nanotechnologies, _http://sciencescitoyennes.org/IMG/pdf/NanoGrenoble_ 
rapport_final_05_09_22.pdf. 

Joy, Bill (2000a): Warum die Zukunft uns nicht braucht. Die mächtigsten Technologien des 21. 
Jahrhunderts - Robotik, Gentechnik und Nanotechnologie - machen den Menschen zur ge- 
fährdeten Art, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 130, 6. Juni: 49-51. 

Joy, Bill (2000b): Why the future doesn’t need us. Our most powerful 21st-century technologies 
- robotics, genetic engineering, and nanotech - are threatening to make humans an endan- 
gered species., in: Wired (Issue 8.04). 

Kahn, Herman; Wiener, Anthony J. (1971): Ihr werdet es erleben. Voraussagen der Wissenschaft 
bis zum Jahre 2000, Reinbek bei Hamburg. 

Kurath, Monika; Maasen, Sabine (2006): Toxicology as a Nanoscience? - Disciplinary Identities 
Reconsidered, in: Particle and Fibre Toxicology 3 (6): o. S. 

Lee, Chul-Joo; Scheufele, Dietram A.; Lewenstein, Bruce V. (2005): Public Attitudes toward 
Emerging Technologies: Examining the Interactive Effects of Cognitions and Affect on Public 
Attitudes toward Nanotechnology, in: Science Communication 27 (2): 240-267. 

Luther, Wolfgang (2004): Industrial application of nanomaterials - chances and risks. Technology 
analysis., VDI-Technologiezentrum GmbH, Düsseldorf. 

Luther, Wolfgang; Bachmann, Gerd; Zweck, Axel et al. (2006): Kommerzialisierung der Nano- 
technologie, VDI Technologiezentrum, Düsseldorf. 

Luther, Wolfgang; Malanowski, Norbert; Bachmann, Gerd et al. (2004): Nanotechnologie als 
wirtschaftlicher Wachstumsmarkt, VDI-Technologiezentrum, Düsseldorf. 

Malsch, Ineke; Oud, Mireille (2004): Outcome of the Open Consultation on the European 
Strategy for Nanotechnology, nanoforum.org, o. O. 

Marcinkowski, Frank (2001): Öffentliche Kommunikation als präventive Risikoerzeugung - Poli- 
tikwissenschaftlich relevante Ansätze der Risikoforschung und neue empirische Befunde, in: 
Simonis, Georg; Renate Martinsen; Thomas Saretzki (Hrsg.): Politik und Technik. Analysen 
zum Verhältnis von technologischem, politischem und staatlichem Wandel am Anfang des 21. 
Jahrhunderts: 147-166. 

Marlow, John Robert (2005): Nano, New York. 

Milburn, Colin (2002): Nanotechnology in the Age of Posthuman Engineering: Science Fiction 
as Science, in: Configurations 10 (2, Spring 2002): 261-296. 

Nanoforum Consortium (2004): 4th Nanoforum Report: Benefits, Risks, Ethical, Legal and So- 
cial Aspects of Nanotechnology, nanoforum.org, o. O. 

National Science and Technology Council (1999): Nanotechnology. Shaping the World Atom 
by Atom, Washington. 

National Science and Technology Council (2004): National Nanotechnology Initiative. Strategic 
Plan, Washington. 

Nordmann, Alfred (2003): Shaping the World Atom by Atom: Eine nanowissenschaftliche Welt- 
Bildanalyse, in: www.cla.sc.edu/cpecs/nirt/papers/AN2.html. 

President’s Council of Advisors on Science and Technology (2005): The National Nanotechnol- 
ogy Initiative at Five Years: Assessment and Recommendations of the National Nanotechnol- 
ogy Advisory Panel, Washington D. C. 

Roco, Mihail C. (2004): The US National Nanotechnology Initiative after 3 years (2001-2003), in: 
Journal of Nanoparticle Research (6): 1-10. 

Roco, Mihail C. (2005): Environmentally responsible development of nanotechnology. How the 
U.S. Government is dealing with the Immediate and Long-term Issues of this New Technol- 
ogy, in: Environmental Science & Technology (1): 107- 112. 


496 Petra Schaper-Rinkel 


Roco, Mihail C.; Bainbridge, William Sims (2002): Converging Technologies for Improving 
Human Performance. Nanotechnology, Biotechnology, Information Technology and Cogni- 
tive Science. 

Royal Society (2005): Government commits to regulating nanotechnologies but will it deliver?, 
in: http://www.royalsoc.ac.uk/news.asp?id=2976. 

Royal Society; The Royal Academy of Engineering (2004): Nanoscience and nanotechnologies: 
opportunities and uncertainties, London. 

Saretzki, Thomas (2001): Entstehung, Verlauf und Wirkungen von Technisierungskonflikten: Die 
Rolle von Bürgerinitiativen, sozialen Bewegungen und politischen Parteien, in: Simonis, Ge- 
org; Renate Martinsen; Thomas Saretzki (Hrsg.): Politik und Technik. Analysen zum Verhält- 
nis von technologischem, politischem und staatlichem Wandel am Anfang des 21. Jahrhun- 
derts: 185-210. 

Saretzki, Thomas (2005): Welches Wissen - Welche Entscheidung? Kontroverse Expertise im 
Spannungsfeld von Wissenschaft, Öffentlichkeit und Politik, in: Bogner, Alexander; Helge 
Torgersen (Hrsg.): Wozu Experten? Ambivalenzen in der Beziehung von Wissenschaft und Po- 
litik, Wiesbaden: 345-369. 

Schaper-Rinkel, Petra (2006): Nanotechnologiepolitik: Die Antizipation potentieller Umwelt- 
und Technikkonflikte in der Governance der Nanotechnologie, in: Feindt, Peter H.; Thomas 
Saretzki (Hrsg.): Umwelt- und Technikkonflikte, Wiesbaden. 

Schaper-Rinkel, Petra (2006b): Politik als Initiierung von Spielfeldern und Setzung von Spielre- 
geln. Forcierung und Regulierung der Nanotechnologie, in: Gebauer, Gunter; Stefan Poser; 
Robert Schmidt; Martin Stern (Hrsg.): Kalkuliertes Risiko, Frankfurt am Main; New York. 

Steinfeldt, Michael; Gleich, Arnım von; Petschow, Ulrich et al. (2004): Nachhaltigkeitseftekte 
durch Herstellung und Anwendung nanotechnologischer Produkte, Institut für ökologische 
Wirtschaftsforschung gGmbH, Berlin. 

Stephens, Lowndes F. (2005): News Narratives about Nano S&T in Major U.S. and Non-U.S. 
Newspapers, in: Science Communication 27 (2): 175-199. 

Stephenson, Neal (1996): Diamond Age. Die Grenzwelt, München. 

Swiss Re, Swiss Reinsurance Company (2004a): Nanotechnologie. Kleine Teile - große Zukunft, 
Zürich. 

Swiss Re, Swiss Reinsurance Company (2004b): Nanotechnology. Small matter, many unknowns, 
Zürich. 

TAB, Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (2003): TA-Projekt Nano- 
technologie. Endbericht, Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag, Ber- 
lin; Karlsruhe. 

TAB, Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (2004): Bericht des Aus- 
schusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (17. Ausschuss) gemäß $ 56a 
der Geschäftsordnung Technikfolgenabschätzung hier: TA-Projekt - Nanotechnologie. Druck- 
sache 15/2713, Berlin. 

Taniguchi, Norio (1974): On the Basic Concept of ‘Nano-Technology’, in: Bulletin of the Japan 
Society of Precision Engineering: 18-23. 

UK Government (2005): Response to the Royal Society and Royal Academy of Engineering Re- 
port. Nanoscience and nanotechnologies: opportunities and uncertainties’, HM Government. 

VDI Technologiezentrum (o. J.-a): The Journey into the nano-cosmos. Presentation materials. 
Part I: Scientific and technical principles. o. O. 

VDI Technologiezentrum (o. J.-b): The Journey into the nano-cosmos. Presentation materials. 
Part III: Social and Political Aspects. o. O. 

VDI Technologiezentrum (o. J.-c): Reise in den Nanokosmos. Teil I: Wissenschaftlich-technische 
Grundlagen. Präsentationsmaterial. o. O. 

Wagner, Volker; Wechsler, Dietmar (2004): Nanobiotechnologie II. Anwendungen in der Medı- 
zin und Pharmazie, VDI-TEchnologiezentrum, Düsseldorf. 


Stephan Lessenich 


Du bist Unterschicht: 


Zur Remoralisierung sozialer Ungleichheit 


Eigentlich war nicht viel passiert. Die 
SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
hatte bei einem führenden kommerziel- 
len Meinungsforschungsunternehmen ei- 
ne groß angelegte Untersuchung in Auf- 
trag gegeben mit dem - ganz im Gegen- 
wartstrend der deutschen Politik liegen- 
den - Ziel, die „Reformbereitschaft der 
Deutschen“ zu erkunden. Da die funda- 
mentale „Reform“-Bedürftigkeit des von 
der Sozialdemokratie maßgeblich mit 
geprägten, ehedem so erfolgreichen „Mo- 
dell Deutschland“ nach allgemeiner 
Meinung außer Frage steht, schien es 
unmittelbar nahe liegend, dass die Ebert- 
Stiftung einen Teil ihrer schwer verdien- 
ten Steuergelder zur Aufklärung einer 
derart gemeinwohlrelevanten Frage inve- 
stiert. Der sozialforscherische Ehrgeiz der 
Projektbeauftragten beim Auftragnehmer 
„INS Infratest“ (Werbeslogan: „Markt- 
forschung für Führung“) bescherte den 
Auftraggebern eine Studie, die in ihrer 
Sozialkategorienarithmetik ganz auf der 
Linie der aus der Verbraucherforschung 
seit längerem bekannten (und mittlerwei- 
le zur amtlich registrierten Marke aufge- 
stiegenen) „Sinus-Milieus“ liegt. Dem dort, 
unter der Parole „Verbraucher sind auch 
nur Menschen“ (www.sinus-sociovision.de), 
immer wieder neu gezeichneten Bild von 
der deutschen Gesellschaft als einem 
Konglomerat von Lebenswelten, das sich 
(Stand 2006) u.a. von den „Konservati- 
ven“ (5%) zu den „Modernen Perfor- 
mern“ (9%) und (in den weniger privile- 
gierten sozialen Lagen) von den „Tradi- 
tionsverwurzelten“ (14%) zu den „Hedo- 
nisten“ (11%) spannt, stellten die Infra- 
test-Marktforscherinnen nun ein ganz 


ähnliches Modell von neun „politischen 
Typen“ bzw. von neun typischen Poli- 
tikkonsumenten zur Seite - selbst Wähler 
sind eben auch nur Menschen bzw. Mi- 
lieuangehörige (vgl. Müller-Hilmer 2006). 
Und siehe da, neben (bzw. zumindest 
graphisch: unter) den „Kritischen Bil- 
dungseliten“ (9%) und dem „Engagierten 
Bürgertum“ (10%) entdeckten die Inter- 
viewer auch die „Autoritätsorientierten 
Geringqualifizierten“ (7%) sowie ein der 
Studie zufolge von „sozialem Ausschluss 
und Abstiegserfahrungen“ geprägtes Mi- 
lieu, das man in bestem Soziologen- 
deutschfranzösisch als „Abgehängtes 
Prekariat“ (8%) titulierte. 

So akademisch-undramatisch hätte der 
Fall enden können und wohl auch geen- 
det, wäre der SPD-Vorsitzende Kurt Beck 
nicht auf die (vermutlich wohldurch- 
dachte) Idee gekommen, seine bei einem 
sonntäglichen Interview (vgl. FAS vom 
8.10.2006) unter Bezugnahme auf besagte 
Studie und mit Blick auf letztgenanntes 
Randmilieu zum Besten gegebene gesell- 
schaftspolitische Analyse mit den vielsa- 
genden Worten „Manche nennen es ein 
Unterschichten-Problem“ abzurunden. Der 
mediengesellschaftliche Aufruhr ließ 
nicht lange auf sich warten, und für eini- 
ge Tage war die „Unterschichten-Debat- 
te“ eröffnet. Dabei traten interessante 
soziale Phänomene an der Schnittstelle 
von Politik, Wissenschaft und Öffentlich- 
keit zutage, die einer gründlichen Analy- 
se bedürften - und die sich zunächst in 
der Beobachtung bündeln lassen, dass 
soziale Ungleichheit hierzulande nicht 
etwa als gesellschaftliches Strukturpro- 
blem, sondern (und zwar offenbar recht 
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erfolgreich) als sprach-, partei- und mo- 
ralpolitisches Phänomen ver- und be 
handelt wird. Diesen drei Dimensionen 
der politischen Problemverschiebung 
möchte ich mich im Folgenden jeweils 
kurz zuwenden. 


Raider heißt jetzt Twix 


Als erstes bemerkenswertes Zwischener- 
gebnis des frühherbstlich-bunten Diskus- 
sionstreibens kann festgehalten werden, 
dass von strukturierter sozialer Ungleich- 
heit, von einem gesellschaftlichen „Oben“ 
und „Unten“, in Deutschland nicht bzw. 
nicht ohne Weiteres die Rede sein darf. 
Das „schmutzige Wort“ (FAZ v. 
17.10.2006) von der „Unterschicht“ wur- 
de von der Führungsspitze der Sozialde- 
mokratie ins Spiel gebracht, um sogleich, 
in einem gewagten quasi-kollektiven 
Sprechakt, seinen öffentlichen Gebrauch 
zu verdammen. SPD-Generalsekretär 
Hubertus Heil beeilte sich klarzustellen, 
dass seine Partei sich einen solchen Be- 
griff nicht zu eigen mache, weil er Men- 
schen stigmatisiere, die Bezeichnung al- 
so, nicht der bezeichnete Sachverhalt 
selbst wurde zunächst einmal skandali- 
siert. Franz Müntefering wurde in ähnli- 
cher Weise normativ-mitfühlend und be- 
legte kurzerhand - für einen Arbeitsmi- 
nister überraschend - den Berufsstand 
der Sozialstrukturforscher mit einem Ar- 
beitsverbot: „Wir dürfen die Gesellschaft 
nicht aufteilen in Schichten, Kategorien. 
Das ist eine Gesellschaft.“ (FAZ v. 
18.10.2006). 

Flankiert wurde diese soziale Homogeni- 
sierungsaufforderung mit dem wiederholt 
vorgebrachten Hinweis aus der Füh- 
rungsetage der Partei, die Ebert-Studie 
selbst rede wohlgemerkt und wohlweis- 
lich nicht von „Unterschichten“, son- 
dern eben von einem im gesellschaftli- 
chen Abseits und auf der Verliererseite 
sich wähnenden „Prekariat“. Wie so vie- 
les in der Debatte war dies freilich allen- 
falls die halbe Wahrheit, denn selbstver- 
ständlich benennt die Infratest-Studie 
(wie strukturähnliche Analysen auch) den 
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sozialstrukturellen Hintergrund der ent- 
deckten „politischen Typen“, und ebenso 
selbstverständlich - und nun wirklich al- 
les andere als überraschend - konstatiert 
sie in Bezug auf die abgehängten „Prekä- 
ren“ ausdrücklich, dass diese zu 49% der 
„Unter- und unteren Mittelschicht“ ent- 
stammen (Müller-Hilmer 2006: 81). Des- 
sen ungeachtet ließ Müntefering - wie 
seine christdemokratischen Koalitions- 
partner bekanntlich selbst „mitten im 
Leben“ stehend - die interessierte Öf- 
fentlichkeit wissen, der Begriff der „Un- 
terschicht“ sei allenfalls für „lebensfrem- 
de Soziologen“, nicht aber „für die ge- 
sellschaftliche Debatte“ zu gebrauchen 
(FAZ v. 18.10.2006). Und in der Tat: 
Will man die gesellschaftliche Debatte 
nicht über soziale Ungleichheit, deren 
Produktion und Reproduktion, nicht 
über die strukturellen Ursachen sozialer 
Benachteiligung, sozialer Unsicherheit 
und sozialen Ausschlusses, nicht über die 
Formen und Mechanismen der Produk- 
tion und Verteilung gesellschaftlichen 
Reichtums führen, dann dürfte der Be- 
griff der „Unterschicht“ tatsächlich poli- 
tisch wenig zielführend sein. Dann darf 
man nicht - wie in der genannten Studie 


geschehen - von einer „Drei-Drittel- 
Gesellschaft“, von „Verunsicherung“ als 
„dominanter gesellschaftlicher Grund- 


stimmung“ oder aber davon reden, dass 
61% der 3000 Befragten meinen, es gebe 
„keine Mitte mehr, nur noch ein Oben 
und Unten“ (Müller-Hilmer 2006: 4, 7), 
sondern dann muss man vielmehr - mit 
aufgesetzter Tabubrecher-Miene - den 
fehlenden Aufstiegswillen, die mangelnde 
Leistungsbereitschaft und den Verfall der 
bürgerlichen Werte in bestimmten sozia- 
len Milieus thematisieren. Genau dies ist 
denn auch der Tenor gegenwärtiger sozi- 
aldemokratischer Meinungsmache. 


Kohl muss sich wieder lohnen 


Dass er keine Schichten mehr kennt bzw. 
kennen will, sondern nur noch Deutsche, 
kann der SPD-Vizekanzler ja demnächst 
mit etwas Glück - und des Eindruckes 
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wegen - wie einst der Kaiser vom Balkon 
des dann wiederhergestellten Berliner 
Stadtschlosses rufen. Parteien allerdings 
kennen Müntefering, Beck, Heil und 
Kollegen - anders als weiland Wilhelm 
I. - durchaus noch, und nahe liegender 
Weise insbesondere ihre eigene. Und 
selbstverständlich soll die den Stein des 
Anstoßes darstellende Auftragsstudie, 
jenseits spröder Sozialforschung, vor- 
nehmlich sozialdemokratischer Wählerre- 
servoirabschätzung dienen. Nicht zufällig 
endet die Studie mit einer graphischen 
Darstellung des „SPD-Potentials“ („hoch“ 
versus „niedrig“) bei den neun unter- 
schiedenen „politischen Typen“, und 
wenig überraschend - jedenfalls in 
Kenntnis der nach ihrer Veröffentlichung 
erfolgten „Unterschichten-Debatte“ - lo- 
kalisiertt sie die natürlichen Wähler- 
schichten der Partei bei „Kritischen Bil- 
dungseliten“ und „Engagiertem Bürger- 
tum“, „Bedrohter Arbeitnehmermitte“ 
und „Autoritätsorientierten Geringquali- 
fizierten“ - aber eben nicht bei den ab- 
gehängten Mitgliedern des ominösen 
„Prekariats“ (Müller-Hilmer 2006: 91f.). 
Wer jedoch als untere Wahlvolksgruppe 
nicht obere Priorität genießt, den kann 
man auch als Genosse durchaus schon 
einmal etwas härter angehen. 

Und so hatte der Parteivorsitzende Beck 
schon einige Wochen zuvor in einem In- 
terview mit dem „Stern“ mehr gesell- 
schaftliche und parteipolitische Auf 
merksamkeit für die „Leistungsträger“ ge- 
fordert. Die SPD sei dem Leitbild einer 
Leistungsgesellschaft traditionell eng ver- 
bunden, Aufstieg durch Leistung sei von 
Anfang an „Credo der Arbeiterbewe- 
gung“ gewesen, formulierte Beck in ei- 
nem internen Diskussionspapier, das er 
„Leistung muss sich wieder lohnen“ ü- 
berschrieb (vgl. FAZ v. 30.8.2006). Was - 
weil geflügeltes Wort der Kohl-Ara - 
vermutlich als Provokation gemeint war, 
zeigt wohl eher an, wie nicht nur wort-, 
sondern auch wertidentisch mittlerweile 
der womöglich zukünftige mit dem frü- 
heren Bundeskanzler operiert. Länger 
schon - und radikaler auch - mit auf der 
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Suche nach einer zukunftsfesten Wähler- 
klientel ist der stellvertretende SPD- 
Vorsitzende Peer Steinbrück, der bereits 
vor seiner Zeit als Bundesfinanzminister 
der Partei ins Stammbuch schrieb, dass 
sozial gerecht eine Politik für jene sei, 
„die etwas für die Zukunft unseres Lan- 
des tun: die lernen und sich qualifizie- 
ren, die arbeiten, die Kinder bekommen 
und erziehen, die etwas unternehmen 
und Arbeitsplätze schaffen, kurzum, die 
Leistung für sich und unsere Gesellschaft 
erbringen. Um sie - und nur um sie -“, 
so Steinbrück damals apodiktisch, „muss 
sich Politik kümmern“ (DIE ZEIT v. 
13.11.2003). SPD ist FDP ist CDU: 
Mehr und mehr offeriert sich die Sozial- 
demokratie als Ersatzheimstatt jener libe- 
ral-konservativen Wählerkreise, die lei- 
stungsideologische Appelle fraglos gut- 
heißen und dabei lieber dicke Männer - 
nicht zufällig gehören Beck wie Stein- 
brück dem Kohlschen Lebensstilmilieu 
des wohlgenährten „Kaloriats“ (FAZ v. 
17.10.2006) an - als wie auch immer fri- 
sierte Frauen an den Schalthebeln der 
Macht sehen wollen. 


Die Mittelstandsgesellschaft 
schlägt zurück 


Das vielstimmige sozialdemokratische 
Lob der Leistungsträger ist nur ein Indiz 
für die diskursive Dominanz und Deu- 
tungshoheit der Mittelschicht und ihrer 
politischen Repräsentanten in der - fak- 
tisch verhinderten - „Unterschichten- 
Debatte“. Was wir gegenwärtig, im Zei- 
chen zunehmend instabiler Beschäfti- 
gungsverhältnisse, schrittweiser Rück- 
nahme wohlfahrtsstaatlicher Sicherungs- 
versprechen und politisch dramatisierter 
Demographieängste, erleben, sind die re- 
flexhaften sozialen Zuckungen einer zu- 
tiefst verunsicherten Mittelstandsgesell- 
schaft - einer Gesellschaft, die in ihrem 
sozialstrukturellen Kern nicht länger 
(wenn denn Helmut Schelskys Nach- 
kriegsdiagnose jemals zutreffend war) ni- 
velliert ist, sondern deren „Mitte“ in ih- 
rer sozialen Stabilität zutiefst erschüttert 


614 


wird und deren Verunsicherung sich im 
zusehends unverhohleneren Ressentiment 
gegen die (angeblich) nicht Leistungsbe- 
reiten, gegen die Unproduktiven, Passi- 
ven, Alimentierten aller Art äußert. 

Symptomatisch für die damit bezeichne- 
te gesellschaftspolitische Tendenz sind 
die konsequente Umdeutung gesellschafts- 
struktureller in verhaltenspsychologische 
Probleme, die systematische Umkehrung 
kollektiver und individueller Verantwort- 
lichkeiten, die grassierende Remoralisie- 
rung von Fragen sozialer Ungleichheit. 
Bezeichnend für die geistig-soziale Situa- 
tion der Zeit ist die in seinem „Unter- 
schichten“-Interview geäußerte Problem- 
diagnose Becks, wonach zu viele Men- 
schen kein Interesse mehr an Aufstieg 
durch Bildung hätten, zu wenig Ehrgeiz 
und Mobilitätsbereitschaft zeigten (FAS 
v. 8.10.2006). Bezeichnend ist die Klage 
des SPD-Bundestagsfraktionsvorsitzenden 
Peter Struck (womit die durch „Markt- 
forschung für Führung“ anvisierte Sozi- 
aldemokratenriege komplett wäre) über 
„eine moralische Armut in sogenannten 
Unterschichtfamilien“ und seine im Zu- 
sammenhang mit den jüngst publik ge- 
wordenen Kindestötungsfällen gezogene 
Lehre, der „Schlüssel“ zur sozialen Pro- 
blemlösung „liege in den Herzen der EI- 
tern, die sich nicht richtig um ihre Kin- 
der kümmerten“ (FAZ v. 30.10.2006). 
Bezeichnend - und bedrückend - sind 
die Durchschlagskraft und die Nachhal- 
tigkeit, mit denen offensichtlich die von 
dem neokonservativen SPD-Berater Paul 
Nolte (vgl. Nolte 2004) propagierte, of- 
fensive Wiederbelebung einer bürgerlich- 
mittelschichtsorientierten „Leitkultur“ an 
der Spitze der Partei Fuß gefasst (und 
Köpfe ergriffen) hat. Eine durch und 
durch westdeutsche Leitkultur übrigens, 
deren Bannstrahl vornehmlich den heute 
weitgehend mittelschichtsfreien Osten 
Deutschlands trifft und treffen soll, wo 
die (in der politisch suggerierten Vorstel- 
lung) prekären Abhänger den FES-Zahlen 
zufolge nicht weniger als 25% der Wahl- 
berechtigten (gegenüber nur 4% im We- 
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sten; vgl. Müller-Hilmer 2006: 21) stel- 
len. 

„Du bist Deutschland“ lautete vor nicht 
allzu langer Zeit eine breit angelegte 
(und entsprechend teure) Medienkampa- 
gne, die uns alle - ausweislich des Kam- 
pagnenmanifests (vgl.  www.du-bist- 
deutschland.de) - daran erinnern sollte, 
dass wir unseres eigenen Glückes 
Schmied sind: „Also: Wie wäre es, wenn 
Du Dich mal wieder selbst anfeuerst? 
Gib nicht nur auf der Autobahn Gas. 
Geh runter von der Bremse. Es gibt kei- 
ne Geschwindigkeitsbegrenzung auf der 
Deutschlandbahn. Frage Dich nicht, was 
die anderen für Dich tun. Du bist die 
anderen. Du bist Deutschland.“ Die ak- 
tuelle Debatte um das (seien wir poli- 
tisch korrekt) „abgehängte Prekariat“ 
sendet an diese Gesellschaft - die „Un- 
ter“- wie die Mittelschichten - genau die- 
selbe Botschaft imperativer, eigenständi- 
ger und sozialverantwortlicher Beweg- 
lichkeit (vgl. Lessenich 2006) aus: ‘Du 
bist abgehängt? Verunsichert? Wie wäre 
es, wenn Du Dich mal wieder selbst an- 
feuerst? Gib Gas, geh runter von der 
Bremse. Es gibt keine Geschwindigkeits- 
begrenzung auf der Mittelstandsbahn.’ 
Und wer weiß, vielleicht stimmt das mit 
der freien Fahrt für freie Bürger ja sogar 
- allerdings auf dem Weg nach unten. 
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Mehr Gerechtigkeit durch den Gesundheitsfonds? 


Das deutsche Gesundheitswesen ist 
durch zwei zentrale Steuerungsprobleme 
gekennzeichnet. Zum einen ist es im in- 
ternationalen Vergleich relativ teuer und 
weist eine hohe Streuung in der Qualität 
der Leistungserbringung auf. Zum ande- 
ren wird die solidarische Finanzierung 
von Krankheitsausgaben durch die Dop- 
pelexistenz von Gesetzlicher Krankenver- 
sicherung (GKV) und Privater Kranken- 
versicherung (PKV) unterlaufen. Das 
deutsche Gesundheitssystem ist durch 
eine „Zwei-Klassen-Medizin“ charakteri- 
siert. Ein großer (und zunehmender) Teil 
der Bevölkerung entzieht sich der solida- 
rischen Finanzierung durch den Beitritt 
zur PKV. Von einem umfassend solidari- 
schen Gesundheitssystem kann daher 
keine Rede sein. Vielmehr existiert ein 
wachsendes Gerechtigkeitsdefizit. 

Die herrschende Gesundheitspolitik wird 
vom neoliberalen Dogma der Senkung 
der “Lohnnebenkosten“ angetrieben und 
setzt seit einiger Zeit auf die Einführung 
von „mehr Wettbewerb“ in allen Versor- 
gungsbereichen und bei der Finanzierung 
des Gesundheitssystems. Die dabei gern 
ins Spiel gebrachte „Kostenexplosion“ 
im deutschen Gesundheitswesen ist je- 
doch ein Mythos, denn der Anteil der 
GKV-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) ist seit Jahrzehnten nahezu kon- 
stant, während der Anteil der privaten 
Krankenversicherung und der privaten 
Haushalte gestiegen ist - ein Hinweis auf 
die fortschreitende Privatisierung der Lei- 
stungsfinanzierung. Aufgrund von Mas- 
senarbeitslosigkeit, sinkender Lohnquote 
und zunehmender prekärer Beschäfti- 
gung ist die Finanzierungsbasis der GKV 
in der Vergangenheit stetig erodiert. Dies 


hat seit den 1970er Jahren zu einem 
deutlichen Anstieg der Beitragssätze der 
GKV geführt. 

Die vor der Bundestagswahl beschlosse- 
nen gesundheitspolitischen Konzepte 
von CDU/CSU (Kopfprämie) und SPD 
(Bürgerversicherung) unterscheiden sich 
deutlich, insbesondere in ihren Auswir- 
kungen auf die Finanzierungsgerechtig- 
keit. Der nun von der großen Koalition 
vorgelegte Kompromiss für die Gesund- 
heitsreform 2006 - das Gesetz zur Stär- 
kung des Wettbewerbs in der Gesetzli- 
chen Krankenversicherung (GKV-WSG) - 
beinhaltet eine Neuordnung der Finan- 
zierungsstruktur der GKV. Es stellt sich 
allerdings die Frage, ob der Gesetzentwurf 
geeignet ist, die Finanzierung des Gesund- 
heitssystems auf eine breitere, solidarisch 
strukturierte Grundlage zu stellen. 

Der aktuelle Gesetzentwurf berührt eine 
Vielzahl gesundheitspolitischer Themen- 
felder. Die folgende Analyse konzentriert 
sich auf Finanzierungsfragen. Neben dem 
neuen Finanzierungsmechanismus der 
GKV (Gesundheitsfonds) wird die Neu- 
justierung des Verhältnisses von GKV 
und PKV betrachtet. 


Der Gesundheitsfonds 


Ab dem 1. Januar 2009 wird ein Ge- 
sundheitsfonds die Finanzströme der 
GKV bündeln. Die Beiträge der Versi- 
cherten werden wie bisher von Arbeitge- 
bern und Arbeitnehmern aufgebracht, 
wobei die Arbeitnehmer zusätzlich zum 
paritätischen Beitragssatz seit Juli 2005 
einen Sonderbeitrag von 0,9 Prozent- 
punkten tragen müssen. Die Beiträge 
werden von den Krankenkassen eingezo- 
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gen und an den Fonds weitergeleitet. Der 
Mechanismus zur Festsetzung des Bei- 
tragssatzes wird geändert. Bisher konnte 
jede einzelne Kasse ihren Beitragssatz 
festlegen; künftig wird es einen bundes- 
weit für alle Kassen einheitlichen Satz 
geben, der von der Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung bestimmt wird. 
In diesem Punkt wird Entscheidungs- 
kompetenz von der Selbstverwaltung der 
Kassen hin zum Staat verlagert. 

Aus dem Fonds erhalten die Krankenkas- 
sen für jeden Versicherten einen pauscha- 
len Betrag, der nach den Merkmalen Al- 
ter und Geschlecht sowie nach bestimm- 
ten Krankheitsmerkmalen differenziert 
ist. Durch die Berücksichtigung dieser 
Merkmale sollen die unterschiedlichen 
Risikostrukturen der Krankenkassen aus- 
geglichen werden. Indem Krankenkassen, 
die einen höheren Anteil chronisch 
kranker, „teurer“ Versicherter aufweisen, 
einen höheren Betrag aus dem Fonds er- 
halten, sollen sie im Wettbewerb mit an- 
deren Kassen konkurrenzfähig werden. 
Erwirtschaftet eine Krankenkasse einen 
Überschuss, so kann sie diesen in Form 
eines Geldbetrags an ihre Versicherten 
ausschütten oder zusätzliche Leistungen 
gewähren. Übersteigen die Ausgaben hin- 
gegen die Einnahmen, so muss eine Kas- 
se einen Zusatzbeitrag von den Versi- 
cherten erheben oder kassenspezifische 
Leistungen kürzen. Die Krankenkassen 
können den Zusatzbeitrag in Form eines 
Prozentsatzes vom brutto Arbeitsein- 
kommen oder in Form einer einkom- 
mensunabhängigen Pauschale erheben. 
Er darf für den einzelnen Versicherten 
aber höchstens ein Prozent der beitrags- 
pflichtigen Einnahmen betragen. Aller- 
dings kann ein pauschaler Zusatzbeitrag 
in Höhe von bis zu acht Euro auch oh- 
ne Einkommensprüfung erhoben wer- 
den. Für Empfänger von Sozialhilfe oder 
Grundsicherung in der Rente übernimmt 
das zuständige Amt den Zusatzbeitrag. 
Empfänger von Arbeitslosengeld II müs- 
sen den Zusatzbeitrag grundsätzlich 
selbst entrichten. Erhebt oder erhöht die 
Kasse einen Zusatzbeitrag, besitzen die 


Versicherten ein Sonderkündigungsrecht 
und können in eine andere Kasse wech- 
seln. Für Empfänger von ALG II trägt 
der Bund den Zusatzbeitrag während der 
Dauer der Kündigungsfrist. 

Zum Startzeitpunkt des Fonds sollen die 
von ihm bereitgestellten Mittel die Ge- 
samtausgaben der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung zu 100 Prozent decken. 
Danach müssen sich diese Ausgaben zu 
mindestens 95 Prozent aus dem Ge- 
sundheitsfonds finanzieren. Dies bedeu- 
tet, dass die Summe der allein von den 
Versicherten aufzubringenden Zusatzbei- 
träge auf bis zu fünf Prozent der GKV 
Ausgaben ansteigen kann. Darin sind die 
im Krankheitsfall zu tragenden Zuzah- 
lungen noch nicht enthalten. Damit wird 
die Höhe des Zusatzbeitrags bezie- 
hungsweise der Beitragsrückerstattung 
künftig der wichtigste Wettbewerbspara- 
meter für die Krankenkassen sein. Davon 
erhofft man sich eine Intensivierung des 
Kassenwettbewerbs, denn die absolute 
Höhe des Zusatzbeitrags - so die Erwar- 
tung - stellt ein eindeutigeres Preissignal 
dar als der - vielen Versicherten häufig 
unbekannte - Beitragssatz zur Gesetzli- 
chen Krankenversicherung. 


Zum Verhältnis von GKV und PKV 


Die in der gesundheitspolitischen Debat- 
te geforderte Einbeziehung der Privaten 
Krankenversicherung in die solidarische 
Finanzierung des Gesundheitssystems 
wird nicht vollzogen. Es bleibt bei der 
Trennung von GKV und PKV. Die 
Trennlinie wird jedoch modifiziert und 
die Tarifgestaltung der PKV wird neuen 
Bedingungen unterworfen. Ziel ist es, 
den Wettbewerb innerhalb der PKV so- 
wie zwischen beiden Systemen zu inten- 
sivieren. Zu diesem Zweck werden die 
privaten Versicherungen künftig dazu 
verpflichtet, einen Basistarif anzubieten, 
dessen Leistungsumfang dem der GKV 
entspricht. Den Versicherungen ist es in 
diesem Tarif nicht gestattet, eine indivi- 
duelle Risikoprüfung des Gesundheitszu- 
stands der Versicherten durchzuführen. 


Mehr Gerechtigkeit durch den Gesundheitsfonds? 


Eine Prämiendifferenzierung ist jedoch 
weiterhin in Abhängigkeit von Eintritts- 
alter und Geschlecht des/der Versicher- 
ten gestattet. Der Basistarif wird für alle 
freiwillig in der GKV Versicherten geöff- 
net, um die PKV auch bei diesem Perso- 
nenkreis zu verpflichten, schlechte Risi- 
ken aufzunehmen. Der Beitrag für den 
Basistarif darf den durch die Beitragsbe- 
messungsgrenze in der GKV begrenzten 
Höchstbeitrag (derzeit etwa 500 Euro 
pro Monat) nicht überschreiten. Ist der 
Versicherte mit der Bezahlung der Prä- 
mie finanziell überfordert, wird der Tarif 
reduziert. Zudem ist ein staatlicher Zu- 
schuss zur Versicherungsprämie möglich. 
Mit der Einführung des Basistarifs in die 
PKV wird eine Annäherung an die Ver- 
sorgungsprinzipien der GKV vollzogen, 
um Vergleichbarkeit und Wettbewerb 
zwischen den Systemen zu intensivieren. 
Auf Seiten der GKV wird gleichzeitig ei- 
ne Erweiterung der tariflichen Wahlmög- 
lichkeiten vorangetrieben, die privatwirt- 
schaftlichen Kalkulationsprinzipien ent- 
spricht. Künftig können alle GKV- 
Versicherten einen Selbstbehalttarif wäh- 
len. Dieses Angebot war bislang auf frei- 
willig Versicherte beschränkt. Bei Selbst- 
behalttarifen verpflichtet sich ein Versi- 
cherter, die Behandlungskosten in einem 
Jahr bis zu einer bestimmte Höhe selbst 
zu tragen. Im Gegenzug gewährt ihm die 
Krankenkasse einen Beitragsnachlass. Ein 
solches Angebot ist insbesondere für 
junge und gesunde Versicherte finanziell 
interessant, die davon ausgehen können, 
dass ihr Beitragsnachlass höher ausfällt 
als der tatsächlich zu zahlende Selbstbe- 
halt. Die solidarische Umverteilung fi- 
nanzieller Lasten zwischen gesunden und 
kranken Versicherten im GKV-System 
wird durch diese tarifliche Gestaltungs- 
option eingeschränkt. 

Innerhalb der PKV dürfen die Versicher- 
ten bei einem Versicherungswechsel 
künftig einen Großteil ihrer Altersrück- 
stellungen mitnehmen. Diese bislang feh- 
lende Möglichkeit gilt als wesentliches 
Hindernis für einen Wettbewerb zwi- 
schen den privaten Versicherungsunter- 
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nehmen. Der Wettbewerb in der PKV 
hat sich daher in der Vergangenheit 
weitgehend auf die Erstversicherung be- 
schränkt. Die PKV geht davon aus, dass 
die Regelungen zum Basistarif und die 
Mitnahmemöglichkeiten bei den Alters- 
rückstellungen zu einer Erhöhung der 
Prämien führen werden. 


Kein Abbau von 
Gerechtigkeitsdefiziten 


Die Pläne der Großen Koalition tragen 
nicht zur Lösung der skizzierten Pro- 
bleme des Gesundheitswesens bei. Insbe- 
sondere gilt dies für die Gerechtigkeitsde- 
fizite bei der Finanzierung von Gesund- 
heitsleistungen. Weder das Kernelement 
der geplanten Reform, der Gesundheits- 
fonds, noch die Bestimmungen über die 
Beziehungen zwischen GKV und PKV 
tragen substantiell zu deren Verminde- 
rung bei. Eher ist das Gegenteil der Fall. 

Der Gesundheitsfonds stellt zwar eine 
neue organisatorisch-institutionelle Struk- 
tur dar, beinhaltet aber kurzfristig ge- 
genüber dem Status quo keine wesentli- 
che Veränderung der Verteilungslasten 
bei der Finanzierung der GKV. Weder 
sollen die Versicherungspflichtgrenze 
oder die Beitragsbemessungsgrenze er- 
höht noch andere Einkunftsarten zur 
Beitragsbemessung herangezogen werden. 
Die zentralen Reformkomponenten einer 
Bürgerversicherung finden sich dort so- 
mit nicht wieder. Auch der vorerst mo- 
derate steuerfinanzierte Anteil an der 
GKV-Finanzierung, der deutlich unter 
dem von der Bundesregierung ab 2007 
gestrichenen Zuschuss aus der Ta 
baksteuer liegt, dürfte kaum ein höheres 
Maß an Finanzierungsgerechtigkeit mit 
sich bringen. Zwar werden auf diese Wei- 
se auch die privat Krankenversicherten - 
in ihrer Eigenschaft als Steuerzahler - in 
die Finanzierung der GKV einbezogen, 
allerdings ist deren Beteiligung ange- 
sichts eines Steuerzuschusses von nur 1,5 
Mrd. Euro im Jahr 2008 und 3,0 Mrd. 
Euro 2009 vernachlässigenswert gering. 
Freilich wäre auch eine stärkere Steuerfi- 
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nanzierung unter dem Gesichtspunkt des 
Solidarausgleichs durchaus problema- 
tisch, denn ein Ausbau der Finanzierung 
von Krankenversicherungsleistungen über 
Steuern würde die Frage nach der Ge- 
rechtigkeit des Steuersystems aufwerfen. 
Derzeit wird der Großteil des Steuerauf- 
kommens über die Einkommen- und 
Verbrauchsteuern von den Versicherten 
aufgebracht. Unter diesen Bedingungen 
bedeutet eine Erhöhung des steuerfinan- 
zierten Anteils der GKV-Ausgaben daher 
eine weitere Entlastung der Arbeitgeber. 
Die politischen Kräfteverhältnisse sind 
derzeit wohl nicht so beschaffen, dass 
über eine Erhöhung des Steuerzuschusses 
eine Umverteilung zugunsten der Versi- 
cherten realistisch wäre. 

Auch wenn der Gesundheitsfonds die 
Lastenverteilung innerhalb der GKV 
unmittelbar nicht substanziell tangiert, 
dürfte die von der Bundesregierung vor- 
gesehene Konstruktion des Fonds in den 
kommenden Jahren weitere Belastungen 
für die Versicherten mit sich bringen. 
Zum einen bedeutet die Regelung, der 
zufolge der Gesundheitsfonds minde- 
stens 95 Prozent der gesamten GKV- 
Ausgaben ausmachen muss, dass der nur 
von den Versicherten zu tragende Zu- 
satzbeitrag immerhin bis zu fünf Prozent 
der Ausgaben betragen kann. Eine An- 
hebung des Beitragssatzes, der von Versi- 
cherten und Arbeitgebern nahezu paritä- 
tisch getragen wird, ist demnach erst 
dann vorgesehen, wenn die Mittel des 
Gesundheitsfonds weniger als 95 % der 
GKV-Ausgaben betragen. Da absehbar 
ist, dass die Krankenkassen mit den 
Fondsmitteln allein nicht auskommen 
werden, bleibt ihnen nur die Alternative, 
Satzungsleistungen - also freiwillige Lei- 
stungen der jeweiligen Kasse - zu kürzen 
oder einen Zusatzbeitrag zu erheben. In 
jedem Fall hat dies eine weitere Umver- 
teilung zu Lasten der Versicherten zur 
Folge. Schließlich kann bei sich verschär- 
fenden Finanzierungsproblemen - in 
Abhängigkeit von den politischen 
Mehrheiten - der Anteil der über den 


Zusatzbeitrag finanzierten GKV-Leistun- 


gen schnell erhöht werden. Der Trend 
zur Entlastung der Arbeitgeber wird sich 
daher auch mit dieser Reform fortsetzen. 
Zudem beinhaltet die den Krankenkassen 
eingeräumte Möglichkeit, den Zusatzbei- 
trag nicht prozentual in Abhängigkeit 
vom Einkommen, sondern als einkom- 
mensunabhängige Pauschale festzulegen, 
auch den Einstieg in eine - wenn auch 
zunächst „kleine“ - Kopfpauschale. 
Zugleich erhöht der Gesundheitsfonds 
die Belastungen gerade für die niedrig- 
sten Einkommensgruppen. Zwar ist die 
Höhe des Zusatzbeitrags auf ein Prozent 
des Bruttoeinkommens begrenzt, jedoch 
kann ein Zusatzbeitrag bis zu einem Be- 
trag von 8 Euro auch ohne Einkom- 
mensprüfung erhoben werden. Für Per- 
sonen mit einem Einkommen von weni- 
ger als 800 Euro liegt damit die Bela- 
stung über einem Prozent. Darin sind 
die diversen Zuzahlungen noch nicht 
enthalten. Zwar wird den Empfängern 
von Arbeitslosengeld II bei Beitragsan- 
hebungen ein aufkommensneutraler Kas- 
senwechsel ermöglicht. Jedoch hilft ih- 
nen dieses Recht dann wenig, wenn alle 
Kassen ihre Zusatzbeiträge anheben. Zu- 
dem setzt dies voraus, dass die betreffen- 
den Versicherten darüber informiert sind, 
welche Krankenkassen geringere oder 
keine Zusatzbeiträge erheben. 

Hingegen stellt die erwähnte Erweiterung 
des Risikostrukturausgleichs zwischen den 
Krankenkassen um Morbiditätsmerkmale 
(es werden Krankheitsmerkmale der Ver- 
sicherten berücksichtigt) einen gewissen 
Fortschritt dar. Allerdings wird auch sie 
den Anreiz zur Risikoselektion nicht be- 
seitigen, weil mit den berücksichtigten 
Krankheiten nur ein Teil der Morbidi- 
tätslast einer Krankenkasse erfasst wird. 
Auch weiterhin werden die Krankenkas- 
sen also darauf setzen, ihre Wettbe- 
werbsposition durch Risikoselektion zu 
verbessern. Dabei werden ihnen mit der 
Möglichkeit, nunmehr allen Versicherten 
- und nicht mehr nur den freiwillig in 
der GKV Versicherten - günstigere 
Selbstbehalttarife und Kostenerstattungs- 
tarife anzubieten, erweiterte Möglichkei- 
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ten an die Hand gegeben. Da auch die 
vorgesehene Erweiterung des Risikostruk- 
turausgleichs die unterschiedlichen Mor- 
biditätslasten der einzelnen Krankenkas- 
sen nur teilweise berücksichtigt, bleiben 
die Krankenkassen, deren Versicherte ei- 
nen überdurchschnittlichen Behand- 
lungsbedarf aufweisen - also vor allem 
die Ortskrankenkassen -, im Wettbewerb 
strukturell benachteiligt. Sie werden sehr 
wahrscheinlich gezwungen sein, den Zu- 
satzbeitrag früher zu erheben und ihn 
stärker anzuheben als andere Kranken- 
kassen. 


PKV bleibt privilegiert 


Der rot-schwarze Gesetzentwurf hält 
auch an der prinzipiellen Trennung zwi- 
schen GKV und PKV fest. Die Verände- 
rungen der Geschäftsgrundlagen der PKV 
(Möglichkeit zur Mitnahme der Alters- 
rückstellungen, Basistarif ohne Risiko- 
prüfung und mit Kontrahierungszwang) 
gehen im Wesentlichen nicht über das 
hinaus, was die PKV selbst im Jahr 2005 
angeboten hatte. Nicht einmal die in 
den „Eckpunkten zu einer Gesundheits- 
reform 2006“ vom Juli dieses Jahres 
noch vorgesehene Möglichkeit zur Mit- 
nahme von Altersrückstellungen beim 
Wechsel in die GKV ist im Gesetzent- 
wurf enthalten. Zudem ist zu berücksich- 
tigen, dass die Personen mit Wahlfreiheit 
zwischen GKV und PKV in der Regel 
erst dann in die GKV wechseln wollen, 
wenn diese für sie günstiger geworden ist 
als die PKV - also z.B. beim Eintreten 
chronischer Erkrankungen oder bei einer 
Erhöhung der Zahl nicht erwerbstätiger 
Familienangehöriger. 

Die Wechselmöglichkeit von der GKV in 
die PKV für abhängig Beschäftigte mit 
einem Einkommen über der Versiche- 
rungspflichtgrenze wird zwar etwas er- 
schwert, indem sie die Grenze künftig an 
drei aufeinander folgenden Jahren über- 
schritten haben müssen. Bisher ist ein 
Wechsel bereits dann möglich, wenn Ar- 
beitnehmer die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
überschritten haben und diese im näch- 
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sten Jahr nicht unterschreiten werden. 
Dies ist jedoch weit entfernt von der im 
Konzept der Bürgerversicherung ur- 
sprünglich anvisierten Aufhebung der 
Versicherungspflichtgrenze. Darüber hin- 
aus wurde kein Konsens über einen Fi- 
nanztransfer von der PKV zur GKV er- 
zielt. Damit bleibt eine Besonderheit des 
deutschen Gesundheitswesens bestehen: 
Zumindest in der alten EU gestattet kein 
anderes Land den Besserverdienenden, 
sich der Solidargemeinschaft der Versi- 
cherten bei der Finanzierung von Kran- 
kenbehandlungskosten derart weitgehend 
zu entziehen. 


Größerer Einfluss des Staates 


Mit der Schaffung eines Gesundheits 
fonds geht zudem eine bedeutsame Ver- 
änderung im Verhältnis von Staat und 
Krankenkassen einher. Denn nun wird 
den Krankenkassen die Kompetenz zur 
Festsetzung des Beitragssatzes entzogen. 
Der wichtigste Wettbewerbsparameter für 
die Krankenkassen soll künftig die Höhe 
des Zusatzbeitrags bzw. der Beitragsrück- 
erstattung sein. Davon erhofft man sich 
eine Intensivierung der Kassenkonkur- 
renz, weil man meint, dass ein absoluter 
Euro-Betrag ein eindeutiger identifizier- 
bares Preissignal darstellt als ein Beitrags- 
satz. Zwar werden gleichzeitig die Mög- 
lichkeiten der Krankenkassen zum Ab- 
schluss differenzierter Versorgungsverträ- 
ge und zur Pluralisierung der Versiche- 
rungstarife weiter ausgebaut. In diesem 
Sinne erweitert sich auch ihr Handlungs- 
spielraum gegenüber Leistungsanbietern 
und Versicherten. Allerdings vollzieht 
sich diese Entwicklung vor dem Hinter- 
grund eines zunehmend restriktiven fi- 
nanziellen Rahmens, auf den die Kran- 
kenkassen immer weniger Einfluss neh- 
men können. 


Resümee 


Die vorgesehenen Maßnahmen tragen 
nicht zur Lösung der Finanzprobleme in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung 
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bei. Einen kurzfristig wirksam werdenden 
Systemwechsel in der GKV-Finanzierung 
beinhaltet der Gesetzentwurf zur Ge- 
sundheitsreform 2006 zwar nicht. Aber 
das Reformvorhaben behebt auch nicht 
die Gerechtigkeitsdefizite in der Finan- 
zierung der Krankenbehandlung, sondern 
ist eher geeignet, diese zu verschärfen. In 
der Vergangenheit haben gesundheitspo- 
litische Reformvorhaben auf dem langen 
Weg vom Eckpunktepapier hin zum Ge- 
setz vielfältige und oft gravierende Ver- 
änderungen erfahren. Grundlegende Ver- 
änderungen sind diesmal jedoch wenig 
wahrscheinlich. Ein Aufschnüren des Re- 
formpakets, das in einem mühsamen Ab- 


stimmungsprozess zustande kam, würde 
das Vorhaben insgesamt in Frage stellen. 
Daher ist davon auszugehen, dass die 
vorgesehene Finanzierungsreform bis in 
die nächste Legislaturperiode hinein Gül- 
tigkeit haben wird und erst nach der 
kommenden Bundestagswahl durch ein 
weiter reichendes Konzept abgelöst wird. 
Dessen inhaltliche Gestalt hängt ent- 
scheidend von der Zusammensetzung 
der nächsten Bundesregierung ab. Frei- 
lich stellt der vorliegende Gesetzentwurf 
dafür alles andere als eine gelungene Vor- 
lage dar, öffnet er doch eher die Tür für 
eine Kopfpauschale als für eine Bürger- 
versicherung. 
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Urs Lindner 


Alles Macht, oder was? 
Foucault, Althusser und kritische Gesellschaftstheorie' 


Die Rezeption von Foucaults Machtanalytik ist, insbesondere in ihrem globa- 
len Ausmaß, kaum mehr zu überblicken. Dennoch lassen sich einige Haupt- 
tendenzen unterscheiden. Foucaults Methoden und Begriffe sind in einer Viel- 
zahl von Studien aufgegriffen (z.B. Said 1978, Donzelot 1979, Peukert 1986, 
Bartky 1988, Hunter 1994, Bröckling 2000) und u.a. auf ihre kapitalismusana- 
lytischen (z.B. Treiber/Steinert [1980] 2005), gendertheoretischen (z.B. Sawicki 
1991) und kolonialhistorischen Leerstellen (z.B. Stoler 1995) hin kritisiert 
worden. Seine Machtanalytik ist durch eine exegetische Fachliteratur im Ge- 
samtwerk situiert und dabei von früheren epistemologischen und diskurstheo- 
retischen Arbeiten abgegrenzt worden (z.B. Dreyfus/Rabinow [1987] 1994, 
Lemke 1997, Kögler 2004). In einer vorwiegend philosophischen Diskussion 
sind Fragen der Normativität und des Verhältnisses zu Aufklärung und Mo- 
derne aufgeworfen worden (z.B. Taylor 1984, Habermas 1988, Honneth 1989, 
Breuer 1995). Und schließlich ist Foucault, indem Diskurstheorie und Macht- 
analytik miteinander verschmolzen wurden, in einen von Derrida und Lacan 
geprägten “poststrukturalistischen” Theorierahmen eingegliedert worden (z.B. 
Laclau/Mouffe [1985] 2000, Prakash 1990, Barrett 1991, Bhaba 1994, Escobar 
1995, Butler 2001). 

Innerhalb dieses breiten Rezeptionsspektrums ist es der ‘poststrukturalistischen’ 
Interpretationslinie im Laufe der 1990er Jahre gelungen, eine hegemoniale Po- 
sition zu erringen und den wissenschaftlichen common sense über Foucault 
zu prägen. Foucault habe Gesellschaft auf Diskurse und Kultur zurückgeführt, 
‘globale’ Strukturen zugunsten ‘lokaler’ Differenzen verabschiedet und gegen- 
über Wahrheitsfragen einen ‘radikalen’ Begründungsrelativismus vertreten. Mir 
geht es im folgenden um eine Kritik dieser Interpretation und ihrer Basisope- 
rationen des ‘Diskursreduktionismus’, ‘Differenzialismus’ und „judgmental re- 
lativism“ (Bhaskar 1979, 73). Meine Frage richtet sich darauf, inwiefern Fou- 


1 Der vorliegende Text stellt zentrale Thesen vor, die ich in meiner von Frieder Wolf betreu- 
ten Magisterarbeit entwickelt habe (vgl. Lindner 2005). Für intensive Diskussionen möchte 
ich mich insbesondere bei Florian Kappeler, Arno Netzbandt und Jana Tschurenev bedan- 
ken. Für rechtstheoretische Hinweise danke ich Stefan Krauth. 
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caults Machtanalytik für das Projekt einer kritischen Gesellschaftstheorie zu 
gebrauchen ist.’ Ich werde dazu eine Lesart vorschlagen, die die Anleihen her- 
ausarbeitet, die Foucault bei Louis Althusser gemacht hat. Althusser, dessen 
Einfluss in der Rezeption bislang viel zu wenig berücksichtigt worden ist 
(Ausnahmen u.a. Montag 1995, Charim 2002, Rehmann 2004), bildet den 
theoretischen Transmissionsriemen in einem Kampf mit marxistischen Ansät- 
zen, der „das gesamte Werk Foucaults begleitet und eine der wesentlichen 
Triebfedern seiner Produktivität ist.“ (Balibar 1991, 40) Um mich von Fou- 
caults Polemiken und Selbstbeschreibungen nicht blenden zu lassen, unter- 
scheide ich im folgenden zwischen Machtanalytik und Machtbegriff, d.h. zwi- 
schen materialgestützten Untersuchungen und einer allzu extensiven, häufig 
substantialisierenden Redeweise von ‘Macht’. In einem ersten Schritt werde ich 
eine grundlegende Doppeldeutigkeit von Foucaults Machtbegriff herausstellen, 
die sich auflöst, sobald mit Sozialtechnologie, Recht und Politik drei ver- 
schiedene Ebenen seiner Machtanalytik unterschieden werden. Diese drei Di- 
mensionen sollen in weiteren Schritten in ihren jeweiligen Entwicklungen und 
Umdisponierungen rekonstruiert werden. Abschließend möchte ich, indem ich 
den ‘morphogenetic approach’ der englischen Soziologin Margaret Archer 
(1995) heranziehe, einige Koordinaten kritischer Gesellschaftstheorie umreißen 
und Foucaults Machtanalytik darin verorten. 


1. Der äquivoke Machtbegriff 


Wohl kaum ein anderer Begriff Foucaults hat für ähnliche Kontroversen ge- 
sorgt wie sein Begriff der Macht, vor allem in Erweiterung zum ‘Macht- 
Wissen’. Fallen ‘Macht’ und ‘Wissen’ bei Foucault unmittelbar in eins? Ist al- 
les ‘Wissen’ gleichermaßen von ‘Macht’ durchzogen? Und was ist das über- 
haupt: die Macht? Foucault hat darauf erwidert, dass man „Nominalist“ (WW, 
94/114)’ sein müsse, dass es nicht die Macht gebe, sondern nur vielfältige 
Machtverhältnisse, die anderen Verhältnissen (des Wissens oder der Produkti- 
on) immanent sind. Aber das verschiebt die Frage bloß: Was umfasst der Be- 


2 Unter ‘kritischer Gesellschaftstheorie’ verstehe ich ein transdisziplinäres Theorieprogramm, 
das Einsichten der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie, des Feminismus und der 
Postcolonial Studies in herrschaftskritischer Absicht miteinander verbindet. Transdisziplina- 
rıtät meint hier kein methodenvergessenes Einreißen von Fächergrenzen, sondern Kritik be- 
stimmter Bornierungen, die die Geistes- und Sozialwissenschaften durchziehen: zuvorderst 
der Aufspaltung gesellschaftlicher Reproduktion zu Gegenständen einer entsoziologisierten 
Wirtschaftswissenschaft einerseits und einer ökonomievergessenen Sozialtheorie, Politiktheo- 
rie und Kulturtheorie andererseits. 

3 Zu den Siglen von Foucaults Texten vgl. die Siglenliste am Schluss des Textes. Die doppelte 
Seitenangabe zu Der Wille zum Wissen verweist auf die beiden verschiedenen Suhrkamp- 
Ausgaben: die erste bezieht sich auf die in kleinerem Schriftsatz gehaltene Neuauflage von 
2003, die zweite auf die weit verbreitete alte Ausgabe. Die zum Teil erheblich verzerrenden 
deutschen Foucault-Übersetzungen habe ich anhand des französischen Originals korrigiert 
und diese Eingriffe durch ‘korr. Übers.’ kenntlich gemacht. 
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griff des (vielgestaltigen) Machtverhältnisses? - Die Foucaultrezeption war hier 
vor allem von zwei Antwortmustern geprägt: sich positiv auf den Machtbegriff 
beziehende ‘poststrukturalistische’ Interpretationen betrachten ‘Macht’ als 
Motor einer aus Diskursen bestehenden Sozialität, mit dem ‘Willen zum Wis- 
sen’ als Existenzmedium eines ‘Willens zur Macht’. Kritiker des Machtbegriffs 
dagegen sehen unterhalb von Foucaults Beschreibung neuzeitlicher Rationali- 
sierungsprozesse wahlweise eine „Metaphysik der Macht“ (Breuer 1995, 55) 
am Werk oder werfen ihm vor, er habe einen normativ-intersubjektiven 
‘Kampf um Anerkennung’ „systemtheoretisch“ in eine „monistische Konzep- 
tion der Macht“ aufgelöst (Honneth 1989, 170). 

Gemeinsam ist diesen verschiedenen Interpretationen, dass sie allesamt nicht 
zwischen Machtbegriff und Machtanalytik unterscheiden. Nach meiner Lesart 
hat Foucault in Überwachen und Strafen [1975] und in Der Wille zum Wissen 
[1976] jedoch weder einen 'metaphysischen’, noch einen “monistischen’ 
Machtbegriff entwickelt. Vielmehr findet sich bei ihm ein äquivoker Begriff 
der Macht, der zwei unterschiedliche gesellschaftliche Logiken, Herrschaft und 
Politik, mit einen schillernden Namen als ‘Macht’ bezeichnet. Auf der einen 
Seite erweitert Foucault das gängige Verständnis von Herrschaft, so dass nicht 
nur personale oder staatliche Herrschaft darunter fallen, sondern auch subtile 
Disziplinierungs- und Regulierungsverfahren. Auf der anderen Seite dehnt 
Foucault zugleich den Begriff des Politischen über den Staat hinaus zur „Ge- 
samtheit der Kraftverhältnisse in einer gegebenen Gesellschaft“ (DE II, 197, 
305) aus.’ Ich sehe hier ein Paradox am Werk: Foucault schließt im Machtbe- 
griff Herrschaft und Politik miteinander kurz; gleichzeitig stellt er im modus 
operandi seiner Machtanalytik theoretische Instrumente bereit, um beide ge- 
sellschaftliche Logiken jenseits einer Fixierung auf den Staat zu denken. 

Um hierbei nicht die immergleichen Debatten und Gereiztheiten aufzuwär- 
men, scheint es mir sinnvoll, Foucaults herrschafts- und politiktheoretischen 
Instrumente der Reihe nach und vor allem nüchtern zu diskutieren. Herr- 
schaft, so wie sie von Foucault Mitte der 1970er Jahre untersucht wird, lässt 
sich in ein ‘positives’ und ein ‘negatives Prinzip’ differenzieren: Vor allem in 
Der Wille zum Wissen fasst Foucault das Recht als ‘negativen’ Repressionsme- 
chanismus, um davon subjektkonstituierende und administrative Herrschafts- 


4 In Anlehnung an Jacques Rancieres Unterscheidung von Polizei und Politik (Ranciere 2002) 
verstehe ich unter ‘Herrschaft’ dauerhafte gesellschaftliche Subordinierungen, während ‘Poli- 
tik’ auf den kollektiv geführten Streit über die Einrichtung von Gesellschaft referiert. Anders 
als für Ranciere ist ‘Politik’ für mich jedoch kein einfacher Gegenbegriff zu ‘Herrschaft’, 
sondern eine Streitlogik, die in der bürgerlichen Gesellschaft herrschaftliche und antiherr- 
schaftliche Projekte, sowie die unzähligen “Grauzonen’ zwischen beiden umfasst. Gegenüber 
Ansätzen, die jede gesellschaftliche Praxis für ‘umkämpft’ halten, liegt Rancieres starker 
Punkt in dem Nachweis, dass Politik nichts ist, was einfach vorhanden ist. Vielmehr setzen 
die vielbeschworenen ‘Kämpfe’ eine Logik der Politisierung voraus, in der sich einzelne Ak- 
teure zu Kollektivakteuren verdichten. 
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verfahren abzuheben.° Deren ‘Produktivität’ bestimmt er über die Begriffe der 
*Machttechnik’ und des ‘Macht-Wissens’. Gegenüber Interpretationen, die 
Macht und Wissen in eins setzen, halte ich es für unabdingbar, zunächst zwi- 
schen beidem zu unterscheiden, um danach den Zusammenhang herzustellen. 
Mit den Konzepten der Disziplin, der Normalisierung, der Biopolitik und der 
Gouvernementalität geht es Foucault um institutionalisierte Rückkoppelungs- 
prozesse zwischen wissenschaftlichem Wissen und Herrschaft. Nach meiner 
Lesart legt er damit einen Begriff der Sozialtechnologie nahe, der auf von wis- 
senschaftlichem Wissen organisierte und autorisierte Herrschaftsverfahren refe- 
riert.° Foucaults ‘genealogische’ Rekonstruktion, das wird fast immer überse- 
hen, ist durch eine implizite Unterscheidung zwischen ‘Technik’ und “Techno- 
logie’ geprägt. Zunächst *erfinden’ im 17. und 18. Jahrhundert ganz unter- 
schiedliche (in England eher ‘private’, in Frankreich eher ‘staatliche’) Akteure 
an disparaten Orten ähnliche Herrschaftsverfahren; am Übergang zum 19. Jh. 
überschreiten diese Techniken jedoch „die Schwelle der Technologie“ und 
erreichen ein Niveau, „auf dem die Formierung des Wissens und die Steige- 
rung der Macht sich in einem geregelten Kreislaufprozess gegenseitig verstär- 
ken“ (US, 287, korr. Übers.). Das heißt, von den entstehenden Humanwissen- 
schaften wird das in institutionellen Praktiken gewonnene Wissen standardi- 
siert und dient in Form von Modellen sowohl der technischen Reorganisation 
wie auch der wahrheitswertigen Autorisierung der jeweiligen Praktik. 

Foucaults Begriffe, die am historischen Material gebildet sind, theoretisieren 
also nicht einfache Herrschaftstechniken, sondern wissenschaftlich angeleitete 
Herrschaftsverfahren, die sich v.a. auf die Handlungsfähigkeit der Subjekte 
und auf gesellschaftliche Steuerungsprozesse richten. So ausgefeilt Foucaults 
Untersuchungen in dieser Hinsicht sind, so sehr ist dagegen sein Nachdenken 
über Politik in den Kinderschuhen stecken geblieben. Foucault spricht Mitte 
der 1970er Jahre von „Schemata der Politisierung“ (DE III, Nr. 197, 306), die 
er als ‘Strategie’ fasst, um „Kräfteverhältnisse zu koordinieren und zu finalisie- 
ren“ (ebd., 305). Dazu schlägt er sich mit einer von Nietzsche und Spinoza 
herstammenden Kraftphysik herum, der ziemlich unvermittelt intellektuelle 
“Wahrheitspolitiken’ beigesellt werden. Was fehlt, ist eine elaborierte Theorie 


5 Foucault spricht in diesem Zusammenhang explizit von ‘Herrschaft’: „Für mich besteht die 
Frage somit darin, dieses für das Recht zentrale Problem der Souveränität und des Gehor- 
sams der ihr unterstellten [soumis] Individuen zu umgehen und an die Stelle der Souveräni- 
tät und des Gehorsams das Problem der Herrschaft [domination] und der subjektkonstituie- 
renden Unterwerfung [assujettissement] treten zu lassen.“ (VG 42, korr. Übers.) 

6 Von ‘Sozialtechnik’ war erstmals in der 1899 erschienen Sozialpädagogik des Neukantianers 
Paul Natorp die Rede, später dann in der Technokratie-Debatte und bei so unterschiedli- 
chen Autoren wie Scheler, Mead, Mannheim, Popper und Schelsky. ‘Sozialtechnologie’ ist 
dagegen in Deutschland vor allem als Schimpfwort prominent geworden, mit dem Haber- 
mas - ohne es zu definieren - Luhmanns Systemtheorie belegt hat (vgl. Habermas/Luhmann 
1972). Ich nehme dieses Wort dennoch auf, da es Prozesse der Anpassung und Steuerung 
konnotiert, auf die sich Foucaults Kritik richtet. 
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des Politischen. Anders als in der seit Anfang der 1990er Jahre aus dem Boden 
sprießenden Rezeption vermeint (vgl. Burchell/Gordon/Miller 1991, Rose/ 
Miller 1992, Bröckling/Krasmann/Lemke 2001, Pieper/Rodriguez 2004), sind 
die Vorlesungen zur Geschichte der Gouvernementalität [1978/79] keineswegs 
dazu geeignet, diese Lücke zuschließen. In diesen großteils Programmankün- 
digung gebliebenen Vorlesungen nimmt Foucault zwar den Staat als Einsatzort 
von Sozialtechnologien ins Visier und verfolgt über das Konzept der “pastora- 
len Führung’ die subjektkonstituierende Seite der Sozialtechnologien bis ins 
Frühchristentum zurück. Zum Verhältnis von staatlicher Herrschaft und einer 
über den Staat hinausgehenden politischen Streitlogik, d.h. zu der Frage, die 
sich ausgehend von seinen Arbeiten Mitte der 1970er Jahre aufdrängt, herrscht 
dagegen Schweigen. Vielleicht ist diese Leerstelle - neben den ‘privatisieren- 
den’ Tendenzen der Neuen Sozialen Bewegungen - einer der Gründe, warum 
Foucaults Nachdenken über Politik in den 1980er Jahren mehr und mehr in 
den Bereich der Ethik und ein verzweifeltes Postulieren individueller Nonkon- 
formität abgeglitten ist. 

So ist Foucaults Spätwerk insgesamt von der Tendenz gekennzeichnet, Unter- 
suchungen, die Mitte der 1970er Jahre strukturtheoretisch angelegt waren, in 
handlungstheoretische Überlegungen aufzulösen. Die neueingeführten Begriffe 
der ‘Selbsttechnologie’ und der ‘Selbstsorge’ akzentuieren die Selbsttätigkeit 
der Subjekte - ohne sie allerdings in der Gesellschaft zu verorten, geschweige 
denn zwischen unterwerfend-anpassenden und emanzipatorischen Anteilen an 
Selbstformierungsprozessen zu unterscheiden oder die Ambivalenzen und 
Bruchlinien herrschaftlicher Subjektkonstitutionen herauszuarbeiten. In die- 
sem Kontext verschiebt sich auch der Machtbegriff. Foucault definiert Macht 
jetzt als „Handlung auf Handlungen [une action sur des actions]“ (DE IV, Nr. 
306, 286, korr. Übers.), als Beziehung, in welcher „der eine das Verhalten des 
anderen zu lenken versucht“ (ebd., Nr. 356, 890) und entwirft auf diese Weise 
einen ‘strategischen’ Interaktionsbegriff. Die Unterscheidung verläuft nun zwi- 
schen „Machtbeziehungen als strategischen Spielen“ und „Herrschaftszustän- 
den, die das sind, was man üblicherweise [inklusive Foucault in den 1970er 
Jahren - U.L.] Macht nennt“ (ebd., 900). 

Erstaunlicherweise wird diese handlungstheoretische Wende häufig (eine Aus- 
nahme ist Rehmann 2005) als begriffliche Weiterentwicklung gelesen, mit der 
es Foucault gelungen sei, überzeugend zwischen ‘Macht’ und ‘Herrschaft’ zu 
differenzieren. Einem genaueren Blick hält diese Auffassung jedoch nicht 
stand. Foucault beschränkt Herrschaft nun auf Situationen, in denen „es ei- 
nem Individuum oder einer Gruppe gelingt, ein Feld von Machtbeziehungen 
zu blockieren, sie unbeweglich und starr zu machen |[...]. Gewiss existieren in 
einem solchen Zustand die Praktiken der Freiheit nicht oder nur sehr einseitig 
oder sind äußerst eingeschränkt und begrenzt.“ (DE IV, Nr. 356, 878) Insofern 
erscheint nun selbst die Sklaverei als Machtbeziehung - für den Fall, dass der 
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Sklave „sich bewegen und letztlich auch entfliehen kann“ (ebd., Nr. 306, 287). 
Foucault spricht auf diese Weise aus, dass sich gesellschaftliche Strukturen den 
Akteuren niemals ‘hydraulisch’ aufzwingen, sondern dass - wie rigide die 
Zwänge auch immer sind - ein zumindest minimaler Handlungsspielraum be- 
steht: im Fall der Sklaverei die Möglichkeit wegzulaufen. Zugleich hält er diese 
Handlungsverwiesenheit gesellschaftlicher Strukturen jedoch für ein Argument 
gegen den Herrschaftsbegriff. Ich betrachte das als Kategorienfehler. Konstella- 
tionen wie der Kapitalismus, in denen besagte Handlungsspielräume zu recht- 
lichen Freiheiten institutionalisiert sind, lassen sich auf dieser Grundlage nicht 
mehr in ihrer Herrschaftlichkeit denken. Indem Foucaults später Machtbegriff 
handlungstheoretische Selbstverständlichkeiten gegen den Herrschaftsbegriff in 
Anschlag bringt, bleibt er für kritische Gesellschaftstheorie unbrauchbar. 


2. Die Analytik der Sozialtechnologien 


Meine These lautet, dass Foucaults Analytik der Sozialtechnologien, d.h. seine 
Untersuchung wissenschaftlich organisierter und autorisierter Herrschaftsver- 
fahren, eine äußerst produktive Weiterentwicklung der ideologietheoretischen 
Problematik darstellt, die Louis Althusser in Ideologie und ideologische 
Staatsapparate (IISA) [1970] skizziert hat. Neben vielen Stärken werden dabei 
auch gewichtige Probleme und Unklarheiten besser verstehbar. Dass dem Ver- 
hältnıs Althusser-Foucault in der Rezeption so wenig Beachtung geschenkt 
worden ist, liegt allerdings keineswegs bloß an einer konformistischen Ignorie- 
rung marxistischer Ansätze. Foucault selbst hat Mitte der 1970er Jahre seine 
althusserianischen Anleihen in ungezählten Polemiken gegen den Marxismus 
verdunkelt. Oberflächlich ist ihm das ziemlich gut gelungen. Ohne Althusser 
explizit zu erwähnen, betont er immer wieder, dass sich seine Behandlung von 
Macht jenseits „einer Terminologie von Wissenschaft/Ideologie“ (DE II, Nr. 
192, 212) bewege und auch den „Gegensatz Ideologie/Gewalt“ (US, 40) beisei- 
te lasse.’ 


7 In den späten 1960er Jahren war Foucault mit seinem Verhältnis zu Althusser noch anders 
umgegangen: Nachdem er in der Ordnung der Dinge [1966] behauptet hatte, Marx vollziehe 
„in der Tiefe des abendländischen Wissens [...] keinen wirklichen Einschnitt“ (OD, 320), ver- 
tritt er ein Jahr später - vermutlich nach Lektüre von Althussers Pour Marx [1965] und Lire 
le Capital [1965] - die Auffassung, Marx habe „im historischen und politischen Denken der 
Menschen einen Bruch herbeigeführt und mit seiner Gesellschaftstheorie durchaus ein neues 
epistemologisches Feld geschaffen“ (DE I, Nr. 48, 753). Dabei ist auch von einer „äußerst 
bemerkenswerte[n] Kritik und Analyse des Geschichtsbegriffs“ die Rede, „die Althusser zu 
Beginn [in der Mitte - U.L.] von Lire »Le Capital entwickelt“ hat (ebd.). Diese Kritik des 
Geschichtsbegriffs dient Foucault in der Archäologie des Wissens [1969] - unter explizitem 
Verweis auf Marx und Althusser - dazu, sich von seiner eigenen Problematik der Ordnung 
der Dinge zu lösen: statt eines in aufeinanderfolgenden Epistemen sich kundgebenden 
Seinsgeschehens betrachtet er Geschichte nun als Entwicklung gesellschaftlicher Praxiskon- 
stellationen, die von „verschiedenen Zeitlichkeiten“ (AW, 20) durchzogen sind. In Abgren- 
zung zu Ricardo gehört Marx nun - übrigens ganz im Sinne der ‘Neuen Marx-Lektüre’ (vgl. 


Alles Macht, oder was? Foucault, Althusser und kritische Gesellschaftstheorie 589 


In der Tat hatte Althusser Mitte der 1960er Jahre in Pour Marx und Lire le 
Capital Wissenschaft und Ideologie ‘streng’ von einander zu scheiden ver- 
sucht. Allerdings ist diese Unterscheidung bereits kurze Zeit später, in der Vor- 
lesung Philosophie und spontane Philosophie der Wissenschaftler [1967], 
deutlich abgeschwächt. Althusser betrachtet hier die praktischen Wirkungen 
der Wissenschaften und stellt die Frage, „ob die Humanwissenschaften, ausge- 
nommen ein paar begrenzte Ausnahmefälle wirklich das sind, was sie zu sein 
glauben, oder ob sie, in ihrer Mehrheit, nicht etwas ganz anderes sind, näm- 
lich ideologische Techniken der sozialen Anpassung bzw. Wiederanpassung.“ 
(1985, 52, Herv. im Org.) Diese auf die Humanwissenschaften bezogene Über- 
legung, die einige Jahre später auch für Foucault zur „Frage aller Fragen“ 
(ebd.) werden wird, ist von Althusser im IISA-Aufsatz [1970] allerdings nicht 
wieder aufgegriffen worden; vielmehr macht er sich hier an die Ausarbeitung 
einer allgemeinen Ideologietheorie, die im Spektrum der verschiedenen Mar- 
xismen etwas grundlegend Neues darstellt. 

Althussers zentrale Operation in IISA besteht darin, den Begriff der Ideologie 
von der Problematik des ‘falschen Bewusstseins’ (Lukäcs) zu lösen und - ein- 
gebettet in die Frage gesellschaftlicher Reproduktion - auf Subjektivität und 
Körper zu beziehen. Nach Althusser setzt materielle Reproduktion, d.h. die 
verstetigte Erzeugung von Lebensmitteln und anderen Gebrauchsgütern, unter 
entwickelten kapitalistischen Bedingungen voraus, dass die unterschiedlichen 
Positionen in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung kompetent ausgefüllt wer- 
den. Dazu bedürfen die Individuen jeweils bestimmter Fähigkeiten, eines „Zu- 
Tun-Wissens< [savoir-faire]“ (1977, 112, korr. Übers.), wie auch eines ‘sense of 
one’s place’ (Goffman), der sie die eigene Klassenposition ‘freiwillig’ über- 
nehmen lässt. Diese ‘Freiwilligkeit’ ist für Althusser ein Effekt von Ideologie, 
den er mit dem Begriff des assujettissement als subjektkonstituierende Unter- 
werfung theoretisiert. In der Ideologie wird das Individuum als Subjekt “ange- 
rufen’ |interpelle]: einerseits als „Zentrum der Initiative, [...] Urheber und Ver- 
antwortlicher seiner Handlungen“, andrerseits als „unterworfenes Wesen, das 
einer höheren Autorität untergeordnet ist und daher keine andere Freiheit hat, 
als die der freiwilligen Anerkennung seiner Unterwerfung.“ (ebd., 148) Althus- 
ser verweist dabei auf die Eingelassenheit der ideologischen Anrufung in insti- 


Heinrich 1999) - zu einer „anderen diskursiven Praxis [...]: diese neue Positivität ist nicht ei- 
ne Transformation der Analysen von Ricardo; es ist nicht eine neue politische Ökonomie, es 
ist ein Diskurs, dessen Einführung anlässlich der Ableitung bestimmter ökonomischer Be- 
griffe stattgefunden hat, der aber dafür die Bedingungen definiert, unter denen der Diskurs 
der Ökonomen sich vollzieht, und also als Theorie und Kritik der politischen Ökonomie 
gelten kann.“ (AW, 251) Wie sehr Foucault diese Position in den 1970er Jahren wieder ver- 
dunkelt, zeigt sich in einem Ende des Jahrzehnts gegebenen Interview: hier ist erneut davon 
die Rede, dass „der ökonomische Diskurs von Marx den Formationsregeln [gehorcht], die 
für wissenschaftliche Diskurse im neunzehnten Jahrhundert eigentümlich waren.“ (DE IV, 


Nr. 281, 86) 
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tutionelle Praktiken und Rituale, die wie das Niederknien in der Kirche auch 
eine körperliche Dimension besitzen. Er unterscheidet zwischen einem ‘Re- 
pressiven Staatsapparat’, der in Form von Militär und Polizei in erster Linie 
auf Grundlage von Gewalt agiert, und ‘Ideologischen Staatsapparaten’ wie 
Familie, Schule oder Kirche, in denen die ideologische Praxis überwiegt. Nach 
Sur la Reproduction, dem Manuskript, das dem IISA-Aufsatz zugrunde liegt, 
sind im kapitalistischen Produktionsprozess beide Momente anwesend: die 
ArbeiterInnen werden nicht nur mit einer „ideologie &conomiste-techniciste- 
juridique-humaniste-bourgeoise du travail“ (1995, 71) traktiert, sondern auch 
mit Mechanismen der „Sanktion“ (ebd., 63) und der „Überwachung“ (ebd., 
64). 

Neben einzelnen Begriffen wie ‘Überwachen-Strafen’ oder “Dressur” (s.u.) teilt 
Foucault mit Althusser vor allem die Figur des assujettissement und die insti- 
tutionentheoretische Perspektive. Diese verbindet er mit der bei Althusser un- 
ausgearbeitet gebliebenen praktischen Betrachtungsweise von wissenschaftli- 
chem Wissen zu einer Analytik der Sozialtechnologien. Foucaults Untersu- 
chung von ‘Macht’ setzt dabei - wie Stephane Legrand nach Sichtung des bis- 
her noch unveröffentlichten Vorlesungszyklus Die Strafgesellschaft von 1973 
gezeigt hat - am kapitalistischen Produktionsprozess an: „Die Verknüpfung 
Überwachen-Strafen wird als Machtverhältnis eingerichtet, das unabdingbar ist 
für die Fixierung der Individuen an den Produktionsapparat und für die Kon- 
stitution der Produktivkräfte: sie charakterisiert eine Gesellschaft, die man dis- 
ziplinär nennen kann.“ (Vorlesung vom 14.3.1973, zit. nach Legrand 2004, 39) 
Althussers Kritik des “humanistischen Marxismus’ sekundierend spricht Fou- 
cault davon, „dass die Arbeit keineswegs die konkrete Essenz des Menschen“ 
(DE IL, Nr. 139, 766, korr. Übers.) ist. Vielmehr hätten sich historisch ver- 
schiedene „Machttechniken“ etabliert, „die den Menschen an die Arbeit bin- 
den; ein Ensemble von Techniken mit deren Hilfe die Zeit und der Körper 
der Menschen in Arbeitszeit und Arbeitskraft umgewandelt werden“ (ebd., 
korr. Übers.) 


8 Von den verschiedenen Problemen, die Althussers Konzeption beinhaltet, will ich an dieser 
Stelle nur auf die Überdehnung des Reproduktionsbegriffs hinweisen. Dieser meint bei 
Althusser sowohl die materielle gesellschaftliche Reproduktion als auch die „Reproduktion 
der Produktionsverhältnisse“ (1977, 108), für ihn gleichbedeutend mit “Aufrechterhaltung 
der Klassenherrschaft’. Was im anglo-amerikanischen Wissenschaftsraum in den 1970er Jah- 
ren als ‘reproduction theory’ bekannt wurde, hat in kruder Weise an den zweiten Aspekt an- 
geknüpft. Entweder wurde funktionalistisch unterstellt, die kulturellen Apparate würden im 
Kapitalismus unausweichlich Klassenherrschaft ‘reproduzieren’, oder es wurde behauptet, sie 
seien ein einfaches Instrument der Bourgeoisie (kritisch dazu Curtis 1984). 

9 Richard Marsdens hat den marxianischen Einsatzpunktes von Foucaults Machtanalytik sehr 
treffend beschrieben: „The central, most important source of motion or action within capi- 
talist production, according to Marx, is the imperative to create a surplus by developing ‘the 
productive power of social labour”. [...| Foucault explicitly links the concept of power to 
this primum mobile of capitalist production. The problem is not that Foucault neglects the 
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In Überwachen und Strafen [1975] nimmt Foucault den althusserianischen 
Gedanken einer zugleich kompetenten und unterworfenen Subjektivität kör- 
pertheoretisch auf und baut ihn zu einer umfassenden Theorie der Sozialdis- 
ziplinierung aus. In Institutionen wie Schule, Fabrik, Hospital und Armee 
würden „‚gelehrige« Körper [des corps »docile]|“ erzeugt, in denen ein „zwin- 
gendes Band zwischen einer gesteigerten Tauglichkeit und einer vertieften 
Herrschaft [lien contraignant entre une aptitude majoree et une domination 
accrue]“ geknüpft sei (ÜS, 177, korr. Übers.). Die Disziplin ist eine „Dressur- 
technik“ (ebd., 214), die im Sinne einer „nutzbringenden Rationalisierung des 
Details“ (ebd., 179) die Individuen im Raum platziert, ihre Tätigkeiten zeitlich 
finalisiert, auf die jeweiligen Gegenstände abstimmt und miteinander koordi- 
niert. Foucault unterscheidet dabei verschiedene „Mittel der guten Abrich- 
tung“ (ebd., 220). In architektonischen Anordnungen werden die Körper einer 
Sichtbarkeit ausgesetzt, die eine effektive Überwachung und Kontrolle ermög- 
lichen soll; mittels eines „»Strafsystem[s] der Norm«“ (ebd., 236) werden die 
Individuen miteinander verglichen, nach Rangordnungen differenziert und 
über Vergütungen bzw. Sanktionen zu konstanten Leistungen gebracht; über 
das Verfahren der Prüfung schließlich wird ein Wissen dokumentiert, das die 
Humanwissenschaften zu Modellen standardisieren, die wiederum der techni- 
schen Reorganisierung und wissenschaftlichen Autorisierung der jeweiligen 
Disziplinarinstitution dienen.' 

Gibt es überhaupt eine Differenz zwischen Überwachen und Strafen und dem 
IISA-Aufsatz? Nach Althusser kommen auch die Apparate, die in erster Linie 
auf Grundlage der Ideologie arbeiten, nicht ohne Gewalt aus - eine Gewalt, 
die „im Grenzfall - aber nur im Grenzfall - sehr gemildert, versteckt, ja sogar 
symbolisch [sein kann] [...]. (Es gibt keinen rein ideologischen Apparat.) Auf 
diese Weise »dressieren« die Schule und die Kirche mit entsprechenden Me- 
thoden der Strafe, des Ausschlusses, der Auswahl usw. nicht nur ihre Bedien- 


‘material’, but that students of Marx and Foucault have neglected this all too obvious con- 
nection between their work. Disciplinary practices, centred by the law of value, are the 
mode of organizing production.“ (1999, 178, Herv. im Org.) Marsdens Behauptung, „Fou- 
cault provides the critique of law and state which Marx began but did not complete“ (ebd., 
192), steht dagegen auf einem anderen Blatt (s.u.). 

10 In einer Fußnote spricht Foucault davon, dass „Beispiele“ der Disziplinartechnik nicht nur 
in Militär, Medizin, Schule und Industrie, sondern auch „im Kolonialismus, im Sklavenwe- 
sen oder in der Kleinkindpflege zu finden“ seien (ÜS, 181). Es kann jedoch durchaus gefragt 
werden, ob der Kolonialismus nur ein Bereich oder nicht vielmehr allgemeiner Entstehungs- 
kontext war. So lässt sich z.B. zeigen, dass das von Foucault behandelte Modell des ‘wech- 
selseitigen Unterrichts’ als kolonialer Wissenstransfer entstanden ist. Von einem Pastor na- 
mens Bell in Madras/Indien in Auseinandersetzung mit lokalen Praktiken entwickelt, wur- 
den in der breit angelegten englischen Debatte um ‘Nationalerziehung’ bestimmte Unter- 
richtspraktiken zu einem pädagogischen Modell standardisiert, das dann wiederum in die 
Kolonien ‘re-exportiert” wurde - ein Prozess, der sich im Kontext einer ‘doppelten Zivilisati- 
onsmission’ sowohl der ‘eigenen’ städtischen Armen als auch der ‘Heiden’ in Übersee ab- 
spielte (vgl. Tschurenev 2005). 
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steten, sondern auch ihre Schäflein. Ebenso die Familie...“ (1977, 121, korr. 
Übers.) Foucault dagegen behauptet, die Disziplinen „verzichtet[en] zumin- 
dest im Prinzip auf Exzess, Kraft und Gewalt [ä I’exces, ä la force, ä la violen- 
ce]“ (ÜS, 229, korr. Übers.). Nach meiner Lesart ist diese Behauptung durch 
Foucaults Untersuchung keineswegs gedeckt.'' Vielmehr ist dieser Fehlschluss, 
der den Unterschied zwischen Zwang und ‘Freiwilligkeit’ einebnet, einer der 
Gründe, warum Foucault an entscheidenden Stellen die Distanz zu seinen 
Quellen verliert. Hätte Foucault zwischen Ideologie und Gewalt unterschie- 
den, hätte er nach der Praktikabilität z.B. von Benthams Modell des Panopti- 
cons gefragt und nicht vorschnell davon gesprochen haben, dass der Über- 
wachte in den entsprechenden Einrichtungen zum „Prinzip seiner eigenen Un- 
terwerfung [assujettissement]“ werde (ebd., 260). Die forcierte Gewalt panopti- 
scher Verwahranstalten führt gerade nicht zur beabsichtigten ‘Besserung’, d.h. 
zur Herausbildung einer kompetent-unterworfenen Subjektivität, sondern zu 
deren tendenzieller Zerstörung (vgl. Rehmann 2004) - eine Tatsache, auf die 
Foucault mit dem ‘Scheitern des Gefängnisses’ im übrigen selbst noch anspielt 
(vgl. ÜS, 295ff.).” 

Im Unterschied zu Überwachen und Strafen behandelt Der Wille zum Wissen 
[1976], der erste Teil der Histoire de la sexualite, Gegenstände, die Althusser 
nicht untersucht hat: Sexualität, staatliche Bevölkerungsregulierung (‘Biopoli- 
tik’) und Rassismus. Im letzten Kapitel des Buches führt Foucault diese neuen 
Thematiken mit der These der Sozialdisziplinierung zu einem Begriff der Bio- 
macht zusammen, der als Spezifikum moderner Herrschaft fasst, „Kräfte her- 
vorzubringen, wachsen zu lassen und zu ordnen, anstatt sie zu hemmen, zu 
beugen oder zu vernichten.“ (WW, 132/163) Diese Verschränkungen von Dis- 
ziplin und staatlicher Populationssteuerung expliziert Foucault anhand der 
Sexualität. Der Sex gebe „Anlaß zu unendlich kleinlichen Überwachungen, [...] 
zu endlosen medizinischen oder psychologischen Prüfungen: zu einer ganzen 
Mikro-Macht über den Körper. Er gibt aber auch Anlaß zu umfassenden 


11 Zwar kann Foucault zeigen, dass in den Disziplinen die Gewaltexzesse der öffentlichen 
Strafmartern durch streng kalkulierte Sanktionen ersetzt sind, die zwangsweise Übungen’ 
beinhalten. Der Verzicht auf den Exzess befreit die Disziplinen jedoch nicht von ihrer Ge- 
waltförmigkeit. Im Übrigen ist die disziplinarische Gewalt keineswegs nur unpersönlich oder 
unkörperlich. Foucault spricht von den Disziplinarstrafen als „leichten körperlichen Züchti- 
gung[en]“ (US, 230) und referiert dabei auf Praktiken, die nach heutigen Maßstäben als 
durchaus drastisch gelten können: So hat Joseph Lancaster, gemeinsam mit Bell Begründer 
der Monitorialschulen, unter dem Titel Improvements in Education, as it respects the indu- 
strious classes dafür plädiert, unartige Kinder in Käfige zu sperren und an die Decke zu hän- 
gen (vgl. Lancaster 1803). 

12 Insbesondere in Überwachen und Strafen, aber auch in der Vorlesung In Verteidigung der 
Gesellschaft [1976] hat Foucault zu wenig über den Status seiner historischen Quellen reflek- 
tiert und nicht hinreichend zwischen gesellschaftlicher Wirklichkeit und den Modellen ihrer 
Repräsentation und Organisation unterschieden. Erst Ende der 1970er Jahre hat er klarge- 
stellt, dass es sich bei den von ihm untersuchten Modellen um „Programme“ (DE IV, 35) 
handelt, die weder eins-zu-eins umgesetzt wurden, noch irgendeine Erfolgsgarantie besaßen. 
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Maßnahmen, zu statistischen Schätzungen, zu Eingriffen in ganze Gruppen 
oder in den ganzen Gesellschaftskörper. Der Sex eröffnet den Zugang sowohl 
zum Leben des Körpers wie zum Leben der Gattung. Er dient als Matrix der 
Disziplinen und als Prinzip der Regulierungen.“ (ebd., 140/173) 

Allerdings enthält diese Beschreibung ein theoretisches Problem, dem bisher - 
soweit ich sie überblicke - die gesamte Foucaultrezeption ausgewichen ist: Die 
Disziplin, von der Der Wille zum Wissen spricht, ist keineswegs die gleiche 
wie in Überwachen und Strafen. Mit Althussers Unterscheidung zwischen Ge- 
walt und Ideologie lassen sich jedoch zwei Typen der Disziplinierung differen- 
zieren. In Überwachen und Strafen beschreibt Foucault Modelle der Fremd- 
disziplinierung, die sich auf subalterne Gruppen richten. In Der Wille zum 
Wissen dagegen untersucht er Praktiken der Selbstdisziplinierung, die das Bür- 
gertum zunächst exklusiv benutzt, um sich darüber eine eigene Identität zu 
geben. Das eine Mal geht es um eine präskriptive Leistungsnorm, die über 
mikrophysikalisch wirksame Gewalt durchgesetzt wird. Das andere Mal geht es 
um eine an Durchschnitten orientierte Gesundheitsnorm, an die sich eine re- 
spektable moralische Haltung knüpft. Ich habe bei Foucault gerade mal eine 
Stelle gefunden - im Vorlesungszyklus Die Anormalen [1975] -, an der zu- 
mindest eine begriffliche Ahnung von der Differenz der beiden Disziplinie- 
rungstypen aufscheint: 

Wenn man nun nicht auf die Armee, auf die Werkstätten, die Grundschulen 
sieht, sondern auf die Bußtechniken der Gewissensbehandlung, also auf das, 
was ın den Seminaren und den von ihnen abstammenden Kollegien praktiziert 
wurde, so sieht man eine Besetzung des Körpers heraufziehen, die keine Inve- 
stition in einen nützlichen Körper ist und keine, die etwa auf der Ebene seiner 
Fähigkeiten sich abspielte, sondern eine, die auf der Ebene des Begehrens und 
des Anstands liegt. Man stellt der politischen Anatomie des Körpers eine mo- 
ralische Physiologie des Fleisches gegenüber. (A, 258) 

Ich lese die Geschichte der Sexualität, die Foucault in Der Wille zum Wissen 
schreibt, als Übergang von einer religiösen ‘Moralphysiologie des Fleisches’ zu 
einer sozialtechnologischen ‘Moralphysiologie des Organismus’. In der früh- 
neuzeitlichen Pastoraltheologie wird „das Fleisch zur Wurzel aller Sünden“ 
gemacht und die Frage der Sünde „auf jene so schwer wahrnehmbare und 
formulierbare Wirrnis des Begehrens [desir]“ konzentriert (WW, 25/30). Be- 
ginnend im 18. Jahrhundert kommt der Sex dagegen schrittweise ins Visier der 
sich neuformierenden Pädagogik, Medizin und Psychiatrie, die ihn „dem Ge- 
sundheitswesen und dem Normalitätsgebot unter[ordnen]. Nicht mehr der 
Tod und die ewige Strafe bilden ihr Problem, sondern das Leben und die 
Krankheit. Das »Fleisch« wird auf den Organismus reduziert.“ (ebd., 116/141). 
Die Pointe dieser Säkularisationsgeschichte ist, dass Foucault sie nicht als reı- 
ne Diskursgeschichte, sondern als Geschichte einer ideologischen Praktik 
schreibt: des Geständnisrituals. Indem in Pädagogik, Medizin und Psychiatrie 
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eine ‘'Pädagogisierung des kindlichen Sexes’ (Foucault meint Jungen), eine 
‘Hysterisierung des weiblichen Körpers’ und eine ‘Psychiatrisierung der perver- 
sen Lust’ vorgenommen wird, entsteht eine „unglaubliche Sache: eine »Ge- 
ständnis-Wissenschaft< [science-aveu], |...] die sich auf die Rituale des Geständ- 
nisses und seiner Inhalte stützt“ (WW, 68/83). Der Priester wird durch einen 
Experten ersetzt, der das Wissen seines Gegenübers gemäß wissenschaftlichen 
Prinzipien ordnet und in Form von Verhaltensanleitungen ‘therapeutische’ 
Vorschläge erstellt. Die Parallelen zu Althussers Konstellation der Anrufung 
sind hier augenfällig. Während bei Althusser das Individuum von einem ideo- 
logischen Ordnungsprinzip wie Gott oder der Nation (dem großgeschriebenen 
SUBJEKT) angerufen wird, das ihm einen sicheren Platz in der Welt verspricht, 
ist es bei Foucault mit einer heterosexuellen Gesundheitsnorm konfrontiert. 
Indem sich das Individuum diese reflexiv zu eigen macht, gewinnt es „Zugang 
zu seiner eigenen Intelligibilität [ä sa propre intelligibilite] |...], zur Totalität 
seines Körpers [...], zu seiner Identität“ (ebd., 150/185, korr. Übers.)."” 

Von Feministinnen (z.B. Ramazanoglu 1993, Bührmann 1996, Hekman 1996, 
Planert 2000) ist dabei an Foucault kritisiert worden, dass er meint, eine Ge- 
schichte der Sexualität ohne männliche Herrschaft schreiben zu können: die 
heterosexuelle Norm, um die es ihm geht, sei jedoch eine männliche Norm, 
der eine grundsätzlich prekäre weibliche Subjektkonstitution entspreche. Oh- 
ne diese Kritik abschwächen zu wollen, lässt sich allerdings fragen, ob Fou- 
cault das Verständnis spezifisch moderner Formen von Geschlechterherrschaft 
nicht auch erweitert. Ich sehe hier eine theoretische Querverbindung zu Marx 
und Engels, die - im Unterschied zu Althusser - zur gesellschaftlichen Repro- 
duktion nicht nur die verstetigte Produktion von ‘Lebensmitteln’, sondern 
auch von ‘Leben’ rechnen (vgl. MEW 3 und 21), nicht nur die materielle, 
sondern auch die „generative Reproduktion“ (Beer 1990, 253). Den Wille 


13 Wie in Althussers Theoretisierung ist auch hier die Gewalt keineswegs abwesend. Foucault 
zeigt, wie z.B. in den Anti-Masturbationskampagnen der Appell: „Wenn du krank bist, so 
deshalb, weil du es so gewollt hast“ (A, 318), von einer bestimmten Architektur der Schlafsä- 
le bzw. ziemlich barbarischen Vorrichtungen flankiert wurde, die sich Jungen um den Bauch 
schnallen mussten. 

14 Unter ‘generativer Reproduktion’ sind Tätigkeiten zu verstehen, die die Fortpflanzung, die 
Aufzucht von Nachwuchs, die Sorge um Gesundheit, die Pflege von Kranken, sowie die Be- 
treuung von Alten betreffen. „Nach der materialistischen Auffassung ist das in letzter Instanz 
bestimmende Moment in der Geschichte: die Produktion und Reproduktion des unmittel- 
baren Lebens. Diese ist aber selbst wieder doppelter Art. Einerseits die Erzeugung von Le- 
bensmitteln, von Gegenständen der Nahrung, Kleidung, Wohnung und den dazu gehören- 
den Werkzeugen; andrerseits die Erzeugung von Menschen selbst, die Fortpflanzung der 
Gattung.“ (MEW 21, 27) Marx und Engels haben die generative Reproduktion jedoch zu- 
mindest tendenziell naturalisiert (vgl. Haug/Hauser 1992), indem z.B. in Engels Ursprung 
der Familie unmittelbar nach der zitierten Stelle die materielle Reproduktion mit „Arbeit“, 
die generative dagegen mit „Familie“ gleichgesetzt wird (MEW 21, 28). Das „feministische 
Materialismus-Postulat“ (Beer 1990, 73), das bei Marx und Engels angelegt ist, blieb in ihrer 
Forschungspraxis uneingelöst. 
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zum Wissen lese ich als materialistisch-geschlechtertheoretische Ergänzung zu 
Althusser, die eine These darüber enthält, wie die generative Reproduktion in 
sog. westlichen Gesellschaften organisiert wird: nämlich über ein ‘Sexualitäts- 
dispositiv’, in dem staatliche Populationssteuerung, bürgerliche Kleinfamilie 
und Geständniswissenschaften bis in die zweite Hälfte des 20. Jh. hinein die 
Sexualität auf eine ‘gesunde’ Fortpflanzung auszurichten versuchen. Anders 
gesagt: Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung ist in diesen Gesellschaften regu- 
liert durch heterosexistisch-asymmetrische Geschlechtsidentitäten sowie über 
den staatlichen Zugriff auf die Ressource Gebärfähigkeit. 

Zwei weitere Punkte sind an Der Wille zum Wissen bemerkenswert. Zum ei- 
nen beschreibt Foucault die Geschichte, die das ‘Sexualitätsdispositiv’ im 19. 
Jh. durchläuft, als Geschichte von „Klassensexualitäten“ (WW, 125/153): bei 
der Normalisierung der Sexualität, d.h. bei ihrer Ausrichtung an anstandsge- 
bietenden ‘Durchschnitten’, handelt es sich zunächst um ein Projekt des Bür- 
gertums, mit dem dieses Distinktion gegenüber dem Adel erlangen wollte; erst 
im Laufe des Jahrhunderts, parallel zur Durchsetzung des ‘Normalarbeitstages’, 
kommen die subalternen Klassen in den ‘Genuss’ einer ideologisch- 
administrativ regulierten Sexualität. Zum anderen zeigt Foucault, wie ab der 
Mitte des Jahrhunderts die Psychiatrie mit ihren Vererbungs- und Degenerati- 
onslehren zum dynamischen Zentrum des Sexualitätsdispositivs wird. Im Zu- 
sammenspiel mit Evolutionstheorie und staatlicher Populationssteuerung or- 
ganisiert sie eine als „Staatsrassismus“ (ebd., 117/143) bezeichnete Praktik, in 
der politische Gegner, deviante Subjekte und “Andersrassige’ gleichermaßen als 
Gefahr für den ‘Gattungs-” bzw. ‘Volkskörper’ verfolgt werden. Diese ‘qualita- 
tive’ Biopolitik findet ihren Höhepunkt in den rechtlich entgrenzten Euge- 
nikprogrammen und Menschenversuchen des Nationalsozialismus." 

Wenn auch Foucaults Untersuchung des Sexualitätsdispositivs bezogen auf die 
Gegenwart sicherlich neu geschrieben werden müsste (vgl. Sigusch 2005), so 
hat seine Analytik der Sozialtechnologien in Der Wille zum Wissen doch ihr 
komplexestes Ausarbeitungsniveau erreicht. Anders als in ‘differenzialistischen’ 
Interpretationen vermeint, beschränkt Foucault seine Untersuchung dabei 
keineswegs bloß auf lokale Ereignisse oder einzelne Institutionen, sondern 
macht weitreichende Aussagen darüber, wie die generative Reproduktion in 
‘westlich’-kapitalistischen Gesellschaften geregelt wird. Demgegenüber nimmt 
sich der Ertrag der Vorlesungen zur Geschichte der Gouvernementalität 
[1978/9], die bis zu ihrer Veröffentlichung 2004 von einer quasi- 
alchimistischen Aura umgeben waren, eher bescheiden aus. Zwar ist auch hier 


15 Ann Laura Stoler (1995) hat herausgearbeitet, wie weitgehend Foucault bei seiner Beschäfti- 
gung mit dem Rassismus den kolonialen Entstehungszusammenhang ausblendet. Foucault 
untersucht den Rassismus als Projekt der herrschaftlichen Versicherung bürgerlicher Sexuali- 
tät und nicht als ideologisches Management des Kolonialismus bzw. der heute fortbestehen- 
den ungleichen globalen Arbeitsteilung. 
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Foucaults Aktionsradius noch beträchtlich: der Begriff der Biopolitik wird zu 
dem der Sicherheit erweitert (vgl. STB, 13ff.) und der Staat in Perspektive der 
Sozialtechnologien betrachtet; es wird eine aufschlussreiche Ideengeschichte 
des Liberalismus unternommen (vgl. GB, 112ff.), sowie - über das Konzept 
der ‘pastoralen Führung’ - eine Verankerung der sozialtechnologischen Sub- 
jektkonstitution im frühen Christentum (vgl. STB, 173ff.). Doch bleiben Fou- 
caults Überlegungen in einer Weise unausgearbeitet, dass seine Warnung, sie 
„nicht für bare Münze“ (STB, 201) zu nehmen, keineswegs als Koketterie ab- 
getan werden sollte. 

In der Rezeption hat die Nichtbeachtung dieser Warnung prompt dazu ge- 
führt, dass Foucaults schwammige Aussagen über die „Instanz der Reflexion in 
der Regierungspraxis“ (GB, 14) für eine Übersetzung von gouvernementalite 
als "Regierungsmentalität” herhalten mussten, deren sprachliche Fehlerhaftig- 
keit zumindest Thomas Lemke mittlerweile zur „Selbstkritik“ (2005, 334) ver- 
anlasst.'* Ich vermute, dass sich Foucault auch an dieser Stelle mit dem Begriff 
der Sozialtechnologie besser verstehen lässt: während er anhand der absoluti- 
stischen Polizei die Verzahnung von Wissen (‘Polizeiwissenschaft’) und Herr- 
schaft (gesellschaftliche Funktion der Polizei) betrachtet, wechselt Foucault - 
ohne das kenntlich zu machen - für die Sicherheitsdispositive die Perspektive. 
Sie werden nicht in Hinblick auf ihre Organisation durch die Verwaltungswis- 
senschaften analysiert, sondern bezogen auf die politische Ökonomie als poli- 
tisch-theoretischem Metadiskurs über den staatlichen Einsatz von Sozialtech- 
nologie. Weit davon entfernt, den Staat in ‘politischen Rationalitäten’ aufzulö- 
sen, zeigt Foucault hier, dass wissenschaftliches Wissen nicht nur unmittelbar, 
sondern auch mittelbar auf den Staat wirkt.” 


3. Das Befehlsmodell des Rechts 


Um sowohl die ‘produktiven’ Aspekte von Herrschaft wie auch den strategi- 
schen Charakter von Politik zu profilieren, hat Foucault in Der Wille zum 
Wissen mit dem “juridisch-diskursiven Machtmodell’ den Idealtyp einer ‘nega- 
tiven’ und gehorsamszentrierten Herrschaftsauffassung konstruiert, der das ge- 


16 Für ‘Gouvernementalität’ gibt es im Deutschen kein Äquivalent. Grammatisch korrekt wären 
Ungetüme wie “Regierungsmäßigkeit’ oder ‘Regierungshaftigkeit. 

17 Ulrich Bröcklings bemerkenswerte Studie zur Managementliteratur, immerhin der Text der 
deutschsprachigen gouvernementality studies, hätte im Grunde genommen auch ohne Fou- 
caults Gouvernementalitäts-Konzeption auskommen können. Dort, wo sich Bröckling auf 
das Konzept der pastoralen Menschenführung bezieht (vgl. 2000, 141), wird es falsch, denn 
statt als Mobilisierung zur Selbstinitiative hat Foucault das Pastorat als „Beziehung vollstän- 
diger Knechtschaft“ (STB, 258) beschrieben. Tatsächlich schaut sich Bröckling, jenseits des 
im Deutschen irreführenden Regierungsbegriffs, aber in Übereinstimmung mit Foucaults 
Analytik der Sozialtechnologien, die gegenwärtige Reorganisation kapitalistischer Unterneh- 
men an. Er zeigt, wie die Top-Qualitäts-Management-Literatur Verfahren bereitstellt, um auf 
Grundlage von permanenter Kundenbefragung und Monitoringprozessen sowohl die Ar- 
beitsabläufe als auch die Corporate-Identity der MitarbeiterInnen zu reorganisieren. 
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rade Gegenteil seiner eigenen Konzeption darstellt. In diesem Modell, zu dem 
Foucault neben der Psychoanalyse die am Souveränitätsbegriff orientierten po- 
litischen Philosophien rechnet, würden „alle Arten der Herrschaft [dominati- 
on], der Unterordnung [soumission] und der subjektkonstituierenden Unter- 
werfung [assujettissement] |[...] auf Gehorsam hinausllaufen].“ (WW, 87/106, 
korr. Übers.) Ich werde kurz Foucaults Position nachzeichnen, um dann zu 
einer Kritik seiner eigenen, in der Rezeption zumeist fraglos hingenommenen 
Rechtsauffassung (Ausnahmen u.a. Poulantzas [1977] 2002 und Hunt/Wick- 
ham 1994) überzugehen. 

Während die Auseinandersetzung mit den Souveränitätsphilosophien bei Fou- 
cault fragmentarisch bleibt", besitzt seine Kritik der Psychoanalyse deutlichere 
Konturen. Der freudo-marzistischen ‘Repressionshypothese’ hält Foucault ent- 
gegen, dass ihre unhistorische Vorstellung einer triebhaften Sexualität, die zum 
Zwecke kapitalistischer Ausbeutung unterdrückt wird, dem Sexualitätsdisposi- 
tiv als - wenn auch dissidenter - Teil verhaftet bleibt. „Eine der offenkundig- 
sten Schwierigkeiten, die von den freudo-marzistischen Theoriebildungen auf- 
geworfen wurden |[...], [stammt] aus der verwirrenden Nähe ihres Biologismus 
bzw. ihres Energetismus zu jenem, den die rassistischen Theorien selbst vertre- 
ten haben“ (Balibar 1991, 44). Dagegen hält Foucault der lacanianischen Psy- 
choanalyse zugute, dass sie mit der Idee eines unterdrückten Triebes Schluss 
gemacht habe. Indem mit dem ‘Gesetz des Vaters’ jedoch von einem konstitu- 
ierten Begehrens-Mangel ausgegangen werde, bleibe auch sie in einer ‘negativ- 
juridischen’ Konzeption gefangen. Foucault kritisiert dabei vor allem den Re- 
duktionismus, den die Gleichsetzung von ‘Gesetz des Vaters’ und Sprache mit 
sich bringt. „Der Zugriff der Macht auf den Sex vollzieht sich in der Sprache 
[langage] oder vielmehr durch einen Diskursakt, der dadurch, daß er sich 
artikuliert, einen Rechtszustand schafft. Die Macht spricht, und das ist die 
Regel.“ (WW, 85/103) Entsprechend unterstellen Lacan & Co, wie Foucault in 
Anlehnung an Althussers Kritik der „expressiven Totalität“ (Althusser/Balibar 
1972, 17) festhält, eine einheitliche gesellschaftliche Determinierung: „gesetz- 
gebende Macht [pouvoir legislateur] auf der einen Seite und gehorchendes 
Subjekt [sujet obeissant] auf der anderen.“ (WW, 86/105) Angesichts dieser 
Kritik erscheint es als Ironie der Rezeptionsgeschichte, dass ausgerechnet Fou- 
cault im Sinne eines Macht-Determinismus und ‘Diskursreduktionismus’ in- 
terpretiert wurde. 


18 Schmitt wird von Foucault nirgendwo und Rousseau nur in Nebensätzen erwähnt. Hobbes 
dagegen ist im Vorlesungszyklus In Verteidigung der Gesellschaft Gegenstand einer längeren 
‘nietzscheanischen’ Auseinandersetzung: einerseits kritisiert Foucault an Hobbes völlig zu- 
recht dessen Gehorsamsfokussierung, nach der es zu den schlimmsten „Krankheiten eines 
Staates“ (1992, 246) zählt, dass die Untertanen anfangen, die „staatlichen Befehle unterein- 
ander zu diskutieren und zu kritisieren“ (ebd., 247); andrerseits übernimmt er Nietzsches 
herrenmenschlich-gleichheitsfeindliche Perspektive, wenn er an Hobbes moniert, dass der 
‘Krieg aller gegen alle’ als „Krieg unter Gleichen“ (VG, 109) gar kein richtiger Krieg sei. 
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Mit seiner Kritik des ‘juridisch-diskursiven Machtmodells’ zeigt Foucault, dass 
Psychoanalyse und Souveränitätsphilosophie eine gemeinsame Schnittmenge 
in der Gehorsamsfixierung besitzen. Diese lässt sie, auch wenn lacanianisie- 
rende (z.B. Butler 2001) bzw. schmittianische (z.B. Agamben 2002) Foucault- 
rezeptionen das nicht wahrhaben wollen, als ungeeignet erscheinen, um be- 
stimmte Formen moderner Herrschaft und Politik zu denken. Allerdings 
bleibt Foucault seinem Gegenstand insofern verhaftet, als er die souveränisti- 
sche Rechtsauffassung unbesehen übernimmt und zur adäquaten Beschreibung 
des modernen Rechts erhebt: Das „berühmte formale und bürgerliche Recht“ 
sei „in Wirklichkeit das Recht der Souveränität“ (DE III, Nr. 194, 249). Da 
sich moderne Herrschaft und Politik tatsächlich kaum mehr in Form souverä- 
ner Gehorsamsbeziehungen denken lassen, folgert er kurzschlüssig: „Vergli- 
chen mit den Gesellschaften vor dem 18. Jahrhundert befinden wir uns jetzt 
in einer Phase, in der das Rechtliche im Rückgang ist.“ (WW, 139/172) 

Es lässt sich aber bereits für das Ancien Regime bezweifeln, ob dessen standes- 
rechtliche Realität von den Souveränitätstheoretikern, die der Krone anhingen, 
angemessen wiedergegeben wurde (vgl. Gerstenberger 1990). Das gilt umso 
mehr für das moderne Recht. Wenn Foucault erklärt, dass „das Recht im 
Abendland [...] ein königliches Befehlsrecht [droit de commande royale|“ (DE 
IH, Nr. 194, 234, korr. Übers.) sei, dann hängt er einer Rechtsauffassung an, 
die sich in Anlehnung an H.L.A. Harts Kritik des Rechtspositivismus als „Be- 
fehlsmodell des Rechts [command model of law|* (Hunt/Wickham 1994, 58) 
bezeichnen lässt: Rechtsnormen werden als Gehorsam verlangende Befehle ge- 
dacht, die eine normsetzende Instanz erlässt (sei es der Souverän von Hobbes, 
Schmitt oder auch Bentham, sei es die normative Black Box von Kelsen). 
Nicht nur handelt es sich bei dieser Zentrierung auf Gebote und Verbote um 
eine Verabsolutierung bestimmter Merkmale des Strafrechts, durch welche die 
sog. ermöglichenden Normen (Verträge-Schließen, Mit-Befugnissen-Ausstatten 
etc.) und damit weite Bereiche des öffentlichen und des Privatrechts aus dem 
Blick geraten (vgl. Hart 1973, 34 ff.). Indem das Recht in dieser Tradition 
entweder auf Gewalt (Hobbes, Schmitt) oder auf einer reinen Sollens-Instanz 
(Kelsen) begründet wird, ist einer gesellschaftstheoretischen Perspektive der 
Weg versperrt, welche die Eigentümlichkeiten auch des modernen Rechts aus 
sich wandelnden gesellschaftlichen Verhältnissen rekonstruiert (vgl. Maihofer 
1992). 

Bei Foucault zeitigt die souveränistische Rechtsauffassung den fatalen Effekt, 
eine höchst einseitige Entwicklungslinie zwischen Sozialtechnologie und Recht 
zu unterstellen. Die Bio-Macht habe es „nicht mehr bloß mit Rechtssubjekten 
zu tun, die im äußersten Fall durch den Tod unterworfen werden, sondern mit 
Lebewesen, deren Erfassung sich auf dem Niveau des Lebens halten muß. An- 
stelle der Drohung mit dem Mord ist es nun die Verantwortung für das Le- 
ben, die der Macht Zugang zum Körper verschafft.“ (WW, 138/170) Indem 
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Foucault einer historisch unspezifischen (Drohung mit dem Mord’) Rechts- 
subjektivität eine historisch spezifische ‘Lebensmacht’ gegenüberstellt, gerät 
das Recht einseitig in den Bann der Sozialtechnologien. Behauptet wird eine 
historische Tendenz, in der „das Gesetz immer mehr als Norm funktioniert 
und die Justiz sich immer mehr in ein Kontinuum von Apparaten (Gesund- 
heits-, Verwaltungsapparaten), die hauptsächlich regulierend wirken, integriert“ 
(ebd.).” 

Tatsächlich hat Foucault in Die Anormalen und in Überwachen und Strafen 
gezeigt, dass - anders als z.B. Habermas (vgl. 1988) glaubt - nicht nur der 
moderne Strafvollzug von disziplinierenden Praktiken durchzogen, sondern 
auch der Strafprozess von normalisierenden Erwägungen, Gefahrenabschät- 
zungen etc. *durchlöchert’ wird. Aus diesen spezifischen Tendenzen des Straf- 
rechts jedoch auf eine generelle Sozialtechnologisierung des Rechts zu schlie- 
ßen, heißt eine unzulässige Verallgemeinerung vornehmen. Statt dessen lässt 
sich im Anschluss an Althussers rechtstheoretische Skizze aus Sur la reproduc- 
tion (vgl. 1995, 87ff.) davon ausgehen, dass das moderne Recht aufgrund sei- 
ner Systematizität und Formalität für unterschiedlichste gesellschaftliche Be- 
reiche und Praktiken Regeln bereitstellt, die diese mit verbindlichen Erwar- 
tungshorizonten ausstatten. Dieser formale Charakter impliziert dabei eine 
Form der Rechtssubjektivität, die in Foucaults Befehlsmodell gerade nicht ge- 
dacht werden kann: statt eines bloß bedrohten ein auch mit Freiheit und 
Gleichheit ausgestattetes Rechtssubjekt.” 

Plausibler als eine einseitige Sozialtechnologisierung des Rechts ist darum die 
Annahme eines wechselseitigen Konstitutionszusammenhangs: Einerseits wird 
das Recht als Strafrecht sozialtechnologisch ausgehöhlt, andrerseits regelt es 
den Einsatz der Sozialtechnologien verbindlich und bietet, je nach gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnissen, Schutz vor deren ‘Auswüchsen’. In der freien 
und gleichen Rechtssubjektivität laufen beide Tendenzen zusammen. Die von 
ihr unterstellte Zurechnungsfähigkeit begründet bestimmte Rechte, gleichzeitig 


19 Die Unterscheidung von produktiver ‘Norm’ und repressivem ‘Gesetz’ ist rechtstheoretisch 
natürlich unsinnig, denn Gesetze sind nichts anderes als kodifizierte Rechtsnormen. Worum 
es geht, ist vielmehr die spezifische Funktionsweise juridischer im Unterschied zu normie- 
rend-normalisierenden Normtypen (vgl. Link 1999). 

20 Wenn sowohl Althusser als auch Paschukanis das Subjekt und nicht die Sanktion zum 
„Atom der juristischen Theorie“ (Paschukanis 1966, 87) machen, dann ist damit die Not- 
wendigkeit verbunden, zwischen dem Was des Rechts und dem Wie seines Bestands zu un- 
terscheiden: Was ist das moderne Recht? - Ein Set formaler Regeln, die von freien und glei- 
chen Rechtssubjekten in Anspruch genommen werden. Wie wird es sichergestellt? - Zum ei- 
nen durch die strafrechtlich geregelte Gewaltandrohung; zum anderen durch die juristische 
Ideologie und ihr „petit supplement“ (Althusser 1995, 99) in der Moral: ‘Du sollst das Ei- 
gentum Deines Nächsten achten!’ Dass es zweier Frauenbewegungen bedurfte, um - in den 
meisten Gesellschaften - die freie und gleiche Rechtssubjektivität auch für Frauen vollständig 
durchzusetzen, und dass diese auch heute noch an nationale Zugehörigkeit gekoppelt ist, 
besagt nur: Wer als gleiches Rechtssubjekt anerkannt werden will, muss als ‘von Natur’ aus 
gleich gelten und dabei einen Staat im Rücken haben, der diese Gleichheit auch garantiert. 


600 Urs Lindner 


ist sie - wenn z.B. ein ‘gefährlicher’ Sexualtrieb diagnostiziert wird - das Vehi- 
kel, über das sich das Recht zurückzieht und die Menschen den Humanwis- 
senschaften überlässt. 

Paradoxerweise kommt der von der ‘gleichen Freiheit [egaliberte]’ (vgl. Balibar 
1993) eröffnete Rechtshorizont bei Foucault bereits in Der Wille zum Wissen 
wieder in die Theorie herein?! - wenn auch durch die Hintertür, d.h. durch ein 
Recht in Anführungsstrichen: 

„Weit mehr als das Recht ist das Leben zum Einsatz der politischen Kämpfe 
geworden, auch wenn sich diese in Rechtsansprüchen artikulieren. Das »Recht« 
auf das Leben, auf den Körper, auf die Gesundheit, auf das Glück, auf die Be- 
friedigung der Bedürfnisse, das »Recht« auf die Wiedergewinnung alles dessen, 
was man ist oder sein kann - jenseits aller Unterdrückungen und »Entfrem- 
dungen, dieses für das klassische Rechtssystem so unverständliche »Recht« war 
die politische Antwort auf all die neuen Machtprozeduren, die ihrerseits auch 
nicht mehr auf dem traditionellen Recht der Souveränität beruhen.“ (WW, 
140/173, korr. Übers.). 

Doch ist auch diese Beschreibung noch ungenügend. Das ‘für das klassische 
Rechtssystem so unverständliche Recht markiert interne Wandlungsprozesse 
des modernen Rechts, die in den meisten Grundrechtskatalogen niedergelegt 
sind. Nachdem in der declaration des droits de ’homme von 1789 sog. Ab- 
wehrrechte gegenüber dem Staat formuliert worden waren, sind im 20. Jahr- 
hundert - als Resultat von ‘politischen Kämpfen’ - sog. Teilhaberechte wie das 
auf Gesundheit, Wohnung etc. hinzugekommen. 


4. Auf der Suche nach der Politik 


Während sich Foucaults Konzeption von Herrschaft anhand der Unterschei- 
dung von Sozialtechnologie und Recht ohne größere Schwierigkeiten rekon- 
struieren ließ, ist seine Politikauffassung vergleichsweise dunkel und unklar 
geblieben. Nicht nur fällt Foucault - entgegen seinem eigenen Ausgangspunkt 
- häufig in eine Staat und Politik miteinander identifizierende Redeweise zu- 
rück. Mehr noch: Weil sein äquivoker Machtbegriff zwischen Herrschaft und 
Politik nicht unterscheidet, bleibt der theoretische Status von Begriffen wie 
‘Kampf, “Strategie” und ‘Widerstands’ vage. Vermutlich liegt hierin eine der 
Ursachen für die endlosen Debatten, die Foucaults machtanalytische Arbeiten 
hervorgerufen haben. 

Auch hier besteht eine interessante Parallele zu Althusser. In der 1976 ge- 
schriebenen Anmerkung über die ideologischen Staatsapparate hat Althusser 


21 Bereits in Die Wahrheit und die juristischen Formen [1973] hatte Foucault davon gespro- 
chen, dass „unter den sozialen Praktiken, deren historische Analyse die Entstehung neuer 
Formen des Subjekts zu lokalisieren erlaubt, [...] die im engeren Sinne juristischen die wich- 
tigsten“ (DE II, Nr. 139, 672) sind. Danach hat er diesen Gedanken allerdings nicht weiter- 
verfolgt, sondern zugunsten des ‘Befehlsmodells des Rechts’ aufgegeben. 
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auf den Vorwurf des Funktionalismus reagiert, dass bei ihm die ideologischen 
Staatsapparate ‘automatisch’ und ‘konfliktfrei” Herrschaft ‘reproduzieren’ wür- 
den. Demgegenüber betont er den „Primat des Klassenkampfs über die Funk- 
tionen und die Funktionsweise des Staatsapparates sowie der ideologischen 
Staatsapparate“ (1977, 154, Herv. im Org.): „Wenn die Funktion der ISAs dar- 
in besteht, die herrschende Ideologie einzuprägen, so deshalb, weil es Wider- 
stand gibt; wenn es Widerstand gibt, so deshalb weil es Kampf gibt, und dieser 
Kampf ist letzten Endes das direkte oder indirekte, das unmittelbare oder 
(häufiger) weit entfernte Echo des Klassenkampfes“ (ebd., 156, Herv. im Org.). 
Hier ist in Reinkultur zu bebachten, wie Althusser in den 1970er Jahren die 
Frage nach der Wirkungsweise institutioneller Logiken beantwortet: mit einer 
Beschwörung des Klassenkampfes. 

Ein ähnliches Vorgehen lässt sich auch bei Foucault finden. Nachdem in sei- 
nen materialen Untersuchungen Akteure und deren Auseinandersetzungen 
kaum vorgekommen waren, beschwört das Methodenkapitel von Der Wille 
zum Wissen einen „bebenden Sockel der Kraftverhältnisse, die durch ihre Un- 
gleichheit unablässig Machtzustände erzeugen, die immer lokal und instabil 
sind.“ (WW, 93/114) Stärker noch als bei Althusser spielt dabei der “Wider- 
stand’ eine fast schon magische Rolle: „Wo es Macht gibt, gibt es Widerstand. 
Und doch oder vielmehr gerade deswegen liegt der Widerstand niemals außer- 
halb der Macht“ (ebd., 96/116). Machtverhältnisse könnten „nur kraft einer 
Vielzahl von Widerstandspunkten existieren, die in den Machtbeziehungen die 
Rolle von Gegnern, Zielscheiben, Stützpunkten, Einfallstoren spielen“ (ebd., 
96/117). Auch hier geht es Foucault um die Frage, wie „sich globale, aber 
niemals völlig stabile Herrschaftswirkungen durchsetzen“ (ebd., 101/124). Er 
beantwortet sie, indem er eine fundamentale Instabilität und omnipräsente 
Widerstände behauptet. 

Meiner Interpretation nach resultieren diese Inkonsistenzen aus einer Doppel- 
deutigkeit, die nicht nur Foucaults Machtbegriff, sondern auch seinen Begriff 
der Strategie durchzieht. Einerseits ist “Strategie' bei ihm Ersatzbegriff für 
Struktur und meint die nichtbeabsichtigten Effekte, die beim Zusammenwir- 
ken mehrerer intentional vollzogener Handlungen (‘Taktiken’) entstehen. Man 
müsse ein „zweifaches Bedingungsverhältnis denken, in dem eine Strategie 
durch besondere Taktiken ebenso ermöglicht wird, wie die Taktiken durch die 
Gesamtstrategie in Gang gesetzt werden.“ (WW, 99/121). Andrerseits spricht 
Foucault von Strategie im Sinn des zielgerichteten politischen Versuchs „Kräf- 
teverhältnisse zu koordinieren und zu finalisieren“ (DE II, Nr. 197, 305).? 


22 Dieselbe Doppeldeutigkeit findet sich auch bei Poulantzas. Wenn dieser in Anlehnung an 
Foucault sagt: „den Staat als materielle Verdichtung eines Kräfteverhältnisses begreifen, 
heißt, ihn auch als strategisches Feld und strategischen Prozess zu fassen“ (2002, 167), dann 
ist damit sowohl eine in den Staatsapparaten anzutreffende “Planlosigkeit’ angesprochen, wie 
auch die zielgerichtete Konstitution bzw. De-Konstitution von politischen (Klassen-)Akteu- 
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Wenn Foucault in der ersten Bedeutung auf die „großen anonymen Strategi- 
en“ (WW, 95/116) verweist, dann trifft er damit den richtigen Punkt, dass es 
kein Metasubjekt der Strukturierung gibt, das die Handlungen der jeweiligen 
Akteure deterministisch vorherbestimmen würde. Indem allerdings das “zwei- 
fache Bedingungsverhältnis’ von Strategie und Taktik unausgeführt bleibt, 
tendiert Foucault dazu, Struktur und Handlung entweder ineinander kollabie- 
ren zu lassen, oder - sofern die politiktheoretische Bedeutung des Strategiebe- 
griffs durchschlägt - gesellschaftliche Strukturen in „unaufhörlichen Kämpfen“ 
(ebd., 93/113) aufzulösen. 

Demgegenüber finden sich eigentlich politiktheoretische Überlegungen bei 
Foucault weniger ın seinen Büchern und Vorlesungen als vielmehr in seinen 
Interviews und konkreten politischen Analysen. Aufschlussreich sind hier vor 
allem die Konzeption des ‘spezifischen Intellektuellen’ sowie die 1978/9 ver- 
fassten Reportagen über die ‘iranische Revolution’. Zunächst hatte Foucault 
im Zuge der Gefängniskämpfe Anfang der 1970er Jahre den Intellektuellen 
zum einfachen Sprachrohr der Subalternen erklärt und damit - wie Gayatri 
Chakravorty Spivak (vgl. 1988, 279) für diese Periode richtig kritisiert - die 
Problematik der Repräsentation voluntaristisch wegdekretiert. Mitte der 
1970er Jahre versucht er dagegen die „Funktion des spezifischen Intellektuel- 
len neu auszuarbeiten“ (DE II, Nr. 192, 210). Dieser Intellektuelle kümmert 
sich nicht einfach nur - in abstrakter Negation des von Sartre verkörperten 
“universalen Intellektuellen” - um das Besondere. Vielmehr geht es Foucault 
um eine Perspektivverschiebung: Wo der ‘universale Intellektuelle vom All- 
gemeinen aufs Besondere schließt, kommt der ‘spezifische Intellektuelle’ vom 
Besonderen zum Allgemeinen und versucht ausgehend von seinem spezifi- 
schen Wissen in Kooperation mit Anderen eine sektorenübergreifende Kritik 
zu entwickeln. Foucault will hier weder - wie in ‘differenzialistischen’ Interpre- 
tationen nahegelegt - Globalperspektiven verabschieden noch einem Begrün- 
dungsrelativismus das Wort reden, der den Unterschied zwischen kohärenten 
und inkohärenten Argumentationen, von verzerrenden und nichtverzerrenden 
Darstellungen einebnet. Seine Rede von einer „allgemeine[n] Politik der 
Wahrheit“ (ebd.) betrifft vielmehr die spezifischen Funktionen, die Wahrheit 
in modern-herrschaftlichen Gesellschaften besitzt.” 

In seinen Iran-Reportagen berichtet Foucault von einem „absolut kollektiven 
Willen [volonte absolument collective]*, der ihm bis dato als bloßer „politi- 


ren (vgl. Lindner 2006). 

23 Auch hier lässt sich zwischen Sozialtechnologie und Politik unterscheiden: Zum einen ist 
Wahrheit „auf die Form des wissenschaftlichen Diskurses“ ausgerichtet; sie unterliegt „einem 
konstanten ökonomischen und politischen Anreiz“, ist „Gegenstand einer immensen 
Verbreitung und Konsumtion“ und wird „durch einige große politische oder ökonomische 
Apparate“ kontrolliert. Zum anderen ist Wahrheit jedoch auch „Einsatz einer umfassenden 
politischen Auseinandersetzung und sozialen Konfrontation“ (DE III, Nr. 192, 211). 
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scher Mythos“ erschienen sei, den er in Teheran und im ganzen Iran jedoch 
tatsächlich angetroffen habe (DE III, Nr. 259, 933, korr. Übers.). Sicherlich 
muss an dieser Stelle die Distanzlosigkeit kritisiert werden, die Foucault ange- 
sichts der iranischen Entwicklung zwischen Herbst 1978 und Frühjahr 1979 
befallen hat.”* Mich interessiert allerdings mehr die Frage, inwiefern seine Be- 
schreibungen eine politische Logik freilegen, anhand derer sich auch die Ex- 
pansionsgeschichte des Islamismus (vgl. Kepel 2002) besser verstehen lässt. So 
verbucht Foucault es als „politisches Gespür“ Khomeynis, „diesem kollektiven 
Willen ein Objekt, ein Ziel gegeben [zu haben], und zwar ein einziges: die 
Abdankung des Schahs.“ (DE III, Nr. 259, 934, korr. Übers.) Die schiitische 
Religion habe dabei als „Vokabular“ (ebd., 933) gedient und eine Möglichkeit 
bereitgestellt, „sich anderen verständlich zu machen und zusammen mit ihnen 
etwas zu wollen“ (DE III, Nr. 244, 862, korr. Über.). Mit Hilfe dieser „politi- 
schen Spiritualität“ (ebd., Nr. 245, 870, Herv. im Org.) sei es schließlich ge- 
lungen, aus „tausenderlei Unzufriedenheit, Hass, Elend und Hoffnungslosig- 
keit [...] eine Kraft“ (ebd., Nr. 244, 862, Herv. im Org.) zu machen. 

In den 1970er Jahren hat Foucault verschiedentlich von „Hegemonie“ (u.a. 
WW, 95/116, DE III, Nr. 192, 213) gesprochen, ohne aus diesem Wort einen 
Begriff zu gewinnen. In den Iran-Reportagen dagegen beschreibt er eine unter 
den Begriff der Hegemonie zu fassende politische Logik, ohne das Wort zu 
verwenden: den Mechanismus, über den in einem Set von Signifikanten ver- 
schiedene Anliegen zu einem politischen „Kollektivwillen“ (Gramsci 1991ff., 
1051 bzw. 1747) ‘verdichtet’ werden. Insofern sind seine Überlegungen voll- 
kommen kompatibel mit der Hegemonietheorie Antonio Gramscis. Auch die- 
ser Fund geht in Foucaults Spätwerk jedoch wieder verloren. Das Subjekt und 
die Macht [1982] appelliert ‘existenzialistisch’ an die „Widerspenstigkeit des 
Wollens und die Intransitivität der Freiheit“ (DE IV, Nr. 306, 287, korr. Ü- 
bers.). Der kollektiv geführte Streit über die Einrichtung von Gesellschaft 
scheint hier nur noch als dunkle Ahnung durch: „ob es nämlich möglich wä- 
re, ausgehend von der geleisteten Arbeit ein »Wir« zu konstruieren, das über- 
dies imstande sein sollte, eine Handlungsgemeinschaft [oommunaute d’action] 
zu bilden.“ (ebd., Nr. 342, 729) 


24 Diese fehlende Distanz drückt sich nicht nur in einer bisweilen Iyrischen Sprache aus; in 
seinem letzten Text über den Iran vom Mai 1979 zeichnet Foucault darüber hinaus das Bild 
einer antiautoritären Revolte, die erst im Nachhinein von den Mullahs angeeignet worden 
sei (vgl. DE III, Nr. 269, 990). Allerdings muss ihm zugute gehalten werden, dass er davor 
zumindest an einer Stelle von ‘antisemitischen’ und “fremdenfeindlichen Demonstrationen’ 
gesprochen hatte (ebd., Nr. 259, 941f.). Dass in der deutschen Übersetzung ‘volonte collec- 
tive’ mit ‘gemeinschaftlicher Wille’ und nicht als ‘Kollektivwille’ wiedergegeben wird, spricht 
Bände und verweist auf ein sehr deutsches Verständnis von Kollektivität. 
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5. Schluss: Machtanalytik und kritische Gesellschaftstheorie 


Indem ich versucht habe, eine alternative, von Althusser herkommende Lesart 
von Foucaults Machtanalytik zu entwickeln, ging es mir um eine Kritik der 
vorherrschenden ‘poststrukturalistischen’ Rezeptionslinie. Nach meiner Inter- 
pretation interessiert sich Foucault für die gesellschaftlichen Funktionen von 
Wahrheit und nicht für einen allgemeinen Begründungsrelativismus. Ähnliches 
gilt für die Topoi des ‘Differenzialismus’ und des “Diskursreduktionismus’. 
Statt ‘globale’ Strukturen in ‘lokalen’ Differenzen aufzulösen, produziert Fou- 
cault mit Begriffen wie dem der ‘Biomacht’ oder dem des ‘Sexualitätsdisposi- 
tivs’ Aussagen, die ganze Gesellschaftsformationen betreffen. Dabei argumen- 
tiert er nicht bloß mit ‘Diskursen’, sondern untersucht Praktiken und Institu- 
tionen, die sich keineswegs in ihrer Organisation und Autorisierung durch 
wissenschaftliches Wissen erschöpfen.” Von Althusser aus gesehen machen 
seine Analysen dabei auch die Unterscheidung von Ideologie und Gewalt kei- 
neswegs hinfällig; diese erweist sich vielmehr als notwendig, um Prozesse der 
Selbst- und Fremddisziplinierung besser zu verstehen. Gleichzeitig teilen beide 
Autoren - mit unterschiedlichen Akzentuierungen - eine Perspektive, die ich 
als grundlegend für kritische Gesellschaftstheorie ansehe: diejenige der gesell- 
schaftlichen Reproduktion. Insofern erscheint mir auch die verbreitete Auffas- 
sung (z.B. Hall [1985] 2004, Palmer 1990, Ahmad 1994), Althusser habe die 
Tür zum ‘Poststrukturalismus’ geöffnet, durch die Foucault dann bereitwillig 
hindurchspaziert sei, als wenig plausibel. 

Allerdings haben sowohl Althusser als auch Foucault immense Schwierigkei- 
ten, das Verhältnis von Struktur und Handlung in nicht-reduktionistischer 
Weise zu denken. Bei beiden fehlen entweder die Akteure, oder Gesellschaft 
wird in Kämpfe aufgelöst. Eine kritische Gesellschaftstheorie kann hier nicht 
einfach stehen bleiben, sondern muss nach anderen Theorieangeboten Aus- 
schau halten. Als das derzeit erfolgversprechendste sehe ich die Debatten der 
Critical Realists an (vgl. Archer et al. 1998), näher die Weiterentwicklungen, 
die Margaret Archer an Roy Bhaskars ‘transformational model of social activi- 
ty (vgl. Bhaskar 1979) vorgenommen hat. Archer unterscheidet in ihrem 
“morphogenetic approach’ (vgl. 1995) zwischen ‘structure’, ‘culture’ und ‘people’, 
wobei sie letztere in individuelle (‘actors’) und kollektive Akteure (‘agents’) 
differenziert. Eine Handlung wird von actors und agents immer auf einer vor- 


25 So heißt es bei Foucault polemisch: „In Wirklichkeit hätte es überhaupt keinen Sinn, wenn 
man behauptete, nur der Diskurs existiere. Ein einfaches Beispiel: Die kapitalistische Aus- 
beutung ist in gewisser Weise realisiert worden, ohne dass man jemals ihre Theorie wirklich 
in einem Diskurs formuliert hätte. Doch im Nachhinein wurde sie durch einen analytischen 
Diskurs, durch einen historischen oder ökonomischen Diskurs aufgedeckt. Aber haben sich 
die historischen Prozesse innerhalb eines Diskurses vollzogen? Sie haben sich am Leben der 
Menschen vollzogen, an ihrem Körper, ihrer Arbeitszeit, an ihrem Leben und Tod.“ (DE II, 
Nr. 139, 783) 
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gegebenen strukturellen Position und innerhalb eines präexistenten kulturellen 
Horizonts vollzogen. Archer spricht dabei von einer „double morphogenesis“ 
(1995, 247): Einerseits werden structure und culture durch den Handlungs- 
vollzug bestätigt ((morphostasis”) oder verändert (“morphogenesis’); andrerseits 
entwickeln sich während der Handlung auch die Akteure. Der Witz von Ar- 
chers Ansatz besteht darın, dass er - im Unterschied zu Giddens Strukturie- 
rungstheorie (vgl. Giddens 1992) - structure, culture und people gegenüber 
den jeweiligen Handlungen emergente Eigenschaften zuschreibt: ‘activity de- 
pendance’ nicht in ‘the present’, sondern in ‘the past tense’. Anders als bei 
Giddens werden Strukturen von Akteuren nicht “instantiiert’, sondern sie 
zwängen sich ihnen auf. Die Akteure können sich solchen strukturellen Zwän- 
gen zwar widersetzen, aber das hat je nach Stellung und Stärke der Akteure 
unterschiedliche Auswirkungen sowohl für sie als auch für die Struktur. 
Innerhalb dieses Ansatzes lässt sich Foucaults Analytik der Sozialtechnologien 
als herrschaftssensible Organisationstheorie beschreiben, die auf einer relativ 
niedrigen Abstraktionsebene Wechselwirkungen zwischen culture und structu- 
re untersucht und diese auf die Subjektkonstitution der actors bezieht. Ge- 
genüber Althusser handelt es sich um eine doppelte Weiterentwicklung. Zum 
einen entfaltet Foucault die bei Althusser unausgearbeitet gebliebene ‘prakti- 
sche’ Betrachtungsweise von human- und sozialwissenschaftlichem Wissen, in- 
dem er sie auf die institutionellen Rückkoppelungsprozesse von Wissen und 
Herrschaft fokussiert. Seine Beschreibungen stellen die ungeheuren Realitätsef- 
fekte heraus, die wissenschaftliches Wissen in modernen Gesellschaften besitzt, 
und eignen sich hervorragend zur Kritik wissenschaftlich legitimierter poli- 
cies” Zum anderen hat Foucault - in Parallelität mit feministisch- 
materialistischen Ansätzen - die Frage der generativen Reproduktion auf die 
Tagesordnung gesetzt. Seine Untersuchung des Sexualitätsdispositivs weist da- 
bei für die reichen Länder des Nordens einen spezifischen Regelungsmodus 
nach: ein Zusammenwirken von staatlicher Populationssteuerung, bürgerlicher 
Kleinfamilie und ‘Geständniswissenschaften’ wie Medizin, Pädagogik und 
Psychiatrie. Statt Geschlecht in Einbahnstraßen entweder von Arbeitsteilung 
oder symbolischen Repräsentationen her zu denken, lassen sich auf diese Wei- 
se konkrete Verfahren und Praxen untersuchen, in denen die generativer Re- 
produktion unter der Norm einer gesunden Heterosexualität geschlechterherr- 
schaftlich organisiert wird. 

Foucaults Analysen schließen also keineswegs ‘vertikale’ Strukturkategorien 
wie Klasse, Geschlecht und ‘race’ aus, sondern beschreiben deren institutionel- 


26 Insofern handelt es sich bei Foucaults Analytik der Sozialtechnologien keineswegs um eine 
Verabschiedung, sondern um eine Ergänzung der auf Theoriewissen abzielenden Kritik der 
politischen Ökonomie: theoretisch betrachtet war Jeremy Bentham das „schwatzlederne 
Orakel des gemeinen Bürgerverstandes“ (MEW 23, 636), als Sozialtechnologe war er einer 
der ausgefeiltesten Gesellschaftsplaner aller Zeiten. 
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le Ausformungen. Allerdings sollte sich kritische Gesellschaftstheorie nicht auf 
eine Verknüpfung dieser drei Kategorien beschränken, wie sie seit einiger Zeit 
unter dem Stichwort der ‘Intersektionalität’ (vgl. Klinger 2003) versucht wird. 
Gefragt werden muss auch nach den ‘systemisch-horizontalen’ Logiken, nach 
denen unter kapitalistischen Bedingungen die gesellschaftliche Arbeitsteilung 
geregelt wird. Als Ausgangspunkt eignet sich nach wie vor die Marxsche Kritik 
der politischen Ökonomie - ergänzt jedoch um eine Theorie des Haushalts, des 
Staates und der Zivilgesellschaft. Gesellschaftliche Arbeitsteilung ist im Kapita- 
lismus ‘horizontal’ nicht nur nach der Logik ‘warenförmig-privat’ (Ökonomie) 
geregelt, sondern auch nach den Logiken ‘nichtwarenförmig-privat’ (Haushalt), 
‘verbindlich-öffentlich’ (Staat) und ‘nichtverbindlich-öffentlich’ (Zivilgesellschaft). 
Was dabei welcher Logik unterliegt, bestimmt zu einem nicht unerheblichen Teil 
das Konfliktpotential der bürgerlichen Gesellschaft. 

Eine solche Unterscheidung von doppelter Öffentlichkeit und doppelter Pri- 
vatheit ist wichtig auch für eine Theorie des Politischen. Archer differenziert 
in ihrem Ansatz zwischen ‘primary’ und ‘corporate agents’, zwischen kollektiv 
geteilten soziostrukturellen Positionierungen und deren Ausarbeitung zu poli- 
tisch-kollektiven Handlungseinheiten. ‘Corporate agents’ zeichnen sich dabei 
durch Organisation und Öffentlichkeitsbezug aus. Hier kann eine kritische 
Theorie des Politischen anknüpfen, ohne jedoch bei Foucault und auch 
Althusser allzu viel zu finden. Was die foucaultsche Machtanalytik aus der 
Perspektive kritischer Gesellschaftstheorie nach wie vor interessant erscheinen 
lässt, ist ihre Sichtbarmachung bestimmter Aspekte und Funktionsmechanis- 
men moderner Herrschaft. Das reflektiert auch der Kritikbegriff: de la Boeties 
‘servitude volontaire’ und Althussers “assujettissement” umwendend fasst Fou- 
cault Kritik als „Kunst der freiwilligen Unknechtschaft [Pinservitude volontai- 
re], der reflektierten Unfügsamkeit. In dem Spiel, das man die Politik der 
Wahrheit nennen könnte, hätte die Kritik die Funktion der Entunterwerfung 
[desassujettissement].“ (WK, 15) 


Siglen der Werke Foucaults 


A = Die Anormalen. Vorlesung am College de France (1974-75), Ffm. 2003 

AW = Archäologie des Wissens, Ffm. 1994 

DEI = Dits et Ecrits. Schriften, Band I, 1954-1969, Ffm. 2001 

DE II = Dits et Ecrits. Schriften, Band II, 1970-1975, Ffm. 2002 

DE III = Dits et Ecrits. Schriften, Band III, 1976-1979, Ffm. 2003 

DE IV = Dits et Ecrits. Schriften, Band IV, 1980-1988, Ffm. 2005 

GB = Die Geburt der Biopolitik. Vorlesung am College de France (1978-79), Ffm. 2004 

STB = Sicherheit, Territorium, Bevölkerung. Vorlesung am College de France (1977-78), Ffm. 
2004 

ÜS = Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses, Ffm. 1998 

VG = In Verteidigung der Gesellschaft. Vorlesungen am College de France (1975-76), Ffm. 2001 

WK = Was ist Kritik?, Berlin 1992 

WW = Der Wille zum Wissen. Sexualität und Wahrheit 1, Ffm. 2003 [korrigierte Auflage] 
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